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Mehr als ein Dritttheil des monatlichen Dienstgenusses oder der an die Stelle desselben getretenen Wartegelder 
darf ein Lehrer vor der Verfallzeit weder freiwillig abtreten, noch darf den Gläubigern desselben durch Ver-
kümmerung oder Hilfsvollstreckung ein Recht auf ein Mehreres eingeräumt werden; vielmehr ist beides, soweit 
es diese Anordnung überschreitet, für nichtig zu achten. 
 

§ 23. 
d) Umzugskosten. 

 
 (1) Bei Versetzung an einen anderen Wohnort sind Umzugskosten zu vergüten, wenn die Versetzung 
nicht lediglich auf den Antrag des Versetzten erfolgt. 
 (2) Die Vergütung für Umzugskosten ist nach den eintretenden besonderen Verhältnissen auf ein 
Zehntheil bis ein Fünftheil des jährlichen neuen Diensteinkommens zu bestimmen. 
 (3) Ein Lehrer, welcher seine Stelle früher als zwei Jahre nach deren Übernahme wieder verläßt, hat 
auf Verlangen der Collaturbehörde die empfangene Umzugsentschädigung zurückzuerstatten. 
 

§ 24. 
e) Urlaub. 

 
 (1) Bei der auf länger als einen Monat während des Jahres außerhalb der Ferien nachgesuchten Beur-
laubung tritt für den zweiten Monat ein Abzug der Hälfte des monatlichen Gehalts ein; für die weitere Ur-
laubszeit kann, nach dem Ermessen der Anstellungsbehörde, nach Befinden die Einziehung des ganzen Ge-
halts auf die Dauer der Urlaubszeit verfügt werden. 
 (2) Ausgenommen hiervon ist der Fall, wenn der Urlaub zur Herstellung der Gesundheit erweislich 
nothwendig war, oder wenn die Abwesenheit des Lehrers auf der Theilnahme am Reichstage, an der Ständever-
sammlung, an der evangelisch-lutherischen Landessynode oder auf der Einberufung zum Militärdienste beruht. 
 (3) Ein Lehrer, welcher sich ohne den vorschriftsmäßigen Urlaube von seinem Amte entfernt, oder 
den ertheilten Urlaub überschreitet, ist, wenn ihm nicht besondere Entschuldigungen zur Seite stehen, für die 
Zeit der unerlaubten Entfernung seines Diensteinkommens verlustig. 
 

§ 25. 
f) Pensionsberechtigung. Gnadengenuß. 

 
 (1) Die wegen unverschuldeter Dienstunfähigkeit oder hohen Lebensalters in den Ruhestand tretenden 
Lehrer haben Anspruch auf die gesetzlich geordnete Pension aus der allgemeinen Lehrerpensionscasse, inso-
weit ihnen dieser Anspruch nicht ausdrücklich durch das Gesetz abgesprochen ist. 
 (2) Unter der gleichen Voraussetzung kommen ihren Wittwen und Waisen noch zwei Monate lang die 
Einkünfte der Stelle, beziehentlich die Benutzung der Dienstwohnung oder die Pension des Verstorbenen als 
Gnadengenuß zu; ebenso haben dieselben Anspruch auf die geordnete Wittwen- und Waisen-Pension. 
 (3) In Betreff der Lehrer des Vitzthumschen Gymnasiums, welche diese Pensionen auf Grund statuta-
rischer Bestimmungen aus den Mitteln der Stiftung selbst erhalten, hat das Ministerium dafür zu sorgen, daß 
die Höhe der ihnen zu gewährenden Pensionen nicht unter das allgemein gesetzliche Maß herabsinkt. 
 

§ 26. 
g) Schulgeldbefreiung. 

 
Kinder von Lehrern genießen in derjenigen Anstalt, in welcher diese angestellt, oder bis zum Tode, beziehent-
lich bis zur Pensionierung angestellt gewesen sind, Befreiung vom Schulgelde, sowie von Aufnahme- und Ab-
gangsgebühren. 
 

§ 27. 



25 

Obliegenheiten der Lehrer.  
a) Behandlung der Lehrgegenstände. 

 
Rücksichtlich der Behandlung der Lehrgegenstände und der Vertheilung des Lehrstoffs sind die Lehrer an die 
von der obersten Schulbehörde gegebenen allgemeinen Vorschriften, sowie an die von dem Direcor ertheilten 
besonderen Anordnungen gebunden. 

 
§ 28. 

b) Lehrstundenzahl. 
 

 (1) Insoweit in diesem Gesetze nichts Anderes bestimmt ist, sind die Directoren bis zu 14 Unterrichts-
stunden in der Woche, die ordentlichen und provisorischen Oberlehrer bis zu 24 Stunden, die Fachlehrer für 
Gesang, Turnen, Zeichnen und Schreiben bis zu 28 Stunden verpflichtet. 
 (2) Die Directoren sind ermächtigt, diese vorschriftsmäßige Zahl der wöchentlichen Unterrichtsstun-
den unter Berücksichtigung der Schwierigkeit des Lehrgegenstandes, der Zahl der Schüler, der Menge der Cor-
recturen oder des Alters eines Lehrers angemessen zu vermindern. 
 

§ 29. 
c) Gegenseitige Vertretung. Verbot von Nebengeschäften. 

 
 (1) Die Lehrer einer Anstalt sind in Nothfällen, z. B. in Fällen der Erkrankung oder sonst gerechtfer-
tigter Behinderung eines Lehrers oder bei kürzeren Vacanzen durch entsprechende Mehrübernahme von Un-
terrichtsstunden in der Regel ohne Entschädigung zu gegenseitiger Vertretung verpflichtet und zwar nach An-
ordnung des Directors, welcher für möglichst gleichmäßige Vertheilung der Lasten der Stellvertretung unter die 
einzelnen Lehrer zu sorgen hat. Falls die Dauer der Vertretung sechs Wochen übersteigt, ist dem vertretenden 
Lehrer ein angemessenes Honorar aus der Schulkasse für jede weitere Vertretungsstunde zu gewähren. 
 (2) Zur Übernahme von Unterricht an anderen Schulanstalten oder einer anderen Nebenbeschäftigung, 
mit welcher eine Remuneration verbunden ist, sowie zu Betreibung eines Gewerbs bedarf es der Genehmigung 
der nächsten Aufsichtsbehörde und da, wo diese nicht durch die oberste Schulbehörde gebildet wird, auch der 
Genehmigung der letzteren. 
 (3) Dieselbe Genehmigung ist zu der Übernahme einer Stelle in dem Vorstande, dem Verwaltungs- 
oder dem Aufsichtsrathe einer jeden auf Erwerb gerichteten Gesellschaft erforderlich. Sie darf nicht ertheilt 
werden, dafern diese Stelle mittelbar oder unmittelbar mit einer Remuneration verbunden ist. 
 (4) Die ertheilte Genehmigung ist jederzeit widerruflich. 
 (5) Auf Lehrer, welche in Wartegeld stehen, finden diese Bestimmungen nicht Anwendung. Sie treten 
jedoch in Kraft, sobald ein Wartegeldempfänger wieder in den activen Dienst eintritt. 
 

§ 30. 
d) Verbot eigenmächtigen Verlassens der Stelle. 

 
Kein Lehrer darf, im Falle der Berufung zu einer anderen Stelle oder der Amtsniederlegung, ohne Genehmi-
gung der Collaturbehörde zu einem anderen Zeitpunkte, als am Schlusse des Schulsemesters, und auch dann 
nur nach vorausgegangener dreimonatlicher Aufkündigung, aus seinem Amte treten. 
 

§ 31. 
Ungesuchte Versetzung in eine andere Stelle. 

 
 (1) Jeder Lehrer kann von der obersten Schulbehörde aus administrativen, das Interesse der Schulan-
stalt betreffenden Rücksichten oder in Folge organischer Einrichtungen in eine andere Lehrstelle, welche sei-
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nen Fähigkeiten entspricht, versetzt werden; es darf ihm jedoch sein bisher bezogenes Amtseinkommen nicht 
verkürzt werden. 
 (2) Bei Lehrern an den in § 4, Abs. 4 bezeichneten Anstalten kann eine solche Versetzung nur nach 
vorgängiger Begutachtung von Seiten der nächsten Aufsichtsbehörde und nach Gehör des Collators erfolgen. 

 
§ 32. 

Ungesuchte Versetzung in Wartegeld. 
 

 (1) Die Bestimmungen, welche das Gesetz, die Verhältnisse der Civilstaatsdiener betreffend, vom 7. 
März 1835, § 19 (Seite 177 fg. des Gesetz- und Verordnungsblattes vom Jahre 1835) und das Gesetz, einige 
Abänderungen der gesetzlichen Bestimmungen über die Verhältnisse der Civilstaatsdiener betreffend, vom 3. 
Juni 1876, § 8 (Seite 240 fg. des Gesetz- und Verordnungsblattes vom Jahre 1876), über die ungesuchte Verset-
zung von Staatsdienern in Wartegeld enthalten, gelten auch für Lehrer. 
 (2) Die in dieser Beziehung erforderlichen Entschließungen erfolgen jedoch nur durch die oberste 
Schulbehörde. 
 (3) Wider Lehrer an Anstalten nicht Königlicher Collatur (§ 4, Abs. 3 und 4) kann eine Versetzung in 
Wartegeld nach dem angezogenen § 19 des Gesetzes vom 7. März 1835 nur nach vorgängiger Begutachtung 
von Seiten der nächsten Aufsichtsbehörde und nach Gehör des Collators verfügt werden. Lehrer an diesen 
Anstalten sind nach Maßgabe desselben § 19, Abs. 4 auch zur Übernahme einzelner Aufträge der Collaturbe-
hörde verbunden. 

 
§ 33. 

Ungesuchte Pensionierung. 
 

 (1) Ein Lehrer, welcher durch ein körperliches Gebrechen oder wegen Schwäche seiner körperlichen 
oder geistigen Kräfte zur Erfüllung seiner Amtspflicht dauernd unfähig geworden ist, kann, sofern er über-
haupt pensionsberechtigt ist und um seine Versetzung in den Ruhestand nicht selbst nachsucht, auch gegen 
seinen Willen in den Ruhestand versetzt werden. 
 (2) Die in dieser Beziehung für Staatsdiener geltenden gesetzlichen Bestimmungen (Gesetz, einige 
Abänderungen der gesetzlichen Bestimmungen über die Verhältnisse der Civilstaatsdiener betreffend, vom 3. 
Juni 1876, § 11, Abs. 2, §§ 12 und 13) kommen auch hier zur Anwendung. 
 (3) Über die Versetzung in Ruhestand nach Abs. 1 beschließt die oberste Schulbehörde, im Falle erho-
bener Einwendung das Gesammtministerium. 
 

§ 34. 
Disciplinarbestimmungen. 

 
Das Gesetz, einige Abänderungen der gesetzlichen Bestimmungen über die Verhältnisse der Civilstaatsdiener 
betreffend, vom 3. Juni 1876, §§ 15 bis mit 37 und 47, gilt auch für Lehrer mit der Maßgabe: 
 

a.  
zu § 18, Abs. 1. 

 
Die Verfügung einer Disciplinarstrafe der in § 16 unter 1 und 2 gedachten Art steht der obersten Schulbehörde, 
die Ertheilung eines Verweises (§ 16 unter 1) auch der nächsten Aufsichtsbehörde, sowie dem Director der 
betreffenden Anstalt zu. 
 

b.  
zu § 19, Abs. 2, §§ 24 und 28. 
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Die hier für Staatsdiener geordneten Disciplinargerichte erkennen auch über die Dienstentlassung eines Lehrers. 
 

c.  
zu § 31. 

 
Das zu Ausführung der Erkenntnisse der Disciplinarkammer und des Disciplinarhofs Erforderliche verfügt die 
oberste Schulbehörde. 
 

d.  
zu § 37. 

 
Die zeitweilige Enthebung vom Amte wird von der obersten Schulbehörde verfügt. Doch kann, wenn Gefahr 
im Verzuge ist, unter den Voraussetzungen dieses Paragraphen, einem Lehrer auch von der nächsten Auf-
sichtsbehörde, sowie von dem Director der betreffenden Anstalt die Ausübung der Amtsverrichtungen vorläu-
fig untersagt werden; es ist aber darüber sofort an die oberste Schulbehörde zu berichten. Eine Kürzung des 
Diensteinkommens hat diese Untersagung nicht zur Folge. 
 

e. 
 

Die rechtskräftige Verurtheilung eines Lehrers zu Zuchthausstrafe oder dem Verluste der bürgerlichen Ehren-
rechte oder dem Verluste der Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Ämter hat den Verlust des Amtes, des mit 
dem Amte verbundenen Einkommens, Titels und Ranges und des Anspruchs auf Pension von Rechtswegen 
zur Folge. 
 

§ 35. 
Privatlehranstalten mit höheren Unterrichtszielen. 

 
 (1) Zur Errichtung oder Umgestaltung einer Privatlehranstalt, welche sich das Ziel einer der in § 1 
genannten höheren Unterrichtsanstalt steckt, bedarf es einer Concession, welche nur von dem Ministerium des 
Cultus und öffentlichen Unterrichts ertheilt werden kann. 
 (2) Diese Concession ist eine persönliche und widerrufliche und soll nur auf den Nachweis gegebene 
werden, daß der Nachsuchende, 

a)  akademische Bildung besitzt und vor einer wissenschaftlichen Prüfungscommission die 
Candidatur des höheren Schulamts erlangt hat; 

b)  das Alter von 30 Jahren erreicht hat und wenigstens fünf Jahre als Lehrerthätig gewesen ist, 
und 

c)  daß gegen die sittliche Würdigkeit desselben gegründete Bedenken nicht vorliegen. 
 (3) Jeder Director einer solchen Anstalt ist verpflichtet, vor Begründung oder Umgestaltung derselben 
der obersten Schulbehörde einen vollständigen Unterrichtsplan vorzulegen, alljährlich bei Beginn des Unter-
richtsjahrs ein Lections-, Lehrer- und ein Schülerverzeichnis einzureichen und vor Annahme irgend eines Leh-
rers durch Vorlegung seiner Prüfungs- und Sittenzeugnisse die Qualification desselben zur Unterrichtserthei-
lung nachzuweisen. 
 (4) Als nächste Aufsichtsbehörde für jede derartige Anstalt und zur Vermittlung des Geschäftsver-
kehrs bestellt die oberste Schulbehörde eine Commission von zwei Mitgliedern, von welchen in der Regel das 
eine juristische und das andere fachmännische Bildung besitzt. 
 

Besondere Bestimmungen. 
 

I.  
Gymnasien. 
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§ 36. 

Aufgabe. 
 

Aufgabe der Gymnasien ist, zum selbstständigen Studium der Wissenschaften durch allseitige humanistische, 
insbesondere altclassische Bildung in formeller und materieller Beziehung vorzubereiten  

 
§ 37. 

Gegenstände des Unterrichts. 
 

 (1) Die Lehrgegenstände theilen sich in 
1. wissenschaftliche Fächer, 

unter welchen Religion, die deutsche, lateinische, griechische, französische, beziehentlich die hebräische Spra-
che, philosophische Propädeutik in Verbindung mit dem deutschen Unterricht, Zahlenrechnen, Mathematik, 
Physik, Naturbeschreibung, Geographie und Geschichte und in 

2. Künste und Fertigkeiten, 
worunter Zeichnen, Schönschreiben, Gesang und Turnen inbegriffen sind. 
 (2) Der Unterricht im Zeichnen ist nur für die Classen Sexta und Quinta, der Unterricht in der hebräi-
schen Sprache nur für Diejenigen, welche Theologie zu studiren beabsichtigen, obligatorisch. 
 (3) Ebenso soll, soweit thunlich, für die Schüler der drei Mittelclassen, welche davon Gebrauch zu 
machen wünschen, Gelegenheit zur unentgeltlichen Erlernung der Stenographie geboten werden. 

 
§ 38. 

Vertheilung des Unterrichtsstoffes. 
 

 (1) Die Vertheilung des Unterrichtsstoffs auf die einzelnen Classen und die Lehrziele in den einzelnen 
Unterrichtsgegenständen überhaupt, sowie die hiernach erforderliche Anzahl von Lehrkräften wird von der 
obersten Schulbehörde, beziehentlich unter Berücksichtigung der betreffenden Vereinbarungen der deutschen 
Regierungen geregelt. 
 (2) Die Stundenzahl in einer Classe darf, ohne Berücksichtigung des Unterrichts in der hebräischen 
Sprache, in der Stenographie, im Zeichnen und im Gesange, über 32 wöchentlich nicht ansteigen. 

 
§ 39. 

Classenzahl. Lebensalter. 
 

 (1) Jedes Gymnasium besteht aus neun Classen,  
  aus drei Unterclassen: Sexta, Quinta, Quarta; 
  drei Mittelclassen: Untertertia, Obertertia, Untersecunda; 
  und drei Oberklassen: Obersecunda, Unterprima und Oberprima. 
 (2) Nur die beiden Fürsten- und Landesschulen zu Meißen und Grimma sind auf die Mittel- und 
Oberclassen beschränkt. Diese nehmen aber ihre Zöglinge nicht vor dem erfüllten dreizehnten Lebensjahre auf 
und fordern von den Neueintretenden, daß sie in allen Unterrichtsfächern das Pensum der drei Unterclassen 
eines Gymnasiums bereits absolvirt haben. 
 (3) Dagegen genügt zur Aufnahme in die unterste Classe eines Gymnasiums das erfüllte neunte Le-
bensjahr. 
 

§ 40. 
Entlassung von Alumnen auf Fürstenschulen. 
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Zur Entlassung eines Zöglings einer der beiden Fürstenschulen, welcher sich im Alumnate befindet, ist in je-
dem Falle die Genehmigung der obersten Schulbehörde erforderlich. 
 

§ 41. 
Unterrichtsstunden der Lehrer an Fürstenschulen. 

 
Bei den beiden Fürstenschulen kann die Zahl der Lehrstunden für den Rector auf wöchentlich 12 Stunden, für 
die übrigen Lehrer auf wöchentlich 18 Stunden herabgesetzt werden. 
 

§ 42. 
Reifeprüfung. 

 
Der Gymnasialcursus wird mit einer Reifeprüfung abgeschlossen. Das Bestehen dieser Prüfung verleiht das 
unbeschränkte Recht zu akademischen Studien, sowie zum Eintritt in alle höheren Fachlehranstalten des Lan-
des. Die Einrichtung der Reifeprüfung bestimmt die oberste Schulbehörde unter Berücksichtigung der Verein-
barungen zwischen den Regierungen des Deutschen Reiches. 
 

II.  
Realschulen I. Ordnung. 

 
§ 43. 

Aufgabe. 
 

Die Realschulen I. Ordnung haben, wie die Gymnasien, die Aufgabe, die männliche Jugend zu einer höheren 
allgemeinen Bildung zu führen, sie gründen aber dieselbe vorzugsweise auf Unterricht in den modernen Spra-
chen, sowie auf Mathematik und Naturwissenschaften. 
 

§ 44. 
Gegenstände des Unterrichts. 

 
 (1) Die Lehrgegenstände theilen sich in 

1. wissenschaftliche Fächer, 
welche die deutsche, lateinische, französische und englische Sprache, Religion, Geschichte, politische, mathe-
matische und physische Geographie, Naturbeschreibung (Mineralogie, Botanik, Zoologie) und Naturlehre 
(Physik, Chemie), Zahlenrechnen, Mathematik (Algebra, Geometrie); 

2. und in Künste und Fertigkeiten, 
welche Schreiben, Zeichnen, Singen und Turnen in sich begreifen. 
 (2) Außerdem soll womöglich für Schüler der Tertia, sowie der Unter- und Obersecunda, welche da-
von Gebrauch machen wollen, Gelegenheit zur unentgeltlichen Erlernung der Stenographie geboten werden. 
 

§ 45. 
Vertheilung des Unterrichtsstoffs. 

 
 (1) Die Vertheilung des Unterrichtsstoffs auf die einzelnen Classen und die Bestimmung der Lehrziele 
in den einzelnen Unterrichtsgegenständen für die Realschulen bestimmt die oberste Schulbehörde. 
 (2) Die Stundenzahl in einer Classe darf, ohne Berücksichtigung des Unterrichts in der Stenographie, 
im Turnen und Gesang, über 34 wöchentlichen nicht ansteigen. 
 

§ 46. 
Classenzahl. Aufnahmeerforderniß. 
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 (1) Jede Realschule I. Ordnung besteht aus acht aufsteigenden Classen. Sie führen die Namen Sexta, 
Quinta, Quarta, Tertia, Untersecunda, Obersecunda, Unterprima, Oberprima. 
 (2) Die Aufnahme in die unterste Classe darf nicht vor dem erfüllten zehnten Lebensjahre geschehen. 
 

§ 47. 
Reifeprüfung. 

 
 (1) Der Unterrichtscursus schließt mit einer Reifeprüfung ab. 
 (2) Über die Einrichtung dieser Prüfung trifft die oberste Schulbehörde Bestimmung.  
 (3) Das in dieser Prüfung erworbene Zeugniß gewährt das Recht zu Studien an allen höheren Fach-
schulen des Landes und zum Besuche der Universität, um daselbst Mathematik und Naturwissenschaften, so-
wie Pädagogik in Verbindung mit modernen Sprachen zu studiren. 
 

III.  
Realschulen II. Ordnung. 

 
§ 48. 

Aufgabe. 
 

Die Realschulen II. Ordnung sind Unterrichtsanstalten für die männliche Jugend mit gleichen Bildungsmitteln, 
wie die Realschulen I. Ordnung. Das Unterrichtsziel ihrer ersten Classe entspricht jedoch im Wesentlichen nur 
demjenigen der Secunda der Realschulen I. Ordnung (vergl. § 52). 
 

§ 49. 
Gemeindeanstalten. Wirkung der Staatsunterstützung. 

 
 (1) Die Realschulen II. Ordnung sind Gemeindeanstalten, welche in Betreff der Mittel zu ihrer Be-
gründung und Unterhaltung zunächst an die Einnahme der Anstalt selbst und an die Zuschüsse der Gemeinde 
gewiesen sind. 
 (2) Genießen Realschulen II. Ordnung Staatsunterstützungen, so kommt die Besetzung der Stelle des 
Directors und des ersten Oberlehrers der obersten Schulbehörde zu, dafern nicht derselben in Betreff der Stel-
lenbesetzung bereits weiter gehende Befugnisse eingeräumt worden sind. 
 

§ 50. 
Classenzahl. Aufnahmerforderniß. 

 
 (1) Die Realschulen II. Ordnung, welche ihre Schüler ganz in demselben Lebensalter und unter den-
selben Anforderungen an deren Vorbildung, wie die Realschule I. Ordnung, aufnimmt (vergl. § 46), baut sich 
aus fünf Classen auf, welche als fünfte, vierte, dritte, zweite und erste Classe zu bezeichnen sind. 
 (2) Für die erste Classe wird in der Regel ein zweijähriger Besuch erfordert und es bilden die Schüler 
des zweiten Jahres zwar eine besondere Abtheilung, es sollen aber beide Abtheilungen im Unterrichte vereinigt 
sein, so lange die Zahl der Schüler derselben nicht über 30 ansteigt (vergl. § 11). 
 

§ 51. 
Unterrichtsgegenstände. 

 
 (1) Die Realschulen II. Ordnung haben in der Hauptsache dieselben Lehrgegenstände, welche für die 
Realschulen I. Ordnung § 44 vorgeschrieben sind. 
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 (2) Die Schüler derselben sind aber nur zur Erlernung von zwei fremden Sprachen verpflichtet und es 
wird in denselben je nach dem örtlichen Bedürfnisse nur entweder in der lateinischen und französischen, oder 
in der französischen und englischen Sprache ein zur Theilnahme für alle Schüler verbindlicher Unterricht ert-
heilt. 
 

§ 52. 
Lehrziele. 

 
 (1) Die Lehrziele der Realschule I. Ordnung gelten auch für die Realschule II. Ordnung in der Weise, 
daß sie in den Classen V, IV, III und II für keinen Unterrichtsgegenstand tiefer gestellt werden dürfen, als in 
den ihnen entsprechenden Classen VI, V, IV und III der Realschulen II. Ordnung. 
 (2) Dagegen soll das Lehrziel der zweijährigen ersten Classe der Realschule II. Ordnung, welche der 
Secunda der Realschule I. Ordnung entspricht, namentlich in Mathematik und Naturwissenschaften nicht we-
sentlich höher, als für die Untersecunda der Realschule I. Ordnung gestellt, dafür aber in Geographie, Ge-
schichte, deutscher Literatur und in den fremden Sprachen so abgerundet werden, daß die Bildung der Schüler 
zu einem gewissen, in der Natur des Lehrgegenstands begründeten Abschlusse gelangt. 
 

§ 53. 
Qualification der Lehrer. 

 
 (1) Die Anstellung ausgezeichneter Volksschullehrer ohne akademische Bildung soll an den Realschu-
len II. Ordnung nicht unbedingt ausgeschlossen sein (vergl. § 18), doch dürfen in dem gesammten Lehrercolle-
gium, ordentliche und provisorische Oberlehrer zusammengerechnet, in der Regel nicht mehr als zwei Lehrer 
ohne akademische Bildung Anstellung finden. Dieselben sollen auch im Lehrercollegium nicht höher als bis in 
die zweite Oberlehrerstelle aufrücken. 
 (2) Für die Stelle des Directors und des ersten Oberlehrers ist akademische Bildung und der Abschluß 
derselben durch die Prüfung für das höhere Schulamt oder nach Befinden durch eine derselben gleichstehende 
Prüfung unerläßlich. 
 

§ 54. 
Stundenzahl. 

 
Die Directoren der Realschulen II. Ordnung sind bis zu 16 Stunden Unterricht wöchentlich verpflichtet (vergl. 
§ 28). 
 

§ 55. 
Reifeprüfung. 

 
Bei den Realschulen II. Ordnung tritt die schriftliche und mündliche Jahresprüfung der Oberclasse an die Stelle 
der Reifeprüfung. 
 

IV.  
Volksschullehrer-Seminare. 

 
§ 56. 

Aufgabe. 
 

Die Schullehrer-Seminare haben die Aufgabe, einen für den öffentlichen Schul- und Kirchschuldienst wohl 
vorbereiteten Lehrerstand auszubilden. 
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§ 57. 
Seminarcursus. Aufnahme. 

 
 (1) Der Unterricht wird in 6 aufsteigenden, bei dem Unterrichte von einander getrennten Classen un-
entgeltlich ertheilt. 
 (2) Keine dieser Classen soll in der Regel mehr als 25 Schüler zählen. 
 (3) Die regelmäßige Aufnahme neuer Schüler erfolgt nur einmal im Jahre nach Ostern. Der Aufzu-
nehmende soll mindestens das 13. Altersjahr vollendet haben und den Grad der Vorbildung nachweisen, wel-
chen ein zur Entlassung aus der mittleren Volksschule reife Schüler erreicht haben muß. 
 

§ 58. 
Gegenstände des Seminarunterrichts. 

 
 (1) Der Seminarunterricht umfaßt folgende Lehrfächer: 

Religion,  
Deutsche Sprache mit Einschluß der deutschen Literatur,  
Lateinische Sprache,  
Geographie,  
Geschichte,  
Naturwissenschaften,  

und zwar:  
Naturbeschreibung, 
(Mineralogie, Botanik, Zoologie, Anthropologie),  

und 
Naturlehre,  
(Physik und Anfänge der Chemie),  
Arithmetik,  
Geometrie,  
Pädagogik mit Einschluß der Katechetik, Psychologie und Logik,  
Musik,  
Schreiben,  
Zeichnen,  
Turnen. 

 (2) Die Theilnahme an diesen Lehrfächern ist obligatorisch, doch können Schüler der oberen fünf 
Classen bei bescheinigtem entschiedenen Mangel an musikalischer Befähigung oder auf Grund ärztlichen 
Zeugnisses von der Theilnahme am Musikunterrichte, wozu jedoch der Gesangunterricht insoweit nicht zu 
rechnen ist, durch den Director entbunden werden. 
 (3) Den Zöglingen der V., IV. und III. Classe wird facultativer Unterricht in der Stenographie ertheilt. 
 

§ 59. 
Lehrgang, Lehrziele, Stundenzahl einer Classe. 

 
 (1) Die Vertheilung des Unterrichtsstoffs auf die einzelnen Classen und die Lehrziele in den einzelnen 
Unterrichtsgegenständen bestimmt die oberste Schulbehörde. 
 (2) Die Stundenzahl in einer Classe darf, ungerechnet den Unterricht in der Musik und Stenographie, 
über 36 Stunden wöchentlich nicht ansteigen. 
 

§ 60. 
Seminarübungsschulen. 
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 (1) Mit jedem Seminar ist eine Seminarübungsschule verbunden, in welcher den Seminarzöglingen 
Gelegenheit zum Anhören von Musterlectionen und zu eigenen Versuchen in Ertheilung von Unterricht gebo-
ten wird. 
 (2) Dieselbe ist als mittlere Volksschule zu vier Classen, von denen in der Regel keine mehr als 24 
Kinder zählen soll, organisirt und steht unter der unmittelbaren Leitung des Seminardirectors. Der Unterricht 
in derselben wird theil von den Lehrern des Seminars, theils unter Aufsicht derselben von Zöglingen des Semi-
nars ertheilt.  
 (3) Von der Beaufsichtigung des Ortsschulvorstands und der Bezirksschulinspection (§§ 24 bis 35 des 
Gesetzes, das Volksschulwesen betreffend, vom 26. April 1873, Seite 365 fg. des Gesetz- und Verordnungsblat-
tes vom Jahre 1873) ist die Seminarübungsschule ausgenommen. 
 (4) Die Kinder der Seminarübungsschule, von denen ein mäßiges Schulgeld zu entrichten ist, werden 
auf Anmeldung ihrer Angehörigen von dem Seminardirector ausgewählt und sind durch ihren Eintritt von der 
Verpflichtung zum Besuche der Ortsschule befreit. 
 (5) Entgegenstehende Verträge sind sobald als möglich aufzulösen. 
 

§ 61. 
Internat. 

 
 (1) Den Seminarzöglingen wird im Seminargebäude, soweit die vorhandenen Wohn- und Schlafräume 
reichen, freie Wohnung, Heizung und Beleuchtung gewährt. 
 (2) Wo die Räumlichkeiten nur theilweise ausreichen, haben zunächst die Zöglinge der Mittel- und 
Unterclassen III bis VI darauf Anspruch. 
 (3) Zöglinge, deren Eltern am Seminarorte leben, sowie solche, denen eine nach dem Ermessen des 
Seminardirectors geeignete Wohnung außerhalb des Seminars beschafft wird, können außerhalb des Seminars 
wohnen. 
 

§ 62. 
Speisung. 

 
 (1) Für die im Seminargebäude wohnenden Zöglinge ist eine gemeinsame Verköstigung einzurichten. 
 (2) Ein dafür zu entrichtendes Kostgeld wird nach dem Selbstkostenpreise bestimmt, seine Höhe rich-
tet sich nach einer zwei Mal im Jahre erfolgenden Abschätzung. 
 (3) Die Speiseordnung für die Seminare wird von der obersten Schulbehörde aufgestellt. 
 

§ 63. 
Strafweise Entlassung von Beneficiaten. 

 
Zur strafweisen Entlassung von Seminarzöglingen, welche im Genusse von Stipendien und Freistellen stehen, 
ist die Genehmigung der obersten Schulbehörde erforderlich. 
 

§ 64. 
Qualification der Lehrer. 

 
 (1) An den Seminaren sollen in Rücksicht auf die praktischen Lehrübungen und das Bedürfniß der 
Seminarübungsschulen auch ausgezeichnete Volksschullehrer ohne akademische Bildung Verwendung und 
Anstellung finden (vergl. § 18). 
 (2) Doch darf die Zahl derselben den dritten Theil der Gesammtzahl der Lehrer des Seminars nicht 
übersteigen. 
 

§ 65. 
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Verpflichtungen derselben. 
 

 (1) Die ordentlichen und provisorischen Oberlehrer sind bis zu 26 Unterrichtsstunden wöchentlich 
verpflichtet. 
 (2) Die Überwachung des Internats hat zunächst der Seminardirector unter Beiziehung eines Hilfsleh-
rers zu besorgen, weshalb Beiden Wohnung im Seminargebäude anzuweisen ist. Doch sind auch die übrigen 
Seminarlehrer zur Mitwirkung bei der Beaufsichtigung des Internats verbunden. 
 

§ 66. 
Schulamtscandidaten-Prüfung. 

 
 (1) Den Seminarcursus beschließt die im § 17 des Gesetzes, das Volksschulwesen betreffend, vom 26. 
April 1873, angeordnete Schulamtscandidaten-Prüfung, deren Einrichtung von der obersten Schulbehörde 
bestimmt wird. 
 (2) Das Bestehen derselben verleiht das Recht zum Antritt von Hilfslehrerstellen im öffentlichen 
Schuldienste und zu privater Lehrthätigkeit innerhalb der Grenzen des Volksschulunterrichts. 
 

§ 67. 
Aufsichtsbehörden. 

 
 (1) Die Staats-Seminare stehen unter der unmittelbaren Leitung, Aufsicht und Verwaltung der obers-
ten Schulbehörde. 
 (2) Auf Grund particularer Rechte, besonderer Verträge und stiftungsmäßiger Bestimmungen bilden 
die nächste Aufsichtsbehörde und beziehentlich die Collaturbehörde: 
  für das landständige Seminar zu Bautzen: 

die aus landständigen Deputirten und Mitgliedern der Regierungsbehörde zusam-
mengesetzte Seminardeputation; 

  für das Freiherrlich von Fletchersche Seminar: 
   die bestätigten Administratoren; 
  für das Seminar zu Waldenburg: 
   das Gesammtconsistorium zu Glauchau; 
  für das katholische Seminar zu Bautzen: 
   das domstiftliche Consistorium daselbst. 
 (3) Die oberste Aufsicht über diese Anstalten übt das Ministerium des Cultus und öffentlichen Unter-
richts aus. 
 

V. 
Lehrerinnen-Seminare. 

 
§ 68. 

Lehrgegenstände. 
 

 (1) Der Unterricht in den Lehrerinnen-Seminaren umfaßt:  
Religion,  
Deutsche Sprache und Literatur,  
Französische Sprache und Literatur,  
Englische Sprache und Literatur,  
Geographie,  
Geschichte,  
Naturwissenschaften,  
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und zwar:  
Naturbeschreibung, 
(Mineralogie, Botanik, Zoologie, Anthropologie)  

und  
Naturlehre,  
(Elemente der Physik und Chemie), 
Arithmetik,  
Formen- und Raumlehre,  
Pädagogik mit Einschluß der Katechetik, Psychologie und Logik, 
 Musik,  
Zeichnen,  
Schreiben,  
Turnen,  
Nadelarbeiten,  
Stenographie. 

 (2) Der Unterricht in der englischen Sprache, im Clavierspiel, der Harmonielehre und Stenographie ist 
nicht obligatorisch. 
 

§ 69. 
Aufnahme. 

 
 (1) Die Aufnahme von Zöglingen erfolgt in der Regel nicht vor vollendetem 14. Lebensjahre und setzt 
eine Vorbildung voraus, wie solche im Durchschnitt die mittlere Volksschule gewährt. 
 (2) Der Unterricht wird in fünf aufsteigenden Classen ertheilt. 
 (3) Es kann jedoch eine Anstalt auch so organisirt werden, daß ein höheres Lebensalter zum Eintritt 
und demgemäß eine entsprechend höhere Vorbildung erfordert, dafür aber die Ausbildung in einer geringeren 
Anzahl von Jahrescursen zu Ende geführt wird 
 

§ 70. 
Vertheilung des Unterrichtsstoffs. 

 
 (1) Die Vertheilung des Unterrichtsstoffs auf die einzelnen Classen und die Lehrziele für die einzelnen 
Unterrichtsgegenstände bestimmt die oberste Schulbehörde. 
 (2) Die Schülerzahl einer Classe darf über 25 nicht ansteigen; keine Classe darf mehr als wöchentlich 
34 Unterrichtsstunden erhalten, wobei der Unterricht in facultativen Lehrfächern nicht in Betracht kommt. 
 

§ 71. 
Seminar-Übungsschule. 

 
Mit jedem Lehrerinnen-Seminar ist eine Mädchenschule als Seminar-Übungsschule zu verbinden, deren Ein-
richtung die oberste Schulbehörde bestimmt. 
 

§ 72. 
Lehrer und Lehrerinnen. 

 
Die Lehrer und ständigen Lehrerinnen an den Lehrerinnen-Seminaren haben dieselben Rechte und Pflichten, 
wie die Lehrer an den übrigen Seminaren. Die Stellung der nicht ständigen und fremdländischen Lehrerinnen 
wird von der obersten Schulbehörde besonders geregelt. 
 

§ 73. 
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Reifeprüfung. 
 

 (1) Der Cursus der Lehrerinnen-Seminare schließt mit einer Staatsprüfung ab, deren Erstehung zur 
öffentlichen und privaten Lehrthätigkeit nach den bestehenden gesetzlichen Bestimmungen befähigt. 
 (2) Die näheren Bestimmungen über Einrichtung dieser Prüfung, zu deren Erstehung keine Aspirantin 
vor vollendetem 18. Lebensjahre zuzulassen ist, trifft die oberste Schulbehörde. 
 

§ 74. 
Analog anzuwendende Bestimmungen. 

 
Außerdem leiden, soweit die Verhältnisse dies gestatten, die in § 60, Abs. 3, 4 und 5, in §§ 62, 63, 64, 65 und 66, 
sowie in § 67, Abs. 1 getroffenen Bestimmungen auch auf die Lehrerinnen-Seminare Anwendung. 
 

§ 75. 
 (1) Alle mit diesem Gesetze nicht im Einklange stehenden Bestimmungen werden hiermit aufgehoben. 
 (2) In den der Ausführung durch die oberste Schulbehörde unterliegenden Punkten bleiben bis zum 
Erlasse neuer Bestimmungen die bestehenden Regulative und Ordnungen in Geltung. 
 (3) Unser Ministerium des Cultus und öffentlichen Unterrichts ist mit der Ausführung des gegenwärti-
gen Gesetzes beauftragt, und hat den Zeitpunkt zu bestimmen, mit welchem dasselbe in Wirksamkeit tritt. 
 (4) Zu dessen Beurkundung haben Wir dieses Gesetz eigenhändig vollzogen und Unser Königliches 
Siegel beidrucken lassen. 
 
 
Quelle: Gesetz- und Verordnungsblatt, 1876, S. 317-335. 
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Dokument 2 Ausführungsverordnung zum Gesetz über die Gymnasien, Realschulen und Semi-
nare vom 22. August 1876 (vom 29. Januar 1877) 

 
§ 1. 

Zu §§ 4-8 und § 67 des Gesetzes. 
 

 (1) Die Verordnung, die Verhältnisse der Behörden für die städtischen Gymnasien s. w. d. a. betref-
fend, vom 21. März 1835 (Seite 206 fg. des Gesetz- und Verordnungsblattes vom Jahre 1835), die Verordnung 
wegen Erlassung eines Nachtrags zu der Verordnung vom 21. März 1835, die Verhältnisse der Behörden für 
die städtischen Gymnasien s. w. d. a. betreffend, vom 2. Januar 1862 (Seite 3 fg. des Gesetz- und Verordnungs-
blattes vom Jahre 1862) und die Verordnung, die Behörden für die höheren Unterrichtsanstalten betreffend, 
vom 28. August 1874 (Seite 226 fg. des Gesetz- und Verordnungsblattes vom Jahre 1874), die erstere, soweit 
dieselbe nach der Verordnung vom 28. August 1874 noch in Kraft besteht, werden aufgehoben. 
 (2) An deren Stelle treten die Bestimmungen in §§4 bis 8 und 67 des Gesetzes. 
 

§ 2. 
Zu § 5, al. 4 und 5 des Gesetzes. 

 
Auch wenn zur Unterhaltung der Anstalten ein Staatszuschuß nicht gewährt wird, ist jede Feststellung oder 
Veränderung von Schulgeldsätzen, bevor sie in Kraft tritt, der obersten Schulbehörde, was Stiftungsanstalten 
betrifft, zur Prüfung vom Standpunkte der Stiftungsaufsicht, anzuzeigen. 
 

§ 3. 
Zu § 9, al. 1 des Gesetzes. 

 
 (1) Die unmittelbare Leitung der Anstalt durch den Director umfaßt Lehrende und Lernende, Erzie-
hung und Unterricht. 
 (2) Im Einzelnen ergeben sich die Befugnisse und Verpflichtungen des Directors, soweit solche einer 
ausdrücklichen Feststellung bedürfen, aus dem Gesetze, gegenwärtiger Verordnung und den mit dieser Ver-
ordnung publicirten Lehr- und Prüfungs-, beziehentlich Seminar-Ordnungen. 
 (3) Hier ist hervorzuheben: Der Director 

1.  führt die an ihn ergehenden Anordnungen der vorgesetzten Behörde aus und erstattet an sie 
die erforderlichen Berichte, 

2.  entwirft nach Anhörung des Lehrercollegiums die Lectionspläne und sorgt für deren recht-
zeitige Einsendung zur Genehmigung, 

3.  beruft und leitet die Lehrer-, wie die von Zeit zu Zeit zu haltenden Fachconferenzen und 
sorgt in diesen Conferenzen, wie in wiederholten Classenrevisionen für die einheitliche Zu-
sammenfassung der Thätigkeit aller Lehrer, 

4.  nimmt die Anmeldungen zur Aufnahme und zum Abgange von Schülern entgegen, führt die 
Aufsicht über das gesammte Schuleigenthum: die Schulgebäude, das Schulinventar, die 
Schulbibliothek, dafern nicht für diese besondere Bibliothekare angestellt sind, die Lehrmit-
tel und Sammlungen für Unterrichtszwecke, wobei ihm jedoch gestattet ist, unter seiner 
Oberaufsicht und Verantwortung in der speciellen Aufsicht über Bibliothek, Lehrmittel und 
Sammlungen durch einzelne, hierzu geeignete Lehrer sich vertreten zu lassen, 

5.  hat die Repositur der Schulacten, worin alle eingehenden Verordnungen und amtlichen Zu-
fertigungen, die Concepte der von ihm erstatteten Anzeigen und Berichte, die Conferenzpro-
tokolle, die Schülerverzeichnisse, die halbjährigen und Abgangscensuren, die über die Ab-
gangsprüfungen geführten Protokolle und die Schulnachrichten aufzubewahren sind,  

6.  führt das Schulsiegel. 
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§ 4. 
Zu § 9, al. 2 des Gesetzes. 

 
 (1) Zur Vertheilung der Classenordinariate, sowie zu Änderungen in  der getroffenen und besthätigten 
Vertheilung derselben ist die Genehmigung der obersten Schulbehörde erforderlich. 
 (2) Zum Ordinarius der Classe (Classenvorsteher) wird in der Regel derjenige Lehrer zu bestellen sein, 
welcher in derselben vorzugsweise beschäftigt ist und den hauptsächlichsten Unterricht ertheilt. 
 (3) Demselben liegt zunächst die Aufsicht über Fleiß und Betragen der Schüler sein Classe ob. 
 (4) Insbesondere hat derselbe durch Vereinbarung mit den übrigen in der Classe unterrichtenden Leh-
rer dafür zu sorgen, daß die Aufgaben zu häuslichen Schularbeiten das zulässige Maß nicht überschreiten und 
auf die einzelnen Wochentage möglichst gleichmäßig sich vertheilen. Den einzelnen Anstalten bleibt überlassen, 
zur besseren Controle hierüber für jede Classe einen Arbeitsplan festzustellen und in derselben aushängen zu 
lassen. 
 (5) Der Ordinarius führt die Versäumnistabelle und das Lectionsbuch der Classe (Classenbuch) und ist 
für die ordnungsmäßigen Einträge seiten aller in der Classe beschäftigten Lehrer verantwortlich. 
 

§ 5. 
Zu § 9, al. 3 des Gesetzes. 

 
 (1) Die Lehrerconferenz hat als ihre hauptsächlichste Aufgabe anzusehen: Förderung einheitlicher 
Thätigkeit durch gegenseitige Anregung, Mittheilung und Besprechung; sodann Berathung und Beschlußfas-
sung über wichtige Angelegenheiten und Vorkommnisse der Schule, endlich Erledigung der höheren Orts ihr 
zugewiesenen Geschäfte. 
 (2) Nichtständige Lehrer (Hilfs-, Probe- und bez. Fachlehrer) sind zwar in der Regel zu den Bespre-
chungen und Berathungen der Conferenz zuzuziehen, haben aber kein Stimmrecht. 
 (3) Die Lehrerconferenz versammelt sich allmonatlich einmal, nach Bedürfniß öfter, in außerordentli-
chen Fällen sogleich. 
 (4) Über die Verhandlungen und Beschlüsse derselben ist jedesmal Protocoll aufzunehmen, 
 (5) Der Director ist nicht genöthigt, gegen seine Ansicht durch Stimmenmehrheit gefaßte Beschlüsse 
ohne vorher eingeholte Entscheidung der höheren Behörde auszuführen. 
 (6) In Betreff der am Schlusse jeder Woche an den beiden Fürsten- und Landesschulen zu Meißen und 
Grimma abzuhaltenden Synoden bewendet es bei den bisherigen Einrichtungen. 
 

§ 6. 
Zu § 10, al. 1, § 12, § 38, al. 1, §§ 42, 47, 52, 55, 59 und 71 des Gesetzes. 

 
Die näheren Bestimmungen über Lehrordnung und Schulprüfungen sind enthalten: 

1.  für die Gymnasien in der Lehr- und Prüfungsordnung für die Gymnasien, Beilage A, 
2.  für die Realschulen I. Ordnung in der Lehr- und Prüfungsordnung für die Realschulen I. Ordnung, 

Beilage B, 
3.  für die Realschulen II. Ordnung in der Lehr- und Prüfungsordnung für die Realschulen II. Ord-

nung, Beilage C, 
4.  für die Volksschullehrer-Seminare in der Seminarordnung für die Volksschullehrer-Seminare, Beila-

ge D, 
5.  für die Lehrerinnen-Seminare in der Seminarordnung für die Lehrerinnen-Seminare, Beilage E, 
6. die näheren Bestimmungen speciell über Lehrordnung in den Abschnitten A, die über Aufnahme, 

Aufnahmeprüfung, Semestral-, Jahres- und zu A und B Reifeprüfungen in den Abschnitten B die-
ser Beilagen. 

 
§ 7. 
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Zu § 10, al. 2 des Gesetzes. 
 

Schüler, in deren Bekenntnisse an der von ihnen besuchten Anstalt Religionsunterricht nicht ertheilt wird, sind 
von dem Religionsunterrichte durch den Director (Rector) zu dispensiren, sofern sie das 14. Lebenjahr vollen-
det haben, oder doch von ihnen der Nachweis beigebracht wird, daß für ihren Religionsunterricht möglichst 
gesorgt ist 

 
§ 8. 

Zu § 10, al. 2, § 37, Nr. 2, § 44, Nr. 2, § 51, al. 1 des Gesetzes. 
 

Von der Theilnahme am Gesange und Turnen, welche zwar zu den obligatorischen, nicht aber zu den wissen-
schaftlichen Unterrichtsgegenständen gehören, kann der Director auf Grund ärztlichen Zeugnisses Dispensati-
on ertheilen. 
 

§ 9. 
Zu § 13 des Gesetzes. 

 
 (1) Die Zusammenstellung erfolgt durch die Lehrerconferenz unter Mitwirkung der Schulcommission, 
beziehentlich Aufsichts- oder Collaturbehörde. 
 (2) Jedem Schüler ist bei seiner Aufnahme ein Exemplar auszuhändigen. 
 

§ 10. 
Zu § 14 des Gesetzes. 

 
 (1) Schulstrafen sind: 

1.  Verweis, 
2.  Anweisung eines besonderen Platzes während der Lehrstunde bei Schülern der Unterclassen, 
3.  Aufgabe einer häuslichen Strafarbeit, 
4.  Schularrest (nicht Carcer und nicht über die Dauer einer Stunde) mit zweckmäßiger Beschäf-

tigung (unter Aufsicht), 
5.  Verweis vor der versammelten Classe, 
6.  Carcerstrafe bis zu zwei Stunden, 
7.  Vorhalt und Verweis vor der Conferenz, 
8.  Androhung der Entlassung (Dimission), 
9.  Entfernung von einem Ehrenamte in der Classe und damit verbundene Degradation, 
10. Entziehung von Beneficien, besonders solcher, welche die Conferenc verleiht, z. B. Schul-

gelderlaß, Stipendien etc., 
11. Carcerstrafe über zwei Stunden mit oder ohne Carene, 
12. Entlassung (Dimission). 

 (2) Die Strafen unter 1 bis 4 kann der Lehrer, die unter 5 und 6 der Director, die unter 7 bis 12 nur die 
Lehrerconferenz, zu 12 vorbehältlich der Bestimmungen in § 14, al. 3, §§ 40, 63 und 74 verfügen. 
 (3) Bei ernsteren Straffällen hat der Lehrer den Director von der Veranlassung dazu in Kenntniß zu 
setzen. Der Classenordinarius und, wenn dieser selbst die Strafen verfügt hat, der Director hat [haben] darauf 
zu achten, daß die Strafen unter 3 und 4 das zulässige Maß nicht überschreiten. 
 (4) Der Direktor ist unter Umständen befugt, einzelnen Lehrern den Gebrauch gewisser Strafen ganz 
zu untersagen. 
 (5) Wegen der Ausschließung von allen öffentlichen Anstalten (Exclusion) vergl. § 14 des Gesetzes, 
letztes Alinea. 
 

§ 11. 
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Zu § 15 des Gesetzes. 
 

 (1) Die jährlichen 10 Ferienwochen sind mit 4 Wochen auf die Sommerferien, mit je 2 Wochen auf die 
Oster- und Weihnachtszeit, mit je einer Woche auf Pfingsten und den Semesterschluß zu vertheilen. 
 (2) Die Sommerferien beginnen am dritten Sonnabende des Monats Juli, die Michaelisferien mit dem 
Sonnabende vor dem Michaelistage. Der Eintritt der Ferien darf ohne höhere Genehmigung vor Beendigung 
der Unterrichtsstunden am Freitage Nachmittags niemals erfolgen. 
 (3) Rücksichtlich der schulfreien Tage aus Anlaß besonderer Schulfeierlichkeiten bewendet es bei den 
hierüber erlassenen Bestimmungen. 
 (4) Dagegen sind schulfreie Tage aus Anlaß von Jahrmärkten, Vogelschießen, Kirchweihen und der-
gleichen auf das geringste Maß einzuschränken und thunlichst ganz in Wegfall zu bringen. 
 (5) Bezüglich der Aufgaben zu Ferienarbeiten wird bestimmt: 

1.  Für die Ferien zu Pfingsten und Michaelis fallen Ferienaufgaben ganz weg. 
2.  Für die Sommer-, Ostern- und Weihnachtsferien sind die Ferienaufgaben dergestalt zu be-

schränken, daß der Schüler, mit Ausschluß der Sonn- und Festtage, täglich 1 bis höchstens 2 
Stunden beschäftigt wird. 

3.  Der Ordinarius der Classe hat vor Beginn der Ferien sämmtliche Aufgaben für die Classe der 
Genehmigung des Directors zu unterbreiten. 

4.  Schülern, welche in der Ferienzeit längere Reisen unternehmen oder einer Kur sich unterzie-
hen, ist in Betreff dieser Aufgaben Nachsicht zu ertheilen. 

 
§ 12. 

Zu § 16 des Gesetzes. 
 

Bezüglich der zur Unterrichtsertheilung bestimmten Gebäude und Räume leiden die Vorschriften der Verord-
nung, die Anlage und innere Einrichtung der Schulgebäude in Rücksicht auf Gesundheitspflege betreffend, 
vom 3. April 1873 (Seite 258 fg. des Gesetz- und Verordnungsblattes vom Jahre 1873) analoge Anwendung. 
 

§ 13. 
Zu §§ 17 und 18 des Gesetzes. 

 
Die Lehrer für Französisch und Englisch an Gymnasien und Realschulen I. Ordnung, auch wenn dieselben 
vorzugsweise oder ausschließlich mit Unterricht in diesen Sprachen beschäftigt werden, sind den Fachlehrern 
im Sinne des vorliegenden Gesetzes nicht beizuzählen. Zu ihrer Verwendung, wie zur ständigen Anstellung an 
Gymnasien und Realschulen I. Ordnung ist die vor der wissenschaftlichen Prüfungscommission Section I oder 
II erlangte Candidatur für das höhere Schulamt erforderlich (vergl. das mit der Verordnung vom 6. August 
1875 publicirte Regulativ, die Prüfung für die Candidaten des höheren Schulamts betreffend, §§ 6 und 7 – Seite 
300 fg. des Gesetz- und Verordnungsblattes vom Jahre 1875). Paragraph 34 der mit der Bekanntmachung vom 
8. October 1874 publicirten Prüfungsordnung für Lehrer und Lehrerinnen an Volksschulen (Seite 367 des 
Gesetz- und Verordnungsblattes vom Jahre 1874), soweit derselbe dieser Bestimmung entgegensteht, wird 
aufgehoben. 
 

§ 14. 
Zu § 19 des Gesetzes. 

 
 (1) Die Verpflichtung eines Lehrers bei seinem erstmaligen Eintritt in eine selbständige Stelle erfolgt 
unter Beobachtung der dabei angeordneten Formen (vergl. Verordnung, die Verpflichtung der Civilstaatsdiener 
und anderer in öffentlichen Functionen stehenden Personen betreffend, vom 2. November 1837 – Gesetz- und 
Verordnungsblatt § 2, al. 2) durch Ableistung nachstehenden Eides: 
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 Ich, N. N., schwöre hiermit zu Gott, daß ich dem Könige treu und gehorsam sein, unter genauer Be-
obachtung der Gesetze des Landes und der Landesverfassung das mir übertragende Amt als ständiger Lehrer 
nach meinem besten Wissen und Gewissen verwalten und mich allenthalben den Anforderungen meiner Vor-
gesetzten gemäß bezeigen will. So wahr mir Gott helfe durch Jesum Christum, seinen Sohn, unsern Herrn. 
 (2) Ist der zu Verpflichtende Candidat der Theologie oder des Predigtamts, oder sonst durch seine 
Prüfungszeugnisse zur Ertheilung von Religionsunterricht qualificirt und berechtigt (vergl. das mit der Verord-
nung vom 6. August 1875 publicirte Regulativ, die Prüfungen für die Candidaten des höheren Schulamts be-
treffend, § 7 –  Seite 301 fg. des Gesetz- und Verordnungsblattes vom Jahre 1875), so tritt zur eidlichen Ver-
pflichtung das Gelönbiß religiöser Treue hinzu, welches nach der Verordnung, die Verpflichtung der Geistli-
chen und Religionslehrer betreffend, vom 27. Juli 1871 (Seite 179 fg. des Gesetz- und Verordnungsblattes vom 
Jahre 1871), § 2, Formular B in folgender Fassung: 

„Ich gelobe vor Gott, daß ich das Evangelium von Christo, wie dasselbe in der heiligen Schrift enthal-
ten und in der ersten ungeänderten Augsburgischen Confession, sowie in den beiden Katechismen Dr. 
Luthers bezeugt ist, nach bestem Wissen und Gewissen lauter und rein lehren will“ 

abzulegen und in der § 3 daselbst vorgeschriebenen Weise abzunehmen ist. 
 (3) Wegen Vornahme der Verpflichtung ergeht mit der Designation, beziehentlich mit der Genehmi-
gung der Anstellung des betreffenden Lehrers besondere Anordnung. 
 (4) Über die erfolgte Verpflichtung ist ein von dem betreffenden Lehrer mit zu unterzeichnendes Pro-
tokoll, welchem die Eidesformel, beziehentlich auch die Formel des religiösen Angelöbnisses wörtlich zu inser-
iren ist, aufzunehmen. Dasselbe ist zu den Instanzacten zu bringen und davon beglaubigte Abschrift an das 
Ministerium einzusenden. 
 (5) Beim Eintritt in ein ständiges Lehramt an einer anderen Anstalt sind Lehrer, welche bereits ein 
ständiges Amt bekleidet haben und für dasselbe verpflichtet worden sind, unter Verweisung auf den früher 
geleisteten Eid, beziehentlich auf das früher abgelegte religiöse Gelöbniß, nur durch Handschlag in Pflicht zu 
nehmen. 
 (6) Auch über die Verpflichtungen, welche mittelst Handschlags erfolgen, ist in jedem einzelnen Falle 
eine von dem Verpflichteten mitzuunterschreibende Registratur aufzunehmen und an die oberste Schulbehörde 
in beglaubigter Abschrift einzusenden. 

 
§ 15. 

Zu § 24 des Gesetzes. 
 

 (1) Über Urlaubsgesuche beschließt die oberste Schulbehörde auf Bericht der Schulkommission. 
 (2) Doch ist der Director befugt, in dringenden Fällen bis zu drei Tagen sich selbst und bis zu sieben 
Tagen den Lehrern Urlaub zu ertheilen. Von der Beurlaubung ist die Schulcommission in Kenntniß zu setzen. 
 (3) Die Vertretung des Beurlaubten ist nach § 29 des Gesetzes zu regeln. Der Director wird in Direc-
torialgeschäften, sofern im einzelnen Falle Anderes nicht angeordnet wird, durch den ersten Oberlehrer vertre-
ten. 
 

§ 16. 
Zu § 25 des Gesetzes. 

 
 (1) Die Pension der Lehrer ist nach dem Gesetze, die Emeritirung ständiger Lehrer an Volksschulen 
betreffend, vom 31. März 1870 (Seite 98 fg. des Gesetz- und Verordnungsblattes vom Jahre 1870), verbunden 
mit den in den Gesetzen vom 9. April 1872 (Seite 117 fg. des Gesetz- und Verordnungsblattes vom Jahre 1872) 
und 5. März 1874 (Seite 22 fg. des Gesetz- und Verordnungsblattes vom Jahre 1874) enthaltenen Nachträgen, 
die Pension der Wittwen und Waisen nach dem Gesetze, die Errichtung einer Pensionscasse für die Wittwen 
der Lehrer an evangelischen Schulen betreffend, vom 1. Juli 1840 (Seite 121 des Gesetz- und Verordnungsblat-
tes vom Jahre 1840) in Verbindung mit dem Gesetze vom 9, April 1872 zur Abänderung und Ergänzung des 
Gesetzes vom 1. Juli 1840 (Seite 119 fg. des Gesetz- und Verordnungsblattes vom Jahre 1872) zu bemessen. 
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 (2) Der zweimonatliche Gnadengenuß der Wittwen und der Waisen eines Lehrers beginnt mit dem 
ersten Tage des auf den Sterbemonat folgenden Monats. 
 

§ 17. 
Zu § 29, al. 1 des Gesetzes. 

 
Zu den Nothfällen im Sinne dieses Alinea gehören auch Vacanzen in Folge von Todesfällen. 
 

§ 18. 
Zu § 29, al. 2 des Gesetzes. 

 
Zur Ertheilung von Privatunterricht ist ein Lehrer insoweit berechtigt, als es ohne Beeinträchtigung seiner 
Amtsführung geschehen kann. 
 

§ 19. 
Zu § 35 des Gesetzes. 

 
 (1) Gesuche um Ertheilung der Concession zur Errichtung einer Privatlehranstalt, welche sich das Ziel 
einer der in § 1 des Gesetzes genannten höheren Unterrichtsanstalten stellt, sind unmittelbar an die oberste 
Schulbehörde zu richten. 
 (2) Den Gesuchen ist außer den nach al. 2 und 3 des Gesetzes nöthigen Zeugnissen und Unterlagen 
ein Nachweis über die zur Errichtung und Unterhaltung erforderlichen Mittel (Unterrichtsräume, Lehrmittel 
etc.) beizufügen. 
 (3) In dem nach al. 3 des Gesetzes zu überreichenden Unterrichtsplane sind der Charakter, die Aufga-
be und die Lehrziele der Anstalt genau zu bezeichnen. 
 (4) Bezüglich des Geschäftskreises der in al. 4 des Gesetzes geordneten Commissionen gelten, soweit 
hier anwendbar, die Bestimmungen über die Schulcommissionen. 
 (5) Wegen Bestellung dieser Commissionen für bereits bestehenden Privatlehranstalten ergeht an die 
betreffenden Anstalten besondere Verordnung. 
 (6) Die an das Bestehen einer Reifeprüfung in § 42 und § 47 des Gesetzes geknüpften Rechte können 
nur durch eine Reifeprüfung an einer öffentlichen Anstalt erworben werden. 
 

§ 20. 
Zu § 42 des Gesetzes. 

 
Die Verordnung, die Maturitätsprüfung der Inländer betreffend etc., vom 30. Juni 1861 (Seite 108 des Gesetz- 
und Verordnungsblattes vom Jahre 1861) wird aufgehoben. An deren Stelle treten die Bestimmungen in § 60 
der Lehr- und Prüfungsordnung für die Gymnasien. 
 

§ 21. 
Zu § 51, al. 2 des Gesetzes. 

 
Als die zwei fremden Sprachen, deren Erlernung obligatorisch ist, sind in der Regel die französische und engli-
sche Sprache anzusehen. Wo davon abweichend die lateinische und französische Sprache als solche bestimmt 
werden soll, ist dazu die Genehmigung des Ministeriums erforderlich. 
 

§ 22. 
Zu § 52, al. 2 des Gesetzes. 
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Für die Art und Weise, in welcher das Lehrziel in den einzelnen Unterrichtsfächern abzurunden und abzu-
schließen ist, sind die Bestimmungen unter 5 der Lehr- und Prüfungsordnung für die Realschulen II. Ordnung 
maßgebend. 

 
§ 23. 

Zu § 57, al. 1 des Gesetzes. 
 

Die Unentgeltlichkeit des Unterrichts bezieht sich nur auf inländische Zöglinge. Nichtsächsische Zöglinge und 
sogenannte Hospitanten (§ 41 unter b der Seminarordnung) haben in der Regel ein Schulgeld von jährlich 120 
Mark zu zahlen. 
 

§ 24. 
Zu §§ 60 und 71 des Gesetzes. 

 
 (1) Die Seminarübungsschulen sind öffentliche Volksschulen und unterliegen als solche allen Bestim-
mungen des Gesetzes, das Volksschulwesen betreffend, vom 26. April 1873 (Seite 350 fg. des Gesetz- und 
Verordnungsblattes vom Jahre 1873) und der Ausführungsverordnung vom 25. August 1874 (Seite 155 fg. des 
Gesetz- und Verordnungsblattes vom Jahre 1874), soweit nicht das vorliegende Gesetz und die Eigenschaft der 
Schulen als Seminarübungsschulen an Anderes bedingen. 
 (2) Im Einzelnen wird bestimmt: 

a)  Die Seminarübungsschule erstreckt sich nicht auf die Fortbildungsschule. 
b)  Wer für ein Kind die Befreiung vom Besuche der Ortsschule wegen Besuchs der Seminar-

übungsschule in Anspruch nimmt, hat Solches dem Schulvorstande anzuzeigen. Außerdem 
hat der Seminardirector den Eintritt schulpflichtiger Kinder in die Seminarübungsschule dem 
Schulvorstande mitzutheilen. 

  Der Besuch der Seminarübungsschule befreit von der Verpflichtung zur Bezahlung 
von Schulgeld an die Ortsschule. 

c) Vor Beginn eines neuen Schuljahrs hat der Seminardirector durch öffentliche Bekanntma-
chung zur Anmeldung in die Seminarübungsschule aufzufordern. 

  Bezüglich der Aufnahme und der am Beginne eines jeden Schuljahrs vorzunehmen-
den Ordnung der Schule hat der Seminardirector den Bestimmungen in § 6 der Verordnung 
vom 25. August 1874 nachzugehen. 

d)  Zu den am Schlusse jedes Schuljahrs zu haltenden Prüfungen, desgleichen zu der feierlichen 
Entlassung der Schüler (§ 10, al. 4 der Verordnung vom 25. August 1874) hat der Seminardi-
rector mittelst öffentlicher Bekanntmachung einzuladen.  

e)  Das in § 8, al. 2 der Verordnung vom 25. August 1874 geordnete Recht des Lehrers und Lo-
calschulinspectors steht an Seminarübungsschulen dem Seminardirector zu. 

f)  Über Gesuche um vorzeitige Entlassung aus der Schule entscheidet der Seminardirector 
nach Gehör des Schulvorstands, über Beschwerden gegen seine Entschließung die oberste 
Schulbehörde. 

g)  Die Bestrafung unentschuldigter oder ungerechtfertigter Versäumnisse erfolgt auch bei Se-
minarübungsschulen auf Antrag des Schulvorstands, welchem deshalb die Versäumnißtabelle 
zur Prüfung und Entschließung nach § 12 der Verordnung vom 25. August 1874 zuzustellen 
ist. 

  Desgleichen stehen dem Schulvorstande auch in Betreff der Seminarübungsschule 
die Befugnisse zu, welche in § 5, al. 3 und 5 des Gesetzes vom 26. April 1873 geordnet sind. 

 Über Beschwerden in Betreff der Seminarübungsschule oder gegen die an dieser Schule ver-
wendeten Lehrer entscheidet, sofern sich dieselben nicht durch Verständigung mit dem Se-
minardirector oder dem betreffenden Lehrer erledigen sollten, die oberste Schulbehörde. 



44 

  Unter der zuständigen Behörde in § 5, al. 6 des Gesetzes vom 26. April 1873 ist, 
dafern nicht im einzelnen Falle die Zuständigkeit der Gerichts- oder Polizeibehörde begrün-
det ist, auch für die Seminarübungsschulen die betreffende Schulinspection zu begreifen. 

h)  Die von den Lehrern zu führenden Verzeichnisse über Kinder aus gemischten Ehen sind für 
die Seminarübungsschule von dem Seminardirector zu führen und am Schlusse des Kalen-
derjahrs an den Bezirksschulinspector einzusenden. 

i)  Die Seminarübungsschule wird aus der Seminarkasse errichtet und unterhalten. Ob und wel-
chen Beitrag die Schulgemeinde zur Seminarkasse abzugeben hat, ist nach den hierüber be-
stehenden Vereinbarungen zu beurtheilen. 

  Über den Betrag des zu entrichtenden Schulgelds bestimmt die oberste Schulbehörde, 
über Schulgelderlasse die Lehrerconferenz. 

k)  Die unmittelbare Aufsicht über die Seminarübungsschule, insbesondere deren Vertretung 
den Eltern und Erziehern gegenüber, das Halten der Schulacten, die Überwachung der Un-
terrichtsertheilung und der Schuldisciplin, sowie die Entwerfung des Lehrplans kommt dem 
Seminardirector zu. 

  Auch hat der Seminardirector die Vertheilung des Unterrichts in der Schule an die 
Seminarlehrer und Zöglinge zu bestimmen. Er kann das Ordinariat an derselben einem Leh-
rer besonders übertragen. 

l)  Die Ferien und sonstigen schulfreien Tage des Seminars gelten auch für die Seminarübungs-
schule. 

m)  Die Zahl der Classen und die Schülerzahl jeder Classe wird für die Seminarübungsschule 
durch § 60, al. 2 des Gesetzes bestimmt. 

  Die Zahl der Schüler jeder Classe kann bis auf 30 erhöht werden, wenn der vorhan-
dene Raum dies gestattet. 

  Soweit thunlich, sind in die Seminarübungsschule gleichviel Knaben wie Mädchen 
aufzunehmen. 

  Die oberste Schulbehörde wird dafür besorgt sein, eine Anzahl von Freistellen für 
begabte arme Kinder einzurichten. 

n)  Wo die örtlichen Verhältnisse die sofortige Organisation der Seminarübungsschule als mitt-
leren Volksschule nicht gestatten, soll dieselbe zwar zunächst als einfache Volksschule fort-
geführt werden; es ist aber auch dann der Cötus in vier von einander getrennten Classen zu 
unterrichten, und das Classenziel nach und nach so zu steigern, daß der Vorschrift des Ge-
setzes thunlichst bald voll genügt wird. 

o)  Verträge, welche den vorstehenden Bestimmungen entgegenstehen, sind aufzulösen. 
 

§ 25. 
Zu § 62 des Gesetzes. 

 
An den geordneten Mahlzeiten der Internen haben die dem Internate des Seminars nicht angehörenden Semi-
naristen nicht Theil zu nehmen. Doch soll den Ökonomen nachgelassen sein, mit Vorwissen und Genehmi-
gung des Directors, beziehentlich auch der nächsten Aufsichtsbehörde bei Stiftungsanstalten, externe Zöglinge 
zu beköstigen, so lange und insoweit hierdurch nicht Unzuträglichkeiten für das Internat entstehen. 
 

§ 26. 
Zu § 64 des Gesetzes. 

 
 (1) Die Annahme der Hilfs- und aller provisorischer Lehrer erfolgt nach § 20, al. 2 des Gesetzes. 
 (2) Als solche sind Lehrer, welche nur die Schulamtscandidatur erlangt haben, in der Regel nicht zu 
verwenden. 
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§ 27. 
Zu § 65, al. 2, Satz 2 des Gesetzes. 

 
Die Mitwirkung der Seminarlehrer bei Beaufsichtigung des Internats beschränkt sich, abgesehen von der dem 
ersten Oberlehrer zunächst obliegenden Vertretung des Directors in allen Directorialgeschäften, auf die ab-
wechselnde Beaufsichtigung während der Wochentage an den Nachmittagen von 5 Uhr ab bis nach dem 
Schlusse des Abendgebets, während der Sonn- und Festtage auf die Zeit von 3 bis 9 Uhr Nachmittags. Das 
Nähere hierüber ist in einer Inspectionsordnung zu bestimmen, welche von dem Director in Gemeinschaft mit 
der Lehrerconferenz zu entwerfen und der obersten Schulbehörde zur Genehmigung vorzulegen ist. 
 

§ 28. 
Zu § 67, al. 2 des Gesetzes. 

 
Die Aufsicht über die wissenschaftliche und pädagogische Leitung und die bezüglichen Leistungen der Semina-
re steht ausschließlich der obersten Schulbehörde zu. 
 

§ 29. 
Zu § 75, al. 1 und 2 des Gesetzes. 

 
Alle mit gegenwärtiger Verordnung und deren Beilagen (vergl. vorstehend unter § 6) nicht im Einklange ste-
henden Bestimmungen, insbesondere 

das Regulativ für die Gymnasien vom 1. Juni 1870 (Seite 162 fg. des Gesetz- und Verordnungsblattes 
vom Jahre 1870), 

das Regulativ für die Realschulen vom 2. Juli 1860 (Seite 97 fg. des Gesetz- und Verordnungsblattes 
vom Jahre 1860), nebst den Nachträgen vom 2. December 1870 (Seite 429 fg. des Gesetz- und 
Verordnungsblattes vom Jahre 1870) und 15. Mai 1873 (Seite 440 fg. des Gesetz- und Verord-
nungsblattes vom Jahre 1873), 

die Ordnung der evangelischen Schullehrerseminare vom Jahre 1857 (Seite 251 fg. des Gesetz- und 
Verordnungsblattes vom Jahre 1859) und 

die Lehrordnung für die evangelischen Schullehrerseminare vom 14. Juli 1873 (Seite 486 fg. des Ge-
setz- und Verordnungsblattes vom Jahre 1873) 

werden aufgehoben. 
 

§ 30. 
Zu § 75, al. 3 des Gesetzes. 

 
 (1) Das vorliegende Gesetz, gegenwärtige Verordnung und die mit derselben (vergl. vorstehend unter § 
6) publicirten Lehr-, Prüfungs- und Seminarordnungen treten am 1. April 1877 in Kraft. 
 (2) Zu dem nämlichen Zeitpunkte treten die in §§ 5 bis 7 des Gesetzes geordneten neuen Behörden in 
Wirksamkeit. Es sind daher hierzu rechtzeitig die erforderlichen Einleitungen zu treffen. 
 
 
Quelle: Gesetz- und Verordnungsblatt, 1877, S. 43-55. 
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Dokument 3 Gesetz, gewerbliche Schulen betreffend (vom 3. April 1880) 

 
§ 1. 

 
 (1) Das gegenwärtige Gesetz leidet auf alle gewerblichen Lehranstalten, soweit sie nicht Staatsanstalten 
sind, einschließlich der landwirthschaftlichen Schulen, der Handelsschulen und der Lehranstalten für Musik, 
Malerei und ähnliche Unterrichtsgegenstände Anwendung. 
 (2) Privatunterricht in gewerblichen Fächern, insofern derselbe nur von einzelnen Personen mit oder 
ohne Mitwirkung von Familienmitgliedern, unter Ausschluß anderer Lehrkräfte, ertheilt wird, fällt nicht unter 
das Gesetz. 
 

§ 2. 
 

 (1) Das Oberaufsichtsrecht über die in § 1 bezeichneten Lehranstalten steht dem Ministerium des 
Innern zu. 
 (2) Die unmittelbare Aufsicht liegt in Städten mit der Revidierten Städteordnung den Stadträthen, in 
anderen Ortschaften den Amtshauptmannschaften ob. 
 

§ 3. 
 

 (1) Zur Errichtung und Übernahme von Lehranstalten der bezeichneten Art, sowie zur Umgestaltung 
derselben in Bezug auf die Unterrichtsziele und auf die Verfassung ist vorgängige Genehmigung erforderlich. 
 (2) Dieselbe wird von der Oberaufsichtsbehörde nach Gehör der Aufsichtsbehörde ertheilt. 
 (3) Die Genehmigung ist zu ertheilen: 

a)  wenn der Unternehmer ausreichende Mittel zur Errichtung und zum Betriebe der Anstalt 
besitzt und, 

falls er eine Privatperson ist, 
b)  wenn er sich im Besitze der bürgerlichen Ehrenrechte befindet, sowie 
c) wenn gegen dessen Würdigkeit und Zuverlässigkeit gegründete Bedenken nicht vorliegen. 

 Bei der Genehmigung kann die Anstellung eines für die Leitung der Anstalt verantwortlichen Direc-
tors bedungen werden, welcher die unter b und c vorstehend bezeichneten Eigenschaften besitzen muß. 
 

§ 4. 
 

Gewerbliche Lehranstalten der im § 1 gedachten Art können durch Verfügung der Oberaufsichtsbehörde nach 
Gehör der Aufsichtsbehörde geschlossen werden: 

a) wenn die von diesem Gesetze getroffenen Bestimmungen seitens des Unternehmers nicht beobachtet 
werden, 

b) wenn den auf Grund dieses Gesetzes erlassenen Anordnungen der Aufsichtsbehörde nicht Folge ge-
leistet wird, 

c)  wenn ein Unternehmer oder ein Directos einem der im § 3 erwähnten Erfordernisse nicht mehr ent-
spricht und nicht binnen einer von der Oberaufsichtsbehörde zu bestimmenden Frist ein anderer ge-
eigneter Unternehmer oder Director an dessen Stelle trittm 

d)  wenn der Lehrplan nicht, oder nicht in genügender, dem Ziele und der Verfassung der Anstalt (§ 6) 
entsprechender Weise zur Ausführung gedacht wird oder gebracht werden kann. 

 
§ 5. 

 
 (1) Als Lehrer dürfen nur solche Personen verwendet werden, welche unbescholten und würdig sind. 
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 (2) Für Anstalten von größerem Umfang oder von besonderer Bedeutung ist außerdem die Oberauf-
sichtsbehörde berechtigt, nach Gehör der Aufsichtsbehörde vorzuschreiben, daß als Lehrer nur solche Perso-
nen verwendet werden, welche die Prüfung für das höhere Schulamt oder die Amtsprüfung für Schullehrer (§ 
17, 2 des Gesetzes vom 26. April 1873) bestanden haben. Ausgenommen hiervon sind Lehrer in neueren Spra-
chen und in technischen Fächern, zu welchen letzteren die bestimmten Gewerbebetriebsarten oder Künsten 
eigenthümlichen Kenntnisse und Fertigkeiten gehören. 
 (3) Von der Ablegung der Prüfung kann durch die Oberaufsichtsbehörde entbunden werden. 
 

§ 6. 
 

 (1) Für Anstalten der in § 5, Absatz 2 gedachten Art ist ein Regulativ aufzustellen, welches außer den 
Bestimmungen über die Ziele und die Verfassung der Anstalt auch Vorschriften über die Disciplinarmaßregeln, 
welchen die Schüler der Anstalt unterliegen sollen, zu enthalten hat. 
 (2) Das Regulativ bedarf der Genehmigung der Oberaufsichtsbehörde. 
 (3) Für die übrigen Lehranstalten genügt eine über die Ziele und die Verfassung derselben zu erstat-
tende Anzeige. 
 (4) Mit dem Regulativ, beziehentlich der Anzeige ist der Lehrplan einzureichen. 
 

§ 7. 
 

Alljährlich ist der Oberaufsichts- und der Aufsichtsbehörde ein Verzeichniß der Unterrichtsstunden, der Lehrer 
und der Schüler einzureichen. 
 

§ 8. 
 

 (1) Die zur Zeit der Inkraftsetzung des gegenwärtigen Gesetzes bestehenden gewerblichen Lehranstal-
ten der § 1 gedachten Art bedürfen einer nachträglichen Genehmigung nicht, sind aber im Übrigen den ge-
troffenen Bestimmungen unterworfen. 
 (2) Lehrer, welche bei Erlaß dieses Gesetzes bereits angestellt sind, ohne eine der in § 5 gedachten 
Prüfungen bestanden zu haben, sind in der Fortsetzung ihres Unterrichtes wegen dieses Mangels nicht zu be-
hindern. 
 

§ 9. 
 

 (1) Über Recurse und Beschwerden gegen Entschließungen der Aufsichtsbehörde entscheidet die 
Oberaufsichtsbehörde. 
 (2) Urkundlich haben Wir dieses Gesetz eigenhändig vollzogen und Unser Königliches Siegel beidru-
cken lassen. 
 
 
Quelle: Gesetz- und Verordnungsblatt, 1880, S. 50-52. 
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Dokument 4 Verordnung, Änderungen und Nachträge zur Verordnung vom 29. Januar 1877 be-
treffend (vom 8. Juli 1882) 

 
§ 1. 

Zu § 6. 
 

An Stelle der mit § 6 publicirten Lehr- und Prüfungsordnung für die Gymnasien, Beilage A, tritt die mit Be-
kanntmachung vom heutigen Tage publicirte Lehr- und Prüfungsordnung für die Gymnasien. 
 

§ 2. 
Zu § 8. 

 
 (1) Von der Theilnahme am Gesange kann der Director auch Dispensation ertheilen, wenn der Mangel 
an Befähigung zum Singen von dem Gesanglehrer konstatiert wird. 
 (2) Schüler der Oberprima können im letzten Vierteljahre vor dem Abgange von der Theilnahme so-
wohl am Gesange, wie am Turnunterricht entbunden werden. 
 

§ 3. 
Zu § 10. 

 
§ 10, Absatz 1 erhält folgende Fassung: 
 Schulstrafen sind 

1.  nachdrücklicher Verweis vor der Klasse, 
2.  Anweisung eines besonderen Platzes während der Lehrstunde bei Schülern der Unterklasse, 
3.  Aufgabe einer häuslichen Strafarbeit, 
4.  Klassenarrest in der Dauer einer Stunde mit zweckmäßiger Beschäftigung (bei mehr als ei-

nem Schüler unter Aufsicht), 
5.  Verweis durch den Direktor, 
6.  Carcerstrafe bis zu zwei Stunden, 
7.  Verweis vor der Conferenz, 
8.  Degradation, beziehentlich Entfernung von einem Ehrenamte in Klasse,  
9.  Entziehung von Beneficien, besonders solcher, welche die Conferenz verleiht, z. B. Schul-

gelderlaß, Stipendien, 
10. Carcerstrafe bis zu sechs Stunden unter zweckmäßiger Beschäftigung, 
11. Androhung der Entlassung (consilium abeundi), 
12. Entlassung (Dimission). 

 
§ 4. 

Zu § 11. 
 

Statt zu § 11, Absatz 5 wird bestimmt: 
1.  Ferienarbeiten sind nur während der Sommerferien aufzugeben und dergestalt zu beschränken, daß 

der Schüler mit Ausschluß der Sonn- und Festtage, täglich 1 bis höchstens 2 Stunden beschäftigt wird. 
2.  Für alle übrigen Ferien fallen die Ferienaufgaben weg. Die Schüler sind aber zu angemessener Selbst-

beschäftigung anzuleiten und anzuhalten. 
3.  Der Ordinarius der Klasse hat vor Beginn der Sommerferien sämmtliche Aufgaben für die Klasse der 

Genehmigung des Direktors zu unterbreiten. 
4.  Schülern, welche in der Ferienzeit längere Reisen unternehmen, oder einer Kur sich unterziehen, ist in 

Betreff dieser Aufgaben Nachsicht zu ertheilen. 
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§ 5. 
Zu § 12. 

 
Die hier vorgeschriebene analoge Anwendung der Verordnung vom 3. April 1873 gilt auch von der Verord-
nung, die Revision der Verordnung vom 3. April 1873 über Anlage und Einrichtung der Schulgebäude betref-
fend, vom 24. März 1879 (GVBl. S. 100). 
 

§ 6. 
Zu § 14. 

 
 (1) Für die Verpflichtung der Lehrer sind nunmehr das Gesetz, die Form der Eidesleistung betreffend, 
vom 20. Februar 1879 (GVBl. S. 51) und die Verordnung, die Verpflichtung der Staatsdiener und anderer, in 
öffentlicher Function stehender Personen betreffend, vom 20. Februar 1879 (GVBl. S. 53) zu beobachten. 
 (2) Hierbei wird bestimmt, daß auch Probelehrer, jedoch nur mittelst Handschlags, zu verpflichten 
sind. 
 
 
Quelle: Gesetz- und Verordnungsblatt, 1882, S. 151-153. 
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Dokument 5 Gesetz, veränderte Bestimmungen über die Realschulen I. und II. Ordnung betref-
fend (vom 15. Februar 1884) 

 
I. 
 

An Stelle §§ 46, 48, 50, 52 und 55 des Gesetzes über die Gymnasien, Realschulen und Seminare vom 22. Au-
gust 1876 (GVBl. S. 317 fg.) treten nachstehende Bestimmungen: 
 

§ 46. 
 

 (1) Jede Realschule I. Ordnung besteht aus neun aufsteigenden Klassen. Sie führen die Namen: Sexta, 
Quinta, Quarta, Untertertia, Obertertia, Untersecunda, Obersecunda, Unterprima, Oberprima. 
 (2) Zur Aufnahme in die unterste Klasse genügt das erfüllte neunte Lebensjahr. 
 

§ 48. 
 

 (1) Die Realschulen II. Ordnung sind Unterrichtsanstalten für die männliche Jugend mit gleichen Bil-
dungsmitteln wie die Realschulen I. Ordnung. Das Unterrichtsziel ihrer ersten Klasse entspricht jedoch nur 
demjenigen der Secunda der Realschulen I. Ordnung. 
 (2) Mit Genehmigung der obersten Schulbehörde können weitergehende Einrichtungen damit verbun-
den werden. 

 
§ 50. 

 
 (1) Die Realschulen II. Ordnung, welche ihre Schüler ganz in demselben Lebensalter und unter den-
selben Anforderungen an deren Vorbildung, wie die Realschule I. Ordnung, aufnimmt (vergl. § 46), baut sich 
aus sechs Klassen auf, welche als sechste, fünfte, vierte, dritte, zweite und erste Klasse zu bezeichnen sind. 
 (2) Für die erste Klasse kann ein zweijähriger Kursus eingerichtet werden. In diesem Falle bilden die 
Schüler des zweiten Jahres zwar eine besondere Abtheilung, beide Abtheilungen sind aber im Unterricht zu 
vereinigen, so lange die Zahl der Schüler derselben nicht über 30 ansteigt (vergl. § 11). 
 

§ 52. 
 

Die Vertheilung des Unterrichtsstoffs auf die einzelnen Klassen und die Lehrziele in den einzelnen Unter-
richtsgegenständen bestimmt die oberste Schulbehörde. 
 

§ 55. 
 

 (1) Der Unterrichtskursus schließt mit einer Reifeprüfung ab. 
 (2) Über die Einrichtung dieser Prüfung trifft die oberste Schulbehörde Bestimmungen. 
 

II. 
 

Die vorstehenden Bestimmungen treten mit dem Schuljahre 1884/85 in Kraft. 
 Urkundlich haben Wir dieses Gesetz eigenhändig vollzogen und Unser Königliches Siegel beidrucken 
lassen. 
 
 
Quelle: Gesetz- und Verordnungsblatt, 1884, S. 21-22. 
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Dokument 6 Ausführungsverordnung zum Gesetz über veränderte Bestimmungen über die Real-
schulen I. und II. Ordnung vom 15. Februar 1884 (vom 15. Februar 1884) 

 
§ 1. 

 
An Stelle der mit der Verordnung vom 29. Januar 1877 (GVBl. S. 43 fg.) § 6 publicirten Lehr- und Prüfungs-
ordnung für die Realschulen I. Ordnung, welche aufgehoben wird, tritt mit Beginn des Schuljahres 1884/85 die 
Lehr- und Prüfungsordnung in Beilage A. 
 

§ 2. 
 

Von demselben Zeitpunkte an führen die Realschulen I. Ordnung die Bezeichnung „Realgymnasium“, die 
Realschulen II. Ordnung die Bezeichnung „Realschulen“. 
 

§ 3. 
 

 (1) Die Einreihung der durch das Gesetz vom heutigen Tage zu § 46 des Gesetzes vom 22. August 
1876 neu begründeten Obertertia erfolgt in der Weise, daß von den jetzigen Tertianern die besseren nach Un-
tersecunda versetzt werden, die übrigen nebst den besten Quartanern die Obertertia bilden. 
 (2) In gleicher Weise erfolgt die Neubildung der Untertertia und Quarta: die Untertertia wird aus den 
nicht nach Obertertia versetzten Schülern der Quarta und den besten Quintanern, die Quarta aus der Mehrzahl 
der Quintaner und den besten Schülern der Sexta zusammengesetzt. Die übrigen Sextaner gehen nach Quinta 
über. 
 

§ 4. 
 

Die Rectoren der Realschulen I. Ordnung haben auch sonst schon im laufenden Schuljahre, soweit thunlich, 
die neue Organisation durch entsprechende Maßnahmen vorzubereiten, insbesondere nach erfolgter Neubil-
dung der Klassen dafür zu sorgen, daß durch gründliche Repetitionen und ergänzende Unterweisung der Un-
terricht auf allen Stufen und in allen Lehrfächern für die Schüler erfolgreich werde. 
 

§ 5. 
 

Die ausführenden Bestimmungen zu I §§ 48 bis 55 des Gesetzes vom heutigen Tage werden demnächst mittels 
besonderer Verordnung erfolgen. Die Realschulen II. Ordnung haben aber schon jetzt die erforderlichen Vor-
bereitungen zu treffen, daß mit Beginn des neuen Schuljahres die zu § 50 des Gesetzes vom 22. August 1876 
neu begründete sechste Klasse ins Leben treten kann, und daher auch schon jetzt die zur Aufnahme in diese 
Klasse etwa erfolgenden Anmeldungen anzunehmen. 
 

§ 6. 
 

Das Gesetz vom heutigen Tag und die ausführenden Bestimmungen zu demselben finden auch auf die in § 35 
des Gesetzes vom 22. August 1876 bezeichneten Privatlehranstalten Anwendung. 
 
 
Quelle: Gesetz- und Verordnungsblatt, 1884, S. 22-23. 
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Dokument 7 Verordnung, die Realschulen II. Ordnung betreffend (vom 20. März 1884) 

 
§ 1. 

 
An Stelle der mit der Verordnung vom 29. Januar 1877 (GVBl. S. 43 fg.) § 6 publicirten Lehr- und Prüfungs-
ordnung für die Realschulen II. Ordnung, welche aufgehoben wird, tritt mit Beginn des Schuljahres 1884/85 
die Lehr- und Prüfungsordnung in Beilage B. 
 

§ 2. 
 

Von demselben Zeitpunkte an führen die Realschulen II. Ordnung die Bezeichnung „Realschulen“ (Verord-
nung vom 15. Februar 1884, § 2, GVBl. S. 23). 
 

§ 3. 
 

Ob und inwieweit zum Übergange in die neue Lehrordnung für das Schuljahr 1884/85 Ausnahmen nachzulas-
sen sind, bestimmt in jedem einzelnen Falle die oberste Schulbehörde auf Antrag oder nach Gehör der Schul-
commission. 
 

§ 4. 
 

Vorstehende Bestimmungen, sowie die Lehr- und Prüfungsordnung in Beilage B gelten auch für Privat-
Realschulen (§ 35 des Gesetzes vom 22. August 1876, GVBl. S. 317 fg.). 
 
 
Quelle: Gesetz- und Verordnungsblatt, 1884, S. 69. 
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Dokument 8 Gesetz über die Oberrealschulen (vom 8. April 1908) 

 
Allgemeine Bestimmungen. 

 
§ 1. 

 
 (1) Die Oberrealschulen gehören zu den höheren Lehranstalten im Sinne von § 1 des Gesetzes über 
die Gymnasien, Realschulen und Seminare vom 22. August 1876 (GVBl. S. 317). 
 (2) Die allgemeinen Bestimmungen in §§ 1 bis 35 dieses Gesetzes gelten auch für die Oberrealschulen; 
die für die Lehrer an den Gymnasien und Realgymnasien und deren Hinerlassene bestehenden gesetzlichen 
Bestimmungen gelten in gleicher Weise für die Lehrer an den Oberrealschulen und deren Hinterlassene. 
 

Besondere Bestimmungen. 
 

§ 2. 
 

Die Oberrealschulen haben, wie Gymnasien und Realgymnasien die Aufgabe, ihre Schüler zu einer höheren 
allgemeinen Bildung zu führen, sie gründen aber dieselbe vorzugsweise auf Unterricht im Deutschen und in 
den neueren Sprachen sowie auf Mathematik und Naturwissenschaften unter Ausschluß der alten Sprachen. 
 

§ 3. 
 

 (1) Die Lehrgegenstände teilen sich in 
1.  wissenschaftliche Fächer, welche die deutsche, französische und englische Sprache, Religion, 

Geschichte, Erdkunde, Naturwissenschaften, Mathematik und in  
2.  Künste und Fertigkeiten, welche Schreiben, Zeichnen, Singen und Turnen in sich begreifen. 

 (2) Für die Schüler der drei Mittelklassen, welche davon Gebrauch zu machen wünschen, soll Gele-
genheit zur unentgeltlichen Erlernung der Stenographie geboten werden. 
 

§ 4. 
 

 (1) Die Verteilung des Unterrichtsstoffes auf die einzelnen Klassen und die Lehrziele in den einzelnen 
Unterrichtsgegenständen bestimmt die oberste Schulbehörde. 
 (2) Die Stundenzahl in einer Klasse darf ohne Berücksichtigung des Unterrichts in der Stenographie, 
im Turnen und Gesang, über 32 wöchentlich nicht ansteigen. 
 

§ 5. 
 

 (1) Jede Oberrealschule besteht aus neun aufsteigenden Klassen. Sie führen die Namen: Sexta, Quinta, 
Quarta, Untertertia, Obertertia, Untersekunda, Obersekunda, Unterprima, Oberprima. 
 (2) Die Aufnahme in die unterste Klasse darf nicht vor dem erfüllten neunten Lebensjahre erfolgen. 
 

§ 6. 
 

 (1) Der Unterrichtskursus schließt mit einer Reifeprüfung ab. 
 (2) Die Einrichtung dieser Prüfung bestimmt die oberste Schulbehörde. 
 (3) Die Rechte, welche das in dieser Prüfung erworbene Zeugnis der Reife gewährt, werden durch die 
zuständigen Behörden festgestellt. 
 

§ 7. 
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 (1) Unser Ministerium des Kultus und öffentlichen Unterrichts ist mit der Ausführung des gegenwärti-
gen Gesetzes beauftragt und hat den Zeitpunkt zu bestimmen, mit dem es in Wirksamkeit tritt. 
 (2) Zu dessen Beurkundung haben Wir dieses Gesetz eigenhändig vollzogen und Unser Königliches 
Siegel beidrucken lassen. 
 
 
Quelle: Gesetz- und Verordnungsblatt, 1908, S. 81-82. 
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Dokument 9 Verordnung zur Ausführung des Gesetzes über die Oberrealschulen (vom 8. April 
1908) 

 
§ 1. 

Zu § 1. 
 

Die Bestimmungen der Verordnung zur Ausführung des Gesetzes vom 22. August 1876 über die Gymnasien, 
Realschulen und Seminare vom 29. Januar 1877 (GVBl. S. 43) und der Verordnung, Änderungen und Nachträ-
ge zur Verordnung vom 29. Januar 1877 betreffend, vom 8. Juli 1882 (GVBl. S. 151) gelten unter Ausschluß 
der lediglich auf andere Schulgattungen bezüglichen Bestimmungen, jedoch einschließlich Punkt 13 der Ver-
ordnung vom 29. Januar 1877 auch für die Oberrealschulen. 
 

§ 2. 
Zu §§ 2 bis 4. 

 
Für die Oberrealschulen gilt die als Beilage A angefügte Lehr- und Prüfungsordnung 
 

§ 3. 
Zu § 6 (3). 

 
 (1) Die Schüler der Oberrealschulen werden denjenigen der Gymnasien und Realgymnasien hinsicht-
lich der Zulassung zur Ausbildung und Prüfung für den Dienst der Bureaubeamten, der technischen Unterbe-
amten und der Beamten im Aufsichtsdienste der Zoll- und Steuerverwaltung sowie hinsichtlich der Ablegung 
der Feldmesserprüfung gleichgestellt. 
 (2) Das Zeugnis über einjährigen erfolgreichen Besuch der Untersekunda einer Oberrealschule verleiht 
die gleichen Berechtigungen wie das Zeugnis über den einjährigen erfolgreichen Besuch der Untersekunda 
eines Gymnasiums oder Realgymnasiums oder das Reifezeugnis einer Realschule. 
 (3) Das Reifezeugnis einer Oberrealschule gewährt das Recht 

1.  zum Studium an der Technischen Hochschule, der Tierärztlichen Hochschule, der Bergaka-
demie, der Forstakademie, der Handelshochschule und an allen höheren Fachschulen des 
Landes, sowie zur Zulassung zu allen an diesen Anstalten abzulegenden Prüfungen; 

2.  an der Universität Leipzig 
a)  zur Immatrikulation für eine Disziplin der Philosophischen Fakultät sowie zur Zulas-

sung zur großen landwirtschaftlichen Prüfung, zur pädagogischen Prüfung und zur 
Prüfung für das höhere Schulamt in der mathematisch-naturwissenschaftlichen Abtei-
lung sowie in der neusprachlichen und geschichtlichen Gruppe der sprachlich-
geschichtlichen Abteilung; nur hat der Abiturient für die Prüfung in der sprachlich-
geschichtlichen Abteilung durch ein Zeugnis des zuständigen Rektors über genossenen 
wahlfreien Lateinunterricht oder durch Prüfung an einem sächsischen Realgymnasium 
nachzuweisen, daß er sich im Lateinischen die Kenntnisse erworben hat, die zur Auf-
nahme in die Obersekunda eines Realgymnasiums erforderlich sind; 

b)  zum Studium der Rechte und zur Zulassung zur ersten juristischen Staatsprüfung, 
wenn neben dem Reifezeugnisse ein Zeugnis über die an einem Realgymnasium mit 
mindestens der Zensur „gut“ bestandene Ergänzungsprüfung in der lateinischen Spra-
che beigebracht wird; 

3.  zur Zulassung zur Ausbildung und Prüfung für den höheren technischen Staatsdienst im 
Baufache, im Fache der Geodäsie und in der Berg- und Hüttenverwaltung sowie für den 
höheren Staatsforstdienst und für den höheren Gemeinde- und Privatforstdienst. 

 (4) Bezüglich der sonstigen Berechtigungen der Schüler der Oberrealschulen ist auf die einschlagenden 
reichsrechtlichen Bestimmungen zu verweisen. 
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§ 4. 

Zu § 7. 
 

Das Gesetz und diese Verordnung treten am 27. April 1908 in Kraft. 
 

 
Quelle: Gesetz- und Verordnungsblatt, 1908, S. 83-84. 
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Dokument 10 Gesetz, eine Abänderung des Gesetzes über die Gymnasien, Realschulen und Se-
minare vom 22. August 1876 betreffend (vom 24. Dezember 1908) 

 
§ 1. 

 
§ 26 des Gesetzes über die Gymnasien, Realschulen und Seminare vom 22. August 1876 wird vom 1. Januar 
1909 ab außer Kraft gesetzt. 
 

§ 2. 
 

 (1) Diejenigen Kinder von Lehrern, die am 31. Dezember 1908 die Befreiungen des § 26 bereits genie-
ßen, bleiben auch weiterhin in diesem Genusse. 
 (2) Urkundlich haben Wir dieses Gesetz eigenhändig vollzogen und Unser Königliches Siegel beidru-
cken lassen. 
 
 
Quelle: Gesetz- und Verordnungsblatt, 1908, S. 376-377. 
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Dokument 11 Gesetz über das höhere Mädchenbildungswesen (vom 16. Juni 1910) 

 
Allgemeine Bestimmungen. 

 
§ 1. 

 
 (1) Zur höheren Bildung des weiblichen Geschlechts sind bestimmt 

die höhere Mädchenschule, 
die Studienanstalten und 
die Frauenschule. 

 (2) Diese sind höhere Lehranstalten im Sinne von § 1 des Gesetzes über die Gymnasien, Realschulen 
und Seminare vom 22. August 1876. 
 (3) Die allgemeinen Bestimmungen in §§ 1 bis 21, 24, 25, 27 bis 35 dieses Gesetzes finden auf die in 
Absatz 1 genannten Anstalten Anwendung, insoweit nicht nachstehend etwas anderes bestimmt ist. 
 (4) Die Vorschriften des Gesetzes vom 22. August 1876 über die Lehrerinnenseminare werden durch 
gegenwärtiges Gesetz nicht berührt. 
 

§ 2. 
 

Der Schulkommission für höhere Mädchenschulen, Studienanstalten und Frauenschulen können auch wissen-
schaftlich gebildete weibliche Gemeindemitglieder angehören. 
 

§ 3. 
 

 (1) Die für die Lehrer an den höheren Lehranstalten und deren Hinterlassene bestehenden gesetzli-
chen Bestimmungen gelten in gleicher Weise für die Lehrer und ihre Hinterlassenen sowie für die Lehrerinnen 
an den öffentlichen höheren Mädchenschulen, Studienanstalten und Frauenschulen. 
 (2) Lehrkräfte, die an einer Frauenschule nicht im Hauptamte wirken, bleiben von dieser Bestimmung 
ausgenommen. 
 (3) Lehrerinnen an öffentlichen Schulen, die während ihrer Dienstzeit sich verheiraten, scheiden mit 
diesem Zeitpunkte ohne Anspruch auf Ruhegehalt aus ihrer Stelle. 
 

§ 4. 
 

Die Zahl der Schülerinnen in einer Klasse soll in der Regel in den Klassen VII bis IV der höheren Mädchen-
schulen nicht über 40, in den Klassen III bis I sowie in den Klassen der Studienanstalten nicht über 30 betra-
gen. 
 

Besondere Bestimmungen. 
 

A. 
Die höhere Mädchenschule. 

 
§ 5. 

 
 (1) Die höhere Mädchenschule hat die Aufgabe, der weiblichen Jugend eine höhere allgemeine Bildung, 
als sie die Volksschule bietet, zu vermitteln. 
 (2) Sie besteht aus sieben aufsteigenden Klassen. 
 (3) Zur Aufnahme in die unterste Klasse (Klasse VII) genügt in der Regel das erfüllte neunte Lebens-
jahr. 
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 (4) Für diejenigen Schulen, die beim Inkrafttreten dieses Gesetzes auf Grund der Ständischen Ermäch-
tigung vom 30. Juni 1876 als zehnklassige höhere Mädchenschulen bestehen, kann die Einrichtung von drei 
Vorschulklassen (X bis VIII) nachgelassen werden unter der Voraussetzung, daß für die Klassen VII bis I die 
in dem vorliegenden Gesetze gegebenen Bestimmungen durchgeführt werden. 
 

§ 6. 
 

 (1) Die Lehrgegenstände teilen sich in 
a)  wissenschaftliche Fächer, welche Religion, die deutsche, französische und englische Sprache, 

Geschichte, Heimat- und Erdkunde, Naturkunde, Rechnen und Mathematik, sowie in 
b)  Künste und Fertigkeiten, welche Schreiben, Zeichnen, Gesang, Turnen und Nadelarbeiten 

umfassen. 
 (2) Den Schülerinnen der vier unteren Klassen soll Gelegenheit zur unentgeltlichen Erlernung der 
Stenographie geboten werden. 
 (3) Die Verteilung des Unterrichtsstoffes auf die einzelnen Klassen und die Lehrziele in den einzelnen 
Unterrichtsgegenständen bestimmt die oberste Schulbehörde. 
 (4) Die Stundenzahl in einer Klasse darf ohne Berücksichtigung des Unterrichts im Turnen, im Ge-
sange, in den Nadelarbeiten und der Stenographie über wöchentlich 30 nicht ansteigen. 
 

§ 7. 
 

 (1) Der Unterrichtsgang schließt mit einer Abgangsprüfung, deren Einrichtung die oberste Schulbe-
hörde bestimmt. Sie ist der Reifeprüfung der Realschule für gleichwertig zu erachten. 
 (2) Die Berechtigungen, die das in dieser Prüfung erworbene Zeugnis gewährt, werden durch die zu-
ständigen Behörden festgesetzt. 
 

§ 8. 
 

 (1) An der höheren Mädchenschule sind Lehrer und Lehrerinnen in annähernd gleicher Zahl anzustel-
len. 
 (2) Mindestens drei Fünftel aller Lehrer und Lehrerinnen einer Anstalt, einschließlich des Direktors, 
müssen für den Lehrberuf akademisch vorgebildet sein. Lehrer und Lehrerinnen mit der Kandidatur der Päda-
gogik können mit solchen, die die Kandidatur des höheren Schulamtes erlangt haben, allenthalben gleiche Ver-
wendung finden. 
 (3) Im übrigen können seminaristisch vorgebildete Lehrkräfte, sowie Fachlehrer und Fachlehrerinnen 
mit gleicher Vorbildung angestellt und in allen Klassen verwendet werden. Technische Fachlehrer und Fachleh-
rerinnen ohne seminaristische Vorbildung dürfen nur Zeichen-, Schreib-, Gesangs-, Turn- und Nadelarbeitsun-
terricht erteilen. 
 (4) Die Leitung ist einem Direktor zu übertragen; er muß die Kandidatur des höheren Schulamtes oder 
der Pädagogik erlangt haben. 
 

§ 9. 
 

 (1) Die an der höheren Mädchenschule angestellten Lehrer sind nach den Gehaltssätzen zu besolden, 
die für die Lehrer mit gleichartiger Vorbildung an den staatlich unterstützten Realschulen gelten. 
 (2) Die Lehrerinnen sind nach den Gehaltssätzen zu besolden, die für die Lehrerinnen mit gleichartiger 
Vorbildung an den staatlichen Lehrerinnenseminaren gelten. 
 

§ 10. 
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 (1) Privatschulen dürfen die Bezeichnung „höhere Mädchenschule“ oder eine gleichartige Bezeichnung 
nur führen, wenn sie den Vorschriften der §§ 5, 6 und 8 Absatz 1 bis 3 entsprechen. 
 (2) Die Genehmigung zur Errichtung und Leitung einer privaten höheren Mädchenschule kann nur 
einem Lehrer oder einer Lehrerin erteilt werden, welche die Kandidatur des höheren Schulamtes oder der Pä-
dagogik erlangt haben. 
 (3) Die oberste Schulbehörde kann an privaten höheren Mädchenschulen eine Abgangsprüfung (§ 7) 
vor einer von ihr zu ernennenden Prüfungskommission einrichten. 
 

B. 
Die Studienanstalten. 

 
§ 11. 

 
Die Studienanstalten haben die Aufgabe, ihre Schülerinnen auf das akademische Studium vorzubereiten. 
 

§ 12. 
 

Die Studienanstalt ist einzurichten: 
a)  als sechsklassige Lehranstalt nach Art des Reformrealgymnasiums, nach Befinden mit Gabelung in ei-

ne realgymnasiale und gymnasiale Abteilung. Sie umfaßt die Klassen Untertertia, Obertertia, Unterse-
kunda, Obersekunda, Unterprima und Oberprima. Die Studienanstalt kann selbständig errichtet oder 
mit einer höheren Mädchenschule verbunden werden; 

b)  als dreiklassiger Aufbau der höheren Mädchenschule mit deren wissenschaftlichen Unterrichtsfächern 
unter Hinzutritt von philosophischer Propädeutik und Psychologie, sowie mit wahlfreiem Lateinunter-
richt. In diesem Fall muß die Studienanstalt mit einer höheren Mädchenschule verbunden sein. 

 
§ 13. 

 
 (1) Die Lehrziele der Studienanstalten und die Verteilung des Unterrichtsstoffes auf die einzelnen 
Klassen bestimmt die oberste Schulbehörde. Dabei sind Verschiebungen zulässig, welche durch die Rücksicht 
auf die weibliche Entwicklung bedingt sind. 
 (2) Die Stundenzahl in einer Klasse darf ohne Berücksichtigung des Unterrichts im Turnen, im Gesan-
ge und in der Stenographie über wöchentlich 32 nicht ansteigen. 
 

§ 14. 
 

In die Studienanstalten können nur Schülerinnen aufgenommen werden, die eine Aufnahmeprüfung bestanden 
haben. Die Abgangsprüfung der höheren Mädchenschule ersetzt die Aufnahmeprüfung für die dreiklassige 
Studienanstalt. 
 

§ 15. 
 

 (1) Der Lehrgang der Studienanstalten schließt mit einer Reifeprüfung ab, die nur an einer öffentlichen 
Schule abgelegt werden kann. Ihre Einrichtung bestimmt die oberste Schulbehörde. 
 (2) Die Reifeprüfung an der sechsklassigen Studienanstalt ist derjenigen der entsprechenden gymnasia-
len Knabenanstalt, die an der dreiklassigen Studienanstalt derjenigen der Oberrealschule für gleichwertig zu 
erachten. 
 (3) Die Berechtigungen, die das in dieser Prüfung erworbene Zeugnis der Reife gewährt, werden durch 
die zuständigen Behörden festgesetzt. 
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§ 16. 
 

 (1) Außer Fachlehrern und Fachlehrerinnen für Zeichnen, Turnen und Gesang sind an den Studienan-
stalten nur Lehrer und Lehrerinnen mit der Kandidatur des höheren Lehramtes oder der Pädagogik in annä-
hernd gleicher Zahl anzustellen. 
 (2) Die Leitung einer Studienanstalt ist einem Direktor zu übertragen. Er muß die Kandidatur des 
höheren Schulamtes erlangt haben. 
 

§ 17. 
 

 (1) Die an den Studienanstalten angestellten Lehrer sind nach den Gehaltssätzen zu besolden, die für 
die Lehrer mit gleichartiger Vorbildung an den staatlichen Gymnasien gelten. 
 (2) Für die Lehrerinnen sind die Gehaltssätze maßgebend, die für die Lehrerinnen mit gleichartiger 
Vorbildung an den staatlichen Lehrerinnenseminaren gelten. 
 

§ 18. 
 

 (1) Privatschulen dürfen die Bezeichnung „Studienanstalt“ oder eine gleichartige Bezeichnung nur 
führen, wenn sie den Vorschriften der §§ 11 bis 14 und 16 Absatz 1 entsprechen. 
 (2) Die Genehmigung zur Errichtung und Leitung einer privaten Studienanstalt kann nur einem Lehrer 
oder einer Lehrerin erteilt werden, welche die Kandidatur des höheren Schulamts oder der Pädagogik erlangt 
haben. 
 

C. 
Die Frauenschule. 

 
§ 19. 

 
Die Frauenschule dient der wissenschaftlichen Weiterbildung der weiblichen Jugend, ohne zu dem Ziele aka-
demischer Studien zu führen, sowie der Vorbereitung auf den besonderen Beruf der Hausfrau. 
 

§ 20. 
 

 (1) Die Frauenschule hat in der Regel einen zweijährigen Lehrgang und kann eingerichtet werden: 
a) als höhere Frauenbildungsschule; 
b) als höhere Haushaltungsschule. 

 (2) Beide Abteilungen können für sich errichtet oder miteinander verbunden werden. 
 (3) Die Frauenschule kann nur in Verbindung mit einer höheren Mädchenschule oder einer Studienan-
stalt errichtet werden. Auch können Schülerinnen der Frauenschule als Hospitantinnen am Unterricht einer 
Studienanstalt in einzelnen Fächern teilnehmen. 
 

§ 21. 
 

 (1) Die Frauenschule ist nach den vorhandenen örtlichen Bedürfnissen einzurichten und soll im we-
sentlichen folgende Unterrichtsgegenstände oder einen Teil von diesen umfassen: 

a) Als höhere Frauenbildungsschule: 
Deutsche Sprache, Bürgerkunde und Volkswirtschaftslehre, Geschichte (auch Kultur-, 
Literatur-, Musik- und Kunstgeschichte), Naturwissenschaften (Fortsetzung des Lehr-
gangs der höheren Mädchenschule), Philosophie (namentlich philosophische Propä-
deutik und Psychologie) und Pädagogik, fremde Sprachen; 
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b) Als höhere Haushaltungsschule: 
Deutsche Sprache, Bürgerkunde und Volkswirtschaftslehre, Haushaltungskunde mit 
Unterricht im Kochen einschließlich Küchenchemie und Ernährungskunde sowie Un-
terricht in der Behandlung der Wäsche, Hauswirtschaftslehre mit Unterricht in der 
Buchführung, Erziehungslehre und Kinderpflege mit Unterricht in der allgemeinen 
Gesundheitslehre, Beschäftigung im Kinderhorte und Kindergarten, Samariterkurse, 
Nadelarbeiten mit Unterricht in Ellenwarenkunde. 

 (2) Bei beiden Abteilungen kann Unterricht im Zeichnen und Malen, in Musik und Turnen hinzutreten. 
 

§ 22. 
 

 (1) Mädchen, welche das Abgangszeugnis der höheren Mädchenschule besitzen, sind zum Eintritt in 
die Frauenschule ohne weiteres berechtigt; andere haben durch eine Aufnahmeprüfung den Nachweis einer 
Vorbildung zu erbringen, die die Gewähr für eine erfolgreiche Teilnahme an dem Unterricht in der Frauen-
schule gibt. 
 (2) Der Eintritt wird nur Mädchen im Alter von mindestens 15½ Jahren gestattet, die sich zum ord-
nungsgemäßen Besuch der Schule auf mindestens ein Jahr und zur Teilnahme an wöchentlich mindestens 12 
Unterrichtsstunden verpflichten. 
 (3) Die oberste Schulbehörde kann für jede Abteilung die Fächer bestimmen, an denen teilzunehmen 
die Schülerinnen verbunden sind. Im übrigen ist die Wahl der Fächer freigestellt; doch sollen zusammenhän-
gende Unterrichtsgebiete nicht getrennt werden. 
 (4) Der Unterricht ist insbesondere in den wissenschaftlichen Fächern in einer freieren Form zu ertei-
len. 
 

§ 23. 
 

Die Schülerinnen der Frauenschule erhalten nach zweijährigem Besuch der Anstalt ein Abgangszeugnis, bei 
kürzerem Besuch nur ein Zeugnis über dessen Dauer und Umfang. 
 

§ 24. 
 

 (1) Die Erteilung des Unterrichts in den wissenschaftlichen Fächern der Frauenschule setzt akademi-
sche Bildung voraus. 
 (2) Für einzelne Unterrichtsgegenstände können auch Lehrkräfte herangezogen werden, die nicht zum 
ständigen Lehrkörper der Anstalt gehören. 
 

Übergangs- und Schlußbestimmungen. 
 

§ 25. 
 

 (1) Die oberste Schulbehörde ist ermächtigt, ausnahmsweise in besonderen Fällen den Eintritt von 
Mädchen in die Mittel- und Oberklassen der Gymnasien, Realgymnasien und Oberrealschulen sowie in die 
Klassen III bis I der Realschulen zu gestatten. 
 (2) Die Zulassung in die Gymnasien, Realgymnasien und Oberrealschulen ist ausgeschlossen, wenn 
eine Studienanstalt, die Zulassung in die Realschulen, wenn eine höhere Mädchenschule am Orte vorhanden 
oder von diesem aus ohne größere Schwierigkeiten zu erreichen ist. 
 (3) Für die Zulassung von Mädchen zu höheren Knabenlehranstalten der Gemeinden ist die grund-
sätzliche Zustimmung der betreffenden Gemeindevertretung erforderlich. 
 (4) Die Ermächtigung beschränkt sich auf die Zeit bis zum Ablauf des Jahres 1920. 
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§ 26. 
 

 (1) Bestehenden Schulen (öffentlichen und privaten) wird die allmähliche Umgestaltung eingeräumt. 
 (2) Die näheren Bestimmungen hierüber trifft die oberste Schulbehörde. 
 

§ 27. 
 

Unser Ministerium des Kultus und öffentlichen Unterrichts ist mit der Ausführung des gegenwärtigen Gesetzes 
beauftragt und hat den Zeitpunkt zu bestimmen, mit dem es in Wirksamkeit tritt. 
 
 
Quelle: Gesetz- und Verordnungsblatt, 1910, S. 140-146. 
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Dokument 12 Verordnung zur Ausführung des Gesetzes über das höhere Mädchenbildungswesen 
(vom 8. Dezember 1910) 

 
§ 1. 

Zu § 1. 
 

Soweit nicht das Gesetz selbst Bestimmungen getroffen hat, gelten die Bestimmungen der Verordnung zur 
Ausführung des Gesetzes vom 22. August 1876 über die Gymnasien, Realschulen und Seminare vom 29. Janu-
ar 1877 (GVBl. S. 43) und der Verordnung, Änderungen und Nachträge zur Verordnung vom 29. Januar 1877 
betreffend, vom 8. Juli 1882 (GVBl. S. 151) unter Ausschluß der lediglich auf andere Schulgattungen bezügli-
chen Bestimmungen auch für die höhere Mädchenschule, die Studienanstalten und die Frauenschule. 
 

§ 2. 
Zu §§ 5 bis 7, 11 bis 15. 

 
Für die höhere Mädchenschule und die dreiklassige Studienanstalt gilt die als Beilage , für die sechsklassige 
Studienanstalt die als Beilage  angefügte Lehr- und Prüfungsordnung. 
 

§ 3. 
Zu § 8. 

 
 (1) Die akademische Vorbildung muß durch Erlangung der Kandidatur des höheren Schulamtes oder 
der Pädagogik, für Religionslehrer durch die Erlangung der Kandidatur der Theologie abgeschlossen sein. 
 (2) Fachlehrer und Fachlehrerinnen für Französisch und Englisch können nur verwendet werden, 
wenn sie seminaristisch vorgebildet sind. 
 

§ 4. 
Zu §§ 9 und 17. 

 
 (1) Die für die Lehrer an den staatlich unterstützten Realschulen jeweilig geltenden Gehaltssätze wer-
den den Schulkommissionen für die höheren Mädchenschulen jedesmal vom Ministerium bekannt gegeben. 
 (2) Die Gehaltssätze für die Lehrer an den staatlichen Gymnasien und für die Lehrerinnen an den 
staatlichen Lehrerinnenseminaren werden jeweilig im Staatshaushalt-Etat bestimmt. 
 

§ 5. 
Zu §§ 10 und 18. 

 
 (1) Vorschulklassen für Mädchen in den ersten drei Schuljahren dürfen mit einer privaten höheren 
Mädchenschule nicht verbunden werden. 
 (2) Der wissenschaftliche Unterricht an einer privaten höheren Mädchenschule oder eine privaten 
Studienanstalt muß mindestens zu zwei Dritteln der Gesamtstundenzahl von Lehrern und Lehrerinnen erteilt 
werden, die an dieser Schule ihre Hauptbeschäftigung finden. 
 

§ 6. 
Zu §§ 19 bis 22. 

 
 (1) Für jede Frauenschule ist ein Lehr- und Stundenplan unter Feststellung der für die Schülerinnen 
einer Abteilung verbindlichen Fächer aufzustellen und bei dem Ministerium zur Genehmigung einzureichen. 
 (2) Das Ministerium behält sich die Aufstellung von Lehrplänen für die Frauenschulen und den Erlaß 
allgemeiner Bestimmungen gemäß § 22 Absatz 3 des Gesetzes vor. 
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§ 7. 

Zu § 25. 
 

 (1) Für die von Gemeinden unterhaltenen Gymnasien, Realgymnasien, Oberrealschulen und Realschu-
len, zu welchen von Ostern 1911 ab Mädchen zugelassen werden sollen, ist bis zum 1. März 1911 dem Ministe-
rium von den Schulkommissionen die grundsätzliche Zustimmung der betreffenden Gemeindevertretung und 
die Erfüllung der Bedingung anzuzeigen, daß die durch die Zulassung von Mädchen bedingten Einrichtungen 
im Schulgebäude vorhanden sind. 
 (2) Durch die Aufnahme von Mädchen darf die für jede Klasse gesetzlich zulässige Schülerzahl nicht 
überschritten werden; auch begründet die Zulassung von Mädchen keine Verpflichtung zur Einrichtung von 
Parallelklassen. 
 (3) Voraussetzung der Zulassung ist, daß die Mädchen die sächsische Staatsangehörigkeit besitzen, 
oder daß die zu ihrer Erziehung verpflichteten Personen ihren dauernden Aufenthalt in Sachsen haben. 
 (4) Nur solche Mädchen werden zur Aufnahmeprüfung zugelassen, deren geistige Begabung und sittli-
che Eignung durch Schulzeugnisse nachgewiesen ist, und die ein bezirks- oder schulärztliches Zeugnis darüber 
beibringen, daß ihre Gesundheit den Anforderungen einer höheren Knabenschule gewachsen ist. Über ihre 
Reife für die Klasse, in die sie aufgenommen werden sollen, entscheidet die Aufnahmeprüfung. 
 (5) Für die Anmeldung und Aufnahme gelten im allgemeinen die Bestimmungen der Lehr- und Prü-
fungsordnungen; neben der erwünschten Vorstellung des Mädchens bei der Direktion der Schule ist ein schrift-
liches Aufnahmegesuch einzureichen. Da die Aufnahme gesetzlich nur ausnahmsweise in besonderen Fällen 
nachgelassen ist, sind in dem Gesuche die besonderen Gründe, aus denen um die Aufnahme nachgesucht wird, 
anzugeben. Dem Gesuche ist außer den sonst vorgeschriebenen Zeugnissen das bezirks- oder schulärztliche 
Zeugnis beizufügen. Die Direktion hat das Gesuch nebst Zeugnissen und einer gutachtlichen Äußerung nach 
Gehör des Lehrerkollegiums an das Ministerium einzureichen, das in jedem einzelnen Falle über die Zulassung 
zur Aufnahmeprüfung entscheidet. 
 (6) Für die Mädchen ist der gleiche Satz an Schulgeld und Gebühren zu zahlen, wie für die Knaben. 
Die Mädchen sind den Bestimmungen der Schulordnung sowie der Lehr- und Prüfungsordnung unterworfen. 
Nur am Turnunterricht der Knaben nehmen sie nicht teil. Sofern nicht die Schule für ihre Schülerinnen einen 
besonderen Turnunterricht, dessen Kosten auf Verlangen die Schülerinnen zu tragen haben, einrichtet, ist die 
Direktion der Schule berechtigt, den Nachweis eines anderweiten genügenden Turnunterrichts zu fordern. 
 (7) Das Ministerium ist berechtigt, die Zulassung eines Mädchens zurückzuziehen, wenn sich heraus-
stellt, daß die in Absatz 4 Satz 1 für die Zulassung aufgestellten Bedingungen nicht oder nicht mehr erfüllt sind. 

 
§ 8. 

Zu § 26. 
 

 (1) Soweit sich für die Übergangszeit bei den in § 5 Absatz 4 des Gesetzes aufgeführten höheren Mäd-
chenschulen Abweichungen von der Lehr- und Prüfungsordnung nötig machen, sind sie dem Ministerium bei 
Einreichung des Stundenplanes mit Begründung zur Genehmigung anzuzeigen. Die erste Abgangsprüfung 
(Reifeprüfung) findet bei diesen Schulen vor Ostern 1912 statt. 
 (2) Die an bestehenden Schulen vorhandenen ständig oder fest angestellten Lehrkräfte können unter 
möglichster Berücksichtigung ihrer Lehrbefähigung weiter beschäftigt werden. Jede Besetzung erledigter oder 
neuer Stellen hat in der Weise zu erfolgen, daß durch sie eine den Vorschriften in § 8 Absatz 1 und 2 des Ge-
setzes entsprechende Zusammensetzung des Lehrerkollegiums nach und nach herbeigeführt wird. 
 (3) Für die Durchführung der Vorschrift in § 5 Absatz 2 dieser Verordnung kann eine dreijährige Frist 
gewährt werden. 
 (4) Soweit sich bei der Umgestaltung bestehender Schulen sonstige Übergangsbestimmungen erforder-
lich machen, werden sie von dem Ministerium für den einzelnen Fall unter billiger Berücksichtigung der beste-
henden Verhältnisse getroffen. 
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§ 9. 

Zu § 27. 
 

Das Gesetz und diese Verordnung treten am 1. April 1911 in Kraft. 
 
 
Quelle: Gesetz- und Verordnungsblatt, 1910, S. 585-588. 
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Dokument 13 Entwurf eines Volksschulgesetzes, erarbeitet im Ministerium des Kultus und öffent-
lichen Unterrichts (vom 12. Januar 1912) 

 
I.  

Allgemeine Bestimmungen. 
 

§ 1. 
Aufgabe der Volksschule. 

 
Die Volksschule hat die Aufgabe, durch Unterricht, Übung und Erziehung die geistigen und körperlichen Kräf-
te des Kindes wirksam zu entfalten und ihm die Grundlagen sittlich-religiöser Bildung und vaterländischer 
Gesinnung sowie die für das bürgerliche Leben nötigen allgemeinen Kenntnisse und Fertigkeiten zu gewähren. 
 

§ 2. 
Unterrichtsgegenstände. 

 
 (1) Wesentliche Gegenstände des Unterrichtes der Volksschule sind: 

Religions- und Sittenlehre, deutsche Sprache mit Lesen und Schreiben, Rechnen, Raumlehre, 
Heimatkunde, Geschichte, Erdkunde, Naturkunde, Gesang, Zeichnen, Leibesübungen (ein-
schließlich Jugendspiele) und für die Mädchen Nadelarbeiten. 

 In die Bürgerkunde soll die Jugend in geeigneten Unterrichtsfächern vorbereitend eingeführt werden. 
 (2) Durch die Ortsschulordnung ist zu bestimmen, ob Haushaltungs- und Kochunterricht für die 
Mädchen, Handfertigkeitsunterricht für die Knaben, Unterricht in einer oder mehreren lebenden Fremdspra-
chen und in Kurzschrift geboten werden, und ob die Teilnahme an diesem Unterricht wahlfrei oder verbindlich 
sein soll. 
 

§ 3. 
Gestaltung der Volksschule. 

 
 (1) Der freien Entschließung der Schulgemeinde ist überlassen, ob sie eine allgemeine Volksschule 
oder ob sie mehrere Arten – einfache, mittlere, höhere Volksschule – unterhalten will. 
 Wo die Verhältnisse es gestatten, soll die Volksschule nicht als einfache, sondern als mittlere eingerich-
tet werden. 
 (2) Der Volksschule schließt sich als besonderer Teil die Fortbildungsschule an. 
 

§ 4. 
Schulpflicht. 

 
 (1) Jedes Kind hat die Volksschule acht Jahre lang, in der Regel vom vollendeten sechsten (vergl. je-
doch unter 3.) bis zum vollendeten vierzehnten Lebensjahre, im Schulbezirke seines Aufenthaltsortes ununter-
brochen zu besuchen. Diese Verpflichtung entfällt, wenn der Erziehungspflichtige nachweist, daß er das Kind 
in oder außer dem Hause auf andere ausreichende Weise unterrichtet oder unterrichten läßt. 
 (2) Die Volksschule eines Nachbarortes kann ein Kind nur unter Zustimmung des Schulvorstandes 
dieses Ortes besuchen. Falls die Schule nicht von höherer Art als die Schule des Aufenthaltsortes ist, bedarf es 
hierzu auch der Genehmigung des Bezirksschulinspektors. 
 (3) Beim Beginne eines neuen Schuljahres sind der Schule jedesmal die Kinder zuzuführen, die bis 
dahin das sechste Lebensjahr erfüllt haben. Auf Wunsch der Erziehungspflichtigen dürfen auch solche Kinder 
aufgenommen werden, die bis zum 30. Juni desselben Jahres das sechste Lebensjahr vollenden und voraussicht-
lich den geistigen und körperlichen Anforderungen des Schulbesuches entsprechen. 
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 (4) Für gebrechliche, kränkliche oder geistig unreife Kinder kann der Eintritt in einem späteren Le-
bensalter sowie die zeitweilige Unterbrechung des bereits begonnenen Schulbesuches gestattet oder angeordnet 
werden. 
 (5) Taubstumme, einschließlich der tauben und stummen, blinde mit Einschluß der ihnen gleichzuach-
tenden schwachsichtigen und schwach- oder blödsinnige Kinder sind in hierzu bestimmten Anstalten unterzu-
bringen, sofern nicht durch die dazu Verpflichteten anderweit für ihre Erziehung in einer den besonderen An-
forderungen entsprechenden Weise gesorgt ist. 
 (6) Für schwachbefähigte Kinder, für die eine erfolgreiche Teilnahme am Unterrichte der Volksschule 
nicht möglich ist, sind Hilfsschulen oder Hilfsschulklassen einzurichten. Wo die dazu erforderlichen Einrich-
tungen nicht getroffen werden können, soll durch die Schulgemeinde Nachhilfeunterricht – soweit nötig, mit 
Staatsbeihilfe – gewährt werden. 
 

§ 5. 
Fortsetzung. 

 
 (1) Verwahrloste oder verbrecherisch veranlagte Kinder sind vom Schulbesuche auszuschließen, wenn 
durch ihr Verbleiben in der Schule die sittliche oder leibliche Wohlfahrt ihrer Mitschüler gefährdet wird. 
 Wird Fürsorgeerziehung nicht angeordnet, so haben die Erziehungspflichtigen für entsprechenden 
Unterricht anderweit zu sorgen 
 (2) Die gleiche Verpflichtung liegt den Erziehungspflichtigen bei Kindern ob, die wegen dauernder 
Krankheit oder körperlicher Gebrechen nicht am allgemeinen Unterrichte teilnehmen können. Sind die Erzie-
hungspflichtigen unbemittelt, so hat die Schulgemeinde dafür – soweit nötig, mit Staatsbeihilfe – zu sorgen. 
 (3) Kinder, die das Ziel der einfachen Volksschule in den wesentlichen Unterrichtsgegenständen, na-
mentlich in Religion, deutscher Sprache, Lesen, Schreiben und Rechnen, bis zum Ablaufe des achten Schuljah-
res nicht erreichen, haben die Schule ein Jahr lang weiter zu besuchen.  
 Der Bezirksschulinspektor kann jedoch die Entlassung verfügen, wenn nach dem Gutachten des Leh-
rers und des Schulleiters wegen geistiger Schwäche des Kindes der weitere Schulbesuch voraussichtlich erfolg-
los sein würde. In zweifelhaften Fällen ist der Schularzt oder Bezirksarzt zu hören. 
 (4) Nur in besonders dringenden Fällen, nur nach Erlangung der Reife und in der Regel nur nach voll-
endetem vierzehnten Lebensjahre des Kindes kann nach siebenjährigem Schulbesuche die Entlassung aus der 
Volksschule auf vorherige Begutachtung des Lehrers und des Schulvorstandes hin vom Bezirksschulinspektor 
gestattet werden. 
 

§ 6. 
Schulbesuch. 

 
 (1) Die Eltern und Erzieher sind verbunden, schulpflichtige Kinder zum regelmäßigen Schulbesuche 
einschließlich der Schulfeiern anzuhalten. 
 (2) Lehrherren, Dienstherrschaften und Arbeitgeber haben ihre Lehrlinge, Bediensteten und Arbeiter 
zum Schulbesuche anzuhalten und ihnen die hierzu nötige Zeit zu gewähren. 
 (3) Die Erlaubnis zum Wegbleiben eines Kindes aus der Schule ist in der Regel vorher nachzusuchen; 
falls dies aber unausführbar ist, muß der Grund der Versäumnis den Lehrer ungesäumt angezeigt werden. 
 (4) Im allgemeinen gilt nur Krankheit der Schüler als Grund für Schulversäumnisse. Kinder, in deren 
Familien ansteckende Krankheiten herrschen, sind vom Schulbesuche zeitweilig auszuschließen; die Ausschlie-
ßung kann, wenn nötig, auf alle Kinder desselben Hauses ausgedehnt werden. Mit ekelerregenden Krankheiten 
behaftete Kinder können bis zur Heilung vom Schulbesuche zurückgewiesen werden. 
 (5) Eltern, Erzieher oder Aufsichtspflichtige (vergl. oben 1. und 2.), die es verschulden, daß ein schul-
pflichtiges Kind der Schule ungerechtfertigterweise verspätet zugeführt wird, oder daß ein Kind unentschuldigt 
oder ungerechtfertigt die Schule versäumt, werden auf Anzeige des Schulvorstandes mit einer Geldstrafe bis zu 
30 Mark bestraft, die im Falle der Nichtbezahlung nach den Vorschriften des Reichsstrafgesetzbuches in Haft 
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umzuwandeln ist. Das Gleiche gilt für Fortbildungsschulpflichtige, die ungerechtfertigt den Eintritt in die Schu-
le oder ihren Besuch versäumen. 
 Für den Erlaß der Strafverfügung ist die Polizeibehörde zuständig (vergl. auch § 61). 
 (6) Beschwerden über die Schule oder den Lehrer sind, sofern sie sich nicht durch Verständigung 
zwischen dem Beschwerdeführer und dem Lehrer erledigen, beim Vorsitzenden des Schulvorstandes anzubrin-
gen, der sie an die Bezirksschulinspektion abzugeben hat. Untersteht die Schule einem Direktor, so sind Be-
schwerden bei diesem anzubringen (vergl. § 23, 2. und 6.). 
 (7) Eltern, Erzieher, Aufsichtspflichtige (vergl. oben 1. und 2.) oder andere Personen, die gegen die 
Ordnung der Schule oder gegen Maßregeln der Schulzucht eigenmächtig einschreiten, werden auf Anzeige des 
Schulvorstandes, des Lehrers oder des Schulleiters mit einer Geldstrafe bis zu 60 Mark bestraft, die im Falle der 
Nichtbezahlung nach den Vorschriften des Reichsstrafgesetzbuches in Haft umzuwandeln ist. 
 Für den Erlaß der Strafverfügung ist die Bezirksschulinspektion zuständig. 
 (8) Die Strafgelder fließen zur Schulkasse. 
 (9) Die Eltern und Erzieher haben dafür zu sorgen, daß ihre schulpflichtigen Kinder die erforderlichen 
Bücher und sonstigen Lehrmittel besitzen. 
 Wird die Beschaffung der Lehrmittel verzögert, so sind sie alsbald vom Schulvorstande auf Kosten des 
Erziehungspflichtigen anzuschaffen. Diese Kosten werden, dafern nicht der Schulvorstand im einzelnen Falle 
darauf verzichtet, im Verwaltungswege eingehoben. 
 

§ 7. 
Berücksichtigung des Religionsbekenntnisses. 

 
 (1) In Schulbezirken, in denen sich Einwohner verschiedener Glaubensbekenntnisse befinden und für 
die Angehörigen des Bekenntnisses der Minderheit innerhalb des Schulbezirkes eigene, den Schulen des Be-
kenntnisses der  Mehrheit gleichartige Schulanstalten bestehen, haben die schulpflichtigen Kinder die Schule 
ihres Bekenntnisses zu besuchen. Ausnahmen können nur nach Gehör der beiderseitigen Schulvorstände durch 
die Bezirksschulinspektion nachgelassen werden können. 
 (2) Ist die Schule des Bekenntnisses der Mehrheit im Schulbezirke von höherer Art als diejenige des 
Bekenntnisses der Minderheit, so können die der Minderheit angehörenden Kinder die Schule des Bekenntnis-
ses der Mehrheit besuchen. 
 (3) Besteht für die Angehörigen des Bekenntnisses der Minderheit im Schulbezirke keine besondere 
Schule, so haben deren schulpflichtige Kinder die öffentliche Ortsschule zu besuchen. Doch sind sie von der 
Teilnahme am Religionsunterrichte dieser Schule befreit. 
 (4) Für den Religionsunterricht im eigenen Bekenntnisse der unter 2. und 3. erwähnten Kinder ist in 
einer von der Vertretung ihrer Religionsgesellschaft für ausreichend erachteten Weise zu sorgen und der 
Nachweis darüber, daß dies geschieht, beizubringen. Ist jedoch dazu im Schulbezirke keine Gelegenheit vor-
handen, so können auf Antrag der Erziehungspflichtigen Kinder bis zum vollendeten zwölften Lebensjahre 
auch am Religionsunterrichte eines anderen Bekenntnisses als desjenigen, in dem sie zu erziehen sind, teilneh-
men. 
 (5) Kinder solcher Dissidenten, die keiner Religionsgesellschaft angehören (§ 21 des Gesetzes vom 20. 
Juni 1870), haben am Religionsunterrichte einer im Lande zugelassenen Religionsgesellschaft teilzunehmen. Die 
Wahl der Religionsgesellschaft steht dem Erziehungspflichtigen frei. Die Erklärung hierüber ist von ihm bei der 
Anmeldung des Kindes zur Schule abzugeben. Wird die Erklärung unterlassen oder verweigert, so haben die 
Kinder am Religionsunterrichte der Schule teilzunehmen, die sie besuchen. 
 (6) Für Kinder, die nicht am Religionsunterrichte der Schule teilnehmen, tritt eine ihrer Höhe nach 
durch die Ortsschulordnung zu bestimmende, entsprechende Ermäßigung des etwaigen Schulgeldes ein. 
 

§ 8. 
Schulunterhaltung. 
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 (1) Die Schulgemeinden (§ 13, 1.) sind verpflichtet, die Mittel zur Errichtung und Unterhaltung der 
ihrem Bedürfnisse entsprechenden Volksschulen einschließlich etwaiger Hilfsschulen und der Fortbildungs-
schulen aufzubringen, soweit nicht besondere Einnahmen dafür zur Verfügung stehen. 
 (2) Der freien Entschließung der Schulgemeinde ist überlassen, von den Eltern oder Erziehern der 
Kinder, für welche die Schulgemeinde ihre Schule einzurichten und zu erhalten verpflichtet ist, ein gewisses 
Schulgeld zu erheben. Dieses ist durch die Ortsschulordnung zu bestimmen und kann nach den Vermögens- 
und Familienverhältnissen der Zahlungspflichtigen abgestuft werden. 
 (3) Besuchen mehr als drei Kinder eines Erziehungspflichtigen gleichzeitig die einfache oder, wo eine 
solche nicht besteht, die mittlere Volksschule, so darf nur für drei Kinder das Schulgeld erhoben werden. 
 (4) Eine Schulgemeinde, die von Schulgeld in der einfachen Volksschule absieht, darf solches auch in 
der mittleren Volksschule nicht erheben. 
 (5) Wird die Schule von nicht im Schulbezirke aufhältlichen Kindern oder von Kindern eines anderen 
Bekenntnisses, dessen Angehörige eigene Volksschulen unterhalten (§ 7, 1. a. E. und 2.), besucht, so kann die 
Schulgemeinde für diese Kinder neben etwaigem Schulgelde einen besonderen Beitrag zur Schulkasse erheben, 
der durch die Ortsschulordnung festzusetzen ist. 
 (6) Wird durch den Besuch von Schulkindern, die in einer im Schulbezirke errichteten Erziehungs-, 
Pfleg- oder Krankenanstalt untergebracht sind, deren Erziehungspflichtige aber auswärts wohnen, die Zahl der 
Volksschüler eines Schulbezirkes derart erhöht, daß die Errichtung weiterer als der sonst erforderlichen Klas-
sen und Lehrerstellen notwendig wird, so kann vom Unternehmer der Anstalt die Leistung eines entsprechen-
den Beitrages zur Deckung des der Schulgemeinde hieraus erwachsenden Mehraufwandes neben dem etwaigen 
Schulgelde gefordert werden. 
 Gleiches gilt, wenn im Schulbezirke Kinder, deren Erziehungspflichtige auswärts wohnen, von einer 
Gemeinde oder einem Verbande des öffentlichen Rechtes in Familienpflege untergebracht werden und die 
Zahl der Schulkinder dadurch in der angegebenen Weise erhöht wird. Beitragspflichtig ist die Gemeinde oder 
der Verband, der die Kinder im Schulbezirke unterbringt. 
 Im Mangel einer Einigung ist der Beitrag dergestalt zu berechnen, daß der Mehraufwand, den die er-
forderliche Begründung von Lehrerstellen und Neubeschaffung von Klassenräumen verursacht, nach Verhält-
nis der Zahl der in der Anstalt von auswärts untergebrachten Schulkinder zu der Zahl der übrigen Schulkinder 
zwischen der Schulgemeinde und dem Unternehmer geteilt wird. 
 (7) In Schulbezirken, in denen die Angehörigen des Bekenntnisses der Minderheit zwar eigene Volks-
schulen, aber nicht eigene Fortbildungsschulen unterhalten, haben die Angehörigen des Bekenntnisses der 
Minderheit zu den Lasten der Fortbildungsschule außer etwaigem Schulgelde nach Verhältnis der Zahl der 
Kinder beizutragen, die im Durchschnitte des letzten Rechnungsjahres die Fortbildungsschule besucht haben. 
 (8) Unvermögenden Schulgemeinden werden sowohl zum Schulbau als auch zur Schulunterhaltung 
besondere Zuschüsse aus der Staatskasse gewährt. 
 Bei Beurteilung des Unvermögens bleibt ein durch den Verzicht auf Schulgeld entstehender Einnah-
meausfall außer Betracht. 
 

§ 9. 
Ortsschulordnung. 

 
 (1) Jede Schulgemeinde hat eine Ortsschulordnung aufzustellen. Ihre Vorschriften dürfen Abweichun-
gen von den Bestimmungen dieses Gesetzes nicht enthalten (vergl. § 69). 
 (2) Die Ortsschulordnung ist nach erlangter Genehmigung (§ 67, 1. d) in der für die Gemeindebehör-
den vorgeschriebenen Weise bekannt zu machen. 
 

§ 10. 
Privatunterricht. Privatunterrichtsanstalten. 
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 (1) Privatunterricht, der den Unterricht der Volksschule ersetzen soll, kann nur von Lehrern oder 
Lehrerinnen erteilt werden, die wenigstens eine der gesetzlichen Prüfungen bestanden haben. Auch Privatun-
terrichtsanstalten dürfen nur solche Lehrer und Lehrerinnen annehmen (vergl. übrigens §§ 37, 38). Der Unter-
nehmer und Leiter muß die Wahlfähigkeitsprüfung oder eine ihr gleichstehende Prüfung bestanden haben. 
 (2) Die Errichtung von Privatunterrichtsanstalten, deren Besuch vom Besuche der öffentlichen Volks-
schule befreien soll, bedarf der Genehmigung der obersten Schulbehörde. Die Genehmigung darf nicht versagt 
werden, wenn gegen die sittliche Würdigkeit und gegen die Fähigkeit des Unternehmers und Leiters sowie der 
Lehrkräfte und gegen die Einrichtung der Anstalt hinsichtlich der Unterrichtsräume, des Lehrplanes und der 
Lehrmittel kein begründetes Bedenken erhoben werden kann, und wenn der Unternehmer den Besitz der zur 
Einrichtung und zum Betriebe der Anstalt erforderlichen Mittel nachweist. 
 (3) Kirchlichen Orden, Kongregationen und den ihnen verwandten kirchlichen Gemeinschaften ist die 
Errichtung einer Lehr- oder Erziehungsanstalt nur auf Grund eines besonderen Gesetzes gestattet. 
 (4) Alle diese Anstalten, schon bestehende und neu zu errichtende, sowie die an ihnen wirkenden Leh-
rer stehen unter der Aufsicht der Schulbehörden. Die Fortführung solcher Anstalten kann untersagt werden, 
wenn eine der Voraussetzungen, von deren Vorhandensein die Genehmigung abhängig war (vergl. oben unter 
2.), nicht mehr erfüllt ist, oder wenn der Unternehmer trotz des Hinweises auf die Folgen den bestehenden 
Vorschriften oder Anordnungen der Aufsichtsbehörde nicht Folge leistet. 
 (5) Die Aufsicht über den Schulbesuch in Privatunterrichtsanstalten steht dem Schulvorstande zu. 
 

§ 11. 
Schulferien. 

 
Die Schulferien werden im Verordnungswege geregelt. Die Prüfungstage sind in die Ferien nicht einzurechnen. 
 

§ 12. 
Auslegungsvorschrift. 

 
Soweit nicht im Gesetze ausdrücklich etwas anderes vorgesehen ist, gelten die Bestimmungen für Volksschulen 
auch für Fortbildungsschulen, die Bestimmungen für Lehrer auch für Direktoren, Lehrerinnen, Hilfslehrer und 
Hilfslehrerinnen, die Bestimmungen, die den Schulvorstand betreffen, auch für den Schulausschuß in Städten 
mit der Revidierten Städteordnung. 
 

II.  
Einrichtung der Volksschulen. 

 
§ 13. 

Schulbezirke. Schulgemeinde. 
 

 (1) Jeder Ort und jeder Ortsteil des Landes muß einem bestimmten, räumlich abgegrenzten Schulbe-
zirke angehören. Der Schulbezirk kann sich auch über mehrere Orte und Ortsteile erstrecken. Die selbständi-
gen Gutsbezirke sind einem Schulbezirke zuzuteilen. Die Bewohner des Schulbezirkes bilden unter Ausschluß 
der Angehörigen anderer Religionsbekenntnisse, die eigene Volksschulen unterhalten, die Schulgemeinde. 
 (2) Die Mitglieder jeder im Lande zugelassenen Religionsgesellschaft können mit Genehmigung der 
obersten Schulbehörde Schulen für ihre Kinder errichten und bilden dann eine eigene Schulgemeinde, deren 
Bezirk sich mit dem Bezirke der Schulgemeinde des Bekenntnisses der Mehrheit decken muß. Solche Schulge-
meinden des Bekenntnisses der Minderheit sind allenthalben den Vorschriften dieses Gesetzes unterworfen. 
 (3) Die Schulgemeinde ist eine rechtsfähige Körperschaft des öffentlichen Rechtes; ihr steht unter 
Oberaufsicht des Staates die selbständige Verwaltung ihrer Angelegenheiten zu. 
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 (4) Jede Schulgemeinde muß mindestens eine öffentliche Schule unterhalten. Die Zahl der öffentlichen 
Schulen bestimmt sich durch das nach diesem Gesetze begründete Bedürfnis und durch die Aufgabe, der 
schulpflichtigen Jugend ausreichenden Unterricht zu gewähren. 
 (5) Die Festsetzung und Änderung der Schulbezirke verfügt die oberste Schulbehörde von Amts we-
gen oder auf Antrag der Beteiligten. 
 (6) Bei der Trennung einer Schulgemeinde sind dem Lehrer auf seine Amtszeit die Bezüge aus den 
abgetrennten Orten oder Ortsteilen fortzugewähren. Ob die Ausscheidenden den beim Schulbezirke bleiben-
den Gemeinden eine Entschädigung zu gewähren oder ob sie eine solche zu erhalten haben, bleibt in jedem 
einzelnen Fall der Vereinbarung der Beteiligten und, wenn eine solche nicht zustande kommt, der Entschei-
dung der obersten Schulbehörde vorbehalten 
 

§ 14. 
Schulkasse. 

 
 (1) In die Kasse der Schulgemeinde fließen: 

a)  das Einkommen aus den Stiftungen und Vermögensmassen, die dem Zwecke der Schule ge-
widmet sind, 

b)  die der Schule überwiesenen Zuflüsse aus anderen Vermögensmassen, 
c)  das Schulgeld, soweit solches erhoben wird, 
d)  die nach Herkommen oder Ortsgesetz für die Schule einzufordernden Besitzveränderungs- 

und sonstigen Abgaben, 
e)  die Strafgelder, die nach diesem Gesetze (§ 6, 8.) und anderen Gesetzen zum Besten des 

Schulwesens zu verwenden sind, 
f)  die von der Schulgemeinde nach den Landes- und Ortsgesetzen aufzubringenden Steuern, 
g)  die aus der Staatskasse gewährten Zuschüsse. 

 (2) Die Schulgemeinde hat für alle zur Einrichtung und Unterhaltung der Schule notwendigen Ausga-
ben aufzukommen. Hierzu gehören namentlich: 

a)  die Besoldung der Lehrer und der durch ihre Anstellung entstehende Aufwand, 
b)  der Aufwand für Überstunden und Stellvertretungen, 
c)  die Kosten für Errichtung der Schulgebäude, für Unterhaltung der Gebäude und der dazu 

gehörigen Grundstücke, sowie die davon zu entrichtenden Abgaben, soweit nicht diese Kos-
ten und Abgaben aus einem besonderen Rechtsgrunde von Dritten zu tragen sind, 

d)  der Aufwand für Beschaffung und Unterhaltung der Schulgeräte und Lehrmittel, 
e)  der Aufwand für Heizung, Beleuchtung und Reinigung der Schulräume, 
f)  der bei Verwaltung der Schulangelegenheiten und der Schulkasse entstehende Geschäfts- 

und Nebenaufwand, 
g)  etwaige sonstige haushaltplanmäßige Ausgaben. 

 (3) Zur Bestreitung der laufenden Betriebsausgaben ist ein angemessener Betrag verfügbar zu halten, 
der mindestens dem voraussichtlichen Bedarfe eines Monats entspricht.. 
 

§ 15. 
Schulgebäude. 

 
 (1) Jede Schule muß ein lediglich für Schulzwecke bestimmtes Gebäude haben, dessen Lage, Einrich-
tung und Ausstattung den Bedürfnissen des Unterrichtes und den Anforderungen der Gesundheitspflege ent-
spricht. In der Nähe des Schulgebäudes muß ein der Zahl der Schulkinder entsprechender Spiel- und Turnplatz 
vorhanden, für die Schulkinder größerer Schulen ausreichende Gelegenheit zum Turnen in einer Turnhalle 
gesichert sein.  
 Die allgemeinen Vorschriften über die Schulgebäude mit Zubehör bleiben der Regelung im Verord-
nungswege überlassen. 
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 (2) Auf dem Lande sind dem ersten Lehrer die nötigen Wohn- und Wirtschaftsräume in der Regel 
innerhalb des Schulgrundstückes zu gewähren. 
 

§ 16. 
Beschaffung der Schulgrundstücke und Schulgebäude. 

 
 (1) Die erforderlichen Schulgrundstücke und Schulgebäude sind, soweit sie nicht von Dritten, insbe-
sondere durch Stiftungen, dauernd zur Verfügung gestellt sind, von der Schulgemeinde zu beschaffen. 
 (2) Die Benutzung von Schulgebäuden und Schulgrundstücken, die im Eigentume einer bürgerlichen 
Gemeinde stehen, ist fernerhin nur insoweit gestattet, als die Einrichtung und Überlassung vor Inkrafttreten 
dieses Gesetzes vollzogen war. Stehen Schulgebäude im Eigentume einer bürgerlichen Gemeinde, so dürfen sie 
nicht ohne Genehmigung der Bezirksschulinspektion ihrer Bestimmung entzogen werden. 
 (3) Insoweit die Schulgemeinde für die Benutzung solcher Schulgebäude und Schulgrundstücke an die 
bürgerliche Gemeinde eine Entschädigung zu gewähren hat, darf diese den Gesamtbetrag 

a)  des Aufwandes für Verzinsung und Tilgung der zur Erwerbung des Bauplatzes und zur Er-
richtung der Gebäude verausgabten Mittel, 

b)  der Kosten der Instandhaltung, 
c)  der von dem Grundstücke zu entrichtenden öffentlichen Abgaben 
nicht übersteigen. 

 (4) Wird ein Schulgrundstück seiner bisherigen Bestimmung infolge Veräußerung oder anderweiter 
Verwendung durch die bürgerliche Gemeinde entzogen, so hat diese der Schulgemeinde diejenigen Beträge zu 
erstatten, die letztere zur Tilgung des Aufwandes für Beschaffung und Bebauung des Schulgrundstückes insge-
samt bezahlt hat. 
 

§ 17. 
Rücklage für Schulbauten. 

 
 (1) Überschüsse des Jahreshaushaltes gegenüber dem Voranschlage sind, soweit sie nicht das Betriebs-
vermögen der Schulgemeinde bilden oder zur außerordentlichen Schuldentilgung verwendet werden, anzu-
sammeln und zinsbar anzulegen. Sie sind zur Bestreitung des Aufwandes für Erwerbung von Schulbauplätzen 
und für Errichtung von Schulgebäuden sowie für umfänglichere Instandsetzungen bestimmt. Doch können die 
Erträgnisse der Rücklage auch zu den jährlichen laufenden Zahlungen für Verzinsung und Tilgung hierzu auf-
genommener Darlehen mitverwendet werden. 
 (2) Soweit es die Verhältnisse erfordern, sollen auch aus den laufenden Einnahmen regelmäßig Beträge 
zur Verstärkung der Rücklage für Schulbauten bestimmt werden.  
 (3) Der Rücklage für Schulbauten sind auch die in § 16, 4. erwähnten Beträge sowie außerordentliche 
Einnahmen der Schulgemeinde zuzuführen, soweit nicht bei deren Zuwendung etwas anderes bestimmt ist. 
 

§ 18. 
Einfache Volksschule. 

 
 (1) Die einfache Volksschule unterrichtet ihre Zöglinge in zwei oder mehreren nach Altersstufen zu 
ordnenden Klassen. Für die Versetzung in eine höhere Klasse entscheidet lediglich die Reife. 
 (2) Die Schülerzahl einer Klasse darf 50 nicht übersteigen (vergl. § 70, 1.). 
 (3) An einer zweiklassigen Volksschule dürfen einem Lehrer nicht mehr als 80 Kinder zum Unterrichte 
zugewiesen werden (vergl. § 70, 1.). 

 
§ 19. 

Mittlere und höhere Volksschule. 
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 (1) In der mittleren Volksschule sind wenigstens vier aufsteigende Klassenstufen zu bilden. Der Unter-
richtsstoff des achtjährigen Lehrganges ist so zu verteilen, daß die Kinder wöchentlich im dritten Schuljahre 
wenigstens 20 Unterrichtsstunden, im vierten Schuljahre wenigstens 22, vom fünften Schuljahre an die Knaben 
wenigstens 26 (ausschließlich Turnunterricht), die Mädchen wenigstens 24 Unterrichtsstunden (ausschließlich 
Haushaltungs- und Kochunterricht, sowie Handarbeits- und Turnunterricht) erhalten. 
 (2) In der höheren Volksschule sind wenigstens acht aufsteigende Klassenstufen zu bilden und ist 
wenigstens in einer lebenden Fremdsprache (Englisch oder Französisch) verbindlicher Unterricht zu erteilen. 
In der Regel soll der Lehrgang neunjährig sein. 
 (3) Die Schülerzahl einer Klasse der mittleren Volksschule darf nicht über 50, die einer höheren Volks-
schule nicht über 40 steigen. 
 (4) Ein Zwang zum Besuche mittlerer oder höherer Volksschulen findet in Schulbezirken, in denen 
eine einfache Volksschule besteht, nicht statt. 
 Ist keine einfache Volksschule vorhanden, so ist etwaiges Schulgeld den Erwerbs- und Vermögensver-
hältnissen der Erziehungspflichtigen entsprechend niedrig zu bemessen oder angemessen abzustufen. 
 An Orten, in denen neben der einfachen Volksschule eine mittlere oder höhere oder beide bestehen, 
soll eine angemessene Anzahl von Freistellen für unbemittelte begabte Kinder an jeder dieser Schulen einge-
richtet werden. 
 

§ 20. 
Unterricht für wendische Kinder. 

 
 (1) In gemischtsprachigen Schulen haben bei der Anmeldung die Eltern des wendischen Volksstam-
mes zu erklären, ob ihre Kinder auch wendischen Unterricht empfangen sollen. Diese Erklärung kann zurück-
genommen werden. In solchen Schulen ist für die wendischen Kinder in den ersten zwei Schuljahren die Zahl 
der wöchentlichen Unterrichtsstunden um eine oder zwei zu erhöhen. 
 (2) Die Kinder des wendischen Volksstammes sind im Lesen sowohl in der deutschen als auch in der 
wendischen Sprache zu unterrichten. Es ist darauf zu halten, daß sie Sicherheit und Gewandtheit im schriftli-
chen wie im mündlichen Gebrauche der deutschen Sprache erlangen. In den oberen Klassen ist in allen Fä-
chern in deutscher Sprache zu unterrichten. Nur im Religionsunterrichte ist für die Kinder, die nach 1. auch 
wendischen Unterricht empfangen, die wendische Sprache mit zu verwenden, solange regelmäßig wendischer 
Gottesdienst für die Gemeinde abgehalten wird. 
 

§ 21. 
Hilfsschule. 

 
 (1) Die Hilfsschule hat neben den allgemeinen Aufgaben der Volksschule ihr besonderes Ziel auf die 
spätere Erwerbsfähigkeit der Zöglinge zu richten. 
 (2) In Hilfsschulen und Hilfsschulklassen ist das Lehrziel angemessen zu beschränken; die Schülerzahl 
einer Klasse ist entsprechend abzumindern. Auf die körperliche Ausbildung, die Förderung der Handgeschick-
lichkeit und die Pflege der Sprache ist besonderes Gewicht zu legen. 
 (3) Wo die Verhältnisse es gestatten, ist die Hilfsschule in mehrere Klassenstufen zu gliedern. Hierzu 
sind in größeren Schulgemeinden, soweit es die Rücksicht auf den Schulweg zuläßt, die schwachbefähigten 
Kinder mehrerer Schulen in einer Hilfsschule zu vereinigen. 
 (4) Die Aufnahme von Kindern des Bekenntnisses der Minderheit in die Hilfsschule des Bekenntnisses 
der Mehrheit in Orten, in denen die Angehörigen jenes Bekenntnisses eigene Volksschulen unterhalten, ist 
zulässig, sofern die Minderheit eigene Hilfsschulen gleicher Art zu unterhalten nicht imstande ist. Die Bestim-
mungen in § 7, 4. und § 8, 7. sind entsprechend anzuwenden. 
 

§ 22. 
Anstaltsschulen. 
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Der Unterricht in den mit Erziehungs-, Pfleg- oder Krankenanstalten verbundenen Schulen ist in der Regel, 
mit den durch die Verhältnisse bedingten Einschränkungen, nach den für die einfache Volksschule geltenden 
Bestimmungen zu erteilen. 
 

§ 23. 
Schulleitung. 

 
 (1) In mittleren oder höheren Volksschulen ist ein Direktor anzustellen, an einfache Volksschulen 
dann, wenn an ihnen mehr als sechs Lehrer einschließlich der Hilfslehrer nötig werden. 
 (2) Dem Direktor steht die Leitung und Beaufsichtigung der Schule und ihres Betriebes, sowie ihre 
Vertretung gegenüber den Eltern und Erziehungspflichtigen und die Vermittlung des Verkehrs der Schule mit 
dem Schulvorstande und den Schulbehörden zu. 
 (3) Er hat die Lehrer bei Ausübung ihres Berufes zu unterstützen und sich mit ihnen im Einverneh-
men zu halten, sich vom Stande der einzelnen Klassen zu überzeugen und die Lehrer auf etwa wahrgenomme-
ne Mängel aufmerksam zu machen, sich jedoch während des Unterrichtes und vor den Schülern tadelnder 
Bemerkungen über den Lehrer zu enthalten. 
 (4) Der Direktor hat die Lehrerversammlung von Zeit zu Zeit einzuberufen und sich mit ihr über 
allgemeine Angelegenheiten der Schule zu beraten. 
 Die Lehrerversammlung wird durch die Lehrer und Lehrerinnen der Schule unter Vorsitz des Direk-
tors gebildet. Die nichtständigen Lehrer und Lehrerinnen nehmen ohne Stimmrecht teil.  
 Der Lehrerversammlung ist namentlich Gelegenheit zu geben 

a)  zur Beratung der Hausordnung, 
b)  zur Beratung der Lehrpläne, 
c)  zu Vorschlägen über den Ankauf von Lehrmitteln und von Büchern für die Lehrer- und 

Schülerbücherei, 
d)  zur Äußerung von Wünschen in Angelegenheiten des inneren Schulbetriebes. 

 (5) Die Entschließung über die Verwendung der Lehrkräfte sowie die Aufstellung des Stundenplanes 
steht dem Direktor zu. Er ist berechtigt, Lehrer bis zu drei Tagen zu beurlauben, und regelt selbständig die 
Stellvertretung behinderter Lehrer, soweit sie von den übrigen Lehrern der Schule übernommen werden kann; 
andernfalls hat er ungesäumt dem Bezirksschulinspektor und dem Schulvorstande Anzeige zu erstatten. 
 (6) Der Direktor hat gegen Pflichtwidrigkeiten der Lehrer von Amts wegen oder auf Grund erhobener 
Beschwerde einzuschreiten; in schwereren Fällen, namentlich wenn ein Dienstverfahren geboten erscheint, hat 
er der Bezirksschulinspektion Anzeige zu erstatten. 
 

§ 24. 
Fortsetzung. 

 
 (1) An Schulen, an denen kein Direktor angestellt ist, stehen dem leitenden Lehrer (Hauptlehrer) bei 
Entwerfung des Lehrplanes, bei Aufstellung des Stundenplanes und bei Anordnung von Stellvertretungen die 
gleichen Befugnisse wie einem Direktor zu. 
 Über wahrgenommene Pflichtwidrigkeiten hat er dem Bezirksschulinspektor Anzeige zu erstatten; 
Beschwerden über Lehrer hat er an den Vorsitzenden des Schulvorstandes zur Abgabe an die Bezirksschulin-
spektion weiterzuleiten. 
 Hilfslehrer unterstehen der besonderen Aufsicht des Hauptlehrers. 
 (2) Lehrern an Schulen ohne Direktor kann in besonders dringenden Fällen der Vorsitzende des 
Schulvorstandes für einen Tag Urlaub erteilen. Dem Bezirksschulinspektor ist hierüber sofort Anzeige zu er-
statten. 
 

§ 25. 
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Aufsicht über den Religionsunterricht. 
 

 (1) Die der kirchlichen Oberbehörde zustehende Aufsicht über den Religionsunterricht übt zunächst 
der Ortspfarrer aus. Unter mehreren Ortspfarrern bestimmt die kirchliche Oberbehörde den zuständigen. Sie 
kann auch an Stelle des Ortspfarrers einem anderen Geistlichen die Aufsicht über den Religionsunterricht über-
tragen. 
 (2) Der aufsichtsführende Geistliche ist berechtigt, dem Religionsunterrichte beizuwohnen; er soll aber 
während des Unterrichtes und vor den Schülern Bemerkungen über den Unterricht unterlassen, auch Anwei-
sungen dem Lehrer nicht geben, vielmehr etwaige Ausstellungen dem Bezirksschulinspektor mitteilen. 
 (3) Der Bezirksschulinspektor hat solche bei ihm angebrachte Wünsche oder Beschwerden in sorgfäl-
tige Erwägung zu ziehen und seine Entschließung darauf den Geistlichen mitzuteilen. 
 

Fortbildungsschule. 
 

§26. 
Im Allgemeinen. 

 
 (1) Die Fortbildungsschule hat in Fortsetzung der allgemeinen Aufgabe der Volksschule die Jugend 
insbesondere auf beruflicher und staatsbürgerlicher Grundlage weiterzubilden. 
 (2) Wesentliche Unterrichtsgegenstände in der Fortbildungsschule sind für die Knaben Berufs- und 
Bürgerkunde, deutsche Sprache und Rechnen, für die Mädchen Hauswirtschaftskunde (Haushaltungs-, Koch- 
und Nadelarbeitsunterricht) in Verbindung mit Bürgerkunde, Gesundheitslehre, Erziehungslehre und Kinder-
pflege, sowie deutsche Sprache und Rechnen. Wo die erforderlichen Einrichtungen getroffen werden können, 
sind Leibesübungen (einschließlich Jugendspiele) außerhalb der Mindeststundenzahl (§§ 28, 1. und 29, 1.) ver-
bindlich einzurichten. 
 Durch die Ortsschulordnung ist zu bestimmen, ob Unterricht im Zeichnen, Buchführung, Volkswirt-
schaftlehre, einer oder mehreren lebenden Fremdsprachen und Kurzschrift geboten werden, und ob die Teil-
nahme an diesem Unterrichte wahlfrei oder verbindlich sein soll. Die Aufnahme weiterer allgemeinbildender 
oder der besonderen fachlichen Berufsausbildung dienender Unterrichtsgegenstände ist zulässig. Beruflich 
gegliederten Fortbildungsschulen soll in der Gestaltung des Lehrplanes möglichste Freiheit gelassen werden. 
 (3) Wo die erforderlichen Einrichtungen getroffen werden können, ist auf Anstellung und Beschäfti-
gung von Fortbildungsschullehrern im Hauptamte hinzuwirken. 
 

§ 27. 
Schulpflicht. 

 
 (1) Die aus der Volksschule entlassenen Knaben sind noch drei Jahre lang zum Besuche der Fortbil-
dungsschule verpflichtet, soweit nicht für ihren Unterricht in anderer, nach der Entschließung der obersten 
Schulbehörde ausreichender Weise gesorgt ist. Diese Entschließung kann für bestimmte Fälle der Bezirksschul-
inspektion übertragen werden. 
 (2) Auch für die aus der Volksschule entlassenen Mädchen sind Fortbildungsschulen einzurichten. 
Diese sind je nach dem Umfange des wöchentlichen Fortbildungsunterrichtes (§ 29, 1.) noch ein oder zwei 
Jahre lang zu besuchen (vergl. § 70, 1.). 
 (3) Der regelmäßige Besuch einer neunstufigen höheren Volksschule oder einer höheren Lehranstalt 
bis zur Vollendung des neunten Schuljahres befreit von der Verpflichtung zur Teilnahme am Fortbildungsun-
terrichte, wenn das Kind die seinem Alter entsprechende Klasse mit Erfolg durchlaufen hat. 
 (4) Die Befreiung vom Besuche der Fortbildungsschule aus anderen Gründen darf der Schulvorstand 
in besonderen Fällen ausnahmsweise mit Genehmigung der Bezirksschulinspektion bewilligen. 
 

§ 28. 
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Fortbildungsschule für Knaben. 
 

 (1) In der Fortbildungsschule für Knaben ist der Unterricht in wenigstens drei Stunden wöchentlich zu 
erteilen; wo die erforderlichen Einrichtungen getroffen werden können, ist er auf vier bis sechs Wochenstun-
den auszudehnen. Durch die Ortsschulordnung kann der Unterricht bis auf zwölf Stunden wöchentlich ausge-
dehnt werden. 
 (2) Ausnahmsweise kann unter Berücksichtigung besonderer örtlicher Verhältnisse durch die Orts-
schulordnung nachgelassen werden, daß die Erteilung des Fortbildungsunterrichtes auf acht aufeinanderfol-
gende Monate des Jahres beschränkt wird, dafern während dieser Zeit zusammen wenigstens 126 Stunden 
erteilt werden. 
 (3) Der Unterricht hat in den Tagesstunden der Werktage zu erfolgen. Im Sommerhalbjahre soll nach 
8 Uhr abends, im Winterhalbjahre nach 7 Uhr abends Unterricht nicht mehr gehalten werden. Nach dieser Zeit 
und an Sonn- und Feiertagen – jedoch erst nach Schluß des Vormittagsgottesdienstes – darf nur ausnahmswei-
se besonderer Fachunterricht insoweit, als er das Maß von sechs Wochenstunden überschreitet, in nicht mehr 
als zwei Stunden wöchentlich, im übrigen aber verbindlicher Fortbildungsunterricht überhaupt nicht erteilt 
werden. Turnunterricht kann auch in den Abendstunden erteilt werden.  
 (4) Die Schülerzahl einer Klasse soll in der Regel 30 nicht übersteigen. 
 (5) An größeren Schulen sind besondere Klassen für Schwachbefähigte zu bilden. 
 

§ 29. 
Fortbildungsschule für Mädchen. 

 
 (1) An der Fortbildungsschule für Mädchen ist der Unterricht wöchentlich bei zweijährigem Lehrgange 
in wenigstens zwei Stunden, bei einjährigem Lehrgange in wenigstens vier Stunden zu erteilen. 
 (2) Im übrigen sind die Bestimmungen in § 28 über die Zeit des Unterrichtes, die zulässige höchste 
Zahl der Stunden und der Schüler, sowie die Bildung besonderer Klassen für Schwachbefähigte auf die Fortbil-
dungsschule für Mädchen entsprechend anzuwenden. 
 

Schulverbände. 
 

§ 30. 
Bildung der Schulverbände. 

 
 (1) Schulgemeinden dürfen sich zur Erfüllung einzelner ihnen obliegender Aufgaben zu Schulverbän-
den vereinigen, namentlich zur gemeinschaftlichen Einrichtung von Fortbildungsschulen, Hilfsschulen, Haus-
haltungs- und Kochunterricht oder zur gemeinschaftlichen Anstellung von Fortbildungsschullehrern, Nadelar-
beitslehrerinnen oder Haushaltungs- und Kochlehrerinnen. 
 (2) Zu Beschlüssen über Bildung oder Auflösung eines Schulverbandes, sowie über Feststellung oder 
Abänderung der Verbandssatzung bedarf es der Zustimmung sämtlicher beteiligter Schulvorstände. 
 (3) Auf Schulverbände sind die Bestimmungen in §§ 2, 5 bis 7, 9, 10, 22 und 27 des Gesetzes über 
Gemeindeverbände vom 18. Juni 1910 entsprechend anzuwenden. Jedoch tritt an die Stelle der Amtshaupt-
mannschaft die Bezirksschulinspektion, an Stelle der Kreishauptmannschaft und des Ministeriums des Innern 
die oberste Schulbehörde. An Stelle der in §§ 6 und 7 Absatz 2 des Gesetzes über Gemeindeverbände bezeich-
neten Vorschriften gelten die entsprechenden Vorschriften der Schulgesetze. 
 

§ 31. 
Aufsicht. 
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Die Aufsicht über den Schulverband steht der Bezirksschulinspektion zu. Unterstehen die Verbandsschulge-
meinden verschiedenen Bezirksschulinspektionen, so bestimmt die oberste Schulbehörde die Bezirksschulin-
spektion, welche die Aufsicht zu führen hat. 
 

§ 32. 
Unterhaltung der Verbandsschulen. 

 
 (1) In der Verbandssatzung ist zu bestimmen, wie der Aufwand des Schulverbandes auf die Verbands-
schulgemeinden zu verteilen ist. 
 (2) Die Beiträge der einzelnen Verbandsschulgemeinden sind aus der Schulkasse zu entrichten. 
 

§ 33. 
Schulvorstand. 

 
 (1) Der Schulverband wird durch einen Verbandsschulvorstand vertreten. Die Mitglieder werden 
durch die einzelnen Schulvorstände aus ihrer Mitte gewählt. 
 (2) Das Nähere über die Zusammensetzung ist in der Verbandssatzung zu bestimmen. Die Vorschrif-
ten über den Schulvorstand sind entsprechend anzuwenden. 
 (3) Auf die Verstärkung des Verbandsschulvorstandes für Beratung der Angelegenheiten der Fortbil-
dungsschule ist § 56 entsprechend anzuwenden. 
 

§ 34. 
Einrichtungen und Lehrkräfte der Schulverbände 

 
 (1) Die Einrichtungen des Verbandes müssen allenthalben den Anforderungen entsprechen, die dieses 
Gesetz an die Einrichtungen der Volksschule stellt. 
 (2) Für die vom Verbande angestellten Direktoren, Lehrer, Lehrerinnen, Hilfslehrer und Hilfslehrerin-
nen, sowie Nadelarbeits-, Haushaltungs- und Kochlehrerinnen gelten die allgemeinen Bestimmungen für die 
gleichen Gruppen an den Volksschulen. 
 

§ 35. 
Zwang zur Bildung von Schulverbänden. 

 
 (1) Vermögen benachbarte Schulgemeinden für sich allein Mädchenfortbildungsunterricht oder Hilfs-
unterricht nicht einzurichten, so können sie, falls eine freiwillige Vereinigung nach § 30 nicht zustande kommt, 
behufs Einrichtung solchen Unterrichtes zur Bildung eines Schulverbandes oder zum Anschlusse an einen 
solchen von der obersten Schulbehörde angehalten werden. 
 (2) Kommen die Schulgemeinden innerhalb einer angemessenen Frist einer solchen Anordnung nicht 
nach, so kann die oberste Schulbehörde das zur Vollziehung Erforderliche bewerkstelligen und, soweit nötig, 
die Verbandssatzung erlassen. 
 

III. 
Ausbildung, Anstellung und Rechtsverhältnisse der Lehrer. 

 
§ 36. 

Lehrerbildungsanstalten. 
 

Zur Ausbildung der Lehrer und Lehrerinnen werden besondere Bildungsanstalten (Seminare) unterhalten. 
 

§ 37. 
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Lehrerprüfungen. 
 

 (1) Wer zum Lehramte zugelassen werden will, muß die nachfolgenden Prüfungen bestanden haben: 
a)  die Schulamtskandidatenprüfung, die nach erfolgreicher Beendigung des Lehrganges im 

Seminare von dem Lehrerkollegium unter Vorsitz eines von der obersten Schulbehörde be-
stellten Kommissars abgehalten wird, 

b)  die Wahlfähigkeitsprüfung, die vor besonders hierzu errichteten Prüfungskommissionen ab-
gelegt wird. 

 (2) Das Bestehen der Schulamtskandidatenprüfung befähigt zur Annahme einer Hilfslehrerstelle, das 
Bestehen der Wahlfähigkeitsprüfung zur Anstellung als ständiger Lehrer an Volksschulen. 
 (3) Wer zwar nicht auf einem Seminare vorgebildet ist, aber den Nachweis zu führen vermag, daß er 
anderweit die erforderlichen Kenntnisse und hinreichende Lehrübung erworben hat, kann, falls gegen seine 
sittliche Führung kein Bedenken zu erheben ist, ebenfalls zu den bezeichneten Prüfungen zugelassen werden. 
 (4) Nicht im Königreiche Sachsen vorgebildete Lehrer, die in den inländischen Schuldienst einzutreten 
beabsichtigen, kann die oberste Schulbehörde ausnahmsweise auf Grund anderwärts wohlbestandener gleichar-
tiger Prüfungen von den durch dieses Gesetz vorgeschriebenen Prüfungen befreien. 
 (5) Wer die Prüfung für das höhere Schulamt oder die pädagogische Prüfung an der Universität 
Leipzig oder die Prüfung für das höhere Schulamt an der Technischen Hochschule zu Dresden bestanden hat, 
ist von den Prüfungen unter 1. a und b befreit. 
 (6) Kandidaten der Theologie oder des Predigtamtes können als Hilfslehrer oder Vikare an öffentli-
chen Volksschulen und zur Erteilung von Privatunterricht verwendet werden; vor ihrer Anstellung als ständige 
Lehrer haben sie aber die Prüfung unter 1. b abzulegen. Werden sie ausschließlich als Religionslehrer angestellt, 
so sind sie auch von dieser Prüfung befreit. 
 

§ 38. 
Lehrkräfte der Fortbildungsschule. 

 
 (1) Wer an einer Fortbildungsschule im Hauptamte angestellt sein will, muß die in § 37, 1. a und b 
bezeichneten Prüfungen abgelegt und wenigstens an einem der von der obersten Schulbehörde eingerichteten 
besonderen Fortbildungslehrgänge mit Erfolg teilgenommen haben. 
 (2) An Fortbildungsschulen können zur Unterrichtserteilung auch Fachkundige zugelassen werden, 
wenn sie den Besitz der erforderlichen allgemeinen Kenntnisse und die Eignung für den Lehrberuf nachweisen. 
 (3) Als Fortbildungsschullehrer im Hauptamte dürfen Fachkundige jedoch nur angestellt werden, 
wenn sie 

a)  eine Prüfung vor einer Prüfungskommission abgelegt haben, die aus einem Kommissar der 
obersten Schulbehörde, aus bewährten, von der obersten Schulbehörde hierzu berufenen 
Fortbildungsschuldirektoren, -lehrern und Fachmänner gebildet wird, 

b)  drei Jahre lang an einer Fortbildungs- oder Fachschule als Lehrer tätig gewesen sind und 
c)  wöchentlich mindestens 20 Lehrstunden erteilen. 

 Die oberste Schulbehörde kann in geeigneten Fällen von der Prüfung ganz oder teilweise befreien, 
wenn sich der Fachkundige im Unterrichte bewährt oder eine andere Lehramtsprüfung oder Fachprüfung be-
standen hat. 
 

§ 39. 
Anstellung der Lehrer. 

 
 (1) Die Schulamtskandidaten stehen während der auf die Kandidatenprüfung folgenden drei Schuljah-
re zur Verfügung der obersten Schulbehörde und werden als Hilfslehrer oder Vikare beschäftigt oder einem 
ständigen Lehrer beigeordnet. Haben sie während dieser Zeit zu begründeten Beschwerden keinen Anlaß gege-
ben, so werden sie zur Wahlfähigkeitsprüfung zugelassen. 
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 (2) Besteht an einer Volksschule nur eine Lehrerstelle, so ist diese mit einem ständigen Lehrer zu be-
setzen. Sind nur zwei Lehrerstellen vorhanden, so muß in allen Fällen die erste Stelle und, wenn die Schulkin-
derzahl die Höhe von 160 erreicht oder übersteigt, auch die zweite Lehrerstelle mit einem ständigen Lehrer 
besetzt werden. 
 An Schulen ohne Direktor soll in der Regel nur ein Hilfslehrer angestellt werden; an Schulen, die von 
einem Direktor geleitet werden, darf auf je fünf ständige Lehrer ein Hilfslehrer angestellt werden. 
 (3) Nach § 37 geprüfte, unverheiratete Lehrerinnen können an Volksschulen in Klassen mit beiden 
Geschlechtern zur Unterrichtserteilung bis zum sechsten Schuljahre, dagegen an Mädchenschulen und in der 
Mädchenabteilung größerer Schulanstalten zur Unterrichtserteilung in allen Klassenstufen ständig angestellt 
werden. In Knabenklassen darf Lehrerinnen nur ausnahmsweise und nur bis zum dritten Schuljahre Unterricht 
übertragen werden. 
 (4) Lehrerinnen, die sich während ihrer Dienstzeit verheiraten, scheiden mit diesem Zeitpunkte ohne 
Anspruch auf Ruhegehalt aus ihrer Stelle aus. 
 (5) Lehrer und Lehrerinnen haben beim Eintritte in das erste ständige Lehramt den Diensteid unter 
entsprechender Anwendung  der Vorschriften für die Staatsdiener und, soweit sie auf Grund der bestandenen 
Prüfungen zur Erteilung von Religionsunterricht berechtigt sind, das Gelöbnis der Bekenntnistreue abzulegen. 
 (6) Lehrer, die aus dem Bekenntnisse der Schulgemeinde austreten, scheiden mit diesem Zeitpunkte 
aus ihrer bisherigen Stellung aus. 
 

§ 40. 
Vorschlagsrecht. 

 
 (1) In allen Orten, an deren gesamten Volksschulen des Bekenntnisses der Mehrheit mindestens zehn 
Lehrer angestellt sind, steht das Vorschlagsrecht für die Besetzung der Lehrerstellen an diesen Schulen dem 
Gemeinderat zu. In Städten mit der Revidierten Städteordnung steht das Vorschlagsrecht dem Stadtrate zu. 
 (2) Für die Stellen an den Schulen des Bekenntnisses der Minderheit übt der seitherige Kollator das 
Vorschlagsrecht aus. 
 (3) Für alle übrigen Lehrerstellen steht das Vorschlagsrecht der obersten Schulbehörde zu. 

 
§ 41. 

Verfahren bei Besetzung von Lehrerstellen. 
 

 (1) Bei der Besetzung von Lehrerstellen, für die der obersten Schulbehörde das Vorschlagsrecht zu-
steht, ist folgendermaßen zu verfahren: 
 Die oberste Schulbehörde benennt dem Schulvorstande drei Bewerber, wenn so viele vorhanden sind, 
und überläßt ihm die Wahl unter diesen. 
 Kann sich der Schulvorstand für keinen der vorgeschlagenen Bewerber entscheiden, so wird die Stelle 
von der obersten Schulbehörde besetzt. 
 Die ersten fünf in jedem Kalenderhalbjahre durch Todesfall zur Erledigung kommenden ständigen 
Lehrerstellen besetzt die oberste Schulbehörde unmittelbar ohne Mitwirkung des Schulvorstandes und bei 
Kirchschullehrerstellen ohne Mitwirkung des Kirchenvorstandes und des Kirchenpatrones. 
 (2) Für die Besetzung aller übrigen Stellen gelten (vergl. jedoch § 57, 2.) folgende Vorschriften: 
 Der Kollator schlägt dem Schulvorstande drei geeignete Bewerber unter gleichzeitiger Mitteilung an 
den Bezirksschulinspektor vor, wenn ihm nicht der Schulvorstand die freie Wahl überläßt oder wenn er sich 
nicht mit dem Schulvorstande über die Wahl eines im Schulbezirke angestellten nichtständigen Lehrers oder 
eines anderen Bewerbers einigt. 
 Macht der Kollator binnen zwei Monaten, nachdem ihn der Schulvorstand von der Erledigung der 
Stelle in Kenntnis gesetzt hat, von seinem Vorschlagsrechte nicht Gebrauch, oder kann er nicht wenigstens 
einen ihm und dem Schulvorstandes geeignet erscheinenden Bewerber vorschlagen, oder lehnt der Schulvor-
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stand alle vom Kollator Vorgeschlagenen ab, so wird die Stelle ohne weitere Mitwirkung des Kollators und des 
Schulvorstandes durch die oberste Schulbehörde besetzt. 
 

§ 42. 
Fortsetzung. 

 
 (1) Auf Antrag des Schulvorstandes veranstaltet der Bezirksschulinspektor mit den vorgeschlagenen 
Bewerbern eine Lehrprobe. Die Wahl erfolgt unmittelbar nach Beendigung der Probe. 
 Den zur Probe Berufenen wird der Reiseaufwand aus der Schulkasse erstattet. Ein Verzicht hierauf ist 
nicht statthaft. 
 (2) Der Schulvorstand hat sich, wenn er nicht inzwischen die Veranstaltung einer Probe beantragt hat, 
dem Kollator spätestens vier Wochen nach Eröffnung der Vorschläge über die Wahl zu erklären. 
 (3) Unterbleibt diese Erklärung oder unterläßt der Schulvorstand, spätestens drei Tage nach der letzten 
Probe das Ergebnis der Wahl anzuzeigen, so hat der Kollator das Recht, einen der Vorgeschlagenen selbständig 
in die Stelle zu berufen. 
 (4) Ist mit der zu besetzenden Lehrerstelle ein Kirchendienst verbunden, so hat der Schulvorstand die 
Zustimmung des Kirchenvorstandes und des Kirchenpatrones zu der getroffenen Wahl einzuholen. Im Falle 
der Ablehnung dieser Zustimmung entscheidet die oberste Schulbehörde im Einvernehmen mit der kirchlichen 
Oberbehörde. 
 (5) Der Kollator zeigt den Gewählten dem Bezirksschulinspektor an. Dieser holt die Entschließung 
der obersten Schulbehörde wegen Bestätigung des Gewählten ein. 
 Ist der Gewählte bestätigt, so wird er vom Bezirksschulinspektor verpflichtet und, soweit dies nicht 
dem Direktor oder Hauptlehrer oder bei Vorhandensein nur eines Lehrers dem Vorsitzenden des Schulvor-
standes überlassen wird, in sein Amt eingewiesen. 
 (6) Die oberste Schulbehörde weist die Schulamtskandidaten, die ihr zur Verfügung stehen, den Be-
zirksschulinspektoren zur Verwendung als Hilfslehrer oder Vikare zu. Vom Bezirksschulinspektor werden die 
Zugewiesenen den Schulgemeinden zugeteilt. 
 Die Verteilung Zugewiesener auf mehrere Schulen einer Schulgemeinde ist dem Schulvorstande über-
lassen, dafern sie in ununterbrochener Folge weiter beschäftigt werden. 
 

§ 43. 
Rechte der Lehrer. 

 
 (1) Jeder Lehrer und jede Lehrerin hat während der Dienstleistung Anspruch auf einen festen Gehalt, 
der monatlich vorausgezahlt wird. 
 Das Diensteinkommen ist, wenn der Lehrer seine Stelle nach vorausgegangener Kündigung verläßt 
oder niederlegt, bis zum Ablaufe der Kündigungsfrist oder bis zum Tage der Amtsniederlegung zu gewähren. 
Ein Lehrer, der seine Stelle bis zum 15. eines Monats antritt, hat den Gehalt vom ersten Tage des Monats ab zu 
beziehen; das Gleiche gilt, wenn ein Lehrer mit dem Ablaufe des vorhergehenden Monats aus seiner Stelle 
geschieden ist, infolge von Schulferien aber erst nach dem 15. des Monats in die neue Stelle eintritt. Erfolgt im 
übrigen der Antritt nach dem 15. eines Monats, so erhält er den Gehalt nur von der Mitte des Monats ab. 
 (2) Neben dem festen Gehalte wird jedem Lehrer freie Wohnung oder ein nach den örtlichen Verhält-
nissen zu bemessendes Wohnungsgeld gewährt. 
 Die Familienwohnung eines ständigen Lehrers soll wenigstens zwei Stuben und zwei heizbare Kam-
mern, sowie Küche, Vorratsraum, Bodenraum und Kellergelaß enthalten; die Wohnung eines unverheirateten 
ständigen Lehrers, der nicht genötigt ist, einen selbständigen Haushalt zu führen, sowie die einer ständigen 
Lehrerin soll wenigstens eine Stube und zwei heizbare Kammern nebst den angegebenen Nebenräumen enthal-
ten; als Wohnung für einen nichtständigen Lehrer oder eine nichtständige Lehrerin ist wenigstens eine Wohn-
stube und eine heizbare Kammer, sowie ein Raum für Holz und Kohlen und ein Bodenraum zu gewähren. 
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 Die Wohnung eines Direktors soll ein Zimmer mehr enthalten, als für die Familienwohnung eines 
ständigen Lehrers vorgeschrieben ist. 
 Das Wohnungsgeld ist so zu bemessen, daß der Lehrer dafür eine den vorstehenden Vorschriften 
entsprechende Wohnung im Schulorte mieten kann. 
 (3) Jedem ständigen Lehrer, dessen sittliches Verhalten und amtliche Leistung zu begründeten Be-
schwerden Anlaß nicht gegeben haben, werden die für gewisse Abschnitte der Dienstzeit geordneten Gehalts-
zulagen gewährt. 
 (4) Der Inhaber einer Lehrerstelle hat die Nutzung von den zu ihr gehörigem Grundstücken und be-
zieht ein etwaiges Einkommen vom Kirchendienste ohne Vermittelung der Schulkassenverwaltung. 
 (5) Jeder ständige Lehrer erhält eine Anstellungsurkunde, in der das Diensteinkommen und der Tag 
der Anstellung anzugeben ist. Die ständige Dienstzeit beginnt mit diesem Tage und, wenn er nicht angegeben 
ist, mit dem Tage, von dem ab der Lehrer den Gehalt der ständigen Stelle bezogen hat. 
 Auf Kündigung, auf Zeit oder unter Bedingungen, die von der obersten Schulbehörde nicht genehmigt 
sind, darf ein ständiger Lehrer nicht angestellt werden. 
 (6) Einem Lehrer, der in einen anderen Schulort berufen wird, hat die Schulgemeinde, die ihn beruft, 
die Umzugskosten zu erstatten. Ein ständiger Lehrer, der seine Stelle früher als zwei Jahre nach der Übernahme 
auf Grund eigener Entschließung wieder aufgibt, hat auf Verlangen des Schulvorstandes die empfangene Ent-
schädigung zurückzuerstatten. 
 Einem Lehrer, der auf Veranlassung des Schulvorstandes seine bisherige Dienstwohnung vorüberge-
hend oder dauernd verlassen muß, hat die Schulgemeinde die Umzugskosten zu erstatten. 
 (7) Ist ein ständiger Lehrer durch Krankheit, die eine Wiederherstellung erhoffen läßt, ein Jahr hin-
durch an der Verrichtung seiner Dienstgeschäfte fast gänzlich behindert worden und beim Ablaufe des Jahres 
noch nicht vollständig genesen, oder in der Folgezeit durch erneute Krankheit anderweit auf längere Zeit an 
der Verrichtung seiner Dienstgeschäfte behindert worden, so ist er, falls der Wiedereintritt voller Diensttüch-
tigkeit erwartet werden kann, noch ein Jahr lang in ein Wartegeld von 7/10 seines Diensteinkommens zu Las-
ten der allgemeinen Lehrerpensionskasse zu versetzen. 
 Während des Wartegeldjahres ist die Stelle durch einen Stellvertreter auf Kosten der Schulgemeinde zu 
verwalten. 
 Nach Ablauf des Wartegeldjahres treten bei fortdauernder Krankheit die Bestimmungen über Verset-
zung in den Ruhestand ein. 
 (8) Die Bemessung und Gewährung der Gehälter und der Dienstalterszulagen, sowie des Ruhegehalts 
der Lehrer, des Gnadengenusses und der Witwen- und Waisenpension erfolgt nach den hierüber bestehenden 
besonderen Gesetze. 
 

§ 44. 
Pflichten der Lehrer. 

 
 (1) Lehrer an einfachen Volksschulen haben wöchentlich bis zu 32 Lehrstunden zu übernehmen. Für 
Lehrer an mittleren und höheren Volksschulen ist diese Stundenzahl je nach den Verhältnissen abzumindern. 
 Den ausschließlich an Hilfsschulen oder Fortbildungsschulen angestellten Lehrern sollen nicht mehr 
28 Lehrstunden wöchentlichen übertragen werden. 
 Wo es die Verhältnisse gestatten, sollen auch an einfachen Volksschulen die wöchentlichen Pflicht-
stunden entsprechend abgemindert und für alle Schularten besondere Bestimmungen über die Abminderung 
der Pflichtstundenzahl für Lehrerinnen und für die in höherem Lebensalter stehenden Lehrkräfte getroffen 
werden. 
 Für Schuldirektoren ist die wöchentliche Stundenzahl je nach den Verhältnissen abzumindern. 
 (2) Gegen die gesetzliche besondere Vergütung hat der Lehrer wöchentlich noch bis zu sechs Unter-
richtsstunden an der Volks- und Fortbildungsschule zu übernehmen. 
 (3) Bei der Erkrankung oder notwendigen Behinderung eines Lehrers oder bei Erledigung einer Stelle 
können die Lehrer zu gegenseitiger Vertretung durch entsprechende Mehrübernahme von Unterrichtsstunden, 
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und zwar wöchentlich bis zu vier Stunden über die Pflichtstundenzahl, herangezogen werden. Der Schulleiter 
hat hierbei für möglichst gleichmäßige Verteilung der Vertretungen unter die Lehrer zu sorgen. 
 Dauer die Vertretung länger als vier Wochen, so ist von da ab dem vertretenden Lehrer für jede Ver-
tretungsstunde eine Vergütung nach der Bestimmung unter 2. aus der Schulkasse zu gewähren. Bei Zusammen-
legung von Klassen ist die Hälfte dieses Satzes zu zahlen. 
 Vertretung in der Schule eines Nachbarortes oder bei Erledigung einer Stelle ist von Anfang an beson-
ders zu vergüten. 
 Die Kosten seiner Vertretung hat der Lehrer nur im Falle verschuldeter Behinderung an der Amtsaus-
übung zu erstatten. 
 (4) Während der Ferien bedarf der Lehrer des Urlaubes, insoweit Kirchendienst in Frage kommt. 
 Urlaub außerhalb der Ferien soll nur in dringenden Fällen erteilt werden. 
 Lehrer, die infolge Krankheit dienstunfähig sind und sich bis zur Wiedergenesung im Schulbezirke 
aufhalten, bedürfen keines Urlaubes; die Erkrankung ist sofort anzuzeigen. 
 (5) ur Erteilung von Privatunterricht ist ein Lehrer nur insoweit berechtigt, als sie ohne Beeinträchti-
gung seiner Amtsführung möglich ist und ihm durch die Ortsschulordnung gestattet wird. Zur Übernahme von 
Unterricht an anderen Schulanstalten oder von einer Nebenbeschäftigung, mit der eine Geldentschädigung 
verbunden ist, sowie zur Betreibung eines Gewerbes bedarf es der Genehmigung des Schulvorstandes und des 
Bezirksschulinspektors. 
 Dieselbe Genehmigung ist zur Übernahme einer Stelle im Vorstande, im Verwaltungs- oder im Auf-
sichtsrate einer jeden auf Erwerb gerichteten Gesellschaft erforderlich. Sie darf nicht erteilt werden, wenn diese 
Stelle mittelbar oder unmittelbar mit einer Geldentschädigung verbunden ist. 
 Kein Lehrer darf ohne vorherige Genehmigung des Schulvorstandes und des Bezirksschulinspektors 
geschehen lassen, daß von seiner Ehefrau oder von einer anderen zu seiner Haushaltung gehörenden Person 
ein Geschäft, zu dessen Betrieb gewerbepolizeiliche Anzeige oder eine besondere Erlaubnis erforderlich ist, 
betrieben wird. 
 Jede Genehmigung ist jederzeit widerruflich. 
 (6) Die Entlassung aus seiner Stelle kann ein Lehrer nur nach vorausgegangener dreimonatiger Kündi-
gung und nur für den 15. oder letzten Tag eines Monats beanspruchen. Ausnahmen bedürfen der Genehmi-
gung des Schulvorstandes und des Bezirksschulinspektors. 
 (7) Bei Behandlung der Lehrgegenstände und der Verteilung des Lehrstoffes ist der Lehrer sowohl an 
die von der obersten Schulbehörde hierüber gegebenen allgemeinen Vorschriften, als insbesondere auch an den 
für die betreffende Schule mit Genehmigung des Bezirksschulinspektors aufgestellten Lehrplan gebunden. 
 (8) Bei Handhabung der Schulzucht ist jedes den Zwecken der Schule zuwiderlaufende Strafmittel zu 
vermeiden. Das Nähere hierüber bestimmt die Ausführungsverordnung. 
 (9) Die Lehrer sind verpflichtet, an den vom Bezirksschulinspektor einberufenen Jahresversammlun-
gen und Gruppenversammlungen (§ 65, 1.) teilzunehmen. Soweit sie außerhalb des Ortes der Versammlung 
angestellt sind, ist ihnen zur Bestreitung der durch die Teilnahme erwachsenden Kosten eine Vergütung aus der 
Schulkasse zu gewähren, deren Höhe in der Ortsschulordnung festgesetzt wird. 

 
§ 45. 

Nebendienstleistungen. 
 

 (1) Die Fürsorge für Reinigung und Heizung der Schulräume darf dem Lehrer nicht angesonnen wer-
den. Übernimmt er sie freiwillig, so ist ihm eine angemessene Entschädigung zu gewähren. 
 (2) Der Lehrer ist berechtigt, den niederen Kirchendienst gegen Verzicht auf den entsprechenden Teil 
des kirchendienstlichen Einkommens abzulehnen oder, soweit er ihn übernommen hat, abzugeben. 
 In diesem Falle hat eine Teilung des kirchendienstlichen Gesamteinkommens nach dem Werte stattzu-
finden, den einerseits die zum niederen Kirchendienste gehörigen Leistungen, andererseits die eigentlichen 
Kirchschuldienste im Verhältnis zum Gesamteinkommen haben. 
 



84 

§ 46. 
Dienststrafbestimmungen für ständige Lehrer. 

 
Das Gesetz, einige Abänderungen der gesetzlichen Bestimmungen über die Verhältnisse der Zivilstaatsdiener 
betreffend, vom 3. Juni 1876 §§ 15 bis 34, 35 Absatz 1, 37 und 47, gilt auch für ständige Lehrer an den Volks-
schulen nach Maßgabe der folgenden Vorschriften: 
 a) zu § 18 Absatz 1. 

Die Verfügung einer Dienststrafe der in § 16 unter 1. und 2. bezeichneten Art steht der Bezirks-
schulinspektion zu. 

 b) zu § 19 Absatz 2, §§ 24 und 28. 
I.  Die hier für Staatsdiener geordneten Dienststrafgerichte erkennen auch über die Dienstent-

lassung eines Lehrers. 
II.  Die Disziplinarkammer ist für Untersuchungen gegen Volksschullehrer durch zwei Mitglie-

der zu verstärken, die vom Könige aus den noch im Dienste stehenden oder in den Ruhe-
stand getretenen Angehörigen des sächsischen Volksschullehrerstandes ernannt werden. Die 
Ernennung erfolgt auf die Zeit von fünf Jahren. Die mündliche Verhandlung und Entschei-
dung geschieht im einzelnen Falle durch vier Mitglieder, unter denen sich ein aus dem Lehr-
erstande ernanntes Mitglied befinden muß. 

 Bei Stimmengleichheit entscheidet die Stimme des Vorsitzenden. 
III.  Der Disziplinarhof ist für Untersuchungen gegen Volksschullehrer durch zwei Mitglieder zu 

verstärken, die vom Könige aus den noch im Dienste stehenden oder in den Ruhestand ge-
tretenen Angehörigen des sächsischen Volksschullehrerstandes ernannt werden. Die Ernen-
nung erfolgt auf die Zeit von fünf Jahren. Die mündliche Verhandlung und Entscheidung 
geschieht im einzelnen Falle durch fünf Mitglieder, unter denen sich ein aus dem Lehrer-
stande ernanntes Mitglied befinden muß. 

 c) zu § 31. 
Das zur Ausführung der Erkenntnisse der Dienststrafgerichte Erforderliche verfügt die oberste 
Schulbehörde. 

 d) zu § 37. 
Die vorläufige Enthebung vom Amte wird von der Bezirksschulinspektion verfügt.  
  Sie kann außer den Fällen in § 37 des Gesetzes vom 3. Juni 1876 auch verfügt wer-
den, wenn der Lehrer des ihm zur Last Gelegten geständig oder dringend verdächtig ist und es 
sich um eine Vergehung handelt, die an Schulkindern verübt oder von der Art ist, daß sich die 
sofortige Fernhaltung des Lehrers von der Schule im Interesse der Schulkinder erforderlich 
macht. Gegen die Verfügung der vorläufigen Amtsenthebung steht in diesen Fällen dem Ange-
schuldigten binnen zwei Wochen vom Tage der Eröffnung der die Amtsenthebung ausspre-
chenden Verfügung Beschwerde an die oberste Schulbehörde zu. 

 e) zu § 47 Absatz 4. 
Im Falle der Verurteilung sind die Bestimmungen in § 8 Absatz 2 und 3 des Gesetzes, Abände-
rungen der gesetzlichen Bestimmungen über die Pensionsverhältnisse der ständigen Lehrer an 
den Volksschulen und an den höheren Schulanstalten, sowie der Hinterlassenen derselben be-
treffend, vom 25. März 1892 anzuwenden. 

 f) Die rechtskräftige Verurteilung eines Lehrers zu Zuchthausstrafe oder dem Verluste der bürgerli-
chen Ehrenrechte oder dem Verluste der Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Ämter oder dem Verluste be-
kleideter öffentlicher Ämter hat den Verlust des Amtes, des mit dem Amte verbundenen Einkommens und 
Titels sowie des Anspruchs auf Ruhegehalt von Rechts wegen zur Folge. 

 
§ 47. 

Dienststrafbestimmungen für nichtständige Lehrer. 
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 (1) Verletzen nichtständige Lehrer ihre Amtspflichten oder machen sie sich durch ihr amtliches oder 
außeramtliches Verhalten der Achtung, des Ansehens oder des Vertrauens, das der Lehrerberuf erfordert, un-
würdig, so unterliegen sie der Dienstbestrafung nach folgenden Bestimmungen. 
 (2) Dienststrafsachen für nichtständige Lehrer sind: 

a) Verweis, 
b) Geldstrafe, 
c) Verweis mit Androhung der Streichung aus der Kandidatenliste, 
d) Streichung aus der Kandidatenliste. 

 
 (3) Mit der Strafe unter 2. c) kann die Hinausschiebung der Zulassung zur ständigen Anstellung bis auf 
ein Jahr verbunden werden. 
 (4) Die Strafe unter 2. d) hat die Entlassung aus der Stellung als Hilfslehrer oder Vikar unter Verlust 
der dafür gewährten Vergütung vom Beginne des auf den Zeitpunkt der Entlassung folgenden Monats ab zur 
Folge. 
 (5) Die unter 2. a), b) und c) aufgeführten Dienststrafen werden von der Bezirksschulinspektion, die 
Dienststrafen unter 2. d) und 3. von der obersten Schulbehörde verfügt. 
 (6) Vor jeder Bestrafung ist dem Angeschuldigten Gelegenheit zu geben, binnen einer ihm zu setzen-
den angemessenen Frist das zu seiner Rechtfertigung oder Entschuldigung Dienliche geltend zu machen. 
 (7) Über die Veranlassung zu dem Dienststrafverfahren, die Erklärung des Angeschuldigten und die 
Verfügung der Dienststrafe ist eine amtliche Niederschrift aufzunehmen. Gegen die Bestrafung nach 2. a), b) 
und c) kann binnen zwei Wochen von Eröffnung der Verfügung Beschwerde an die oberste Schulbehörde 
erhoben werden. 
 (8) Die Bestimmungen in § 46, d) und f) dieses Gesetzes sowie in § 37 des Gesetzes vom 3. Juni 1876 
sind auf nichtständige Lehrer sinngemäß anzuwenden. 
 

IV. 
Verwaltung und Beaufsichtigung der Volksschulen. 

 
Vertretung der Schulgemeinde des Bekenntnisses der Mehrheit in mittleren und kleinen Städten und in Land-

gemeinden, sowie der Schulgemeinde des Bekenntnisses der Minderheit. 
 

§ 48. 
Schulvorstand. Zuständigkeit. 

 
 (1) Die Rechte und Pflichten der Schulgemeinde des Bekenntnisses der Mehrheit bei der Verwaltung 
des Volksschulwesens in Städten mit der Städteordnung für mittlere und kleine Städte und in Landgemeinden, 
sowie aller Schulgemeinden des Bekenntnisses der Minderheit werden durch den für jeden Schulbezirk zu be-
stellenden Schulvorstand ausgeübt. 
 (2) Sein Wirkungskreis umfaßt: 

a)  die Ausführung der Schulgesetze und Anordnungen der vorgesetzten Schulbehörden, soweit 
solche die Schulgemeinden betreffen, 

b)  die Beschaffung und Unterhaltung der nötigen Schulräume, Schuleinrichtungen und 
Lehrerwohnungen, sowie die Aufsicht über die Schulgebäude nebst den dazu gehörigen 
Grundstücken und über deren Gebrauch, 

c)  die Wahl und Einführung der nötigen Lehrmittel und Lehrbücher für die Schulkinder unter 
Genehmigung des Bezirksschulinspektors, 

d)  die Verwaltung des Vermögens der Schulgemeinde und der der Schule gewidmeten Stiftun-
gen, soweit nicht in betreff der letzteren andere Bestimmungen getroffen sind, 

e)  die Aufstellung der jährlichen Voranschläge für den Bedarf der Schulgemeinde, die Be-
schlußfassung über Begründung von Lehrerstellen und über Bewilligung von Überstunden, 
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f)  die Entschließung über die Beschaffung des jährlichen Bedarfes, die Sorge für die Einhe-
bung der Gelder und die Verwaltung der Schulkasse, 

g)  die Prüfung und Richtigsprechung der Schulkassenrechnungen, 
h)  die Ausübung der Rechte der Schulgemeinde bei Besetzung erledigter Lehrerstellen (§§ 40 

bis 42), 
i)  die Beaufsichtigung des äußeren Schulbetriebes, 
k)  die Beaufsichtigung des Verhaltens und der Amtsführung der Lehrer (vergl. unter 3.), 
l)  die Unterstützung der Lehrer bei Ausübung ihres Berufes, insbesondere in der Handhabung 

der Schulzucht und der Abstellung von Schulversäumnissen, 
m)  die Aufsicht über den Schulbesuch in Privatunterrichtsanstalten, 
n)  die Aufsicht über Kindergärten, Kinderbewahranstalten, Arbeitsschulen und dergleichen, 

sofern diese Anstalten ganz oder teilweise aus Mitteln der Gemeinden gegründet oder un-
terhalten werden, 

o)  die Abgabe von Erklärungen namens der Schulgemeinde gegenüber den vorgesetzten Be-
hörden und der bürgerlichen Gemeinde, sowie die rechtliche Vertretung der Schulgemeinde 
in allen gerichtlichen und außergerichtlichen Angelegenheiten, 

p)  die Entscheidung in Streitigkeiten über die Heranziehung zu öffentlichrechtlichen Leistun-
gen an die Kasse der Schulgemeinde einschließlich des Schulgeldes, jedoch ausschließlich 
der Schulsteuern, 

q)  Die Entscheidung über Einwendungen, welche die mit der Vertretung der Schulgemeinde 
zusammenhängenden Rechte und Pflichten betreffen, insbesondere über die Wählbarkeit 
zum Schulvorstande, über die Verpflichtung, das Amt eines Mitgliedes des Schulvorstandes 
zu verwalten, und über die Vertretung selbständiger Grundstücke im Schulvorstande. 

 Die Beteiligten können gegen die Entscheidungen unter p) und q) binnen zwei Wochen vom Tage 
ihrer Eröffnung Rekurs an die Bezirksschulinspektion und gegen deren Entscheidung die Anfechtungsklage an 
das Oberverwaltungsgericht erheben (vergl. § 70, 3.). 
 (3) In Ausübung der Befugnisse unter 2. k) und l) kann der Vorsitzende des Schulvorstandes oder ein 
anderes vom Schulvorstand dazu beauftragtes Mitglied dem Unterrichte beiwohnen, hat aber während des 
Unterrichtes und vor den Schülern Äußerungen zu unterlassen. 
 Soweit sich Ausstellungen gegen das Verhalten oder die Amtsführung des Lehrers nicht auf andere 
Weise erledigen, hat der Schulvorstand nicht selbst amtlich einzuschreiten, sondern Anzeige an die Bezirks-
schulinspektion zu erstatten. 
 

§ 49. 
Zusammensetzung des Schulvorstandes. 

 
 (1) Dem Schulvorstande müssen als Mitglieder angehören: 

a)  eine durch die Ortsschulordnung nach dem Umfange des Schulbezirkes festzusetzende An-
zahl von Mitgliedern der Schulgemeinde (Schulvorsteher), 

b)  der Bürgermeister oder Gemeindevorstand des Schulortes, 
c)  der Schulleiter (Direktor, Hauptlehrer oder alleiniger Lehrer) und in Schulbezirken, die meh-

rere Schulen umfassen, nach Bestimmung der Ortsschulordnung ein oder mehrere Schullei-
ter und ein oder mehrere ständige Lehrer, 

d)  der Pfarrer der Kirchgemeinde, zu welcher der Schulort gehört, oder ein von der kirchlichen 
Oberbehörde zu bestimmender Geistlicher, 

e)  der Schularzt, wenn ein solche angestellt und Mitglied der Schulgemeinde ist, bei mehreren 
Schulärzten ein nach Vorschrift der Ortsschulordnung zu bestimmender Schularzt. 

 Für Schulgemeinden, in denen mehrere ständige Lehrerinnen angestellt sind, kann durch die Orts-
schulordnung bestimmt werden, daß eine von ihnen dem Schulvorstande als Mitglied angehört. 
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 (2) Gehören zu einem Schulbezirke mehrere bürgerliche Gemeinden oder Teile von solchen, so wählt 
jede Gemeinde in den Schulvorstand mindestens einen Schulvorsteher, der in dieser Gemeinde wohnt; doch 
kann durch die Ortsschulordnung bestimmt werden, daß kleinere Gemeinden und Gemeindeteile einen ge-
meinschaftlichen Vertreter zu wählen haben. 
 (3) Die Eigentümer eines mit Wohngebäuden versehenen, vom Verbande der bürgerlichen Gemeinde 
ausgenommenen Grundstückes (selbständigen Gutsbezirkes) hat Sitz und Stimme im Schulvorstande. Befinden 
sich mehrere solche Grundstücke in der Schulgemeinde, so werden ihre Eigentümer nach  Bestimmung der 
Ortsschulordnung durch einen oder einige, die sie selbst aus ihrer Mitte wählen, im Schulvorstande vertreten. 
 Ist der Eigentümer geschäftsunfähig oder beschränkt geschäftsfähig oder eine juristische Person, so 
vertritt ihn im Schulvorstande der gesetzliche Vertreter; besteht der gesetzliche Vertreter aus mehreren Perso-
nen, so wählt er einen Vertreter aus seiner Mitte; ist eine Ehefrau Eigentümerin, so wird sie durch den Ehe-
mann vertreten. 
 

§ 50. 
Wahl der Mitglieder des Schulvorstandes. 

 
 (1) Die Wahl der Schulvorsteher (§ 49, 1. a)) erfolgt in Schulgemeinden des Bekenntnisses der Mehr-
heit durch die bürgerliche Gemeindevertretung in der für die Wahlen innerhalb dieser Körperschaft vorge-
schriebenen Weise. 
 (2) Bei Schulgemeinden des Bekenntnisses der Minderheit werden die Schulvorsteher (§ 49, 1. a)) 
durch die sämtlichen Mitglieder der Minderheits-Schulgemeinde, die im Schulbezirke wohnen und die Stimm-
berechtigung für Gemeindewahlen haben, aus ihrer Mitte gewählt. 
 (3) Wählbar zum Schulvorsteher ist jedes männliche Mitglied der Schulgemeinde, welches das Stimm-
recht bei Gemeindewahlen besitzt. 
 Bei der Wahl soll das Augenmerk besonders auch auf Personen gerichtet werden, die Kinder in die 
Ortsschule schicken. 
 (4) Sind in den Schulvorstand mehrere Schulleiter und Lehrer zu entsenden (§ 49, 1. c)), so werden sie 
aus der Zahl der Schulleiter und Lehrer je durch diese selbst durch Wahl nach Stimmenmehrheit bestimmt. 
 Erlangt hierbei keiner mehr als die Hälfte aller abgegebenen Stimmen, so findet ein zweiter Wahlgang 
statt; erlangt auch hier keiner die Mehrheit aller Stimmen, so entscheidet im dritten Wahlgange die höchste 
Stimmenzahl und bei Stimmengleichheit das Los. 
 Diese Vorschriften gelten auch für die Wahl einer Lehrerin nach § 49, 1. Absatz 2. 
 (5) Die Wahl der Mitglieder des Schulvorstandes erfolgt für die Dauer von drei Jahren; Ersatzwahlen 
erfolgen für den noch übrigen Teil der dreijährigen Wahldauer. 
 (6) Ein Mitglied hat auszuscheiden, wenn es die Wählbarkeit verliert, oder wenn es sich ergibt, daß es 
diese zur Zeit der Wahl nicht besessen hat. 

§ 51. 
Pflichten der Mitglieder des Schulvorstandes. 

 
 (1) Durch Wahl berufene Mitglieder des Schulvorstandes sind zur Ablehnung der Wahl oder zur Nie-
derlegung des Amtes unter den Voraussetzungen berechtigt, die für die Ablehnung oder Niederlegung des 
Amtes als Mitglied der bürgerlichen Gemeindevertretung gelten. Sind Schulgemeinden aus Städten und Land-
gemeinden zusammengesetzt, so gelten für Schulvorsteher die Bestimmungen, die auf die bürgerliche Gemein-
devertretung ihres Wohnortes Anwendung finden, für Schulleiter, Lehrer und Lehrerinnen, soweit nicht durch 
die Ortsschulordnung eine einheitliche Vorschrift getroffen wird, die Bestimmungen für die bürgerliche Ge-
meindevertretung des Ortes, in dem sie ihr Lehramt ausüben. 
 (2) Wer sich ungerechtfertigt weigert, das Amt als Mitglied des Schulvorstandes anzunehmen oder 
fortzuverwalten, kann mit einer jährlichen Geldstrafe von 15 bis 300 Mark auf die Wahldauer belegt werden. 
Die Höhe der Strafe bestimmt der Schulvorstand. Gegen diese Entschließung können binnen zwei Wochen 
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vom Tage ihrer Eröffnung die Beteiligten Rekurs an die Bezirksschulinspektion und gegen deren Entscheidung 
die Anfechtungsklage an das Oberverwaltungsgericht erheben (§ 70, 3.). 
 Während der Strafdauer kann von dem Straffälligen das Stimmrecht für Schulvorstandswahlen nicht 
ausgeübt werden. 
 (3) Die Mitglieder des Schulvorstandes sind zur Geheimhaltung der Verhandlungen verpflichtet, so-
weit nicht über sie eine amtliche Veröffentlichung erfolgt oder der Schulvorstand von der Geheimhaltung ab-
zusehen beschließt. 
 (4) Ein Mitglied des Schulvorstandes kann von der Bezirksschulinspektion für die Wahldauer aus dem 
Schulvorstandes ausgeschlossen werden, wenn es die ihm obliegenden Pflichten verletzt, oder sich durch sein 
Verhalten der Achtung, des Ansehens oder des Vertrauens, das sein Amt erfordert, vor dessen Übernahme 
unwürdig gemacht hat oder nach dieser Zeit innerhalb oder außerhalb seines Amtes unwürdig macht (vergl. 
auch § 52, 4. Abs. 2). 
 

§ 52. 
Geschäftsleitung im Schulvorstande. 

 
 (1) Der Schulvorstand wählt aus seiner Mitte den Vorsitzenden, dessen Vertreter, sowie einen Schrift-
führer, wenn nicht hierzu ein besonderer Beamter angestellt ist, auf eine durch die Ortsschulordnung festzuset-
zende, jedoch drei Jahre nicht übersteigende Dauer. 
 Die Ablehnung der Wahl oder die Niederlegung des Amtes ist aus den Gründen zulässig, die zur Ab-
lehnung der Wahl oder zur Niederlegung des Amtes als Mitglied des Schulvorstandes berechtigen (§ 51, 1.). 
 Die Wahl des Vorsitzenden und seines Stellvertreters bedarf der Bestätigung durch die Bezirksschulin-
spektion. 
 (2) Der Vorsitzende beruft und leitet die Versammlungen des Schulvorstandes, verwahrt die Akten, 
sorgt für die Ausführung der Beschlüsse und vermittelt die Geschäftsverbindung mit der Bezirksschulinspekti-
on und anderen Behörden. Er ist berechtigt und verpflichtet, die Ausführung von Beschlüssen, die nach seiner 
Ansicht den Gesetzen zuwiderlaufen oder das Interesse der Schule wesentlich gefährden, zu beanstanden, hat 
aber solchenfalls sofort der Bezirksschulinspektion Anzeige zu erstatten. 
 (3) Er führt das Siegel des Schulvorstandes und vertritt ihn in allen gerichtlichen und außergerichtli-
chen Angelegenheiten. 
 Schriften, die der Vorsitzende des Schulvorstandes innerhalb seiner amtlichen Zuständigkeit unter 
Beidrückung des Siegels des Schulvorstandes unterzeichnet, sind öffentliche Urkunden. Die Schulgemeinde 
wird durch Schriften, in denen Rechten entsagt oder eine bleibende Verbindlichkeit übernommen wird, nur 
dann verpflichtet, wenn sie außer von dem Vorsitzenden noch von zwei anderen Mitgliedern des Schulvor-
standes unterzeichnet sind. 
 (4) Der Vorsitzende des Schulvorstandes und dessen Stellvertreter können unter den in § 51, 4. ange-
gebenen Voraussetzungen, sofern nicht die Ausschließung aus dem Schulvorstande geboten ist, von der Be-
zirksschulinspektion ihres Amtes für die Wahldauer enthoben werden. 
 Gegen die Entscheidung der Bezirksschulinspektion ist ebenso wie in Fällen des § 51, 4. Rekurs an die 
oberste Schulbehörde zulässig, deren Entscheidung endgültig ist. 
 

§ 53. 
Geschäftserledigung im Schulvorstande. 

 
 (1) Der Schulvorstand versammelt sich mindestens einmal in jedem Vierteljahre. Er muß einberufen 
werden, wenn ein Drittel seiner Mitglieder solches beantragt. 
 (2) Er beschließt nach Stimmenmehrheit. Zu einem gültigen Beschlusse ist die Anwesenheit von min-
destens zwei Dritteilen seiner Mitglieder erforderlich; muß der Schulvorstand wegen mangelnder Beschlußfä-
higkeit nochmals zur Beratung über denselben Gegenstand berufen werden, so ist er ohne Rücksicht auf die 
Zahl der erschienenen Mitglieder beschlußfähig. 



89 

 (3) Bei Stimmengleichheit entscheidet, soweit es sich nicht um Wahlen handelt, die Stimme des Vorsit-
zenden. Erlangt bei Wahlen keiner mehr als die Hälfte aller abgegebenen Stimmen, so findet ein zweiter Wahl-
gang statt; erlangt auch hier keiner die Mehrheit aller Stimmen, so entscheidet im dritten Wahlgange die höchs-
te Stimmenzahl und bei Stimmengleichheit das Los. 
 (4) Werden durch einen Beratungsgegenstand die persönlichen Interessen einzelner Mitglieder des 
Schulvorstandes berührt, so haben sich diese der Teilnahme an der Beschlußfassung, und, wenn nicht gegebe-
nen Falles ausdrücklich das Gegenteil beschlossen wird, auch an der Beratung zu enthalten. 
 

§ 54. 
Verwaltung der Schulkasse. Schulbedienstete. 

 
 (1) Soweit nicht die Vertretung der bürgerlichen Gemeinde die Kassenverwaltung führt, wählt der 
Schulvorstand in der Regel aus seiner Mitte, und zwar aus den im § 49, 1. a) bezeichneten Mitgliedern, einen 
Schulkassenverwalter. 
 (2) Der Schulkassenverwalter besorgt die Einnahmen und Ausgaben der Schulkasse sowie der damit 
verbundenen Stiftungen oder Vermögensmassen und führt die Rechnung darüber. Er steht unter der Aufsicht 
des Schulvorstandes, der auch seine Geschäftsanweisung feststellt. 
 (3) Der Schulvorstand ist verpflichtet, von Zeit zu Zeit Prüfungen der Schulkasse vorzunehmen. 
 (4) Für die Schulkanzlei, die Beleuchtung, Reinigung und Heizung der Schulgebäude und für den 
Schulbotendienst sind die erforderlichen Personen anzunehmen. Den in solchem Schuldienste voll beschäftig-
ten Personen ist Ruhegehalt wie den pensionsberechtigten Gemeindebeamten am Schulorte zu gewähren. 

 
§ 55. 

Vergütungen an Mitglieder des Schulvorstandes. 
 

 (1) Das Amt eines Mitgliedes des Schulvorstandes ist ein unbesoldetes Ehrenamt. Nur dem Schulkas-
senverwalter kann für seine besondere Mühewaltung eine angemessene Vergütung aus der Schulkasse gewährt 
werden. 
 (2) Den Mitgliedern des Schulvorstandes sind notwendige Verläge bei Verrichtung ihrer Amtsgeschäf-
te aus der Schulkasse zu ersetzen. Für amtliche Reisen ist ihnen eine angemessene, durch die Ortsschulordnung 
zu bestimmende Entschädigung zu gewähren. 
 

§ 56. 
Verstärkter Schulvorstand. Vorberatende Ausschüsse. 

 
 (1) Für die Beratung der Angelegenheiten der Fortbildungsschule kann der Schulvorstand durch au-
ßerordentliche Mitglieder verstärkt werden, die aus den Leitern und Lehrern der Fortbildungs- und Fachschu-
len der Schulgemeinde, sowie aus Vertretern des Handwerks, namentlich der Innungen, und, je nach den örtli-
chen Verhältnissen, des Handels, der Industrie und der Landwirtschaft zu wählen sind. 
 (2) Die außerordentlichen Mitglieder werden vom Schulvorstande zugewählt. Doch kann in der Orts-
schulordnung bestimmt werden, daß sie von anderen Körperschaften im Schulbezirke oder in größeren Ver-
bänden gewählt werden. 
 (3) Neben oder anstatt der Verstärkung des Schulvorstandes durch außerordentliche Mitglieder kann 
durch die Ortsschulordnung bestimmt werden, daß der Schulvorstand vorberatende Ausschüsse einsetzen kann, 
und daß zu deren Mitgliedern auch Lehrerinnen oder andere sachverständige Frauen gewählt werden können. 
 (4) Zu außerordentlichen Mitgliedern dürfen nur Personen gewählt werden, die im Schulbezirke woh-
nen. Auch im übrigen gelten für die außerordentlichen Mitglieder die für die ordentlichen Mitglieder getroffe-
nen Vorschriften in §§ 50, 51. 



90 

 (5) Für die Angelegenheiten des Mädchenbildungswesens kann sich der Schulvorstand des Beirates 
von Lehrerinnen oder anderer sachverständiger Frauen bedienen und sie zu den Sitzungen, soweit diese Ge-
genstände beraten werden, als Auskunftspersonen hinzuziehen. 
 
Vertretung der Schulgemeinde des Bekenntnisses der Mehrheit in Städten mit der Revidierten Städteordnung. 

 
§ 57. 

Stadtrat. Schulausschuß. Zuständigkeit. 
 

 (1) In Städten mit der Revidierten Städteordnung wird die Schulgemeinde des Bekenntnisses der 
Mehrheit durch den Stadtrat vertreten. Urkunden, die vom Stadtrate in Vertretung der Schulgemeinde vollzo-
gen werden, begründen Rechte und Verbindlichkeiten für die vertretene Schulgemeinde. 
 Die Verwaltung des Schulwesens führt der Schulausschuß; dieser ist ein gemischter ständiger Aus-
schuß im Sinne der Revidierten Städteordnung. 
 Bei Verträgen zwischen der Stadtgemeinde und der Schulgemeinde wird diese durch den Schulaus-
schuß vertreten. 
 (2) Die Zuständigkeit des Schulausschusses bestimmt sich nach § 48, soweit nicht dies Gesetz und die 
Ortsschulordnung etwas anderes vorschreiben. 
 (3) Auf die Verstärkung des Schulausschusses für Beratung der Angelegenheiten der Fortbildungsschu-
le ist § 56 entsprechend anzuwenden. 
 

§ 58. 
Zusammensetzung des Schulausschusses. 

 
 (1) Dem Schulausschuß müssen als Mitglieder angehören: 

a)  eine durch die Ortsschulordnung zu bestimmende Anzahl von Ratsmitgliedern, Stadtverord-
neten und sonstigen Mitgliedern der Schulgemeinde (Schulvorsteher), 

b)  der Schulleiter und in Schulbezirken, die mehrere Schulen umfassen, nach Bestimmung der 
Ortsschulordnung ein oder mehrere ständige Lehrer, 

c)  der erste Geistliche der Stadt oder ein von der kirchlichen Oberbehörde zu bestimmender 
Geistlicher, 

d)  der Stadtbezirksarzt; ist ein solcher nicht vorhanden, der Schularzt, soweit ein solcher ange-
stellt und Mitglied der Schulgemeinde ist, bei mehreren Schulärzten ein nach Vorschrift der 
Ortsschulordnung zu bestimmender Schularzt. 

 Für Schulgemeinden, in denen mehrere ständige Lehrerinnen angestellt sind, kann durch die Orts-
schulordnung bestimmt werden, daß eine von ihnen den Schulausschusse als Mitglied angehört. 
 (2) Die Bestimmungen in § 49, 2. und 3. (bei zusammengesetzten Schulbezirken) sind anzuwenden. 
 

§ 59. 
Wahl und Pflichten der Mitglieder des Schulausschusses. 

 
 (1) Die Schulvorsteher (§ 58, 1. a)) sind, soweit sie dem Stadtrate entnommen werden, von diesem, 
soweit sie den Stadtverordneten zu entnehmen sind, von diesen, im übrigen vom Stadtrate und von den Stadt-
verordneten je zur Hälfte zu wählen. 
 (2) Die Wahl der Schulleiter, Lehrer und Lehrerinnen erfolgt nach § 50, 4. 
 (3) Auf die Wählbarkeit zum Mitgliede des Schulausschusses, Wahldauer, Ablehnung der Wahl oder 
Niederlegung des Amtes, die Amtspflichten und die Rechtsfolgen ihrer Verletzung sind §§ 50, 3., 5. und 6., 51, 
1. bis 4. anzuwenden. 
 

§ 60. 
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Geschäftsleitung und Geschäftserledigung im Schulausschusse. 
 

 (1) Den Vorsitz im Schulausschusse führt ein vom Stadtrate ernanntes Ratsmitglied. 
 (2) Zu einem gültigen Beschlusse des Schulausschusses ist erforderlich, daß mehr als die Hälfte seiner 
Mitglieder anwesend sind; muß der Schulausschuß wegen mangelnder Beschlußfähigkeit nochmals zur Bera-
tung über denselben Gegenstand berufen werden, so ist er ohne Rücksicht auf die Zahl der erschienenen Mit-
glieder beschlußfähig. 
 (3) Die Schulkasse wird vom Stadtrate durch besoldete Beamte unter Mitaufsicht des Vorsitzenden des 
Schulausschusses verwaltet. 
 (4) Im übrigen sind auf die Geschäftsführung des Schulausschusses die Vorschriften in §§ 52 bis 56 
entsprechend anzuwenden. 
 

§ 61. 
Ermächtigung des Vorsitzenden. 

 
Die Strafbefugnis nach § 6, 5. steht dem Vorsitzenden des Schulausschusses zu. 
 

§ 62. 
Mitwirkung der Stadtverordneten. 

 
Bei Verwaltung der Angelegenheiten der Schulgemeinde der Mehrheit hat der Stadtrat die Zustimmung der 
Stadtverordneten einzuholen: 

a)  zur Aufstellung oder Abänderung der Ortsschulordnung, 
b)  zur Feststellung des Haushaltplanes der Schulgemeinde, 
c)  zur Verminderung des Schulvermögens, sowie zur Erwerbung oder Veräußerung von Grundstü-

cken, 
d)  zur Übernahme bleibender Verbindlichkeiten auf die Schulgemeinde, sowie zur Vermehrung ihrer 

Schulden, 
e)  zur Bildung von Schulverbänden. 

 
Bezirksschulinspektoren. 

 
§ 63. 

Im Allgemeinen. 
 

 (1) Die Aufsicht der Staatsregierung über das Volksschulwesen wird zunächst durch Bezirksschulin-
spektoren ausgeübt, die aus der Reihe bewährter Fachmänner berufen werden. 
 (2) Jedem Bezirksschulinspektor wird ein Bezirk angewiesen. 
 (3) Die Bezirksschulinspektoren sind Staatsdiener im Sinne des Gesetzes, die Verhältnisse der Zivil-
staatsdiener betreffend, vom 7. März 1835 und der Nachträge hierzu. Bei ihrer Versetzung in den Ruhestand 
kommt die Zeit, während der sie nach erfülltem 25. Lebensjahre ein öffentliches Lehramt bekleidet haben, als 
Dienstzeit in Anrechnung. 
 

§ 64. 
Zuständigkeit der Bezirksschulinspektoren. 

 
 (1) Der Bezirksschulinspektor hat von Zeit zu Zeit die Schulen seines Bezirkes zu besuchen, dem 
Unterrichte beizuwohnen und dabei wahrgenommene Mißstände soweit tunlich sofort abzustellen. 
 (2) Beim Besuche der ihm unterstellten Schulen hat er vornehmlich seine Aufmerksamkeit zu richten: 
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a)  auf die Beobachtung der gesetzlichen Bestimmungen bei Aufnahme und Entlassung der 
Kinder, 

b)  auf den Fleiß und das Verhalten der Lehrer und auf die in der Schule herrschende Zucht, 
Ordnung und Reinlichkeit, 

c)  auf die Einhaltung des Lehrplanes, auf die Unterrichtsweise und auf die Fortschritte der 
Kinder im allgemeinen und in den einzelnen Fächern, 

d)  auf die eingeführten Lehrmittel und die innere Einrichtung des Lehrplanes, 
e)  auf die wissenschaftliche Fortbildung der Lehrer und deren etwaige Nebenbeschäftigung, 
f)  auf die wirtschaftlichen Verhältnisse der Schule, insbesondere auf die pünktliche Bezahlung 

der Lehrerbesoldungen und die Unterhaltung der Schuleinrichtung, 
g)  auf die Beschaffenheit der Schulräume, 
h)  auf die amtliche Wirksamkeit des Schulvorstandes. 

 Der Bezirksschulinspektor ist ermächtigt, in besonderen Fällen die Schulleiter mit Vornahme einzelner 
bestimmter Aufsichtshandlungen zu beauftragen. 
 (3) Der Bezirksschulinspektor ist berechtigt, in die Niederschriften über die Verhandlungen des Schul-
vorstandes Einsicht zu nehmen und den Vorsitzenden zur Einberufung einer Schulvorstandssitzung zu veran-
lassen. 
 (4) Beim Besuche von Privatunterrichtsanstalten hat der Bezirksschulinspektor namentlich mit darauf 
zu sehen, daß sie den Bedingungen, unter denen ihre Einrichtung genehmigt wurde, entsprechen und die 
Grenzen ihrer Berechtigung nicht überschreiten. 
 (5) Er prüft und genehmigt die von den Direktoren oder Lehrern ihm vorzulegenden Lehr- und Stun-
denpläne. 
 (6) Er weist die zur Verfügung der obersten Schulbehörde stehenden Hilfslehrer und Vikare den 
Schulgemeinden nach ihrem Bedarfe zu. Er sorgt für die einstweilige Verwaltung erledigter Lehrerstellen und 
trifft die nötigen Anordnungen wegen Abhaltung von Lehrproben, sowie wegen Verpflichtung und Einweisung 
der zu Lehrerstellen in seinem Bezirke Berufenen. Er entscheidet über Urlaubsgesuche von Lehrern mit Aus-
nahme der in § 23, 5.  und § 24, 2. bezeichneten Fälle bis zur Dauer von einem Monat, sofern aber der Urlaub 
durch Gesundheitsrücksichten veranlaßt ist, bis zur Dauer von drei Monaten. 
 

§ 65. 
Fortsetzung. 

 
 (1) Der Bezirksschulinspektor soll alljährlich einmal die sämtlichen Lehrer seines Bezirks zur einer 
Versammlung (Jahresversammlung) behufs Förderung des wissenschaftlichen Strebens und Behandlung wich-
tiger Schulfragen einberufen. In Bezirken mit besonders großer Lehrerzahl kann der Bezirksschulinspektor 
anstatt einer Jahresversammlung mehrere Gruppenversammlungen abhalten. 
 Auch sonst soll der Bezirksschulinspektor die Lehrerschaft seines Bezirkes gruppenweise zu gleichen 
Zwecken versammeln, so oft es ihm sachdienlich erscheint. 
 (2) Vor Beschlußfassung über die Einführung von Lehrplänen, Schulbüchern, Lehrmitteln oder ähnli-
chen Schuleinrichtungen für den ganzen Bezirk hat sich der Bezirksschulinspektor mit besonders erfahrenen 
Schulmännern seines Bezirkes zu beraten. Vom Bezirksschulinspektor werden von Fall zu Fall die ihm für den 
Gegenstand geeignet erscheinenden Personen berufen. Der Lehrerschaft ist bei den Gruppenversammlungen 
und bei den freiwilligen Fachvereinigungen des Bezirkes Gelegenheit zu geben, solche Personen aus ihrer Mitte 
zu bezeichnen.  
 (3) Der Bezirksschulinspektor hat die besonderen Aufträge der obersten Schulbehörde auszuführen. 
 (4) Er hat innerhalb der beiden ersten Monate des Jahres einen Bericht über den Zustand der Schulen 
seines Bezirkes im Vorjahre, wie er ihn durch den Besuch der Schulen und sonst kennen gelernt hat, an die 
oberste Schulbehörde zu erstatten, vorhandene Mißstände und Hindernisse im Schulwesen darin hervorzuhe-
ben und ihm geeignet erscheinende Mittel zur Abhilfe vorzuschlagen. 
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Bezirksschulinspektion. 
 

§ 66. 
Im Allgemeinen. 

 
 (1) Die nächste, den Schulvorständen und Schulausschüssen vorgesetzte und vornehmlich zur Auf-
rechterhaltung der äußeren Ordnung im Schulwesen bestellte Behörde ist die Bezirksschulinspektion. 
 (2) Die Bezirksschulinspektion besteht: 

a)  für Schulgemeinden in Städten mit der Revidierten Städteordnung, auch wenn andere Orte 
dazu gehören, aus dem Stadtrate und dem Bezirksschulinspektor, 

b)  für alle übrigen Schulgemeinden aus dem Amtshauptmanne des Bezirkes und dem Bezirks-
schulinspektor. 

 Die Aktenleitung kommt zu a) dem Stadtrate, zu b) dem Amtshauptmanne zu. 
 (3) Die Vertretung des Stadtrates in Geschäften der Bezirksschulinspektion steht, soweit nicht Bera-
tung und Entschließung durch den Gesamtart vorgeschrieben ist, dem Bürgermeister oder dessen Stellvertreter 
zu. Sie kann auch einem anderen rechtskundigen Ratsmitgliede übertragen werden. 
 (4) Die Mitglieder der Bezirksschulinspektion haben in den zu ihrem Geschäftskreise gehörigen Ange-
legenheiten gemeinschaftlich Entschließung zu fassen und zu verfügen. 
 (5) Die oberste Schulbehörde entscheidet über etwaige Meinungsverschiedenheiten unter ihnen sowie 
in allen Fällen, in denen in einer Stadt mit der Revidierten Städteordnung die Interessen der Schulgemeinde und 
der bürgerlichen Gemeinde gegenüberstehen. 
 

§ 67. 
Zuständigkeit der Bezirksschulinspektion. 

 
 (1) Die Bezirksschulinspektion ist vornehmlich für folgende Angelegenheiten zuständig: 

a)  die Sorge für die Ausführung der das Volksschulwesen betreffenden Gesetze und Anord-
nungen, 

b)  die Leitung der Verhandlungen über Aus- und Einschulungen, die Genehmigung von 
Schulbauten und die Aufsicht über sie, sowie über Beschaffung von Schulräumen und Schu-
leinrichtungen, 

c)  die Genehmigung zur Neubegründung ständiger Lehrerstellen und die Aufsicht über Ge-
währung der den Lehrern zukommenden Bezüge, sowie die Prüfung und Genehmigung der 
Anstellungsurkunden für die Lehrer, 

d)  die Genehmigung der Ortsschulordnungen, 
e)  die Ausübung des staatlichen Aufsichtsrechtes über die Vermögensmassen und Stiftungen 

für Schulzwecke, soweit nicht hierüber Abweichendes bestimmt ist, 
f)  die Prüfung und Genehmigung der jährlichen Voranschläge für den Bedarf der Schulen, 
g)  die Genehmigung zur Aufnahme von Darlehen seitens der Schulgemeinde, 
h)  die Entscheidung über Rekurse und Beschwerden gegen Entschließungen des Schulvorstan-

des, 
i)  die Erledigung von Meinungsverschiedenheiten zwischen den Schulvorstande oder Schul-

ausschusse und dessen Vorsitzendem, sowie von Beschwerden, welche das Schulwesen ihres 
Bezirkes betreffen, 

k)  die Begutachtung der Gesuche um Zuschüsse aus Staatsmitteln, 
l)  das Dienststrafverfahren gegen Lehrer innerhalb der in §§ 46, 47 angegebenen Grenzen, 
m)  die Abgabe von Gutachten und Erstattung von Berichten über Schuleinrichtungen an die 

oberste Schulbehörde. 
 (2) Unterläßt eine Schulgemeinde die ihr obliegenden Leistungen und Einrichtungen, insbesondere die 
Beschaffung der dazu erforderlichen Mittel, so ist die Bezirksschulinspektion ermächtigt, sie dazu anzuhalten, 
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nach Befinden, und wenn die deshalb erlassenen Verfügungen ohne Erfolg bleiben, das Nötige auf Kosten der 
Schulgemeinde ausführen, auch die erforderlichen Mittel als Ausgabe in den Haushaltplan eintragen und ihre 
Aufbringung anordnen und vollziehen lassen. 
 (3) Dafern sich bei Erörterungen, Begutachtungen oder Entscheidungen der Wirkungskreis der Be-
zirksschulinspektion mit dem der kirchlichen Behörde berührt, hat eine Vernehmung beider einzutreten; auch 
ist soweit tunlich der zuständige Vertreter dieser Behörde zur persönlichen Teilnahme an der Erörterung einzu-
laden. 

 
Oberste Schulbehörde. 

 
§ 68. 

Im Allgemeinen. Zuständigkeit. 
 

 (1) Die oberste Schulbehörde ist das Ministerium des Kultus und öffentlichen Unterrichts. Ihr kommt 
die Leitung und Beaufsichtigung des gesamten Volksschulwesens zu. 
 (2) Die oberste Schulbehörde ist vornehmlich für folgende Angelegenheiten zuständig: 

a)  die Vorbereitung der das Volksschulwesen betreffenden Gesetze und den Erlaß hierauf be-
züglicher allgemeiner Anordnungen, 

b)  die Einrichtung der vom Staate unterhalten Lehrerbildungsanstalten und die Anstellung der 
Direktoren und Lehrer an diesen Anstalten, 

c)  die Anstellung und Verpflichtung der Bezirksschulinspektoren, 
d)  die Ausübung des Vorschlags- und Besetzungsrechtes in den der obersten Schulbehörde 

nach §§ 40 bis 42 zugewiesenen Fällen, 
e)  die Ernennung der Mitglieder der Prüfungskommissionen für Lehrer und Lehrerinnen, so-

wie die Bestellung von Kommissaren für die Abgangsprüfungen der Seminare, 
f)  die Entscheidung im Dienststrafverfahren gegen nichtständige Lehrer nach § 47, 5., 
g)  die Entscheidung über Gesuche um Urlaub für die Bezirksschulinspektoren und Lehrer, für 

letztere über die im § 64, 6. bezeichnete Dauer hinaus, 
h)  die Entschließung über die Versetzung von Lehrern in den Ruhestand und die Feststellung 

ihres Ruhegehaltes, sowie der Witwen- und Waisenpensionen, ebenso die Entschließung 
über die Versetzung von Lehrern in Wartegeld, 

i)  die Genehmigung zur Aufhebung ständiger Lehrerstellen, 
k)  die Verwendung der für Schulzwecke bewilligten Staatsgelder, sowie der zu gleichem Zwe-

cke der obersten Schulbehörde zur Verfügung stehenden Stiftungsmittel, 
l)  die Entscheidung über Beschwerden gegen die Bezirksschulinspektionen und gegen die Be-

zirksschulinspektoren, soweit nicht die Anfechtungsklage zulässig ist (vergl. § 70, 3.), 
m) die Genehmigung zur Veräußerung von Schulgrundstücken, 
n)  die Genehmigung zur Errichtung von Privatunterrichtsanstalten, sowie die Untersagung ih-

rer Fortführung (vergl. § 10, 2. und 4.), 
o)  den Erlaß allgemeiner Vorschriften für den Unterricht, die Aufstellung allgemeiner Lehrplä-

ne und die Bezeichnung der zur Einführung geeigneten Lehrmittel und Lehrbücher, 
p)  die Veranstaltung regelmäßiger Revisionen der mit Landesanstalten verbundenen Volksschu-

len und außerordentlicher Revisionen anderer Schulen unter Berücksichtigung der Gesund-
heitspflege und, soweit nötig, Zuziehung ärztlicher Sachverständiger. 

 (3) Die oberste Schulbehörde beruft alljährlich sämtliche Bezirksschulinspektoren zur Beratung über 
Wahrnehmungen und Vorschläge zur Förderung des Volksschulwesens. In diesen Beratungen sind auch einige 
anerkannt tüchtige und bewährte Direktoren und Lehrer zuzuziehen und Mitglieder der kirchlichen Oberbe-
hörde, sowie des Landesmedizinalkollegiums einzuladen. 
 (4) Bei Entschließungen über alle Angelegenheiten bezüglich des Religionsunterrichtes oder über kir-
chendienstliche Verrichtungen und Bezüge hat sich die oberste Schulbehörde mit der kirchlichen Oberbehörde 
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des betreffenden Bekenntnisses zu vernehmen. Auch kann die letztere auf Grund ihrer Wahrnehmungen über 
den Zustand der religiösen Jugendbildung selbständig Anträge an die oberste Schulbehörde stellen. 
 

§ 69. 
Ausnahmebewilligung. 

 
Die oberste Schulbehörde ist berechtigt, in besonderen Fällen und zwar, soweit die Schulgemeinde in Frage 
kommt, auf deren Antrag von Bestimmungen dieses Gesetzes Ausnahmen zu bewilligen. 

 
V.  

Übergangs- und Schlußbestimmungen. 
 

§ 70. 
 

 (1) Die Bestimmungen in §§ 18, 2. und 27, 2. sind längstens innerhalb fünf Jahren, diejenige in § 18, 3. 
längstens innerhalb zehn Jahren vom Inkrafttreten dieses Gesetzes ab durchzuführen. 
 (2) Durch die Bestimmungen in § 46 erledigen sich die Vorschriften in § 12 des Gesetzes, Änderungen 
der gesetzlichen Bestimmungen über die Pensionsverhältnisse der ständigen Lehrer an den Volksschulen und 
an den höheren Schulanstalten, sowie der Hinterlassenen derselben betreffend, vom 25. März 1892. 
 (3) § 73, 8. des Gesetzes über die Verwaltungsrechtspflege vom 19. Juli 1900 wird dahin abgeändert, 
daß in den Fällen unter a) und c) die Anfechtungsklage gegen die zweitinstanzlichen Entscheidungen der Be-
zirksschulinspektion zulässig ist. 
 (4) Alle mit dem Inhalte des gegenwärtigen Gesetzes nicht im Einklange stehenden gesetzlichen Best-
immungen für das Volksschulwesen, insbesondere das Gesetz, das Volksschulwesen betreffend, vom 26. April 
1873, werden hiermit aufgehoben. 
 (5) Unser Ministerium des Kultus und öffentlichen Unterrichts ist mit der Ausführung dieses Gesetzes 
beauftragt und hat den Zeitpunkt zu bestimmen, mit dem es in Kraft tritt   

 
 
Quelle: Landtags-Akten, 1911/1912, Königliche Dekrete, Bd. 3, S. 785-816. 
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Dokument 14 Entwurf eines Fortbildungsschulgesetzes, vom Sächsischen Fortbildungsschulver-
eins zusammengestellt nach den Bestimmungen des Volksschulgesetzentwurfs 
(vom 2. März 1912) 

 
§ 1. 

Aufgabe und Ziel. 
 
 (1) Die Fortbildungsschule hat eine erzieherische Aufgabe sowohl nach der beruflichen als auch nach 
der staatsbürgerlichen Seite hin zu erfüllen. 
 (2) Die erzieherische Aufgabe der Fortbildungsschule liegt darin, daß sie das Erziehungswerk der 
Volksschule in Verbindung mit der beruflichen Ausbildung fortsetzt und die Schüler (und Schülerinnen) zu 
tüchtigen und brauchbaren Bürgern der Gemeinde und des Staates heranzieht. 
 (3) Bei der beruflichen Ausbildung der Schüler handelt es sich hauptsächlich um die theoretischen 
Grundlagen ihres Berufes. Die Schule darf die Werkstattlehre nicht beschränken oder gar ersetzen wollen. 
Außerdem soll sie auch bestrebt sein, dem Schüler die grundlegenden Elemente des kaufmännischen Wissens 
beizubringen. 
 

§ 2. 
Unterrichtsgegenstände. 

 
Wesentliche Unterrichtsgegenstände in der Fortbildungsschule sind für die Knaben Berufs- und Bürgerkunde, 
deutsche Sprache und Rechnen, Buchführung; für die Mädchen Hauswirtschaftskunde (Haushaltungs-, Koch- 
und Nadelarbeitsunterricht) in Verbindung mit Bürgerkunde, Gesundheitslehre, Erziehungslehre und Kinder-
pflege, sowie deutsche Sprache und Rechnen. Wo die erforderlichen Einrichtungen getroffen werden können, 
sind Leibesübungen (einschließlich Jugendspiele) außerhalb der Mindeststundenzahl (§§ 28, 1 und 29, 1) ver-
bindlich einzurichten. Durch die Ortsschulordnung ist zu bestimmen, ob noch andere Fächer, z. B. Zeichnen, 
Volkswirtschaftslehre, eine oder mehrere lebende Fremdsprachen und Kurzschrift geboten werden, und ob die 
Teilnahme an diesem Unterrichte wahlfrei oder verbindlich sein soll. Die Aufnahme weiterer allgemeinbilden-
der oder der besonderen fachlichen Berufsausbildung dienender Unterrichtsgegenstände ist zulässig. Beruflich 
gegliederten Fortbildungsschulen soll in der Gestaltung des Lehrplanes möglichste Freiheit gelassen werden. 
 

§ 3. 
Schulpflicht. 

 
 (1) Die aus der Volksschule entlassenen Knaben sind noch 3 Jahre lang zum Besuche der Fortbil-
dungsschule verpflichtet, soweit nicht für ihren Unterricht in anderer, nach der Entschließung der obersten 
Schulbehörde ausreichender Weise gesorgt ist. Diese Entschließung kann für bestimmte Fälle der Bezirksschul-
inspektion übertragen werden. 
 (2) Auch für die aus der Volksschule entlassenen Mädchen sind Fortbildungsschulen einzurichten. 
Diese sind drei Jahre lang zu besuchen. 
 (3) Die Befreiung vom Besuche der Fortbildungsschule darf der Schulvorstand in besonderen Fällen 
ausnahmsweise mit Genehmigung der Bezirksschulinspektion bewilligen. 
 (4) Befreiung vom Unterricht, sei es vollständig oder für einen Teil der Schulpflicht, soll nur unter der 
Voraussetzung ausgesprochen werden dürfen, daß entweder der Schüler oder die Schülerin die erforderlichen 
Fachkenntnisse, welche die Schule zu vermitteln bestimmt ist, schon beherrscht, oder daß er eine der Fortbil-
dungsschule hinsichtlich des Unterrichts gleichwertige Anstalt während eines angemessenen Zeitraumes be-
sucht hat oder besucht. 
 (5) Über den Privatunterricht oder die Privatunterrichtsanstalten, die den Fortbildungsschulunterricht 
ersetzen sollen, gelten die Bestimmungen von § 10 des Volksschulgesetzes. 
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 (6) Die Befreiung vom Besuche der allgemeinen Fächer und die Pflicht zum Besuche nur des fach-
kundlichen Teiles des Unterrichts sind auszusprechen, wenn der Schüler oder die Schülerin das Vorhandensein 
der erforderlichen Allgemeinbildung durch Vorlegung von Zeugnissen höherer Schulen nachweist. Jedenfalls 
aber soll die Befreiung auf Grund eines längeren als des gesetzlich vorgeschriebenen Besuches der Volksschule 
grundsätzlich unzulässig sein, ebenso wie die Beurlaubung eines guten Schülers für das letzte Jahr ausgeschlos-
sen ist. 
 (7) Auch der Besuch eines einjährigen Kursus vor der Lehre, wie er vielfach an Handels- und Gewer-
beschulen eingerichtet ist, befreit nicht vom weiteren Besuche der Fortbildungsschule. 
 (8) Für den Fortbildungsschulbesuch der Ausländer soll folgendes gelten: 

a)  Für Reichsausländer sind die zwischen dem Deutschen Reiche und den ausländischen Staa-
ten getroffenen Vereinbarungen maßgebend; 

b)  Lehrlinge und jugendliche Arbeiter aus anderen Bundesstaaten unterliegen der vollen Schul-
pflicht; 

c)  außerhalb des Königreichs Sachsen wohnende deutsche Reichsangehörige haben am Be-
schäftigungsorte die Fortbildungsschule zu besuchen, falls sie am Wohnorte nicht fortbil-
dungsschulpflichtig sind. 

 (9) Die Fortbildungsschule eines Nachbarortes kann ein Kind nur unter Zustimmung des Schulvor-
standes dieses Ortes besuchen. Falls die Schule nicht von höherer Art als die Schule des Aufenthaltsortes ist, 
bedarf es hierzu auch der Genehmigung des Bezirksschulinspektors. 
 (10) Verwahrloste oder verbrecherisch veranlagte Kinder sind vom Fortbildungsschulbesuche auszu-
schließen, wenn durch ihr Verbleiben in der Schule die sittliche oder leibliche Wohlfahrt ihrer Mitschüler ge-
fährdet wird. 
 Wird Fürsorgeerziehung nicht angeordnet, so haben die Erziehungspflichtigen für entsprechenden 
Unterricht anderweit zu sorgen. 
 (11) Die gleiche Verpflichtung liegt den Erziehungspflichtigen bei Kindern ob, die wegen dauernder 
Krankheit oder körperlicher Gebrechen nicht am allgemeinen Unterrichte teilnehmen können. Sind die Erzie-
hungspflichtigen unbemittelt, so hat die Schulgemeinde dafür – soweit nötig, mit Staatsbeihilfe – zu sorgen. 
 

§ 4. 
Schulbesuch. 

 
 (1) Die Eltern und Erzieher sind verbunden, fortbildungsschulpflichtige Kinder zum regelmäßigen 
Schulbesuche einschließlich der Schulfeiern anzuhalten. 
 (2) Lehrherren, Dienstherrschaften und Arbeitgeber haben ihre Lehrlinge, Bediensteten und Arbeiter 
bez. Arbeiterinnen zum Besuche der Fortbildungsschule einschließlich der Schulfeiern anzuhalten und ihnen 
die hierzu nötige Zeit zu gewähren. 
 (3) Die Erlaubnis zum Wegbleiben aus der Fortbildungsschule ist in der Regel vorher nachzusuchen; 
falls dies aber unausführbar ist, muß der Grund der Versäumnis dem Lehrer ungesäumt angezeigt werden. 
 (4) Im allgemeinen gilt nur Krankheit der Schüler als Grund für Schulversäumnisse. Kinder, in deren 
Familie ansteckende Krankheiten herrschen, sind vom Schulbesuche zeitweilig auszuschließen; die Ausschlie-
ßung kann, wenn nötig, auf alle Kinder desselben Hauses ausgedehnt werden. Mit ekelerregenden Krankheiten 
behaftete Kinder können bis zur Heilung vom Schulbesuche zurückgewiesen werden. 
 (5) Fortbildungsschüler oder -schülerinnen, die sich zu spät anmelden oder unentschuldigt oder unge-
rechtfertigt die Fortbildungsschule versäumen, werden auf Anzeige des Schulvorstandes mit einer Geldstrafe 
bis zu 30 Mark bestraft, die im Falle der Nichtbezahlung nach den Vorschriften des Reichsstrafgesetzbuches in 
Haft umzuwandeln ist. Das gleiche gilt für Eltern, Erzieher, Lehrmeister oder Arbeitgeber, denen hierbei ein 
Verschulden beigemessen werden kann. 
 Für den Erlaß der Strafverfügung ist die Polizeibehörde zuständig. 
 (6) Beschwerden über die Schule oder den Lehrer sind, sofern sie sich nicht durch Verständigung 
zwischen dem Beschwerdeführer und dem Lehrer erledigen, beim Vorsitzenden des Schulvorstandes anzubrin-



98 

gen, der sie an die Bezirksschulinspektion abzugeben hat. Untersteht die Schule einem Direktor, so sind Be-
schwerden bei diesem anzubringen. 
 (7) Eltern, Erzieher, Aufsichtspflichtige oder andere Personen, die gegen die Ordnung der Schule oder 
gegen Maßregeln der Schulzucht eigenmächtig einschreiten, werden auf Anzeige des Schulvorstandes, des Leh-
rers oder des Schulleiters mit einer Geldstrafe bis zu 60 Mark bestraft, die im Falle der Nichtbezahlung nach 
den Vorschriften des Reichsstrafgesetzbuches in Haft umzuwandeln ist. 
 Für den Erlaß der Strafverfügung ist die Bezirksschulinspektion zuständig. 
 (8) Die Strafgelder fließen zur Schulkasse. 
 (9) Die Eltern und Erzieher haben dafür zu sorgen, daß ihre schulpflichtigen Kinder die erforderlichen 
Bücher und sonstigen Lehrmittel besitzen. 
 Wird die Beschaffung der Lehrmittel verzögert, so sind sie alsbald vom Schulvorstande auf Kosten des 
Erziehungspflichtigen anzuschaffen. Diese Kosten werden, dafern nicht der Schulvorstand im einzelnen Falle 
darauf verzichtet, im Verwaltungswege eingehoben. 
 

§ 5. 
Schulunterhaltung. 

 
 (1) Die Schulgemeinden sind verpflichtet, die Mittel zur Errichtung und Unterhaltung der ihrem Be-
dürfnisse entsprechenden Fortbildungsschulen aufzubringen, soweit nicht besondere Einnahmen dafür zur 
Verfügung stehen. 
 (2) Der freien Entschließung der Schulgemeinde ist überlassen, von den Eltern oder Erziehern der 
Kinder, für welche die Schulgemeinde ihre Fortbildungsschule einzurichten und zu unterhalten verpflichtet ist, 
ein gewisses Schulgeld zu erheben. Dieses ist durch die Ortsschulordnung zu bestimmen und kann nach den 
Vermögens- und Familienverhältnissen der Zahlungspflichtigen abgestuft werden. 
 (3) Wird die Fortbildungsschule von nicht im Schulbezirke aufhältlichen Kindern oder von Kindern 
eines anderen Bekenntnisses, dessen Angehörige eigene Fortbildungsschulen unterhalten, besucht, so kann die 
Schulgemeinde für diese Kinder neben etwaigem Schulgelde einen besonderen Beitrag zur Schulkasse erheben, 
der durch die Ortsschulordnung festzusetzen ist. 
 (4) In Schulbezirken, in denen die Angehörigen des Bekenntnisses der Minderheit zwar eigene Volks-
schulen, aber nicht eigene Fortbildungsschulen unterhalten, haben die Angehörigen des Bekenntnisses der 
Minderheit zu den Lasten der Fortbildungsschule außer etwaigem Schulgelde nach Verhältnis der Zahl der 
Kinder beizutragen, die im Durchschnitte des letzten Rechnungsjahres die Fortbildungsschule besucht haben. 
 

§ 6. 
Schulverbände. 

 
 (1) Schulgemeinden dürfen sich zur gemeinschaftlichen Einrichtung von Fortbildungsschulen und zur 
gemeinschaftlichen Anstellung von Fortbildungsschullehrern oder -lehrerinnen zu Schulverbänden vereinigen. 
 (2) Zu Beschlüssen über Bildung oder Auflösung eines Schulverbandes sowie über Feststellung oder 
Abänderung der Verbandssatzung bedarf es der Zustimmung sämtlicher Schulvorstände. 
 (3) Auf Schulverbände sind die Bestimmungen in §§ 2, 5 bis 7, 9, 10, 22 und 27 des Gesetzes über 
Gemeindeverbände vom 18. Juni 1910 entsprechend anzuwenden. Jedoch tritt an Stelle der Amtshauptmann-
schaft die Bezirksschulinspektion, an Stelle der Kreishauptmannschaft und des Ministeriums des Innern die 
oberste Schulbehörde. An Stelle der in §§ 6 und 7 Absatz 2 des Gesetzes über Gemeindeverbände bezeichne-
ten Vorschriften gelten die entsprechenden Vorschriften der Schulgesetze. 
 (4) Die Aufsicht über den Schulverband steht der Bezirksschulinspektion zu. Unterstehen die Ver-
bandsschulgemeinden verschiedenen Bezirksschulinspektionen, so bestimmt die oberste Schulbehörde die 
Bezirksschulinspektion, welche die Aufsicht zu führen hat. 
 (5) In der Verbandssatzung ist zu bestimmen, wie der Aufwand des Schulverbandes auf die Verbands-
schulgemeinden zu verteilen ist. 
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 (6) Die Beiträge der einzelnen Verbandsschulgemeinden sind aus der Schulkasse zu entrichten. 
 (7) Der Schulverband wird durch einen Verbandsschulvorstand vertreten. Die Mitglieder werden 
durch die einzelnen Schulvorstände aus ihrer Mitte gewählt. 
 (8) Das Nähere über die Zusammensetzung, über die Zuständigkeit, über die Geschäftsleitung usw. ist 
in der Verbandssatzung zu bestimmen. Die Vorschriften über den Schulvorstand (§§ 48–56 des Volksschulge-
setzes) sind entsprechend anzuwenden. 
 (9) Die Einrichtungen des Verbandes müssen allenthalben den Anforderungen entsprechen, die dieses 
Gesetz an die Einrichtungen der Fortbildungsschule stellt. 
 (10) Für die vom Verbande angestellten Direktoren, Lehrer und Lehrerinnen gelten außer § 11 dieses 
Gesetzes noch die allgemeinen Bestimmungen für die gleichen Gruppen an den Volksschulen. 
 (11) Vermögen benachbarte Schulgemeinden für sich allein Mädchenfortbildungsunterricht nicht ein-
zurichten oder Knabenfortbildungsschulen keine berufliche Gliederung zu geben, so können sie, falls eine 
freiwillige Vereinigung nicht zustande kommt, behufs Einrichtung solchen Unterrichtes zur Bildung eines 
Schulverbandes oder zum Anschlusse an einen solchen von der obersten Schulbehörde angehalten werden. 
 (12) Kommen die Schulgemeinden innerhalb angemessener Frist einer solchen Anordnung nicht nach, 
so kann die oberste Schulbehörde das zur Vollziehung Erforderliche bewerkstelligen und, soweit nötig, die 
Verbandssatzung erlassen.  
 

§ 7. 
Verwaltung. 

 
 (1) Jede Schulgemeinde hat eine besondere Ortsschulordnung für das Fortbildungsschulwesen aufzu-
stellen. Ihre Vorschriften dürfen Abweichungen von den Bestimmungen dieses Gesetzes nicht enthalten. 
 (2) Die Ortsschulordnung ist nach erlangter Genehmigung in der für die Gemeindebehörden vorge-
schriebenen Weise bekannt zu machen. 
 (3) In jedem Orte soll für die Fortbildungsschule ein besonderer Schulausschuß errichtet werden, in 
dem die Ortsbehörde, die Leiter und Lehrer der Fortbildungsschulen und je nach der beruflichen Gliederung 
der Schule auch selbständige Gewerbetreibende, Kaufleute oder Landwirte vertreten sein sollen. Im Falle der 
Zusammenlegung mehrerer Gemeinden zu einem Fortbildungsschulbezirk soll jede Gemeinde gleichmäßig 
vertreten sein. 
 (4) Über die Zuständigkeit des Schulvorstandes oder Schulausschusses, über seine Zusammensetzung, 
über Wahl und Pflichten der Mitglieder, Geschäftsleitung, Geschäftserledigung usw. sind in der Ortsschulord-
nung für das Fortbildungsschulwesen besondere Bestimmungen aufzunehmen, die auf der Grundlage der ent-
sprechenden Vorschriften für die Volksschulen aufzubauen sind. 
 

§ 8. 
Schulferien. 

 
Die Schulferien werden im Verordnungswege geregelt. Die Prüfungstage sind in die Ferien nicht einzurechnen. 
 

§ 9. 
Fach- und Fortbildungsschule für Knaben. 

 
 (1) Der Unterricht hat mindestens 4 Stunden wöchentlich zu umfassen. Sobald Zeichnen oder prakti-
scher Unterricht sich nötig machen oder in Klassen für Kaufmannslehrlinge Stenographie oder fremde Spra-
chen in den Lehrplan aufgenommen werden müssen, ist eine entsprechende Erhöhung der Stundenzahl vorzu-
nehmen. 
 (2) Die Bestimmung der Unterrichtszeit erfolgt durch Ortsstatut oder durch Beschluß des Schulaus-
schusses. 
 (3) Der Unterricht ist im allgemeinen ganzjährig. 
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 Ausnahmsweise kann unter Berücksichtigung besonderer örtlicher Verhältnisse durch die Ortsschul-
ordnung nachgelassen werden, daß die Erteilung des Fortbildungsschulunterrichtes auf acht aufeinanderfol-
gende Monate des Jahres beschränkt wird, dafern während dieser Zeit zusammen wenigstens 168 Stunden im 
Schuljahre erteilt werden. 
 (4) Nach Möglichkeit ist der Eigenart des Berufes der Schüler und den für einzelne Berufe bestehen-
den Sondervorschriften über die Arbeits- und Ruhezeit Rechnung zu tragen. 
 (5) Der Unterricht hat in den Tagesstunden der Werktage zu erfolgen. Nach 7 Uhr abends darf Unter-
richt nicht mehr gehalten werden. Nach dieser Zeit und an Sonn- und Feiertagen – jedoch erst nach Schluß des 
Vormittagsgottesdienstes – darf nur ausnahmsweise besonderer Fachunterricht insoweit, als er das Maß von 
sechs Wochenstunden überschreitet, in nicht mehr als zwei Stunden wöchentlich, im übrigen aber verbindlicher 
Fortbildungsschulunterricht überhaupt nicht erteilt werden. Turnunterricht kann auch in den Abendstunden 
erteilt werden. 
 (6) Die Schülerzahl einer Klasse soll in der Regel 30 nicht übersteigen. 
 (7) An größeren Schulen sind besondere Klassen für Schwachbefähigte zu bilden. 
 

§ 10. 
Fortbildungsschule für Mädchen. 

 
 (1) Der Unterricht soll mindestens 4 Stunden wöchentlich umfassen. Er muß an Wochentagen und 
während der Tagesstunden erteilt werden. Die Höchstzahl der Schülerinnen einer Klasse beträgt 30. 
 (2) Die Unterrichtszeit muß so gelegt werden, daß auf die Beschäftigung der Mädchen in der Haus-
wirtschaft oder in gewerblichen Betrieben tunlichst Rücksicht genommen wird. Über die Zeit nach 6 Uhr 
nachmittags darf der Unterricht nicht ausgedehnt werden. 
 

§ 11. 
Lehrkräfte. 

 
 (1) Gegen die gesetzliche besondere Vergütung hat der Volksschullehrer wöchentlich noch bis zu 
sechs Unterrichtsstunden an der Fortbildungsschule zu übernehmen. 
 (2) Wo die erforderlichen Einrichtungen getroffen werden können, ist auf Anstellung und Beschäfti-
gung von Fortbildungsschullehrern im Hauptamte hinzuwirken. 
 (3) Als Fortbildungsschullehrer im Hauptamte sollen nur solche Lehrer angestellt werden, welche die 
Befähigung hierzu durch eine besondere Ausbildung nachweisen können. 
 (4) An Fortbildungsschulen können zur Unterrichtserteilung auch Fachkundige zugelassen werden, 
wenn sie den Besitz der erforderlichen allgemeinen Kenntnisse und die Eignung für den Lehrberuf nachweisen. 
 (5) Als Fortbildungsschullehrer im Hauptamte dürfen Fachkundige jedoch nur angestellt werden, 
wenn sie 

a)  eine Prüfung vor einer Prüfungskommission abgelegt haben, die aus einem Kommissar der 
obersten Schulbehörde, aus bewährten, von der obersten Schulbehörde hierzu berufenen 
Fortbildungsschuldirektoren, -lehrern oder -lehrerinnen  und Fachmännern gebildet wird; 

b)  drei Jahre lang an einer Fortbildungs- oder Fachschule als Lehrer tätig gewesen sind und 
c)  wöchentlich mindestens 20 Lehrstunden erteilen. 

 Die oberste Schulbehörde kann in geeigneten Fällen von der Prüfung ganz oder teilweise befreien, 
wenn sich der Fachkundige im Unterrichte bewährt oder eine andere Lehramtsprüfung oder Fachprüfung be-
standen hat. 
 (6) Den ausschließlich an Fortbildungsschulen angestellten Lehrern sollen nicht mehr als 24 Lehrstun-
den wöchentlich übertragen werden. 
 (7) In solchen Fortbildungsschulen, die einen eigenen Direktor haben, gelten für die Schulleitung die 
entsprechenden Bestimmungen von § 23 des Volksschulgesetzes. 
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 (8) Insoweit der erufslehrer nur nebenamtlich Unterricht in der Fortbildungsschule erteilt, hat das 

Einkommen aus dem Fortbildungsschuldienst als Bestandteil der Besoldung aus dem Hauptamte zu gelten. 
 (9) Über die Anstellung der Lehrer, das Vorschlagsrecht, das Verfahren bei Besetzung von Lehrerstel-
len usw., wie auch über die Rechte und Pflichten der Lehrer und über die Dienststrafbestimmungen gelten in 
entsprechender Weise die §§ 39–47 des Volksschulgesetzes. 
 

§ 12. 
Aufsicht. 

 
 (1) Das gesamte Fortbildungsschulwesen untersteht der Aufsicht der obersten Schulbehörde. 
 (2) Außerdem wird für jede Kreishauptmannschaft ein mit entsprechenden Vorkenntnissen ausgestat-
teter Beamter angestellt, dem die Fortbildungsschulen des kreishauptmannschaftlichen Bezirkes unterstellt sind. 
 (3) Für die Aufsicht durch die oberste Schulbehörde und deren Aufsichtsorgane gelten in entspre-
chender Weise die §§ 63–69 des Volksschulgesetzes. 
 
 
Quelle: SächsHStAD, 10692, Nr. 14414, Bl. 314-315. 
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Dokument 15 Gesetz, die Abänderung des Gesetzes über die Gymnasien, Realschulen und Semi-
nare vom 22. August 1876 betreffend (vom 14. Januar 1913) 

 
Artikel I. 

 
Die §§ 57, 58, 60 Absatz 2, 61 Absatz 2, 68, 69, 70 Absatz 2 werden aufgehoben und durch folgende Bestim-
mungen ersetzt. 

 
§ 57. 

Seminarkurs. Aufnahme. 
 

 (1) Der Unterricht wird in sieben aufsteigenden, im Unterrichte voneinander getrennten Klassen un-
entgeltlich erteilt. 
 (2) Keine dieser Klassen soll in der Regel mehr als 25 Schüler zählen. 
 (3) Die regelmäßige Aufnahme neuer Schüler erfolgt nur einmal im Jahre nach Ostern. Der Aufzu-
nehmende soll in der Regel das 13. Altersjahr vollendet haben. 
 (4) Die Aufnahme erfolgt auf Grund einer Prüfung, durch die ermittelt wird, ob der angemeldete 
Schüler die zur Aufnahme erforderlichen Vorkenntnisse besitzt und welcher Klasse er zuzuweisen ist. 
 (5) In die evangelisch-lutherischen Lehrerseminare können auch Knaben evangelisch-reformierten 
Bekenntnisses aufgenommen werden mit der Maßgabe, daß für jedes im Seminar verbrachte Jahr der vorge-
schriebene Betrag zu entrichten ist, falls sie binnen 5 Jahren nach dem Abgange vom Seminar nicht in den 
öffentlichen Schuldienst eingetreten sind. 
 

§ 58. 
Gegenstände des Seminarunterrichts. 

 
 (1) Der Seminarunterricht umfaßt folgende Lehrfächer: 

Religion, 
Deutsche Sprache und Literatur, 
Lateinische Sprache, 
Französische oder englische Sprache, 
Geographie, 
Geschichte, 
Naturwissenschaften, und zwar: 

Naturgeschichte (Botanik, Zoologie, Anthropologie, Mineralogie) und Naturlehre 
(Physik und Chemie), 

Arithmetik, 
Geometrie, 
Pädagogik, Psychologie und philosophische Propädeutik, 
Musik, 
Schreiben, 
Zeichnen, 
Stenographie, 
Handfertigkeitsunterricht, 
Turnen. 

 (2) Staats- und Bürgerkunde ist eingehend zu berücksichtigen. 
 (3) Ausnahmsweise kann in einzelnen Klassen statt Unterricht in der lateinischen Sprache und einer 
lebenden Fremdsprache Unterricht in beiden lebenden Fremdsprachen erteilt werden. 
 (4) Die Teilnahme an sämtlichen Lehrfächern ist verbindlich. Von dem Musikunterrichte sind der 
Gesang und die allgemeine Musiklehre für alle Klassen, der Klavierunterricht für die unteren beiden Klassen 
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verbindlich. Die Befreiung eines Schülers von den übrigen Zweigen des Musikunterrichts soll nur auf Beschluß 
der Lehrerversammlung erfolgen. 
 

§ 60 Absatz 2. 
Seminarübungsschule. 

 
Sie ist als mittlere Volksschule zu mindestens 5 Klassen, von denen in der Regel keine mehr als 24 Kinder zäh-
len soll, eingerichtet und steht unter der unmittelbaren Leitung des Seminardirektors. Der Unterricht in ihr wird 
teils von den Lehrern des Seminars, teils unter deren Aufsicht von Zöglingen des Seminars erteilt. 
 

§ 61 Absatz 2. 
Internat. 

 
Wo die Räumlichkeiten nur teilweise ausreichen, haben zunächst die Zöglinge der Mittel- und Unterklassen (7. 
bis mit 4. Klasse) Anspruch auf Aufnahme. 
 

V. 
Lehrerinnenseminare. 

 
§ 68. 

Lehrgegenstände. 
 

 (1) Der Unterricht in den Lehrerinnenseminaren umfaßt: 
Religion, 
Deutsche Sprache und Literatur, 
Französische Sprache und Literatur, 
Englische Sprache und Literatur,  
Geographie, 
Geschichte, 
Naturwissenschaften, und zwar: 

Naturgeschichte (Botanik, Zoologie, Anthropologie, Mineralogie) und Naturlehre 
(Physik und Chemie), 

Arithmetik, 
Geometrie, 
Pädagogik, Psychologie und philosophische Propädeutik, 
Musik, 
Zeichnen, 
Schreiben, 
Turnen, 
Nadelarbeiten, 
Stenographie. 

 (2) Staats- und Bürgerkunde ist zu berücksichtigen. 
 

§ 69. 
Aufnahme. 

 
 (1) Die Aufnahme von Zöglingen erfolgt in der Regel nicht vor vollendetem 14. Lebensjahre uns setzt 
eine Vorbildung voraus, wie solche im Durchschnitt die mittlere Volksschule gewährt. 
 (2) Der Unterricht wird in sechs aufsteigenden Klassen erteilt. 
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 (3) Es kann jedoch eine Anstalt auch so eingerichtet werden, daß ein höheres Lebensalter zum Eintritt 
und demgemäß eine entsprechend höhere Bildung erfordert, dafür aber die Ausbildung in einer geringeren 
Anzahl von Jahreslehrgängen zu Ende geführt wird. 
 

§ 70 Absatz 2. 
Verteilung des Unterrichtsstoffes. 

 
Die Schülerzahl einer Klasse darf über 25 nicht ansteigen. Keine Klasse darf mehr als wöchentlich 34 Unter-
richtsstunden erhalten. Der Unterricht in Turnen, Nadelarbeiten und Stenographie kommt hierbei nicht in 
Betracht. 
 

Artikel II. 
 

 (1) Unser Ministerium des Kultus und öffentlichen Unterrichts ist mit der Ausführung des gegenwärti-
gen Gesetzes beauftragt und hat den Zeitpunkt zu bestimmen, mit welchem es in Kraft tritt. 
 (2) Urkundlich haben Wir dieses eigenhändig vollzogen und Unser Königliches Siegel beidrucken 
lassen. 
 
 
Quelle: Gesetz- und Verordnungsblatt, 1913, S. 16-19. 
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Dokument 16 Verordnung zur Ausführung des Gesetzes vom 14. Januar 1913, die Abänderung des 
Gesetzes über die Gymnasien, Realschulen und Seminare vom 22. August 1876 be-
treffend (vom 10. März 1915) 

 
§ 1. 

 
Das Gesetz und die dieser Verordnung als Beilage A angefügte Lehrordnung für die Lehrer- und Lehrerinnen-
seminare treten am 1. April 1915 in Kraft. 
 

§ 2. 
 

Soweit sich hinsichtlich der Durchführung der Lehrordnung Übergangsbestimmungen nötig machen, behält 
sich das Ministerium weitere Entschließung vor. 
 

§ 3. 
 

Die Bestimmungen in der Verordnung zur Ausführung des Gesetzes vom 22. August 1876 über die Gymnasien, 
Realschulen und Seminare vom 29. Januar 1877 hinsichtlich der Seminarordnung für die Volksschullehrersemi-
nare, Beilage D, und hinsichtlich der Seminarordnung für die Lehrerinnenseminare, Beilage E (GVBl. S. 1877 S. 
46, 111 flg. und 126 flg.), werden, soweit es nicht schon durch die Bekanntmachung über die Prüfungen an den 
Lehrer- und Lehrerinnenseminaren usw. vom 4. Mai 1914 (GVBl. S. 37 flg. und 77 flg.) geschehen ist, hiermit 
aufgehoben. 
 
 
Quelle: Gesetz- und Verordnungsblatt, 1915, S. 47. 
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Dokument 17 Entwurf eines Gesetzes zur Abänderung des Gesetzes über das höhere Mädchen-
bildungswesen vom 16. Juni 1910 (vom 25. März 1918) 

 
Artikel 1. 

 
§ 25 erhält folgenden Wortlaut: 

§ 25. 
 

 (1) Die oberste Schulbehörde ist ermächtigt, ausnahmsweise in besonderen Fällen den Eintritt von 
Mädchen in die Klassen Quarta bis Prima der Gymnasien, Realgymnasien und Oberrealschulen sowie in die 
vierte bis erste Klasse der Realschulen zu gestatten. 
 (2) Die Zulassung in die Gymnasien, Realgymnasien und Oberrealschulen ist ausgeschlossen, wenn 
eine Studienanstalt gleicher Art, die Zulassung in die Realschulen, wenn eine höhere Mädchenschule am Orte 
oder von diesem aus ohne größere Schwierigkeiten zu erreichen ist. 
 (3) Für die Zulassung von Mädchen zu höheren Knabenlehranstalten der Gemeinden ist die grund-
sätzliche Zustimmung der betreffenden Gemeindevertretung erforderlich. 
 

Artikel 2. 
 

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 1919 in Kraft. 
 
 
Quelle: Landtags-Akten, 1917/1918, Königliche Dekrete, Bd. 3, Nr. 32, S. 1-2. 
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Dokument 18 Richtlinien für die Erarbeitung eines Übergangsgesetzes für das Volksschulwesen, 
beschlossen vom Gesetzgebungsausschuß der Sächsischen Volkskammer (vom 27. 
Mai 1919) 

  
Gegenüberstellung 

 
Beschlüsse des Gesetzgebungsausschusses 

 
Anträge der Minderheiten 

A. Die allgemeine Volksschule betreffend 
 

I. Für die zum Besuche der Ortsschule verpflichteten 
Volks- und Fortbildungsschüler darf kein Schulgeld 
erhoben werden. 
Die Volksschulen sind als allgemeine Volksschulen 
für alle Kinder des Schulbezirks ohne Unterschied 
des Vermögens und der Religion einzurichten. 
Die Bewohner des Schulbezirks ohne Unterschied 
der Religion bilden die Schulgemeinde. 
 
II. Die Überführung der jetzigen mehrgliedrigen 
Volksschule in die allgemeine Volksschule hat in 
spätestens 4 Jahren zu erfolgen. 
 
 
 
 
 
 
 
III. Aller Unterricht soll gesinnungsbildend wirken. 
Religionsunterricht wird in der allgemeinen Volks-
schule nicht erteilt, vielmehr findet in den letzten 
beiden Schulklassen eine sittliche Unterweisung in 
wöchentlich 2 Stunden statt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
1. Die Überführung der jetzigen mehrgliedrigen 
Volksschule in die allgemeine Volksschule hat in 
spätestens 6 Jahren zu erfolgen. 
Dr. Menke-Glückert (Schiersand) 
 
2. Wo besondere Bedürfnisse dafür bestehen, können 
Schulen konfessioneller Minderheiten als allgemeine 
Volksschulen bis auf weiteres bestehen bleiben. 
Dr. Rendtorff 
 
3. Der in Übereinstimmung mit den Lehren der be-
treffenden Religionsgemeinde zu erteilende Religi-
onsunterricht ist ordentlicher Lehrgegenstand der 
Schule. Kein Lehrer darf zur Erteilung, kein Schüler 
gegen den Willen des Erziehungsberechtigten zum 
Besuche des Religionsunterrichts gezwungen werden. 
Dr. Rendtorff  
 
4. Kein Schüler darf gegen den Willen der Erzie-
hungsberechtigten zum Besuch des allgemeinen in-
terkonfessionellen Religionsunterrichtes oder des an 
Stelle des Religionsunterrichtes erteilten Moralunter-
richtes gezwungen werden. 
Dr. Rendtorff 
 
5. Der Moralunterricht ist nicht als Zwangsunterricht 
zu betrachten. Die Teilnahme daran ist wahlfrei. 
Dr. Menke-Glückert 
 
6. Die Frage des Religionsunterrichts ist aus dem 
Übergangsgesetz auszuschließen. 
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IV. a. Neue Privatschulen dürfen nicht errichtet wer-
den. 
b. Die jetzt bestehenden Privatschulen dürfen über 
ihren bisherigen Rahmen nicht erweitert, müssen 
vielmehr abgebaut werden. 
c. Eltern der Privatschüler sind auch zu den öffentli-
chen Schullasten heranzuziehen.  
 

Abgeordneter Beutler 
 
7. Die konfessioneller Schulen werden aufgehoben. 
Kein Lehrer ist mehr gezwungen, Religionsunterricht 
zu geben. 
Eltern sind nicht gezwungen, ihre Kinder in den 
Religionsunterricht zu schicken. 
Der Religionsunterricht wird in den öffentlichen 
Schulen von den Lehrern, die sich dazu bereit erklä-
ren, den Kindern ihres Bekenntnisses erteilt. 
Die Religionsstunden werden in die Pflichtstunden-
zahl der Lehrer eingerechnet; die Bezahlung wird im 
Gesetz über die Kirchentrennung geregelt. 
Jede Aufsicht durch Geistliche ist aufgehoben. 
Der Lehrplan wird von den beteiligten Lehrern im 
Einverständnis mit den dazu gewählten (konfessio-
nellen) Vertrauensausschüssen der Elterngemeinde 
aufgestellt. 
Dr. Menke-Glückert (Kruspe) 
 
8. Die Errichtung von Privatschulen ist im bisherigen 
Umfang freizulassen. Bedingung für ihre Zulassung 
ist, daß sie in ihrem inneren Aufbau nicht hinter den 
öffentlichen Schulen zurückstehen. 
Dr. Rendtorff 

B. Die Fortbildungsschule betreffend 
 

I. Der Fortbildungsschulunterricht soll nur werktags 
abgehalten werden. 
 
II. Die Mädchenfortbildungsschule ist einzuführen. 
Ausnahmsweise kann das Ministerium in dringenden 
Fällen auf Antrag der einzelnen Gemeinden einen 
Aufschub der Einführung gestatten. 
 

 

C. Die Selbstverwaltung betreffend 
 

I. a. Die Ortsschulaufsicht ist in jedem Fall aufzuhe-
ben. Hilfslehrer unterstehen einer besonderen Fach-
aufsicht. 
b. Die Lehrerversammlung berät und beschließt über 
die inneren Angelegenheiten ihrer Schule. 
c. Der Schulleiter wird vom Kollegium auf Zeit ge-
wählt. 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
1. Jede nichtfachmännische Schulaufsicht ist aufzu-
heben. 
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II. An Schulen können Schulpflegschaften eingerich-
tet werden, die sich aus dem Schulleiter, aus Lehrern 
und aus Vertretern von Eltern  der die Schule besu-
chenden Kinder zusammensetzen. 
 
 
III. Bei den einzelnen Bezirksschulinspektionen sind 
Bezirksschulbeiräte einzuführen, die gemeinsam mit 
dem Bezirksschulinspektor die Schulfragen des Be-
zirks beraten. 
 
IV. Die öffentlichen Osterprüfungen an den Volks-
schulen werden aufgehoben. 
 

Abgeordneter Beutler 
 
2. Für jede gegliederte Schule ist ein vom Schulvor-
stand gewählter Direktor auf Zeit mit der Leitung zu 
betrauen. Das Lehrerkollegium und die Elternschaft 
müssen vor der Berufung des Direktors gehört wer-
den und können zu ihr Vorschläge machen. Eine 
Erneuerung der Berufung ist zulässig. Dem Direktor 
untersteht die innere Verwaltung der Schule und ihre 
Vertretung nach außen. Desgleichen hat er ein Auf-
sichtsrecht im Unterricht über die Junglehrer auszu-
üben. 
Dr. Barge 
 
3. Die Ortsschulaufsicht, wie sie im § 29 b des Volks-
schulgesetzes geordnet ist, wird aufgehoben. 
Dr. Rendtorff 
 
4. Für jede Schule wird eine Schulpflegschaft einge-
richtet. Sie wird aus dem Schulleiter, aus Lehrern und 
aus Vertretern von Eltern der die Schule besuchen-
den Kinder zusammengesetzt. 
Dr. Menke-Glückert (Claus) 
 

D. Den Schulvorstand betreffend 
 

Der Schulvorstand setzt sich zusammen zur Hälfte 
aus Gemeindevertretern, zu einem Viertel aus Eltern, 
die ihre Kinder in die Schule schicken, und zu einem 
Viertel aus Lehrern. Reicht die Zahl der Lehrer nicht 
aus, so findet Ergänzung aus der Elternschaft statt. 
Die bisher gültige Bestimmung, daß ein Lehrer nicht 
Vorsitzender des Schulvorstandes sein darf, ist auf-
zuheben. 
 

 

 
E. Die Personal- und Disziplinarakten betreffend 

 
Dem Lehrer sind auf Wunsch auch zurückliegende 
Personal- und Disziplinarakten zur Einsichtnahme 
vorzulegen. 
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F. Die Seminarreform betreffend 
 

Auf dem Verordnungswege ist zu regeln: 
 
I. Beseitigung der bisher geforderten Vorkenntnisse 
in Latein und Klavierspiel bei Aufnahme der Schüler 
(künftige Lehrer und Lehrerinnen) in das Seminar. 
Bei Schülern, die bei der Aufnahme keine Vorkennt-
nisse in Latein und Klavierspiel besitzen, ist dafür 
Sorge zu tragen, daß sie nach Ablauf von einem Jahre 
in ihren Leistungen in diesen Fächern den Stand der 
übrigen Schüler erreichen. 
 
II. die Einrichtung von Schülervertrauensausschüssen 
in den Seminaren in Klasse 1 bis 6; 
 
III. die Änderung der Wahlfähigkeitsprüfung und 
Durchführung der Abschlußkurse ist dem Ministeri-
um als Wunsch übermittelt worden.  

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
1. Die Einrichtung der Schülerräte soll fakultativ sein. 
Dr. Barge 

 
 
Quelle: Volkskammer-Akten, Berichte, Nr. 205 (vom 27. Mai 1919), S. 19-22. 
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Dokument 19 Änderungen am Regierungsentwurf eines Übergangsgesetzes für das Volksschul-
wesen, beschlossen vom Gesetzgebungsausschuß der Sächsischen Volkskammer 
(vom 8. Juli 1919) 

 
Gegenüberstellung 

 
Vorlage 

 
Beschlüsse des Ausschusses 

Übergangsgesetz für das Volksschulwesen vom … 
 
Die Volkskammer hat folgendes Gesetz beschlossen: 
 

Überschrift und Eingang. 
 
Unverändert. 

§ 1. 
Aufgabe der allgemeinen Volks- und Fortbildungs-

schule. 
 

(1) Die Volksschule hat die Aufgabe, die Entwicklung 
der Kinder durch planmäßige Übung der körperli-
chen und geistigen Kräfte im Sinne sittlicher Lebens-
entfaltung zu fördern und sie zu hingebender Pflicht-
erfüllung im Dienste der Gemeinschaft zu erziehen. 
 
(2) Die Hilfsschule hat bei angemessener Beschrän-
kung des Lehrziels ihr Augenmerk besonders auf die 
spätere Erwerbsfähigkeit zu richten. 
 
(3) Die Fortbildungsschule hat unter besonderer 
Berücksichtigung der staatsbürgerlichen, der berufli-
chen und der hauswirtschaftlichen Ausbildung der 
Jugend an der Lösung der in Abs. 1 gestellten Aufga-
be zu arbeiten. 

 

§ 1. 
Unverändert. 

§ 2. 
Schulplan. 

 
(1) Verbindliche Lehr- und Übungsgebiete der allge-
meinen Volksschule sind: Deutsche Sprache mit 
Lesen und Schreiben, Heimatkunde, Geschichte, 
Erd- und Naturkunde, Rechnen, Raumlehre, Gesang, 
Zeichnen, Leibesübungen einschließlich Jugendspiele 
und für die Mädchen Nadelarbeiten. 
 
(2) Religionsunterricht wird bis zur Regelung in der Reichsver-
fassung nach den im Verordnungswege getroffenen Bestimmun-
gen erteilt. Jeder Lehrer ist berechtigt, die Erteilung von Religi-
onsunterricht abzulehnen. Über die Teilnahme der Kinder am 
Religionsunterricht entscheiden die Erziehungsberechtigten. 
 
(3) Durch die Ortsschulordnung kann wahlfreier oder 
verbindlicher Haushaltungs- und Kochunterricht für 

§ 2. 
 
 
Abs. 1 unverändert. 
 
 
 
 
 
 
(2) Religionsunterricht wird in der allgemeinen 
Volksschule nicht mehr erteilt. 
 
 
 
 
Absätze 3 und 4 unverändert. 
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die Mädchen, Handfertigkeitsunterricht für die Kna-
ben, fremdsprachlicher Unterricht sowie Unterricht 
in Kurzschrift eingeführt werden. 
 
(4) In Hilfsschulklassen ist auf die körperliche Aus-
bildung, auf Handgeschicklichkeit und Sprachpflege 
besonderer Wert zu legen. 
 
(5) In rein wendischen und in gemischtsprachigen 
Schulen ist dafür Sorge zu tragen, daß die Schüler die 
deutsche Sprache mündlich und schriftlich richtig 
gebrauchen lernen. Den Kindern des wendischen 
Volksstammes ist innerhalb des planmäßigen Unter-
richts das wendische Lesen zu lehren und zur Übung 
im schriftlichen Gebrauche der wendischen Sprache 
sowie zur Aneignung wendischer Kinder- und Volks-
lieder Gelegenheit zu geben. Die Lehrer an rein wen-
dischen und an gemischtsprachigen Schulen haben 
auf allen Klassenstufen auch die wendische Sprache 
anzuwenden. Bei der Anmeldung von Kindern zur 
Aufnahme in rein wendische und in gemischtsprachi-
ge Schulen ist die Stammeszugehörigkeit anzugeben. 
Später kann Befreiung vom wendischen Sprachunterricht nur 
auf besonderen, genügend begründeten Antrag der Erziehungs-
berechtigten vom Schulleiter gestattet werden. 
 
 
(6) Verbindliche Lehr- und Übungsgebiete in der 
Fortbildungsschule sind: 
für die Knaben Berufs- und Bürgerkunde, deutsche Sprache, 
Rechnen; 
für die Mädchen Haushaltungskunde (Haushaltungs-, Koch- 
und Nadelarbeitsunterricht) in Verbindung mit Bürgerkunde, 
Gesundheitslehre, Erziehungslehre und Kinderpflege, deutsche 
Sprache und Rechnen; 
für alle Schüler Leibesübungen. 
 
 
(7) Durch die Ortsschulordnung kann wahlfreier oder 
verbindlicher Unterricht in Zeichnen, Buchführung, 
Volkswirtschaftskunde, Fremdsprachen, Kurzschrift 
und in Maschinenschreiben eingeführt werden. Die 
Einführung weiterer allgemeinbildender oder der 
besonderen beruflichen Ausbildung dienender Unter-
richtsgegenstände ist zulässig. 
 
 (8) Wo es die Verhältnisse gestatten, sind Schulgär-
ten anzulegen und für die Zwecke des Unterrichts, 
namentlich für die Einführung der Schüler in den 
Obst- und Gemüsebau, einzurichten. 

 
 
 
 
 
 
 
 
(5) In rein wendischen und in gemischtsprachigen 
Schulen ist dafür Sorge zu tragen, daß die Schüler die 
deutsche Sprache mündlich und schriftlich richtig 
gebrauchen lernen. Den Kindern des wendischen 
Volksstammes ist innerhalb des planmäßigen Unter-
richts das wendische Lesen zu lehren und zur Übung 
im schriftlichen Gebrauche der wendischen Sprache 
sowie zur Aneignung wendischer Kinder- und Volks-
lieder Gelegenheit zu geben. Die Lehrer an rein wen-
dischen und an gemischtsprachigen Schulen haben 
auf allen Klassenstufen auch die wendische Sprache 
anzuwenden. Bei der Anmeldung von Kindern zur 
Aufnahme in rein wendische und in gemischtsprachi-
ge Schulen ist die Stammeszugehörigkeit anzugeben.  
Eine Befreiung vom wendischen Sprachunter-
richt ist auf Antrag der Erziehungsberechtigten 
vom Schulleiter zu gestatten. 
 
(6) Verbindliche Lehr- und Übungsgebiete in der 
Fortbildungsschule sind: 
Berufs- und Bürgerkunde, deutsche Sprache, 
Rechnen, Gesundheitslehre und Leibesübungen 
einschließlich Jugendspiele. Der berufs- und 
bürgerkundliche Unterricht für die Mädchen 
erstreckt sich in allen Schulen auf Haushal-
tungskunde (Haushaltungs-, Koch- und Nadel-
arbeitsunterricht), Erziehungslehre und Kinder-
pflege. 
 
Absätze 7 und 8 unverändert. 
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§ 3. 

Schulpflicht und Schulbesuch. 
 
(1) Die allgemeine Schulpflicht umfaßt den achtjähri-
gen Besuch der Volks- und den dreijährigen Besuch 
der Fortbildungsschule. 
 
(2) Das Schuljahr beginnt mit dem 1. April und endet 
mit dem 31. März. 
 
(3) Die Verpflichtung zum Besuche der Volksschule 
entfällt, wenn der Erziehungspflichtige nachweist, 
daß ein Kind anderweit ausreichend unterrichtet wird 
(siehe jedoch § 6). 
 
(4) Vom Besuche der allgemeinen Fortbildungsschule 
ist befreit, wer 
 1. eine höhere Lehranstalt oder die höhere 
Abteilung einer allgemeinen Volksschule bis zum 
Ablaufe des 10. Schuljahres mit Erfolg besucht und 
die seinem Alter entsprechende Klasse durchlaufen 
oder  
 2. zwei Jahre lang eine Fortbildungsschule mit 
mindestens 30 Wochenstunden im ersten und min-
destens 10 Wochenstunden im zweiten Jahre regel-
mäßig und mit Erfolg besucht hat oder 
 3. nachweislich anderweit ausreichend unter-
richtet wird. 
 
 
 
 
 
 
 
(5) Aus anderen Gründen darf das Bezirksschulamt (§ 
16 Abs. 1) nur in ganz besonderen Fällen ausnahms-
weise Befreiung vom Besuche der Fortbildungsschule 
bewilligen. 
 
(6) Die Befreiung nach Abs. 4 wird dahin einge-
schränkt, daß die Schüler am Turnunterricht der 
allgemeinen Fortbildungsschule sowie an etwaigen 
mit dieser Schule verbundenen Jugendpflegeveran-
staltungen teilzunehmen haben. Durch die Orts-
schulordnung kann bestimmt werden, daß die nach 
Abs. 4 Ziffer 1 und 3 befreiten Schüler auch am Fa-
chunterricht teilzunehmen haben. 
 

§ 3. 
 
 

Absätze 1, 2 und 3 unverändert. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(4) Vom Besuche der allgemeinen Fortbildungsschule 
ist befreit, wer 
 1. eine höhere Lehranstalt oder die höhere 
Abteilung einer allgemeinen Volksschule bis zum 
Ablaufe des 10. Schuljahres mit Erfolg besucht und 
die seinem Alter entsprechende Klasse durchlaufen 
oder 
 2. zwei Jahre lang eine gewerbliche Lehr-
anstalt mit mindestens 30 Wochenstunden im ersten 
und mindestens 10 Wochenstunden im zweiten Jahre 
regelmäßig und mit Erfolg besucht hat oder 
 3. drei Jahre lang eine gewerbliche oder 
kaufmännische Fortbildungsschule mit mindes-
tens 6, für die der zeichnerischen Ausbildung 
bedürfenden Berufe mindestens 8 Wochenstun-
den in jedem Jahre besucht oder 
 4. nachweislich anderweit ausreichend unter-
richtet wird. 
 
 
Abs. 5 unverändert. 
 
 
 
 
(6) Die Befreiung nach Abs. 4 Ziffer 1, 2 und 4 wird 
dahin eingeschränkt, daß die Schüler am Turnunter-
richt der allgemeinen Fortbildungsschule sowie an 
etwaigen mit dieser Schule verbundenen Jugendpfle-
geveranstaltungen teilzunehmen haben. Durch die 
Ortsschulordnung kann bestimmt werden, daß die 
nach Abs. 4 Ziffer 1 und 4 befreiten Schüler auch am 
Fachunterricht teilzunehmen haben. 
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(7) Wo es die Verhältnisse gestatten, sollen von den 
Schulgemeinden auch für das nachschulpflichtige 
Alter Bildungsveranstaltungen, besonders zur Vertie-
fung der staatsbürgerlichen Bildung, zur Weiterbil-
dung für den häuslichen Beruf und zur körperlichen 
Ausbildung getroffen werden. 
 
(8) Wo ein Bedürfnis vorliegt, sind von den Schulge-
meinden öffentliche Kindergärten einzurichten. Kin-
der, die bei der Schulaufnahme noch nicht die erfor-
derliche Reife besitzen, können vom Schulvorstand 
einem öffentlichen Kindergarten zugewiesen werden. 
Durch Ortsschulordnung kann bestimmt werden, daß 
auch vorschulpflichtige über 3 Jahre alte Kinder, 
denen es an der nötigen häuslichen Pflege und Erzie-
hung fehlt, einem öffentlichen Kindergarten zugewie-
sen werden. 
 
(9) Sittlich verwahrloste Kinder sind vom Schulbe-
such auszuschließen, wenn durch ihr Verbleiben in 
der Schule die sittliche oder die leibliche Wohlfahrt 
ihrer Mitschüler gefährdet wird. Wird keine Fürsorge-
erziehung angeordnet, so haben die Erziehungspflichtigen 
für entsprechenden Unterricht anderweit zu sorgen. 
 
(10) Für Kinder, die wegen schwacher Begabung 
nicht mit Erfolg am Unterricht der allgemeinen 
Volksschule teilnehmen können, sollen Hilfsschulen 
oder Hilfsschulklassen eingerichtet werden. Soweit 
dies nicht möglich ist, soll durch die Schulgemeinde 
Nachhilfeunterricht gewährt werden. 
 
(11) Schüler, die das Ziel der Schulen mit der seitheri-
gen Mindestzahl der wöchentlichen Unterrichtsstun-
den in den verbindlichen Unterrichtsfächern, beson-
ders in deutscher Sprache, Schreiben, Lesen und 
Rechnen, nach achtjährigem Schulbesuch nicht errei-
chen, aber die zur Erreichung dieses Zieles erforderli-
che Begabung besitzen, haben die Schule ein Jahr 
lang weiter zu besuchen. Minderbegabte Schüler sind 
trotz mangelnder Reife nach achtjährigem Schulbe-
such zu entlassen, wenn ein 9. Schuljahr nach dem 
Urteile des Klassenlehrers und des leitenden Lehrers 
keinen wesentlichen Erfolg verspricht. Auf den Ein-
spruch der Erziehungspflichtigen gegen die Anord-
nung verlängerten Schulbesuchs entscheidet zunächst 
der Bezirksschulrat (§ 16 Abs. 1). 
 
 (12) Die Schule eines Nachbarortes darf ein Schüler 

 
Absätze 7 und 8 unverändert. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(9) Sittlich verwahrloste Kinder sind vom Schulbe-
such auszuschließen, wenn durch ihr Verbleiben in 
der Schule die sittliche oder die leibliche Wohlfahrt 
ihrer Mitschüler gefährdet wird. Wird keine Fürsorge-
erziehung angeordnet, so ist für entsprechenden 
Unterricht anderweit zu sorgen. 
 
Absätze 10, 11 und 12 unverändert. 



115 

mit Zustimmung des Schulvorstandes dieses Ortes 
besuchen, wenn die Schule höhere Bildungsziele 
verfolgt als die des Wohnorts. In allen anderen Fällen 
bedarf es zum Besuch einer Nachbarschule auch der 
Genehmigung des Bezirksschulrats. Die Genehmi-
gung soll in der Regel nur erteilt werden, wenn die 
Entfernung der Wohnung von der Ortsschule oder 
die Beschaffenheit des Schulweges die Bewilligung 
einer Ausnahme geboten erscheinen läßt.  
 

§ 4. 
Allgemeine Volksschule. 

 
(1) Die Volksschulen sind als allgemeine Volksschu-
len für alle Kinder des Schulbezirks ohne Unterschied 
des Vermögens und der Religion einzurichten. 
 
 
 
 
 
 
 
 
(2) Die Bewohner des Schulbezirks ohne Unterschied 
der Religion bilden die Schulgemeinde. 
 
(3) Wo es die Verhältnisse gestatten, sollen die Kin-
der wöchentlich im dritten Schuljahre wenigstens 20 
Unterrichtsstunden, im vierten Schuljahre wenigstens 
22, vom fünften Schuljahr an die Knaben wenigstens 
26 (ausschließlich Turnunterricht), die Mädchen we-
nigstens 24 (ausschließlich Handarbeits-, Turn-, 
Haushaltungs- und Kochunterricht) erhalten. 
 
(4) In rein wendischen und gemischtsprachigen Schu-
len ist die seitherige gesetzliche Mindestzahl der wö-
chentlichen Unterrichtsstunden für das dritte und 
vierte Schuljahr um mindestens 2, vom fünften Schul-
jahr ab um mindestens 3 zu erhöhen. 
 
(5) Innerhalb der allgemeinen Volksschule können 
Abteilungen mit verschiedenen Bildungszielen errich-
tet werden. Die Verteilung der Schüler auf die Abtei-
lungen geschieht lediglich mit Rücksicht auf Bega-
bung und Leistungen. 
 
(6) Der Lehrgang höherer Abteilungen kann sich auf 
ein 9. und 10. Schuljahr erstrecken. 
 

§ 4. 
 
 

(1) Die Volksschulen sind als allgemeine Volksschu-
len für alle Kinder des Schulbezirks ohne Unterschied 
des Vermögens und der Religion einzurichten. Den 
Religionsgesellschaften können auf Antrag 
Räume der öffentlichen Volksschule zur Ertei-
lung des Religionsunterrichts zur Verfügung 
gestellt werden. Die Entschädigung für den 
dadurch entstandenen Aufwand der Schule ist 
durch Ortsgesetz oder besondere Vereinbarung 
zu regeln. 
 
Absätze 2, 3, 4, 5, 6, 7, 8 und 9 unverändert. 
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(7) Die Klassen der allgemeinen Volksschule sind 
nach Altersstufen zu ordnen. Für die Versetzung in 
eine höhere Klasse entscheidet nur die Reife. Die 
schulpflichtigen Kinder sind bei der ersten Aufnahme 
in die Schule in Anfängerklassen einzureihen. 
 
(8) Nebeneinander bestehende und aufeinanderfol-
gende Schulklassen dürfen nicht zusammengelegt 
werden, wenn die Schülerzahl dadurch über 50 stei-
gen würde. Die Bildung zweiklassiger Schulen durch 
Zusammenlegung von Klassen ist unzulässig, solange 
die Gesamtzahl der Schüler nicht unter 80 herabsinkt.  
 
(9) Wo es die Verhältnisse gestatten, sind den Klassen 
der allgemeinen Volksschule nicht mehr als 40 Schü-
ler zuzuweisen. Für Hilfsschulklassen ist die Schüler-
zahl entsprechend abzumindern. 
 

§ 5. 
Schulgeld. 

 
(1) Für die zum Besuche der Ortsschule verpflichte-
ten Volks- und Fortbildungsschüler darf kein Schul-
geld erhoben werden. 
 
(2) Für Schüler, die von auswärts die Ortsschule be-
suchen (§ 3 Abs. 12), kann durch die Ortsschulord-
nung ein Fremdenschulgeld festgesetzt werden, das 
jedoch den Betrag des im Durchschnitt der letzten 3 
Jahre auf einen Schüler der Ortsschule entfallenden 
Aufwands nicht überschreiten darf. 
 

§ 5. 
Unverändert. 

§ 6. 
Privatschulen und Privatunterricht. 

 
(1) Zur Errichtung von Privatschulen für solche Kin-
der, die nach ihrer körperlichen und geistigen Veran-
lagung und Beschaffenheit unbedenklich am Unter-
richt der allgemeinen Volksschule teilnehmen kön-
nen, soll künftig in der Regel keine Genehmigung 
erteilt werden. 
 
(2) An den bestehenden Privatschulen dürfen keine 
neuen Klassenzüge gebildet werden. 
 
(3) Privatunterricht im Sinne von § 15 Abs. 1 Satz 1 
des Volksschulgesetzes vom 26. April 1873 ist nur 
insoweit zulässig, als er sich im Hausunterricht für 
Kinder einer einzelnen Familie handelt. Zur Teilnah-
me nicht zur Familie gehöriger Kinder an solchem 

§ 6. 
Unverändert. 
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Unterricht bedarf es der Genehmigung der obersten 
Schulbehörde. 

 
§ 7. 

Allgemeine Mädchenfortbildungsschule. 
 

(1) Für die aus der Volksschule entlassenen Mädchen 
sind Fortbildungsschulen einzurichten. 
 
(2) Der Unterricht ist wöchentlich mindestens in 3 
Stunden zu erteilen und kann durch die Ortsschul-
ordnung auf 12 Stunden wöchentlich ausgedehnt 
werden. 
 
(3) In ländlichen Schulgemeinden kann der Unterricht 
durch die Ortsschulordnung auf eine Jahreszeit be-
schränkt werden, muß sich aber solchenfalls auf min-
destens 120 Stunden jährlich erstrecken. Werden für 
die Schülerinnen besondere Haushaltungs- und 
Kochlehrgänge veranstaltet, so können die Stunden 
dieser Lehrgänge in der Zahl der Unterrichtsstunden 
eingerechnet werden. 
 
(4) Der Unterricht findet nur werktags statt. Im Sommer-
halbjahr darf nach 8 Uhr abends, im Winterhalbjahr 
nach 7 Uhr abends kein Unterricht mehr gehalten 
werden. 
 
(5) Die Zahl der Schülerinnen einer Klasse soll 30 
nicht übersteigen. 
 
(6) Die Bestimmungen in Abs. 2, 4 und 5 gelten auch 
für Knabenfortbildungsschulen. 
 

§ 7. 
 
 

Absätze 1, 2 und 3 unverändert. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(4) Der Unterricht findet nur werktags in der Zeit 
von früh 7 bis abends 7 Uhr statt. Turnunterricht 
kann auch in den Abendstunden erteilt werden. 
 
 
Absätze 5 und 6 unverändert. 

§ 8. 
Schulverbände. 

 
(1) Zur Erfüllung einzelner Aufgaben dürfen sich 
Schulgemeinden zu Schulverbänden vereinigen. 
 
(2) Auf Schulverbände sind die Bestimmungen in §§ 
2, 5 bis 7, 9, 10, 12, 22 und 27 des Gesetzes über die 
Gemeindeverbände vom 18. Juni 1910 entsprechend 
anzuwenden; jedoch tritt an Stelle der Amtshaupt-
mannschaft das Bezirksschulamt, an Stelle der Kreis-
hauptmannschaft und des Ministeriums des Innern 
die oberste Schulbehörde. Die Rechtsverhältnisse des 
Schulverbands sind durch eine Verbandsschulord-
nung zu regeln. An Stelle der in §§ 6 und 7 Abs. 2 des 
Gesetzes über die Gemeindeverbände bezeichneten 

 § 8.  
 
 
Absätze 1, 2, 3 und 4 unverändert. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



118 

Vorschriften gelten die entsprechenden Vorschriften 
der Schulgesetze. 
 
(3) Die Aufsicht über den Schulverband steht dem 
Bezirksschulamt zu. Unterstehen die Verbandsschul-
gemeinden verschiedenen Bezirksschulämtern, so 
bestimmt die oberste Schulbehörde das Bezirksschul-
amt, das die Aufsicht zu führen hat. 
 
(4) Der Schulverband wird durch einen Verbands-
schulvorstand vertreten. Die Mitglieder werden durch 
die einzelnen Schulvorstände aus ihrer Mitte gewählt. 
 
(5) Die oberste Schulbehörde kann die Vereinigung 
benachbarter Schulgemeinden zu einer Schulgemein-
de oder zu einem Schulverband verfügen, wenn 
Schulgemeinden zur Unterhaltung eines leistungsfä-
higen Schulwesens oder zur Erfüllung einzelner ihnen 
obliegender Aufgaben unvermögend sind. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Abs. 5 wie Vorlage, jedoch mit folgendem Zusatz: 
 
Gegen die Verfügung der obersten Schulbehörde 
steht den Gemeinden das Rekursrecht an das 
Gesamtministerium zu. 
 

§ 9. 
Schulaufsicht und Schulleitung. 

 
(1) Die Aufsicht über den Religionsunterricht, die der kirchli-
chen Oberbehörde bisher zustand, fällt weg. 
 
(2) Die Ortsschulaufsicht wird aufgehoben. Der 
nächste Vorgesetzte des Lehrers ist der Bezirksschul-
rat. 
 
(3) Für Schulen mit zwei oder mehr ständigen Leh-
rern ist ein Schulleiter zu bestellen. 
 
(4) Der Schulleiter wird vom Schulvorstand auf sechs 
Jahre gewählt. Die Wahl bedarf der Bestätigung des 
Bezirksschulamts. Wiederwahl ist zulässig. Sind mehr 
als fünf ständige Lehrer an einer Schule angestellt, so 
steht der Lehrerschaft das Recht zu, dem Schulvorstand für 
die Wahl Vorschläge zu machen. 
 
(5) Die bisherigen Schuldirektoren bleiben in ihren Stellungen 
als Schulleiter und haben Anspruch auf Gewährung des ihnen 
nach den allgemeinen gesetzlichen und ortsgesetzlichen Bestim-
mungen zustehenden Diensteinkommens. 
 
 
(6) Der Schulleiter vertritt die Schule gegenüber den 
Eltern und Erziehungspflichtigen und vermittelt den 
Verkehr mit den Schulbehörden und dem Schulvor-
stand. Er trägt Sorge, daß die allgemeinen und die 

§ 9. 
 
 

Abs. 1 zu streichen. 
 
 
Absätze 2 und 3 als Absätze 1 und 2 unverändert. 
 
 
 
 
 
 
(3) Der Schulleiter wird vom Schulvorstand auf drei 
Jahre gewählt. Die Wahl bedarf der Bestätigung des 
Bezirksschulamts. Wiederwahl ist zulässig. Sind mehr 
als fünf ständige Lehrer an einer Schule angestellt, so 
hat die Lehrerschaft für Amt des Schulleiters Vor-
schläge zu machen. 
 
(4) Die Schuldirektoren bleiben für die nächsten 
drei Jahre, nach Inkrafttreten dieses Gesetzes, in 
ihren Stellungen als Schulleiter. Mit Ablauf die-
ser Zeit treten auch für sie die Bestimmungen in 
Abs. 3 in Kraft. 
 
(5) Der Schulleiter vertritt die Schule gegenüber den 
Eltern und Erziehungspflichtigen und vermittelt den 
Verkehr mit den Schulbehörden und dem Schulvor-
stand. Er trägt Sorge, daß die allgemeinen und die 
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örtlichen Bestimmungen für den äußeren Schulbe-
trieb eingehalten, die Beschlüsse der Lehrerversamm-
lung durchgeführt und Mängel im äußeren Schulbe-
triebe abgestellt werden. Beschwerden über Lehrer, 
die sich nicht durch Verständigung des Lehrers mit 
dem Beschwerdeführer erledigen, hat er an das Be-
zirksschulamt abzugeben. Die Hilfslehrer hat er in 
besondere Obhut zu nehmen und in ihrer Lehrtätigkeit zu 
unterstützen. Der Bezirksschulrat kann ihn im einzelnen 
Falle mit besonderen Aufsichtshandlungen beauftragen. 
 

örtlichen Bestimmungen für den äußeren Schulbe-
trieb eingehalten, die Beschlüsse der Lehrerversamm-
lung durchgeführt und Mängel im äußeren Schulbe-
triebe abgestellt werden. Beschwerden über Lehrer, 
die sich nicht durch Verständigung des Lehrers mit 
dem Beschwerdeführer erledigen, hat er an das Be-
zirksschulamt abzugeben. Die Hilfslehrer hat er in 
ihrer Berufstätigkeit zu fördern. 

§ 10. 
Lehrerversammlung und Lehrerrat. 

 
(1) Der Schulleiter beruft und leitet die Lehrerver-
sammlung. 
 
(2) Die Lehrerversammlung wird von den an der 
Schule angestellten ständigen und nichtständigen 
Lehrern gebildet; Stellvertreter haben nur beratende 
Stimme. 
 
(3) Sie berät und beschließt über 
 1. die Hausordnung,  
 2. den Lehrplan, 
 3. die Grundsätze für die Aufstellung des 
Stundenplans, für Stellvertretungen, für die Zensurer-
teilung und die Versetzung der Schüler, 
 4. die Durchführung von Verordnungen und 
Verfügungen der Schulbehörden,  
 5. besondere Veranstaltungen der Schule,  
 6. Vorschläge für den Ankauf von Lehrmit-
teln und von Büchern für die Schüler- und Lehrerbü-
cherei,  
 7. Wünsche und Anträge, die den inneren 
Schulbetrieb oder andere allgemeine Angelegenheiten 
der Schule betreffen. 
 
(4) Das Ergebnis der Beratungen ist durch Abstim-
mung festzustellen und in die Niederschrift aufzu-
nehmen. 
 
(5) Der planmäßige Unterricht darf durch die Abhal-
tung von Lehrerversammlungen in der Regel nicht 
gekürzt werden. 
 
(6) In Schulen mit zehn und mehr ständigen Lehrern, 
Hilfs- und Fachlehrern ist ein Lehrerrat zu bilden. 
Sind weniger Lehrer angestellt, so kann die Gesamt-
heit der Lehrer die Aufgabe des Lehrerrats überneh-

§ 10. 
Unverändert. 
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men. Der Lehrerrat besteht aus mindestens 3 Mitglie-
dern. Er wird von der Lehrerversammlung in gehei-
mer Abstimmung gewählt. Stimmberechtigt und 
wählbar sind die dauernd angestellten ständigen und 
nichtständigen Lehrer mit Ausnahme des Schulleiters 
und seines Stellvertreters. 
 
(7) Der Schulleiter hat dringende Angelegenheiten, 
die an sich der Beratung und Beschlußfassung der 
Lehrerversammlung unterliegen, mit dem Lehrerrat 
zu erledigen, wenn die sofortige Einberufung der 
Lehrerversammlung nicht möglich ist. Unter der 
gleichen Voraussetzung hat der Lehrerrat das Recht, 
in solchen Angelegenheiten Anregungen zu geben 
und Anträge zu stellen. Anträge, denen der Schulleiter 
nicht stattgeben kann oder will, sind auf die Tages-
ordnung der nächsten Lehrerversammlung zu setzen. 
 

§ 11. 
Elternrat. 

 
(1) Zur Pflege eines guten Einvernehmens zwischen 
Schule und Haus können an den einzelnen Schulen 
Elternräte gebildet werden. 
 
(2) Die Wahl des Elternrats erfolgt durch eine Eltern-
versammlung, zu der die Lehrerschaft kurz nach 
Beginn des Schuljahres einlädt. 
 
(3) Der Elternrat tritt von Zeit zu Zeit auf Einladung 
des Schulleiters oder der vom Elternrat gewählten 
Vertrauensperson mit der Lehrerschaft zur Bespre-
chung von Schulfragen und zur Beratung von Wün-
schen und Anträgen einzelner Mitglieder des Eltern-
rats zusammen. 
 
(4) Dem Elternrat kann Gelegenheit gegeben werden, 
Kenntnis vom Unterrichtsbetriebe zu nehmen. 

 

§ 11. 
Unverändert. 

§ 12. 
Anstellungs- und Rechtsverhältnisse der Lehrer. 

 
(1) Das Vorschlagsrecht für Lehrerstellen an Volks-
und Fortbildungsschulen steht in den Städten mit der 
Revidierten Städteordnung dem Stadtrat, in anderen 
Orten, an deren Schulen mindestens zehn ständige 
und Hilfslehrer angestellt sind, dem Gemeinderat des 
Schulorts, im übrigen der obersten Schulbehörde zu. 
 
(2) Geprüften Nadelarbeits-, Koch- und Haushal-

§ 12. 
Unverändert. 
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tungslehrerinnen kann die oberste Schulbehörde die 
Rechte der Ständigkeit verleihen, wenn sie nach be-
standener Prüfung drei Jahre lang ununterbrochen an 
einer öffentlichen Volks- und Fortbildungsschule 
tätig gewesen sind und wöchentlich mindestens 20 
Lehrstunden erteilt haben. Die anderweite Regelung 
der Besoldung dieser Lehrerinnen bleibt vorbehalten. 
 
(3) Das Gelöbnis konfessioneller Treue ist von den 
Lehrern nicht zu fordern. 
 
(4) Hilfslehrer und vertretungsweise beschäftigte 
Lehrer sind vom Bezirksschulrat zu verpflichten und 
vom leitenden Lehrer einzuführen. Der Bezirksschul-
rat weist die ständigen Lehrer ein. Er kann aber mit 
der Einweisung den Schulleiter, und wenn es sich um 
alleinstehende Lehrer oder um Schulleiter handelt, 
den Vorsitzenden des Schulvorstands beauftragen. 
 

§ 13. 
Fortsetzung. 

 
(1) Die Entlassung aus seiner Stellung kann ein Leh-
rer in der Regel nur nach dreimonatiger Kündigung 
und nur für den 15. oder den letzten Tag eines Mo-
nats beanspruchen. Ausnahmen bedürfen der Ge-
nehmigung des Schulvorstands und des Bezirksschul-
rats.  
 
(2) Einem Lehrer, der seine Stelle nach vorausgegan-
gener Kündigung verläßt oder mit Genehmigung der 
Schulbehörde niederlegt, ist das Diensteinkommen 
bis zum Ablaufe der Kündigungsfrist oder bis zum 
Tage der Amtsniederlegung zu gewähren. Ein Lehrer, 
der seine Stelle bis zum 15. eines Monats antritt, hat 
den Gehalt vom 1. des Monats ab zu erhalten. Das 
Gleiche gilt, wenn ein Lehrer mit Ablauf des vorge-
henden Monats aus seiner Stelle geschieden ist, infol-
ge von Schulferien aber erst nach dem 15. des Mo-
nats in die neue Stelle eintritt. Tritt ein Lehrer seine 
Stelle nach dem 15. eines Monats an, so erhält er den 
Gehalt nur von der Mitte des Monats ab. 
 
(3) Lehrer, die infolge von Krankheit dienstunfähig 
sind und sich bis zur Wiedergenesung in der Schul-
gemeinde aufhalten, bedürfen keines Urlaubes. Die 
Erkrankung ist dem Schulvorstand und dem Bezirks-
schulrat sofort anzuzeigen. 
 
(4) Der Schulleiter kann die Lehrer seiner Schule bis 

§ 13. 
 
 

Absätze 1, 2 und 3 unverändert. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(4) Der Schulleiter kann die Lehrer seiner Schule bis 
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zu 2 Tagen beurlauben und sich selbst bis zu 2 Tagen 
Urlaub nehmen. Der Urlaub ist dem Bezirksschulrat 
und dem Schulvorstand rechtzeitig anzuzeigen. 
 
(5) Urlaub für die Dauer von 3 Tagen bis zu 3 Mona-
ten erteilt der Bezirksschulrat. 
 

zu 3 Tagen beurlauben und sich selbst bis zu 3 Tagen 
Urlaub nehmen. Der Urlaub ist dem Bezirksschulrat 
und dem Schulvorstand rechtzeitig anzuzeigen. 
 
(5) Urlaub für die Dauer von 4 Tagen bis zu 3 Mona-
ten erteilt der Bezirksschulrat. 

§ 14. 
Fortsetzung. 

 
(1) Wo es die Verhältnisse gestatten, ist die seitherige 
Pflichtstundenzahl der Lehrer abzumindern und 
Lehrern in höherem Lebensalter sowie Hilfslehrern, 
die vor der Wahlfähigkeitsprüfung stehen, ein beson-
derer Stundennachlaß zu gewähren. Die Bestimmun-
gen der Ortsschulordnungen über Abminderung der 
wöchentlichen Pflichtstundenzahl für Lehrer an den 
seitherigen und höheren Volksschulen gemäß § 22 
Abs. 1 des Volksschulgesetzes dürfen nicht zu Un-
gunsten der Lehrer geändert werden. Leitern größerer 
Schulen ist die Pflichtstundenzahl abzumindern; doch 
soll in der Regel der Schulleiter eine Klasse führen. 
 
(2) Die Amtswohnungen der Hilfslehrer sind von den 
Schulgemeinden entsprechend auszustatten.  
 
(3) Zur Bestreitung der Kosten, die den Lehrern 
durch die Teilnahme an amtlichen Versammlungen 
sowie an Sitzungen des Bezirkslehrerausschusses (§ 
16 Abs. 2) oder des Bezirkslehrerrats (§ 16 Abs. 7) 
erwachsen, sind Vergütungen aus der Schulkasse zu 
gewähren, deren Höhe in der Ortsschulordnung fest-
zusetzen ist. 
 
(4) Das Amt des Schulleiters ist ein Ehrenamt, doch 
ist den nach § 9 Abs. 4 gewählten Schulleitern eine nach 
dem Umfange der Leitungsgeschäfte zu bemessende, 
durch die Ortsschulordnung zu bestimmende Ent-
schädigung bis zum Höchstbetrag von 600 M zu 
gewähren. 

§ 14. 
 
 

(1) Wo es die Verhältnisse gestatten, ist die seitherige 
Pflichtstundenzahl der Lehrer abzumindern und 
Lehrern in höherem Lebensalter sowie Hilfslehrern, 
die vor der Wahlfähigkeitsprüfung stehen, ein beson-
derer Stundennachlaß zu gewähren. Die Bestimmun-
gen der Ortsschulordnungen über Abminderung der 
wöchentlichen Pflichtstundenzahl für Lehrer an den 
seitherigen und höheren Volksschulen gemäß § 22 
Abs. 1 des Volksschulgesetzes dürfen nicht zu Un-
gunsten der Lehrer geändert werden. Leitern größerer 
Schulen ist die Pflichtstundenzahl abzumindern; 
doch soll der Schulleiter eine Klasse führen. 
 
Absätze 2 und 3 unverändert. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(4) Das Amt des Schulleiters ist ein Ehrenamt, doch 
ist den Schulleitern eine nach dem Umfange der Lei-
tungsgeschäfte zu bemessende, durch die Ortsschul-
ordnung zu bestimmende Entschädigung bis zum 
Höchstbetrag von 600 M zu gewähren. Die bisheri-
gen Schuldirektoren haben Anspruch auf das 
ihnen nach den allgemeinen gesetzlichen und 
ortsgesetzlichen Bestimmungen zustehende 
Diensteinkommen, solange sie im Dienste der 
Schulgemeinde verbleiben. Anspruch auf die 
Entschädigung als Schulleiter haben sie nur in-
soweit, als ihr Diensteinkommen hinter dem 
Einkommen zurückbleibt, das ein im gleichen 
Dienstalter stehender Lehrer derselben Schule 
als gewählter Leiter beziehen würde. 
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§ 15. 
Schulvorstand. 

 
(1) Auf dem Lande und in den Städten, in denen die 
Revidierte Städteordnung nicht eingeführt ist, setzt 
sich der Schulvorstand zusammen aus 
 1. dem Bürgermeister oder den Gemeinde-
vorstand des Schulorts, 
 2. dem Schulleiter und in Schulbezirken mit 
mehreren Schulen nach Bestimmung der Ortsschul-
ordnung einem oder mehreren Schulleitern, 
 3. einer nach dem Umfange des Schulbezirks 
zu bemessenden, durch die Ortsschulordnung festzu-
setzenden Zahl von Mitgliedern der bürgerlichen 
Gemeindevertretung,  
 4. Vertretern der Elternschaft der Schulge-
meinde und der Lehrerschaft, 
 5. dem Schularzt, wenn ein solcher angestellt 
und Mitglied der Schulgemeinde ist, bei mehreren 
Schulärzten einem nach Vorschrift der Ortsschulord-
nung zu bestimmenden Schularzt. 
 
(2) Die Vertreter der Lehrer einschließlich der Schul-
leiter und die Vertreter der Eltern müssen zusammen 
den Vertretern der bürgerlichen Gemeinde ein-
schließlich des Bürgermeisters oder des Gemeinde-
vorstands an Zahl gleichkommen, und die Schulleiter 
und Lehrer müssen wiederum in derselben Zahl ver-
treten sein wie die Elternschaft, wenn die Zahl der 
angestellten Lehrer dazu ausreicht. 
 
(3) Der Eigentümer eines mit Wohngebäuden verse-
henen, von dem politischen Gemeindeverband aus-
genommenen Grundstücks hat Sitz und Stimme im 
Schulvorstand, solange die Vereinigung dieses 
Grundstücks mit einer benachbarten Gemeinde noch 
nicht erfolgt ist. Befinden sich mehrere solche 
Grundstücke in der Schulgemeinde, so werden ihre 
Eigentümer nach Bestimmung der Ortsschulordnung 
durch einen oder einige, die sie selbst aus ihrer Mitte 
wählen, im Schulvorstand vertreten. 
 
(4) Gehören zu einem Schulbezirk mehrere Gemein-
den, so entsendet jede Gemeinde wenigstens einen 
Vertreter der bürgerlichen Gemeindevertretung und 
einen Vertreter der Elternschaft. Durch die Orts-
schulordnung kann jedoch bestimmt werden, daß 
kleine Gemeinden und Ortsteile gemeinschaftlich 
einen Vertreter der bürgerlichen Gemeindevertretung 
und einen Vertreter der Elternschaft wählen. 

§ 15. 
Unverändert. 
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(5) Die bürgerliche Gemeindevertretung wählt ihre 
Vertreter und die Vertreter der Elternschaft nach den 
für diese Körperschaft geltenden Vorschriften. Die 
Vertreter der Elternschaft müssen die Wählbarkeit für 
die bürgerliche Gemeindevertretung besitzen. 
 
(6) Sind mehr Schulleiter und mehr Lehrer vorhan-
den, als in den Schulvorstand eintreten können, so 
werden sie aus der Zahl der Schulleiter und der Leh-
rer von diesen selbst in geheimer Wahl nach Stim-
menmehrheit bestimmt. Erhält hierbei keiner mehr 
als die Hälfte aller abgegebenen Stimmen, so findet 
ein zweiter Wahlgang statt. Fällt auch hier auf keinen 
die Mehrheit der Stimmen, so entscheidet im dritten 
Wahlgange die höchste Stimmenzahl oder bei Stim-
mengleichheit das Los. 
 
(7) Die Mitglieder der bürgerlichen Gemeindevertre-
tung werden für die Dauer ihrer Wahl für die Körper-
schaft, die Vertreter der Elternschaft, die Schulleiter 
und die Lehrer für drei Jahre gewählt. Ersatzwahlen 
gelten für den noch übrigen Teil der Wahldauer. 
 
(8) Ein Mitglied hat auszuscheiden, wenn es die 
Wählbarkeit verliert oder wenn sich ergibt, daß es 
diese zur Zeit der Wahl nicht besessen hat. 
 
(9) Die Vorschriften, die für die Ablehnung oder die 
Niederlegung des Amtes eines Mitglieds der bürgerli-
chen Gemeindevertretung und für die Ausschließung 
aus dieser Körperschaft gelten, sind sinngemäß auf 
die durch Wahl berufenen Mitglieder des Schulvor-
stands anzuwenden. 
 
(10) Der Schulvorstand wählt seinen Vorsitzenden 
und dessen Stellvertreter aus seiner Mitte. Auch ein 
Lehrer darf den Vorsitz führen. 
 
(11) Die Sitzungen des Schulvorstands finden in der 
Regel öffentlich statt. Das Nähere ist in der Orts-
schulordnung zu regeln. 
 
(12) Der Wirkungskreis des Schulvorstands erstreckt 
sich auch auf Veranstaltungen zur Erziehung und 
Bildung des vor- und nachschulpflichtigen Alters. 
 
(13) Wo ein Bedürfnis vorliegt, sind zur Erfüllung 
besonderer Obliegenheiten, namentlich auch zur 
Förderung der Jugendpflege, innerhalb des Schulvor-
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stands besondere Ausschüsse zu bilden. 
 
(14) Zur Vorbereitung und zur Durchführung einzel-
ner Aufgaben kann sich der Schulvorstand oder ein 
innerhalb des Schulvorstands bestehender Ausschuß 
durch Zuziehung von Sachverständigen verstärken, 
denen jedoch nur beratende Stimme zusteht. 
 
(15) Wo beruflich gegliederte Fortbildungsschulen 
bestehen, ist ein Fortbildungsschulbeirat zu bilden, 
der sich aus Vertretern von Berufsvereinigungen und 
aus Leitern und Lehrern der Fortbildungsschulen 
zusammensetzt. Das Nähere über die Zusammenset-
zung bestimmt die Ortsschulordnung. Die Vertreter 
der Berufsvereinigungen werden von der bürgerlichen 
Gemeindevertretung gewählt; die Lehrerschaft wählt 
ihre Vertreter selbst. Dem Beirat sind Angelegenhei-
ten der Fortbildungsschule zur Vorberatung zuzuwei-
sen. Er kann mit beratender Stimme zu den Sitzun-
gen des Schulvorstands zugezogen werden. 
 
(16) Dem Schulausschuß müssen angehören 
 1. der Bürgermeister oder ein vom Stadtrat 
ernanntes Ratsmitglied als Vorsitzender, 
 2. der Schulleiter und in Schulbezirken, die 
mehrere Schulen umfassen, nach Bestimmung der 
Ortsschulordnung ein oder mehrere Schulleiter, 
 3. eine durch Ortsschulordnung zu bestim-
mende Anzahl von Ratsmitgliedern und Stadtverord-
neten,  
 4. Vertreter der Elternschaft und der Lehrer-
schaft, 
 5. der Schularzt, wenn ein solcher angestellt 
und Mitglied der Schulgemeinde ist, bei mehreren 
Schulärzten ein nach Vorschrift der Ortsschulord-
nung zu bestimmender Schularzt. 
 
Die vorstehenden Bestimmungen in Abs. 2, 3, 5 bis 9 
und 11 bis 15 gelten auch für den Schulausschuß. 
Gehören zu einem städtischen Schulbezirk auch 
Landgemeinden, so ist deren Vertretung im Schulaus-
schuß durch die Ortsschulordnung zu regeln. 
 

§ 16. 
Bezirksschulamt, Bezirksschulrat, Bezirkslehreraus-

schuß und Bezirkslehrerrat. 
 

(1) An die Stelle der Bezeichnungen Bezirksschulin-
spektion und Bezirksschulinspektor treten die Be-
zeichnungen Bezirksschulamt und Bezirksschulrat. 

§ 16. 
 
 
 

Absätze 1, 2, 3 und 4 unverändert. 
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(2) Dem Bezirksschulamt tritt ein Bezirkslehreraus-
schuß zur Seite. 
 
(3) Der Bezirkslehrerausschuß wird von 2 Schullei-
tern und von 5 Lehrern der Volksschule gebildet, die 
unter dem Bezirksschulamt stehen. In Bezirken mit 
mehr als 300 Lehrkräften erhöht sich die Mitglieder-
zahl in der Weise, daß auf je volle 100 weitere Lehrer 
ein weiteres Mitglied entfällt, wobei das Verhältnis in 
Satz 2 nach Möglichkeit aufrecht zu erhalten ist. 
 
(4) Die Mitglieder des Ausschusses werden von den 
Lehrern dieser Schulen in geheimer Wahl für drei 
Jahre gewählt. 
 
 (5) In den Städten mit der Revidierten Städteord-
nung, in denen nur eine Schule besteht, übernimmt der 
Lehrerrat die Aufgaben des Ausschusses. 
 
 
(6) Das Bezirksschulamt hat den Bezirkslehreraus-
schuß zur Beratung und Mitwirkung bei der Regelung 
allgemeiner Angelegenheiten der Schulverwaltung des 
Amtsbezirks zu berufen. Die Einberufung hat auf 
Antrag von mindestens 3 Mitgliedern zu erfolgen. 
Der Bezirkslehrerausschuß hat das Recht, in solchen 
Angelegenheiten Anregungen zu geben und Anträge 
zu stellen. 
 
(7) Der Bezirkslehrerausschuß eines amtshauptmannschaftli-
chen Schulaufsichtsbezirks bildet zusammen mit je einem 
Mitglied der im Bezirk bestehenden städtischen Bezirkslehrer-
ausschüsse den Bezirkslehrerrat, der dem Bezirksschulrat zur 
Seite tritt. 
 
 
(8) Der Bezirksschulrat hat den Bezirkslehrerrat zur 
Beratung und Mitwirkung bei der Regelung allgemeiner 
Angelegenheiten des inneren Schulbetriebes sowie 
der Jugend- und Volksbildung einzuberufen. Die 
Einberufung hat auf Antrag von mindestens 3 Mit-
gliedern zu erfolgen. Der Bezirkslehrerrat hat das 
Recht, in solchen Angelegenheiten Anregungen zu 
geben und Anträge zu stellen. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(5) In den Städten mit der Revidierten Städteordnung, 
in denen nur eine Schule besteht, übernehmen der 
Schulleiter und der Lehrerrat die Aufgaben des 
Ausschusses. 
 
Abs. 6 unverändert. 
 
 
 
 
 
 
 
 
(7) Der Bezirkslehrerausschuß eines amtshaupt-
mannschaftlichen Schulaufsichtsbezirks bildet 
zusammen mit mindestens je einem Mitglied der 
im Bezirk bestehenden städtischen Bezirksleh-
rerausschüsse den Bezirkslehrerrat, der dem 
Bezirksschulrat zur Seite tritt. 
 
(8) Der Bezirksschulrat hat den Bezirkslehrerrat zur 
Teilnahme an der Beratung und Beschlußfas-
sung bei der Regelung allgemeiner Angelegenheiten 
des inneren Schulbetriebes sowie der Jugend- und 
Volksbildung einzuberufen. Die Einberufung hat auf 
Antrag von mindestens 3 Mitgliedern zu erfolgen. 
Der Bezirkslehrerrat hat das Recht, in solchen Ange-
legenheiten Anregungen zu geben und Anträge zu 
stellen. 
 

§ 17. 
Ausnahmebewilligung. 

 

§ 17. 
Unverändert. 
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Die oberste Schulbehörde ist berechtigt, in dringen-
den Fällen und zwar, soweit die Schulgemeinde in 
Frage kommt, auf Antrag des Schulvorstands und 
nach Gehör des Bezirksschulamts von einzelnen 
Vorschriften dieses Gesetzes, des Volksschulgesetzes 
und der Ausführungsverordnung zum Volksschulge-
setz vom 25. August 1874 nebst Nachtragsverord-
nungen Ausnahmen zu bewilligen. 
 

§ 18. 
Schluß- und Übergangsbestimmungen. 

 
(1) Soweit nicht in diesem Gesetz etwas anderes vor-
geschrieben ist, gelten die Bestimmungen für Volks-
schulen auch für Fortbildungsschulen, die Bestim-
mungen für Lehrer auch für Schulleiter, Lehrerinnen, 
Fachlehrer und Fachlehrerinnen, Hilfslehrer und 
Hilfslehrerinnen, die Bestimmungen, die den Schul-
vorstand betreffen, auch für den Schulausschuß in 
Städten mit der Revidierten Städteordnung. 
 
(2) Das Gesetz tritt mit seiner Verkündigung in Kraft. 
Die Bestimmungen in § 2 Abs. 5 und § 4 Abs. 4 sind 
vom 1. April 1920 ab, die Bestimmungen in § 4 Abs. 
1 und § 7 Abs. 1 spätestens bis zum 1. April 1923 
durchzuführen. Neuwahlen zum Schulvorstand ha-
ben innerhalb drei Monaten nach dem Inkrafttreten 
des Gesetzes nach vorheriger Auflösung des bisheri-
gen Schulvorstands stattzufinden. 
 
 
(3) Alle diesem Gesetze entgegenstehenden Bestim-
mungen sind aufgehoben. 
 
(4) Das Ministerium des Kultus und öffentlichen 
Unterrichts ist mit der Ausführung des Gesetzes 
beauftragt. 
 

§ 18. 
 
 

Abs. 1 wie Vorlage, jedoch mit folgendem Zusatz: 
 
Wird ein Schuldirektor nicht zum Schulleiter 
gewählt, so kann er binnen 1 Monat nach der 
Wahl seine Entlassung beanspruchen. Er erhält 
dann den gesetzlichen Ruhegehalt. 
 
 
 
(2) Das Gesetz tritt mit seiner Verkündigung in Kraft. 
Die Bestimmungen in § 2 Abs. 2 und 5 und § 4 Abs. 
4 sind vom 1. April 1920 ab, die Bestimmungen in § 4 
Abs. 1 und § 7 Abs. 1 spätestens bis zum 1. April 
1923 durchzuführen. Neuwahlen zum Schulvorstand 
haben innerhalb drei Monaten nach dem Inkrafttre-
ten des Gesetzes nach vorheriger Auflösung des 
bisherigen Schulvorstands stattzufinden. 
 
 
Absätze 3 und 4 unverändert. 

Dresden, den … 
Das Gesamtministerium 

Schluß unverändert 

 
(Hervorhebungen im Original.) 
 
 
Quelle: Volkskammer-Akten, Berichte, Nr. 356, S. 6-22. 
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Dokument 20 Übergangsgesetz für das Volksschulwesen (vom 22. Juli 1919) 

 
§ 1. 

Aufgabe der allgemeinen Volks- und Fortbildungsschule. 
 

 (1) Die Volksschule hat die Aufgabe, die Entwicklung der Kinder durch planmäßige Übung der kör-
perlichen und geistigen Kräfte im Sinne sittlicher Lebensentfaltung zu fördern und sie zu hingebender Pflicht-
erfüllung im Dienste der Gemeinschaft zu erziehen. 
 (2) Die Hilfsschule hat bei angemessener Beschränkung des Lehrziels ihr Augenmerk besonders auf 
die spätere Erwerbsfähigkeit zu richten. 
 (3) Die Fortbildungsschule hat unter besonderer Berücksichtigung der staatsbürgerlichen, der berufli-
chen und der hauswirtschaftlichen Ausbildung der Jugend an der Lösung der in Abs. 1 gestellten Aufgabe zu 
arbeiten. 
 

§ 2. 
Schulplan. 

 
 (1) Verbindliche Lehr- und Übungsgebiete der allgemeinen Volksschule sind: Deutsche Sprache mit 
Lesen und Schreiben, Heimatkunde, Geschichte, Erd- und Naturkunde, Rechnen, Raumlehre, Gesang, Zeich-
nen, Leibesübungen einschließlich Jugendspiele und für die Mädchen Nadelarbeiten. 
 (2) Religionsunterricht wird in der allgemeinen Volksschule nicht mehr erteilt. 
 (3) Durch die Ortsschulordnung kann wahlfreier oder verbindlicher Haushaltungs- und Kochunter-
richt für die Mädchen, Handfertigkeitsunterricht für die Knaben, fremdsprachlicher Unterricht sowie Unter-
richt in Kurzschrift eingeführt werden. 
 (4) In Hilfsschulklassen ist auf die körperliche Ausbildung, auf Handgeschicklichkeit und Sprachpflege 
besonderer Wert zu legen. 
 (5) In rein wendischen und in gemischtsprachigen Schulen ist dafür Sorge zu tragen, daß die Schüler 
die deutsche Sprache mündlich und schriftlich richtig gebrauchen lernen. Den Kindern des wendischen Volks-
stammes ist innerhalb des planmäßigen Unterrichts das wendische Lesen zu lehren und zur Übung im schriftli-
chen Gebrauche der wendischen Sprache sowie zur Aneignung wendischer Kinder- und Volkslieder Gelegen-
heit zu geben. Die Lehrer an rein wendischen und an gemischtsprachigen Schulen haben auf allen Klassenstu-
fen auch die wendische Sprache anzuwenden. Bei der Anmeldung von Kindern zur Aufnahme in rein wendi-
sche und in gemischtsprachige Schulen ist die Stammeszugehörigkeit anzugeben. Eine Befreiung vom wendi-
schen Sprachunterricht ist auf Antrag der Erziehungsberechtigten vom Schulleiter zu gestatten. 
 (6) Verbindliche Lehr- und Übungsgebiete in der Fortbildungsschule sind: 
Berufs- und Bürgerkunde, deutsche Sprache, Rechnen, Gesundheitslehre und Leibesübungen einschließlich 
Jugendspiele. Der berufs- und bürgerkundliche Unterricht für die Mädchen erstreckt sich in allen Schulen auf 
Haushaltungskunde (Haushaltungs-, Koch- und Nadelarbeitsunterricht), Erziehungslehre und Kinderpflege. 
 (7) Durch die Ortsschulordnung kann wahlfreier oder verbindlicher Unterricht in Zeichnen, Buchfüh-
rung, Volkswirtschaftskunde, Fremdsprachen, Kurzschrift und in Maschinenschreiben eingeführt werden. Die 
Einführung weiterer allgemeinbildender oder der besonderen beruflichen Ausbildung dienender Unterrichtsge-
genstände ist zulässig. 
 (8) Wo es die Verhältnisse gestatten, sind Schulgärten anzulegen und für die Zwecke des Unterrichts, 
namentlich für die Einführung der Schüler in den Obst- und Gemüsebau, einzurichten. 
 

§ 3. 
Schulpflicht und Schulbesuch. 

 
 (1) Die allgemeine Schulpflicht umfaßt den achtjährigen Besuch der Volks- und den dreijährigen Be-
such der Fortbildungsschule. 
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 (2) Das Schuljahr beginnt mit dem 1. April und endet mit dem 31. März. 
 (3) Die Verpflichtung zum Besuche der Volksschule entfällt, wenn der Erziehungspflichtige nachweist, 
daß ein Kind anderweit ausreichend unterrichtet wird (siehe jedoch § 6). 
 (4) Vom Besuche der allgemeinen Fortbildungsschule ist befreit, wer 

1.  eine höhere Lehranstalt oder die höhere Abteilung einer allgemeinen Volksschule bis zum 
Ablaufe des 10. Schuljahres mit Erfolg besucht und die seinem Alter entsprechende Klasse 
durchlaufen oder 

2.  zwei Jahre lang eine gewerbliche Lehranstalt mit mindestens 30 Wochenstunden im ersten 
und mindestens 10 Wochenstunden im zweiten Jahre regelmäßig und mit Erfolg besucht hat 
oder 

3.  drei Jahre lang eine gewerbliche oder kaufmännische Fortbildungsschule mit mindestens 6, 
für die der zeichnerischen Ausbildung bedürfenden Berufe mindestens 8 Wochenstunden in 
jedem Jahre besucht oder 

4.  nachweislich anderweit ausreichend unterrichtet wird. 
 (5) Aus anderen Gründen darf das Bezirksschulamt nur in ganz besonderen Fällen ausnahmsweise 
Befreiung vom Besuche der Fortbildungsschule bewilligen. 
 (6) Die Befreiung nach Abs. 4 Ziffer 1, 2 und 4 wird dahin eingeschränkt, daß die Schüler am Turnun-
terricht der allgemeinen Fortbildungsschule sowie an etwaigen mit dieser Schule verbundenen Jugendpflegever-
anstaltungen teilzunehmen haben. Durch die Ortsschulordnung kann bestimmt werden, daß die nach Abs. 4 
Ziffer 1 und 4 befreiten Schüler auch am Fachunterricht teilzunehmen haben. 
 (7) Wo es die Verhältnisse gestatten, sollen von den Schulgemeinden auch für das nachschulpflichtige 
Alter Bildungsveranstaltungen, besonders zur Vertiefung der staatsbürgerlichen Bildung, zur Weiterbildung für 
den häuslichen Beruf und zur körperlichen Ausbildung getroffen werden. 
 (8) Wo ein Bedürfnis vorliegt, sind von den Schulgemeinden öffentliche Kindergärten einzurichten. 
Kinder, die bei der Schulaufnahme noch nicht die erforderliche Reife besitzen, können vom Schulvorstand 
einem öffentlichen Kindergarten zugewiesen werden. Durch Ortsschulordnung kann bestimmt werden, daß 
auch vorschulpflichtige über 3 Jahre alte Kinder, denen es an der nötigen häuslichen Pflege und Erziehung 
fehlt, einem öffentlichen Kindergarten zugewiesen werden. 
 (9) Sittlich verwahrloste Kinder sind vom Schulbesuch auszuschließen, wenn durch ihr Verbleiben in 
der Schule die sittliche oder die leibliche Wohlfahrt ihrer Mitschüler gefährdet wird. Wird keine Fürsorgeerzie-
hung angeordnet, so ist für entsprechenden Unterricht anderweit zu sorgen. 
 (10) Für Kinder, die wegen schwacher Begabung nicht mit Erfolg am Unterricht der allgemeinen 
Volksschule teilnehmen können, sollen Hilfsschulen oder Hilfsschulklassen eingerichtet werden. Soweit dies 
nicht möglich ist, soll durch die Schulgemeinde Nachhilfeunterricht gewährt werden. 
 (11) Schüler, die das Ziel der Schulen mit der seitherigen Mindestzahl der wöchentlichen Unterrichts-
stunden in den verbindlichen Unterrichtsfächern, besonders in deutscher Sprache, Schreiben, Lesen und Rech-
nen, nach achtjährigem Schulbesuch nicht erreichen, aber die zur Erreichung dieses Zieles erforderliche Bega-
bung besitzen, haben die Schule ein Jahr lang weiter zu besuchen. Minderbegabte Schüler sind trotz mangeln-
der Reife nach achtjährigem Schulbesuch zu entlassen, wenn ein 9. Schuljahr nach dem Urteile des Klassenleh-
rers und des leitenden Lehrers keinen wesentlichen Erfolg verspricht. Auf den Einspruch der Erziehungspflich-
tigen gegen die Anordnung verlängerten Schulbesuchs entscheidet zunächst der Bezirksschulrat (§ 16 Abs. 1). 
 (12) Die Schule eines Nachbarortes darf ein Schüler mit Zustimmung des Schulvorstandes dieses Or-
tes besuchen, wenn die Schule höhere Bildungsziele verfolgt als die des Wohnorts. In allen anderen Fällen 
bedarf es zum Besuch einer Nachbarschule auch der Genehmigung des Bezirksschulrats. Die Genehmigung 
soll in der Regel nur erteilt werden, wenn die Entfernung der Wohnung von der Ortsschule oder die Beschaf-
fenheit des Schulweges die Bewilligung einer Ausnahme geboten erscheinen läßt.  
 

§ 4. 
Allgemeine Volksschule. 
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 (1) Die Volksschulen sind als allgemeine Volksschulen für alle Kinder des Schulbezirks ohne Unter-
schied des Vermögens und der Religion einzurichten. Den Religionsgesellschaften können auf Antrag Räume 
der öffentlichen Volksschule zur Erteilung des Religionsunterrichts zur Verfügung gestellt werden. Die Ent-
schädigung für den dadurch entstandenen Aufwand der Schule ist durch Ortsgesetz oder besondere Vereinba-
rung zu regeln. 
 (2) Die Bewohner des Schulbezirks ohne Unterschied der Religion bilden die Schulgemeinde. 
 (3) Wo es die Verhältnisse gestatten, sollen die Kinder wöchentlich im dritten Schuljahre wenigstens 
20 Unterrichtsstunden, im vierten Schuljahre wenigstens 22, vom fünften Schuljahr an die Knaben wenigstens 
26 (ausschließlich Turnunterricht), die Mädchen wenigstens 24 (ausschließlich Handarbeits-, Turn-, Haushal-
tungs- und Kochunterricht) erhalten. 
 (4) In rein wendischen und gemischtsprachigen Schulen ist die seitherige gesetzliche Mindestzahl der 
wöchentlichen Unterrichtsstunden für das dritte und vierte Schuljahr um mindestens 2, vom fünften Schuljahr 
ab um mindestens 3 zu erhöhen. 
 (5) Innerhalb der allgemeinen Volksschule können Abteilungen mit verschiedenen Bildungszielen 
errichtet werden. Die Verteilung der Schüler auf die Abteilungen geschieht lediglich mit Rücksicht auf Bega-
bung und Leistungen. 
 (6) Der Lehrgang höherer Abteilungen kann sich auf ein 9. und 10. Schuljahr erstrecken. 
 (7) Die Klassen der allgemeinen Volksschule sind nach Altersstufen zu ordnen. Für die Versetzung in 
eine höhere Klasse entscheidet nur die Reife. Die schulpflichtigen Kinder sind bei der ersten Aufnahme in die 
Schule in Anfängerklassen einzureihen. 
 (8) Nebeneinander bestehende und aufeinanderfolgende Schulklassen dürfen nicht zusammengelegt 
werden, wenn die Schülerzahl dadurch über 50 steigen würde. Die Bildung zweiklassiger Schulen durch Zu-
sammenlegung von Klassen ist unzulässig, solange die Gesamtzahl der Schüler nicht unter 80 herabsinkt.  
 (9) Wo es die Verhältnisse gestatten, sind den Klassen der allgemeinen Volksschule nicht mehr als 40 
Schüler zuzuweisen. Für Hilfsschulklassen ist die Schülerzahl entsprechend abzumindern. 
 

§ 5. 
Schulgeld. 

 
 (1) Für die zum Besuche der Ortsschule verpflichteten Volks- und Fortbildungsschüler darf kein 
Schulgeld erhoben werden. 
 (2) Für Schüler, die von auswärts die Ortsschule besuchen (§ 3 Abs. 12), kann durch die Ortsschulord-
nung ein Fremdenschulgeld festgesetzt werden, das jedoch den Betrag des im Durchschnitt der letzten 3 Jahre 
auf einen Schüler der Ortsschule entfallenden Aufwands nicht überschreiten darf. 
 

§ 6. 
Privatschulen und Privatunterricht. 

 
 (1) Zur Errichtung von Privatschulen für solche Kinder, die nach ihrer körperlichen und geistigen 
Veranlagung und Beschaffenheit unbedenklich am Unterricht der allgemeinen Volksschule teilnehmen können, 
soll künftig in der Regel keine Genehmigung erteilt werden. 
 (2) An den bestehenden Privatschulen dürfen keine neuen Klassenzüge gebildet werden. 
 (3) Privatunterricht im Sinne von § 15 Abs. 1 Satz 1 des Volksschulgesetzes vom 26. April 1873 ist nur 
insoweit zulässig, als er sich im Hausunterricht für Kinder einer einzelnen Familie handelt. Zur Teilnahme nicht 
zur Familie gehöriger Kinder an solchem Unterricht bedarf es der Genehmigung der obersten Schulbehörde. 

 
§ 7. 

Allgemeine Mädchenfortbildungsschule. 
 

 (1) Für die aus der Volksschule entlassenen Mädchen sind Fortbildungsschulen einzurichten. 
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 (2) Der Unterricht ist wöchentlich mindestens in 3 Stunden zu erteilen und kann durch die Ortsschul-
ordnung auf 12 Stunden wöchentlich ausgedehnt werden. 
 (3) In ländlichen Schulgemeinden kann der Unterricht durch die Ortsschulordnung auf eine Jahreszeit 
beschränkt werden, muß sich aber solchenfalls auf mindestens 120 Stunden jährlich erstrecken. Werden für die 
Schülerinnen besondere Haushaltungs- und Kochlehrgänge veranstaltet, so können die Stunden dieser Lehr-
gänge in der Zahl der Unterrichtsstunden eingerechnet werden. 
 (4) Der Unterricht findet nur werktags in der Zeit von früh 7 bis abends 7 Uhr statt. Turnunterricht 
kann auch in den Abendstunden erteilt werden. 
 (5) Die Zahl der Schülerinnen einer Klasse soll 30 nicht übersteigen. 
 (6) Die Bestimmungen in Abs. 2, 4 und 5 gelten auch für Knabenfortbildungsschulen. 
 

§ 8. 
Schulverbände. 

 
 (1) Zur Erfüllung einzelner Aufgaben dürfen sich Schulgemeinden zu Schulverbänden vereinigen. 
 (2) Auf Schulverbände sind die Bestimmungen in §§ 2, 5 bis 7, 9, 10, 12, 22 und 27 des Gesetzes über 
die Gemeindeverbände vom 18. Juni 1910 entsprechend anzuwenden; jedoch tritt an Stelle der Amtshaupt-
mannschaft das Bezirksschulamt, an Stelle der Kreishauptmannschaft und des Ministeriums des Innern die 
oberste Schulbehörde. Die Rechtsverhältnisse des Schulverbands sind durch eine Verbandsschulordnung zu 
regeln. An Stelle der in §§ 6 und 7 Abs. 2 des Gesetzes über die Gemeindeverbände bezeichneten Vorschriften 
gelten die entsprechenden Vorschriften der Schulgesetze. 
 (3) Die Aufsicht über den Schulverband steht dem Bezirksschulamt zu. Unterstehen die Verbands-
schulgemeinden verschiedenen Bezirksschulämtern, so bestimmt die oberste Schulbehörde das Bezirksschul-
amt, das die Aufsicht zu führen hat. 
 (4) Der Schulverband wird durch einen Verbandsschulvorstand vertreten. Die Mitglieder werden 
durch die einzelnen Schulvorstände aus ihrer Mitte gewählt. 
 (5) Wenn Schulgemeinden zur Unterhaltung eines leistungsfähigen Schulwesens oder zur Erfüllung 
einzelner ihnen obliegender Aufgaben unvermögend sind, so kann sie die oberste Schulbehörde, falls eine frei-
willige Vereinigung nicht zustande kommt, zur Bildung eines Verbandes oder zum Anschlusse an einen solchen 
oder zur Vereinigung mit einer oder mehreren benachbarten Gemeinden nach Gehör der Beteiligten anhalten. 
Kommen die beteiligten Gemeinden innerhalb der ihnen zu stellenden Frist einer solchen Anordnung nicht 
nach, so kann die oberste Schulbehörde das Erforderliche verfügen und, soweit nötig, die Verbandssatzung 
erlassen. 

 
§ 9. 

Schulaufsicht und Schulleitung. 
 
 (1) Die Ortsschulaufsicht wird aufgehoben. Der nächste Vorgesetzte des Lehrers ist der Bezirksschul-
rat. 
 (2) Für Schulen mit zwei oder mehr ständigen Lehrern ist ein Schulleiter zu bestellen. 
 3) Der Schulleiter wird vom Schulvorstand auf drei Jahre gewählt. Die Wahl bedarf der Bestätigung 
des Bezirksschulamts. Wiederwahl ist zulässig. Sind mehr als fünf ständige Lehrer an einer Schule angestellt, so 
hat die Lehrerschaft für Amt des Schulleiters Vorschläge zu machen. 
 (4) Die Schuldirektoren bleiben für die nächsten drei Jahre, nach Inkrafttreten dieses Gesetzes, in 
ihren Stellungen als Schulleiter. Mit Ablauf dieser Zeit treten auch für sie die Bestimmungen in Abs. 3 in Kraft. 
 (5) Der Schulleiter vertritt die Schule gegenüber den Eltern und Erziehungspflichtigen und vermittelt 
den Verkehr mit den Schulbehörden und dem Schulvorstand. Er trägt Sorge, daß die allgemeinen und die örtli-
chen Bestimmungen für den äußeren Schulbetrieb eingehalten, die Beschlüsse der Lehrerversammlung durch-
geführt und Mängel im äußeren Schulbetriebe abgestellt werden. Beschwerden über Lehrer, die sich nicht 
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durch Verständigung des Lehrers mit dem Beschwerdeführer erledigen, hat er an das Bezirksschulamt abzuge-
ben. Die Hilfslehrer hat er in ihrer Berufstätigkeit zu fördern. 
 

§ 10. 
Lehrerversammlung und Lehrerrat. 

 
 (1) Der Schulleiter beruft und leitet die Lehrerversammlung. 
 (2) Die Lehrerversammlung wird von den an der Schule angestellten ständigen und nichtständigen 
Lehrern gebildet; Stellvertreter haben nur beratende Stimme. 
 (3) Sie berät und beschließt über 

1.  die Hausordnung,  
2.  den Lehrplan, 
3.  die Grundsätze für die Aufstellung des Stundenplans, für Stellvertretungen, für die Zensurer-

teilung und die Versetzung der Schüler, 
4.  die Durchführung von Verordnungen und Verfügungen der Schulbehörden, 
5.  besondere Veranstaltungen der Schule,  
6.  Vorschläge für den Ankauf von Lehrmitteln und von Büchern für die Schüler- und Lehrer-

bücherei,  
7.  Wünsche und Anträge, die den inneren Schulbetrieb oder andere allgemeine Angelegenhei-

ten der Schule betreffen. 
 (4) Das Ergebnis der Beratungen ist durch Abstimmung festzustellen und in die Niederschrift aufzu-
nehmen. 
 (5) Der planmäßige Unterricht darf durch die Abhaltung von Lehrerversammlungen in der Regel nicht 
gekürzt werden. 
 (6) In Schulen mit zehn und mehr ständigen Lehrern, Hilfs- und Fachlehrern ist ein Lehrerrat zu bil-
den. Sind weniger Lehrer angestellt, so kann die Gesamtheit der Lehrer die Aufgabe des Lehrerrats überneh-
men. Der Lehrerrat besteht aus mindestens 3 Mitgliedern. Er wird von der Lehrerversammlung in geheimer 
Abstimmung gewählt. Stimmberechtigt und wählbar sind die dauernd angestellten ständigen und nichtständi-
gen Lehrer mit Ausnahme des Schulleiters und seines Stellvertreters. 
 (7) Der Schulleiter hat dringende Angelegenheiten, die an sich der Beratung und Beschlußfassung der 
Lehrerversammlung unterliegen, mit dem Lehrerrat zu erledigen, wenn die sofortige Einberufung der 
Lehrerversammlung nicht möglich ist. Unter der gleichen Voraussetzung hat der Lehrerrat das Recht, in sol-
chen Angelegenheiten Anregungen zu geben und Anträge zu stellen. Anträge, denen der Schulleiter nicht statt-
geben kann oder will, sind auf die Tagesordnung der nächsten Lehrerversammlung zu setzen. 
 

§ 11. 
Elternrat. 

 
 (1) Zur Pflege eines guten Einvernehmens zwischen Schule und Haus können an den einzelnen Schu-
len Elternräte gebildet werden. 
 (2) Die Wahl des Elternrats erfolgt durch eine Elternversammlung, zu der die Lehrerschaft kurz nach 
Beginn des Schuljahres einlädt. 
 (3) Der Elternrat tritt von Zeit zu Zeit auf Einladung des Schulleiters oder der vom Elternrat gewähl-
ten Vertrauensperson mit der Lehrerschaft zur Besprechung von Schulfragen und zur Beratung von Wünschen 
und Anträgen einzelner Mitglieder des Elternrats zusammen. 
 (4) Dem Elternrat kann Gelegenheit gegeben werden, Kenntnis vom Unterrichtsbetriebe zu nehmen. 
 

§ 12. 
Anstellungs- und Rechtsverhältnisse der Lehrer. 
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 (1) Das Vorschlagsrecht für Lehrerstellen an Volks-und Fortbildungsschulen steht in den Städten mit 
der Revidierten Städteordnung dem Stadtrat, in anderen Orten, an deren Schulen mindestens zehn ständige 
und Hilfslehrer angestellt sind, dem Gemeinderat des Schulorts, im übrigen der obersten Schulbehörde zu. 
 (2) Geprüften Nadelarbeits-, Koch- und Haushaltungslehrerinnen kann die oberste Schulbehörde die 
Rechte der Ständigkeit verleihen, wenn sie nach bestandener Prüfung drei Jahre lang ununterbrochen an einer 
öffentlichen Volks- und Fortbildungsschule tätig gewesen sind und wöchentlich mindestens 20 Lehrstunden 
erteilt haben. Die anderweite Regelung der Besoldung dieser Lehrerinnen bleibt vorbehalten. 
 (3) Das Gelöbnis konfessioneller Treue ist von den Lehrern nicht zu fordern. 
 (4) Hilfslehrer und vertretungsweise beschäftigte Lehrer sind vom Bezirksschulrat zu verpflichten und 
vom leitenden Lehrer einzuführen. Der Bezirksschulrat weist die ständigen Lehrer ein. Er kann aber mit der 
Einweisung den Schulleiter, und wenn es sich um alleinstehende Lehrer oder um Schulleiter handelt, den Vor-
sitzenden des Schulvorstands beauftragen. 
 

§ 13. 
Fortsetzung. 

 
 (1) Die Entlassung aus seiner Stellung kann ein Lehrer in der Regel nur nach dreimonatiger Kündigung 
und nur für den 15. oder den letzten Tag eines Monats beanspruchen. Ausnahmen bedürfen der Genehmigung 
des Schulvorstands und des Bezirksschulrats.  
 (2) Einem Lehrer, der seine Stelle nach vorausgegangener Kündigung verläßt oder mit Genehmigung 
der Schulbehörde niederlegt, ist das Diensteinkommen bis zum Ablaufe der Kündigungsfrist oder bis zum 
Tage der Amtsniederlegung zu gewähren. Ein Lehrer, der seine Stelle bis zum 15. eines Monats antritt, hat den 
Gehalt vom 1. des Monats ab zu erhalten. Das Gleiche gilt, wenn ein Lehrer mit Ablauf des vorgehenden Mo-
nats aus seiner Stelle geschieden ist, infolge von Schulferien aber erst nach dem 15. des Monats in die neue 
Stelle eintritt. Tritt ein Lehrer seine Stelle nach dem 15. eines Monats an, so erhält er den Gehalt nur von der 
Mitte des Monats ab. 
 (3) Lehrer, die infolge von Krankheit dienstunfähig sind und sich bis zur Wiedergenesung in der 
Schulgemeinde aufhalten, bedürfen keines Urlaubes. Die Erkrankung ist dem Schulvorstand und dem Bezirks-
schulrat sofort anzuzeigen. 
 (4) Der Schulleiter kann die Lehrer seiner Schule bis zu 3 Tagen beurlauben und sich selbst bis zu 3 
Tagen Urlaub nehmen. Der Urlaub ist dem Bezirksschulrat und dem Schulvorstand rechtzeitig anzuzeigen. 
 (5) Urlaub für die Dauer von 4 Tagen bis zu 3 Monaten erteilt der Bezirksschulrat. 
 

§ 14. 
Fortsetzung. 

 
 (1) Wo es die Verhältnisse gestatten, ist die seitherige Pflichtstundenzahl der Lehrer abzumindern und 
Lehrern in höherem Lebensalter sowie Hilfslehrern, die vor der Wahlfähigkeitsprüfung stehen, ein besonderer 
Stundennachlaß zu gewähren. Die Bestimmungen der Ortsschulordnungen über Abminderung der wöchentli-
chen Pflichtstundenzahl für Lehrer an den seitherigen und höheren Volksschulen gemäß § 22 Abs. 1 des 
Volksschulgesetzes dürfen nicht zu Ungunsten der Lehrer geändert werden. Leitern größerer Schulen ist die 
Pflichtstundenzahl abzumindern; doch soll der Schulleiter eine Klasse führen. 
 (2) Die Amtswohnungen der Hilfslehrer sind von den Schulgemeinden entsprechend auszustatten.  
 (3) Zur Bestreitung der Kosten, die den Lehrern durch die Teilnahme an amtlichen Versammlungen 
sowie an Sitzungen des Bezirkslehrerausschusses (§ 16 Abs. 2) oder des Bezirkslehrerrats (§ 16 Abs. 7) erwach-
sen, sind Vergütungen aus der Schulkasse zu gewähren, deren Höhe in der Ortsschulordnung festzusetzen ist 
 (4) Das Amt des Schulleiters ist ein Ehrenamt, doch ist den Schulleitern eine nach dem Umfange der 
Leitungsgeschäfte zu bemessende, durch die Ortsschulordnung zu bestimmende Entschädigung bis zum 
Höchstbetrag von 600 M zu gewähren. Die bisherigen Schuldirektoren haben Anspruch auf das ihnen nach 
den allgemeinen gesetzlichen und ortsgesetzlichen Bestimmungen zustehende Diensteinkommen, solange sie 
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im Dienste der Schulgemeinde verbleiben. Anspruch auf die Entschädigung als Schulleiter haben sie nur inso-
weit, als ihr Diensteinkommen hinter dem Einkommen zurückbleibt, das ein im gleichen Dienstalter stehender 
Lehrer derselben Schule als gewählter Leiter beziehen würde. 

 
§ 15. 

Schulvorstand. 
 

 (1) Auf dem Lande und in den Städten, in denen die Revidierte Städteordnung nicht eingeführt ist, 
setzt sich der Schulvorstand zusammen aus 

1.  dem Bürgermeister oder den Gemeindevorstand des Schulorts, 
2.  dem Schulleiter und in Schulbezirken mit mehreren Schulen nach Bestimmung der Orts-

schulordnung einem oder mehreren Schulleitern, 
3.  einer nach dem Umfange des Schulbezirks zu bemessenden, durch die Ortsschulordnung 

festzusetzenden Zahl von Mitgliedern der bürgerlichen Gemeindevertretung,  
4.  Vertretern der Elternschaft der Schulgemeinde und der Lehrerschaft, 
5.  dem Schularzt, wenn ein solcher angestellt und Mitglied der Schulgemeinde ist, bei mehreren 

Schulärzten einem nach Vorschrift der Ortsschulordnung zu bestimmenden Schularzt. 
 (2) Die Vertreter der Lehrer einschließlich der Schulleiter und die Vertreter der Eltern müssen zusam-
men den Vertretern der bürgerlichen Gemeinde einschließlich des Bürgermeisters oder des Gemeindevorstands 
an Zahl gleichkommen, und die Schulleiter und Lehrer müssen wiederum in derselben Zahl vertreten sein wie 
die Elternschaft, wenn die Zahl der angestellten Lehrer dazu ausreicht. 
 (3) Der Eigentümer eines mit Wohngebäuden versehenen, von dem politischen Gemeindeverband 
ausgenommenen Grundstücks hat Sitz und Stimme im Schulvorstand, solange die Vereinigung dieses Grund-
stücks mit einer benachbarten Gemeinde noch nicht erfolgt ist. Befinden sich mehrere solche Grundstücke in 
der Schulgemeinde, so werden ihre Eigentümer nach Bestimmung der Ortsschulordnung durch einen oder 
einige, die sie selbst aus ihrer Mitte wählen, im Schulvorstand vertreten. 
 (4) Gehören zu einem Schulbezirk mehrere Gemeinden, so entsendet jede Gemeinde wenigstens einen 
Vertreter der bürgerlichen Gemeindevertretung und einen Vertreter der Elternschaft. Durch die Ortsschulord-
nung kann jedoch bestimmt werden, daß kleine Gemeinden und Ortsteile gemeinschaftlich einen Vertreter der 
bürgerlichen Gemeindevertretung und einen Vertreter der Elternschaft wählen. 
 (5) Die bürgerliche Gemeindevertretung wählt ihre Vertreter und die Vertreter der Elternschaft nach 
den für diese Körperschaft geltenden Vorschriften. Die Vertreter der Elternschaft müssen die Wählbarkeit für 
die bürgerliche Gemeindevertretung besitzen. 
 (6) Sind mehr Schulleiter und mehr Lehrer vorhanden, als in den Schulvorstand eintreten können, so 
werden sie aus der Zahl der Schulleiter und der Lehrer von diesen selbst in geheimer Wahl nach Stimmen-
mehrheit bestimmt. Erhält hierbei keiner mehr als die Hälfte aller abgegebenen Stimmen, so findet ein zweiter 
Wahlgang statt. Fällt auch hier auf keinen die Mehrheit der Stimmen, so entscheidet im dritten Wahlgange die 
höchste Stimmenzahl oder bei Stimmengleichheit das Los. 
 (7) Die Mitglieder der bürgerlichen Gemeindevertretung werden für die Dauer ihrer Wahl für die Kör-
perschaft, die Vertreter der Elternschaft, die Schulleiter und die Lehrer für drei Jahre gewählt. Ersatzwahlen 
gelten für den noch übrigen Teil der Wahldauer. 
 (8) Ein Mitglied hat auszuscheiden, wenn es die Wählbarkeit verliert oder wenn sich ergibt, daß es 
diese zur Zeit der Wahl nicht besessen hat. 
 (9) Die Vorschriften, die für die Ablehnung oder die Niederlegung des Amtes eines Mitglieds der bür-
gerlichen Gemeindevertretung und für die Ausschließung aus dieser Körperschaft gelten, sind sinngemäß auf 
die durch Wahl berufenen Mitglieder des Schulvorstands anzuwenden. 
 (10) Der Schulvorstand wählt seinen Vorsitzenden und dessen Stellvertreter aus seiner Mitte. Auch ein 
Lehrer darf den Vorsitz führen. 
 (11) Die Sitzungen des Schulvorstands finden in der Regel öffentlich statt. Das Nähere ist in der Orts-
schulordnung zu regeln. 
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 (12) Der Wirkungskreis des Schulvorstands erstreckt sich auch auf Veranstaltungen zur Erziehung und 
Bildung des vor- und nachschulpflichtigen Alters. 
 (13) Wo ein Bedürfnis vorliegt, sind zur Erfüllung besonderer Obliegenheiten, namentlich auch zur 
Förderung der Jugendpflege, innerhalb des Schulvorstands besondere Ausschüsse zu bilden. 
 (14) Zur Vorbereitung und zur Durchführung einzelner Aufgaben kann sich der Schulvorstand oder 
ein innerhalb des Schulvorstands bestehender Ausschuß durch Zuziehung von Sachverständigen verstärken, 
denen jedoch nur beratende Stimme zusteht. 
 (15) Wo beruflich gegliederte Fortbildungsschulen bestehen, ist ein Fortbildungsschulbeirat zu bilden, 
der sich aus Vertretern von Berufsvereinigungen und aus Leitern und Lehrern der Fortbildungsschulen zu-
sammensetzt. Das Nähere über die Zusammensetzung bestimmt die Ortsschulordnung. Die Vertreter der Be-
rufsvereinigungen werden von der bürgerlichen Gemeindevertretung gewählt; die Lehrerschaft wählt ihre Ver-
treter selbst. Dem Beirat sind Angelegenheiten der Fortbildungsschule zur Vorberatung zuzuweisen. Er kann 
mit beratender Stimme zu den Sitzungen des Schulvorstands zugezogen werden. 
 (16) Dem Schulausschuß müssen angehören 

1.  der Bürgermeister oder ein vom Stadtrat ernanntes Ratsmitglied als Vorsitzender, 
2.  der Schulleiter und in Schulbezirken, die mehrere Schulen umfassen, nach Bestimmung der 

Ortsschulordnung ein oder mehrere Schulleiter, 
3.  eine durch Ortsschulordnung zu bestimmende Anzahl von Ratsmitgliedern und Stadtver-

ordneten,  
4.  Vertreter der Elternschaft und der Lehrerschaft, 
5.  der Schularzt, wenn ein solcher angestellt und Mitglied der Schulgemeinde ist, bei mehreren 

Schulärzten ein nach Vorschrift der Ortsschulordnung zu bestimmender Schularzt. 
 Die vorstehenden Bestimmungen in Abs. 2, 3, 5 bis 9 und 11 bis 15 gelten auch für den Schulausschuß. 
Gehören zu einem städtischen Schulbezirk auch Landgemeinden, so ist deren Vertretung im Schulausschuß 
durch die Ortsschulordnung zu regeln. 
 

§ 16. 
Bezirksschulamt, Bezirksschulrat, Bezirkslehrerausschuß und Bezirkslehrerrat. 

 
 (1) An die Stelle der Bezeichnungen Bezirksschulinspektion und Bezirksschulinspektor treten die Be-
zeichnungen Bezirksschulamt und Bezirksschulrat. 
 (2) Dem Bezirksschulamt tritt ein Bezirkslehrerausschuß zur Seite. 
 (3) Der Bezirkslehrerausschuß wird von 2 Schulleitern und von 5 Lehrern der Volksschule gebildet, 
die unter dem Bezirksschulamt stehen. In Bezirken mit mehr als 300 Lehrkräften erhöht sich die Mitgliederzahl 
in der Weise, daß auf je volle 100 weitere Lehrer ein weiteres Mitglied entfällt, wobei das Verhältnis in Satz 2 
nach Möglichkeit aufrecht zu erhalten ist. 
 (4) Die Mitglieder des Ausschusses werden von den Lehrern dieser Schulen in geheimer Wahl für drei 
Jahre gewählt. 
 (5) In den Städten mit der Revidierten Städteordnung, in denen nur eine Schule besteht, übernehmen 
der Schulleiter und der Lehrerrat die Aufgaben des Ausschusses. 
 (6) Das Bezirksschulamt hat den Bezirkslehrerausschuß zur Beratung und Mitwirkung bei der Rege-
lung allgemeiner Angelegenheiten der Schulverwaltung des Amtsbezirks zu berufen. Die Einberufung hat auf 
Antrag von mindestens drei Mitgliedern zu erfolgen. Der Bezirkslehrerausschuß hat das Recht, in solchen An-
gelegenheiten Anregungen zu geben und Anträge zu stellen. 
 (7) Der Bezirkslehrerausschuß eines amtshauptmannschaftlichen Schulaufsichtsbezirks bildet zusam-
men mit mindestens je einem Mitglied der im Bezirk bestehenden städtischen Bezirkslehrerausschüsse den 
Bezirkslehrerrat, der dem Bezirksschulrat zur Seite tritt. 
 (8) Der Bezirksschulrat hat den Bezirkslehrerrat zur Teilnahme an der Beratung und Beschlußfassung 
bei der Regelung allgemeiner Angelegenheiten des inneren Schulbetriebes sowie der Jugend- und Volksbildung 
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einzuberufen. Die Einberufung hat auf Antrag von mindestens 3 Mitgliedern zu erfolgen. Der Bezirkslehrerrat 
hat das Recht, in solchen Angelegenheiten Anregungen zu geben und Anträge zu stellen. 
 

§ 17. 
Ausnahmebewilligung. 

 
Die oberste Schulbehörde ist berechtigt, in dringenden Fällen und zwar, soweit die Schulgemeinde in Frage 
kommt, auf Antrag des Schulvorstands und nach Gehör des Bezirksschulamts von einzelnen Vorschriften 
dieses Gesetzes, des Volksschulgesetzes und der Ausführungsverordnung zum Volksschulgesetz vom 25. Au-
gust 1874 nebst Nachtragsverordnungen Ausnahmen zu bewilligen. 
 

§ 18. 
Schluß- und Übergangsbestimmungen. 

 
 (1) Soweit nicht in diesem Gesetz etwas anderes vorgeschrieben ist, gelten die Bestimmungen für 
Volksschulen auch für Fortbildungsschulen, die Bestimmungen für Lehrer auch für Schulleiter, Lehrerinnen, 
Fachlehrer und Fachlehrerinnen, Hilfslehrer und Hilfslehrerinnen, die Bestimmungen, die den Schulvorstand 
betreffen, auch für den Schulausschuß in Städten mit der Revidierten Städteordnung. Wird ein Schuldirektor 
nicht zum Schulleiter gewählt, so kann er binnen 1 Monat nach der Wahl seine Entlassung beanspruchen. Er 
erhält dann den gesetzlichen Ruhegehalt. 
 (2) Das Gesetz tritt mit seiner Verkündigung in Kraft. Die Bestimmung im § 2 Abs. 2 ist vom 1. April 
1920 ab durchzuführen. Bis zum 1. April 1920 wird Religionsunterricht nach den im Verordnungswege ge-
troffenen Bestimmungen erteilt. Jeder Lehrer ist berechtigt, die Erteilung von Religionsunterricht abzulehnen. 
Über die Teilnahme der Kinder am Religionsunterricht entscheiden die Erziehungsberechtigten. Eine kirchli-
che Beaufsichtigung des Religionsunterrichts in der Volksschule findet nicht mehr statt. Die Bestimmungen in 
§ 2 Abs. 5 und § 4 Abs. 4 sind vom 1. April 1920 ab, die Bestimmungen in § 4 Abs. 1 und § 7 Abs. 1 spätestens 
bis zum 1. April 1923 durchzuführen. Neuwahlen zum Schulvorstand haben innerhalb 3 Monaten nach dem 
Inkrafttreten des Gesetzes nach vorheriger Auflösung des bisherigen Schulvorstands stattzufinden. 
 (3) Alle diesem Gesetze entgegenstehenden Bestimmungen sind aufgehoben. 
 (4) Das Ministerium des Kultus und öffentlichen Unterrichts ist mit der Ausführung des Gesetzes 
beauftragt. 
 
 
Quelle: Gesetz- und Verordnungsblatt, 1919, S. 171-185. 
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Dokument 21 Ausführungsverordnung zum Übergangsgesetz für das Volksschulwesen vom 22. 
Juli 1919 (vom 23. Juli 1919) 

 
§ 1. 

 
 (1) Die Volksschule hat die Bildungsgüter zu vermitteln, die allen Gliedern der Volksgemeinschaft 
zugänglich gemacht werden sollen. Ihr Unterricht muß seiner ganzen Art nach heimat- und volkstümlich sein. 
 (2) Zum Zwecke einer einheitlichen Gestaltung des Unterrichts sind die Lehr- und Übungsgebiete 
nach unterrichtswissenschaftlichen Grundsätzen zusammenzuordnen. Auf den untersten Klassenstufen können 
sie in der Weise zusammengeschlossen werden, daß ein Gebiet eine beherrschende Stellung im gesamten Un-
terricht der Klasse einnimmt.  
 (3) Übungen zur Entwicklung des Gestaltungstriebes und zur Bildung des Geschmacks treten auf allen 
Klassenstufen auf. Die erworbenen Fertigkeiten und Künste sind auch außerhalb der für die Übungen ange-
setzten Stunden anzuwenden. 
 (4) Die staatsbürgerliche Erziehung ist Aufgabe des gesamten Schullebens. Eine grundlegende staats-
bürgerliche Bildung ist innerhalb geeigneter Unterrichtsgebiete anzustreben. 
 (5) Die Leibesübungen können sich außer auf Turnen und Jugendspiele auch auf Wandern, Schwim-
men und Eislauf erstrecken. 
 

§ 2. 
Zu § 2 Abs. 5. 

 
In gemischsprachigen Schulen ist durch zweckmäßig eingerichteten Abteilungsunterricht dafür Sorge zu tragen, 
daß die deutschen Kinder durch den Sonderunterricht für wendische Kinder nicht benachteiligt werden. 
 

§ 3. 
Zu § 2 Abs. 6. 

 
 (1) Die Bestimmung in § 1 Abs. 5 gilt auch für die Fortbildungsschule. 
 (2) Wo die Erteilung des Turnunterrichts durch Lehrer der Schule auf erhebliche Schwierigkeiten stößt, 
kann der Schulvorstand mit Genehmigung des Bezirksschulamts die Fortbildungsschüler der Jugendabteilung 
eines Turnvereins zur turnerischen Ausbildung überweisen. Voraussetzung ist dabei, daß der Leiter der Jugend-
abteilung die Prüfung als Vorturner bestanden hat und nach seiner ganzen Persönlichkeit den Anforderungen 
entspricht, die an einen Jugendleiter zu stellen sind. Schüler, die den Übungen unentschuldigt oder ohne genü-
genden Grund fernbleiben oder sonst zu Beschwerden Anlaß geben, sind dem Schulleiter anzuzeigen. 
 

§ 4. 
Zu § 3 Abs. 4 Z. 2 und 3; Abs. 5 und 6. 

 
 (1) Schüler landwirtschaftlicher Lehranstalten mit einjährigem Lehrgang oder mit zwei Halbjahrgängen 
sind unter der in § 3 Abs. 6 Satz 1 des Gesetzes angegebenen Beschränkung vom Besuch der allgemeinen Fort-
bildungsschule befreit, wenn der Unterricht dieser Lehrgänge wöchentlich mindestens 37 Lehrstunden umfaßt. 
Tritt ein Schüler erst mit Ablauf des auf die Entlassung aus der Volksschule folgenden Halbjahres in eine sol-
che Anstalt ein, so gilt die Befreiung auch für dieses Halbjahr. 
 (2) Die Entschließung darüber, ob und inwieweit der Besuch einer Privatschule vom Besuche der 
allgemeinen Fortbildungsschule befreit, steht der obersten Schulbehörde zu. 
 (3) Privatunterricht, der den Unterricht der allgemeinen Fortbildungsschule ersetzen soll, muß sich auf 
alle verbindlichen Unterrichtsgebiete erstrecken und darf nicht hinter den Zielen der allgemeinen Fortbildungs-
schule des Schulorts zurückstehen. Der Unterricht unterliegt der Genehmigung des Bezirksschulrats. 
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 (4) Nur mit Rücksicht auf ganz besondere Lebensverhältnisse dürfen Fortbildungsschüler unter den in 
Abs. 6 des Gesetzes angegebenen Beschränkungen nach mindestens zweijährigem Schulbesuch vom weiteren 
Besuch der allgemeinen Fortbildungsschule befreit werden. 
 (5) Die Heranziehung der nach Abs. 4 Ziffer 1 und 4 des Gesetzes befreiten Schüler setzt voraus, daß 
an der Fortbildungsschule Einrichtungen zur fachlichen Weiterbildung in dem Berufe bestehen, dem der Schü-
ler angehört. 

 
§ 5. 

Zu § 3 Abs. 7 und 8. 
 

 (1) Die Veranstaltungen zur Fortbildung und zur Pflege der nachschulpflichtigen Jugend müssen so 
beschaffen sein, daß sich ein freies Bildungsstreben entfalten kann und daß der freien Betätigung in den For-
men eines gesunden Gemeinschaftslebens gegenüber Spielraum bleibt. Veranstaltungen für die nachschul-
pflichtige weibliche Jugend haben insbesondere auch dem Bedürfnis einer weiterführenden Bildung für den 
häuslichen Beruf Rechnung zu tragen. 
 (2) Die öffentlichen Kindergärten sollen in innere Verbindung mit der allgemeinen Volksschule ge-
bracht und damit in das öffentliche Bildungswesen eingegliedert werden. 
 

§ 6. 
 

 (1) Die Maßnahmen zur Förderung schwachbegabter Schüler müssen rechtzeitig einsetzen. 
 (2) Wo keine Hilfsschul- oder Förderklassen bestehen, haben die Schulleiter in den jährlichen Berich-
ten an den Bezirksschulrat die Schüler, die wegen schwacher Begabung nicht mit Erfolg am Unterricht der 
allgemeinen Volksschule teilnehmen können, zu benennen und dabei anzugeben, was zu deren Förderung 
geschehen ist oder geschehen soll. 
 

§ 7. 
Zu § 3 Abs. 12. 

 
 (1) Schulen und Schulabteilungen, die den Anforderungen von § 4 Abs. 3 des Gesetzes entsprechen, 
gelten als gleichwertig in ihren Bildungszielen. 
 (2) Besteht innerhalb der allgemeinen Volksschule eines Ortes neben einer Abteilung mit den Zielen 
der seitherigen mittleren Volksschule eine Abteilung mit höheren Bildungszielen, so kann diese Abteilung mit 
Genehmigung des Schulvorstands von auswärtigen Schülern besucht werden, wenn die Schule des Wohnorts 
keine solche Abteilung hat. 
 

§ 8. 
Zu § 4 Abs. 2. 

 
Wegen Vereinigung der seitherigen Schulgemeinden des Bekenntnisses der Minderheit mit den Schulgemein-
den des Bekenntnisses der Mehrheit gelten die Bestimmungen in §§ 4, 6 und 7 der unterm 27. Dezember 1918 
mit Gesetzeskraft bestätigten Verordnung vom 12. Dezember 1918. 
 

§ 9. 
Zu § 4 Abs. 5, 6 und 7. 

 
 (1) Die Grundstufe, auf der sich höhere Abteilungen der allgemeinen Volksschule aufbauen, soll min-
destens vier Jahrgänge umfassen. 
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 (2) Inwieweit den Unterschieden in der Leistungsfähigkeit und in der Art der Begabung durch beson-
dere Einrichtungen auf der Grundstufe und durch Bildung einer weiteren Abteilung oder durch Bildung von 
Sonderklassen auf der Oberstufe Rechnung zu tragen ist, bleibt der örtlichen Regelung überlassen. 
 (3) Der Plan für höhere Abteilungen kann so gestaltet werden, daß den Schülern der Übergang in die 
ihrem Alter entsprechenden Klassen höherer Schulen ermöglicht wird. 
 (4) Öffentliche Schulprüfungen werden in der allgemeinen Volks- und Fortbildungsschule nicht abge-
halten. 
 

§ 10. 
Zu § 4 Abs. 8 und 9. 

 
 (1) In Schulen, die der Vorschrift in § 4 Abs. 3 des Gesetzes noch nicht entsprechen, ist bei Zusam-
menlegung schwachbesetzter Klassen die Zahl der Unterrichtsstunden entsprechend zu erhöhen. 
 (2) Auf vorübergehende Zusammenlegungen aus Anlaß von Stellvertretungen findet die Bestimmung 
in § 4 Abs. 8 des Gesetzes keine Anwendung. 
 (3) Den Hilfsschulklassen sind in der Regel nicht mehr als 15 Schüler zuzuweisen. 
 

§ 11. 
Zu § 6 Abs. 3. 

 
 (1) Für Kinder, die sich nach Ausweis eines amtsärztlichen Zeugnisses wegen ihrer körperlichen und 
geistigen Veranlagung oder Beschaffenheit nicht zum Besuch der allgemeinen Volksschule eignen, kann der 
Bezirksschulrat gemeinsamen Privatunterricht gestatten. 
 (2) Sollen jedoch mehr als acht solche Kinder gemeinsam unterrichtet werden, so muß die Unter-
richtsveranstaltung den gesetzlichen Vorschriften für Privatschulen entsprechen. 
 

§ 12. 
Zu § 7 Abs. 1 und 6. 

 
 (1) In gegliederten Mädchenfortbildungsschulen sind die Klassen nach Berufen oder nach Berufsgrup-
pen einzuteilen. 
 (2) Unter der Voraussetzung, daß jährlich mindestens 120 Unterrichtsstunden erteilt werden, kann das 
Bezirksschulamt für ländliche Knabenfortbildungsschulen ausnahmsweise die Beschränkung des Unterrichts 
auf acht nacheinanderfolgende Monate zulassen. 
 

§ 13. 
Zu § 8. 

 
 (1) Zweck eines Schulverbandes kann sein die gemeinschaftliche Einrichtung und Unterhaltung von 
Fortbildungsschulen, von Hilfsschulen. von höheren Abteilungen der allgemeinen Volksschule, von Koch- und 
Haushaltungsunterricht, sowie die gemeinschaftliche Anstellung von Fortbildungsschullehrern, Nadelarbeits-, 
Koch- und Haushaltungslehrerinnen. 
 (2) Zu Beschlüssen über die Bildung oder Auflösung eines Schulverbandes sowie über die Feststellung 
oder Abänderung der Verbandsschulordnung bedarf es, unbeschadet der Bestimmung in § 8 Abs. 5 des Geset-
zes, der Zustimmung sämtlicher beteiligten Schulvorstände. 
 (3) Die Vorschriften über den Schulvorstand sind auf den Verbandsschulvorstand entsprechend an-
zuwenden. Die Zusammensetzung des Verbandsschulvorstands ist in der Verbandsschulordnung zu regeln. 

 
§ 14. 

Zu § 9 Abs. 3. 
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 (1) Die Lehrerversammlung, in der über Vorschläge für die Wahl eines Schulleiters beraten und be-
schlossen wird, leitet ein mit Stimmenmehrheit zur Leitung berufener Lehrer. Die Abstimmung über die Vor-
schläge erfolgt durch Stimmzettel. 
 (2) Schlägt die Lehrerschaft dem Schulvorstand mehrere Lehrer für die Wahl des Schulleiters vor, so 
bestimmt sich die Reihenfolge nach der Zahl der Stimmen, die auf die Vorgeschlagenen entfallen sind. 
 (3) Nimmt keiner der vom Schulvorstand für geeignet befundenen Lehrer die Wahl zum Leiter an, so 
wird der Leiter durch das Bezirksschulamt bestellt. 
 (4) Die Bestimmungen in § 9 Abs. 3 des Gesetzes gelten auch für die Wahl und für die Vorschläge zur 
Wahl eines ständigen Vertreters des Schulleiters. Im übrigen ist die Vertretung des Schulleiters durch die Orts-
schulordnung zu regeln. 
 

§ 15. 
Zu § 9 Abs. 5. 

 
Die Aufsicht über den inneren Schulbetrieb steht dem Schulleiter nur gegenüber den Hilfslehrern und im übri-
gen nur insoweit zu, als er vom Bezirksschulrat im einzelnen Falle mit Aufsichtshandlungen beauftragt wird. 
 

§ 16. 
Zu § 10 Abs. 1, 3 und 6. 

 
 (1) Der Schulleiter hat eine Lehrerversammlung auch einzuberufen, wenn der Lehrerrat darauf anträgt. 
 (2) Die Beratungen der Lehrerversammlung haben sich auf die fachliche Erledigung der Verhand-
lungsgegenstände zu beschränken. 
 (3) Die Grundsätze für die Aufstellung des Stundenplans umfassen auch die Grundsätze für die Ver-
teilung der Klassen auf die Lehrer. 
 (4) Bei der Wahl des Lehrerrats bildet die Lehrerschaft jeder Schule einen Wahlkörper. 
 

§ 17. 
Zu § 11 Abs. 1 und 4. 

 
 (1) Der Elternrat ist nicht befugt, eine Aufsicht über die Schule auszuüben oder Anordnungen für den 
äußeren oder den inneren Schulbetrieb zu treffen. 
 (2) Die Entschließung darüber, ob und in welcher Weise den Eltern Gelegenheit gegeben wird, vom 
inneren Schulbetriebe Kenntnis zu nehmen, steht der Lehrerversammlung zu. 
 

§ 18. 
Zu § 13 Abs. 2, 3 und 5. 

 
 (1) Für vertretungsweise beschäftigte Lehrer besteht eine vierwöchige Kündigungsfrist, wenn die Ver-
tretung vor Ablauf des erteilten Auftrags enden soll. Besondere Vereinbarungen bei Erteilung des Auftrags sind 
zulässig. 
 (2) Als Tag des Eintritts in die Ständigkeit gilt der Tag des Eintritts in den Genuß des Einkommens 
der Stelle oder, wenn die Bestätigung nach diesem Tage erfolgt, der Tag der Bestätigung für die Stelle. 
 (3) Erkrankte Lehrer haben dem Schulvorstand auf Erfordern ein ärztliches Zeugnis vorzulegen. 
 (4) Urlaubsgesuche sind beim Schulvorstand abzugeben und von diesem mit gutachtlichem Vermerk 
an den Bezirksschulrat weiter zu reichen. In dringenden Fällen ist der Urlaub unmittelbar nachzusuchen. Der 
Schulvorstand ist solchenfalls unverweilt von Erteilung des Urlaubes in Kenntnis zu setzen. 
 

§ 19. 
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Zu § 14 Abs. 1, 2 und 3. 
 

 (1) Die Pflichtstundenzahl des Schulleiters ist abzumindern, wenn sechs und mehr Lehrer an der Schu-
le angestellt sind. 
 (2) Die Räume der Amtswohnungen für Hilfslehrer müssen mit den für wohnliche Zimmereinrichtun-
gen erforderlichen Geräten ausgestattet sein. 
 (3) Die Bezirksschulämter haben dafür Sorge zu tragen, daß die nach § 14 Abs. 3 des Gesetzes zu 
gewährenden Vergütungen für den Bezirk einheitlich geregelt werden. 
 

§ 20. 
Zu § 15 Abs. 1, 6, 12 und 15. 

 
 (1) Durch die Ortsschulordnung kann bestimmt werden, daß sich unter den Vertretern der Lehrer-
schaft im Schulvorstand eine Lehrerin oder ein Fortbildungsschullehrer befinden muß. 
 (2) Die Wahl von Lehrern in den Schulvorstand, in den Fortbildungsschulbeirat und in die Sonderaus-
schüsse wird vom Bürgermeister oder vom Gemeindevorstand als ständigen Vertretern im Schulvorstand anbe-
raumt. 
 (3) Wenn bei der Wahl von Schulleitern und Lehrern für den Schulvorstand im ersten Wahlgang weni-
ger Schulleiter oder Lehrer, als in den Schulvorstand einzutreten haben, die erforderliche Stimmenmehrheit 
erhalten, so findet zur Erfüllung der Mitgliederzahl unter entsprechender Anwendung der Vorschriften in § 15 
Abs. 6 S. 2 u. 3 des Gesetzes ein 2. und nach Befinden ein 3. Wahlgang statt. 
 (4) Die Aufsicht des Schulvorstands über die Leistungen und das Verhalten der Lehrer gemäß § 24 
Abs. 2 i des Volksschulgesetzes vom 26. April 1873 ist mit der Aufhebung der Ortsschulaufsicht weggefallen. 
 (5) Für Fachklassen an Fortbildungsschulen können Sonderausschüsse gebildet werden, die sich aus 
Vertretern des Fachgebiets und aus Lehrern zusammensetzen. Den Sonderausschüssen werden Angelegenhei-
ten des Fachunterrichts zur Beratung und Begutachtung vorgelegt. 
 (6) Die Vertreter der Fortbildungsschullehrer in dem Fortbildungsschulbeirat und in den Sonderaus-
schüssen werden in geheimer Wahl nach Stimmenmehrheit auf drei Jahre gewählt. Bei der Wahl bilden die 
Lehrer der beteiligten Fortbildungsschulen und der beteiligten Fachabteilungen je besondere Wahlkörper. Un-
ter den Vertretern muß sich mindestens ein Schulleiter befinden. 

 
§ 21. 

Zu § 16 Abs. 3, 4 und 7. 
 

 (1) Bei Erhöhung der Mitgliederzahl des Bezirkslehrerausschusses gemäß § 16 Abs. 3 S. 2 des Gesetzes 
darf die Zahl der Lehrer niemals weniger als fünf Siebentel der Gesamtzahl der Mitglieder betragen. 
 (2) Die Mitglieder des Bezirkslehrerausschusses werden auf einer amtlichen Versammlung der Lehrer-
schaft des Bezirks nach Stimmenmehrheit gewählt. 
 (3) Scheidet ein Mitglied während der Wahldauer aus dem Bezirkslehrerausschuß aus, so tritt auf die 
noch übrige Wahlzeit ein Stellvertreter ein. 
 (4) Die Stellvertreter werden zusammen mit den Ausschußmitgliedern in derselben Zahl wie diese und 
nach dem in § 16 Abs. 3 S. 1 des Gesetzes angegebenen  Verhältnis gewählt. Die Reihenfolge, in der die Stell-
vertreter eintreten, wird durch die Stimmenzahl bestimmt, die bei der Wahl auf sie entfallen ist. 
 (5) Der Bezirkslehrerausschuß wählt einen Obmann, der dem Bezirksschulamt die Zusammensetzung 
des Ausschusses und jede Veränderung in der Mitgliedschaft anzuzeigen und den schriftlichen Verkehr mit 
dem Bezirksschulamt zu vermitteln hat. 
 (6) Die städtischen Bezirkslehrerausschüsse wählen die Mitglieder für den Bezirkslehrerrat aus ihrer 
Mitte in geheimer Wahl nach Stimmenmehrheit. Auf je volle 50 stimmberechtigte Lehrer eines städtischen 
Schulaufsichtsbezirks entfällt ein Mitglied des Bezirkslehrerrats. Entsendet ein städtischer Bezirkslehreraus-
schuß mehr als ein Mitglied in den Bezirkslehrerrat, so muß sich darunter mindestens ein Schulleiter befinden. 
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 (7) In den Städten Dresden, Leipzig und Chemnitz übernimmt der Bezirkslehrerausschuß die Aufga-
ben des Bezirkslehrerrats. 
 (8) Die Bestimmung in Abs. 5 ist auf die Bezirkslehrerräte entsprechend anzuwenden. 
 
 
Quelle: Gesetz- und Verordnungsblatt, 1919, S. 185-191. 
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Dokument 22 Gesetz über die Gemeinschaftserziehung an höheren Schulen (vom 30. Juli 1919) 

 
§ 1. 

 
 (1) Begabten Mädchen ist der Eintritt in alle Klassen der Realschulen und der neunstufigen höheren 
Unterrichtsanstalten für Knaben bis auf weiteres gestattet, sofern am Orte keine entsprechenden höheren 
Mädchenanstalten vorhanden sind oder die entsprechenden Klassen einer solchen Schule bereits voll besetzt 
sind. 
 (2) Doch darf dadurch die Aufnahme der rechtzeitig angemeldeten hinreichend begabten Knaben 
nicht beeinträchtigt werden. 
 (3) Die Aufnahme auswärts wohnender Mädchen, an deren Wohnort keine Möglichkeit zum Besuche 
einer höheren Schule geboten ist, darf nicht von anderen Bedingungen abhängig gemacht werden, als die Auf-
nahme auswärts wohnender Knaben. 
 

§ 2. 
 

 (1) Wenn auf einer Stufe mehrere Klassen erforderlich sind, ist bei genügender Anzahl von Mädchen 
für diese möglichst eine besondere Klasse zu bilden. 
 (2) Auch im übrigen soll in Unterrichtsgegenständen, bei denen die Erziehungsaufgabe verschiedene 
Behandlung für Knaben und Mädchen erfordert, der Unterricht für den gesamten Lehrstoff oder für einzelne 
der Trennung besonders bedürftige Gebiete für Knaben und Mädchen, soweit tunlich, getrennt erteilt werden. 
 

§ 3. 
 

Auf Beschluß der Gemeindeverwaltung kann in den gemäß § 2 Abs. 1 gebildeten Mädchenklassen der Real-
schulen nach dem Lehrplane für höhere Mädchenschulen unterrichtet werden, wenn diese Klassen durch alle 
Stufen von der untersten an durchgeführt werden. 
 

§ 4. 
 

 (1) Soweit der Unterricht den Mädchen getrennt von den Knaben erteilt wird, sind tunlichst auch 
Lehrerinnen heranzuziehen. 
 (2) Werden die Mädchen nach dem Lehrplane für höhere Mädchenschulen unterrichtet (§ 3), so kön-
nen die hierfür erforderlichen Lehrkräfte nach den Grundsätzen von § 8 des Gesetzes über das höhere Mäd-
chenbildungswesen vom 16. Juni 1910 (GVBl. S. 140) angestellt werden. 
 (3) Die ständigen Lehrerinnen nehmen mit gleichen Rechten wie die Lehrer an den Lehrerkonferenzen 
teil, bleiben jedoch bei Beurteilung der Anstellungsverhältnisse im Sinne von § 53 des Gesetzes über die Gym-
nasien, Realschulen und Seminare vom 22. August 1876 (GVBl. S. 317) außer Betracht. 
 (4) Im übrigen finden die Vorschriften in § 3 des Gesetzes über das höhere Mädchenbildungswesen 
entsprechende Anwendung. 
 

§ 5. 
 

Die mit diesem Gesetze nicht im Einklange stehenden Bestimmungen des Gesetzes über das höhere Mädchen-
bildungswesen (vergl. § 4 Abs. 2) werden hiermit aufgehoben. 
 

§ 6. 
 

 (1) Mit der Ausführung dieses Gesetzes ist das Ministerium des Kultus und öffentlichen Unterrichts 
beauftragt. 
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 (2) Es hat auch den Zeitpunkt zu bestimmen, mit dem das Gesetz in Wirksamkeit tritt. 
 
 
Quelle: Gesetz- und Verordnungsblatt, 1919, S. 197-198. 
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Dokument 23 Gesetz über die Zusammensetzung der Schulkommissionen der höheren Schulen 
(vom 1. August 1919) 

 
§ 1. 

 
§ 6 Absatz 2 des Gesetzes über die Gymnasien, Realschulen und Seminare vom 22. August 1876 (GVBl. S. 317) 
erhält folgende Fassung: 
 Die Kommission wird bei Gemeindeanstalten in Städten mit der Revidierten Städteordnung zusam-
mengesetzt aus: 

1. einem juristisch befähigten Mitgliede des Stadtrats oder der Stadtgemeinde, das vom 
Stadtrate ernannt wird, 

2. vier Mitgliedern der Gemeinde, die auf Vorschlag des Stadtrats von der obersten Schul-
behörde ernannt werden und von denen mindestens zwei wissenschaftlich gebildet und 
mindestens zwei männlichen Geschlechts sein müssen, sowie 

3. dem Leiter der Anstalt, 
4. einem von der Lehrerversammlung gewählten Vertreter des Lehrkörpers der Anstalt. 

 In Orten, in denen eine Schulkommission für mehrere höhere Schulen besteht, wählt die 
Gesamtheit der ständigen höheren Lehrer dieser Schulen ihren Vertreter. Doch bleibt es 
ortsgesetzlicher Regelung vorbehalten, ob in solchen Fällen – für immer oder unter bestimm-
ten Voraussetzungen – die Lehrerschaft jeder Schule einen Vertreter in die Schulkommission 
entsenden soll. 

  Die Bestimmungen unter Punkt 4 gelten auch in den Fällen, in denen der Stadtrat die 
Funktionen der Schulkommission übernommen hat. 

 
§ 2. 

 
Die Schulkommissionen für höhere Mädchenschulen, Studienanstalten und Frauenschulen (§ 2 des Gesetzes 
über das höhere Mädchenbildungswesen vom 16. Juni 1910, GVBl. S. 140) setzen sich in gleicher Weise zu-
sammen. Es können jedoch sämtliche der in § 1 unter Ziffer 2 bezeichneten Gemeindemitglieder dem weiblichen 
Geschlechte angehören. 
 

§ 3. 
 

Die Vorschriften in § 7 des erwähnten Gesetzes vom 22. August 1876 bleiben vorbehältlich der Vorschriften 
des § 1 unberührt. Nur sind die in Absatz 2 jener Gesetzesstelle bezeichneten Schulkommissionen, soweit tun-
lich, nach vorstehenden Bestimmungen zu bilden. 
 

§ 4. 
 

Die zurzeit bestehenden Schulkommissionen sind spätestens bis Ende 1919 auf Grund dieses Gesetzes zu 
ergänzen. 
 
(Hervorhebungen im Original.) 
 
 
Quelle: Gesetz- und Verordnungsblatt, 1919, S. 203-204. 
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Dokument 24 Kirchenaustrittsgesetz (vom 4. August 1919) 

 
§ 1. 

 
 (1) Der Austritt einer staatlich anerkannten Religionsgesellschaft ist nach Vollendung des 14. Lebens-
jahres jedem gestattet, der im Freistaate Sachsen seinen Wohnsitz oder ständigen Aufenthalt hat. 
 (2) Die gesetzlichen Bestimmungen, betreffend den Übertritt von einer christlichen Konfession zu 
andern, werden durch dieses Gesetz nicht berührt. 
 

§ 2. 
 

 (1) Der Austretende hat den Austritt vor dem Standesbeamten seines Wohnsitzes, oder, wenn er kei-
nen Wohnsitz hat, vor dem Standesbeamten seines Aufenthaltsortes zu Protokoll zu erklären. Mit der Beur-
kundung dieser Erklärung gilt der Austritt als bewirkt. Dem Ausgetretenen ist eine Austrittsbescheinigung zu 
erteilen.  
 (2) Abschrift des Protokolls ist dem zuständigen Geistlichen oder Religionsdiener der Religionsgesell-
schaft, der der Antragsteller bisher angehört hat, vom Standesbeamten unverzüglich zuzustellen. 
 (3) Das Verfahren ist kosten- und gebührenfrei. Für jede weitere Ausfertigung der Bescheinigung ist 
eine Gebühr von 1 M zu erheben. 
 

§ 3. 
 

 (1) Der Austretende kann bestimmen, daß sich der Austritt auf seine Kinder unter 14 Jahren erstreckt, 
sofern ihm die Sorge für deren Person zusteht. Solange der Vater für die Person des Kindes zu sorgen hat, 
kann die austretende Mutter eine solche Bestimmung nicht treffen. Die Erklärung kann bis zur Vollendung des 
14. Lebensjahres der Kinder nachgeholt werden. 
 (2) Für jedes Kind ist eine besondere Austrittsbescheinigung auszustellen. 
 (3) § 2 Abs. 3 ist sinngemäß anzuwenden. 
 

§ 4. 
 

Nichtigkeit und Anfechtbarkeit der Austrittserklärung beurteilen sich nach den Vorschriften des Bürgerlichen 
Gesetzbuchs. 
 

§ 5. 
 

Ein außerhalb des Staatsgebietes rechtsgültig erfolgter Kirchenaustritt gilt auch im Freistaate Sachsen, voraus-
gesetzt, daß der Austretende zur Zeit der Austrittserklärung in Sachsen weder seinen Wohnsitz noch seinen 
ständigen Aufenthalt hatte. 
 

§ 6. 
 

 (1) § 20 des Gesetzes, die Einführung der Zivilstandsregister für Personen, welche keiner im Königrei-
che Sachsen anerkannten Religionsgesellschaft angehören, und einige damit zusammenhängende Bestimmun-
gen betreffend, vom 20. Juni 1870 (GVBl. S. 215), und § 6 des Gesetzes, die israelitischen Religionsgemeinden 
betreffend, vom 10. Juni 1904 (GVBl. S. 206) werden aufgehoben. 
 (2) Mit der Ausführung dieses Gesetzes werden die Ministerien des Kultus und öffentlichen Unter-
richts und des Innern beauftragt. 
 (3) Dieses Gesetz tritt mit seiner Verkündung in Kraft. 
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Quelle: Gesetz- und Verordnungsblatt, 1919, S. 205-206. 
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Dokument 25 Die Schulartikel der Weimarer Reichsverfassung (vom 11. August 1919) 

 
Artikel 142. 

 
Die Kunst, die Wissenschaft und ihre Lehre sind frei. Der Staat gewährt ihnen Schutz und nimmt an ihrer 
Pflege teil.  
 

Artikel 143. 
 
 (1) Für die Bildung der Jugend ist durch öffentliche Anstalten zu sorgen. Bei ihrer Einrichtung wirken 
Reich, Länder und Gemeinden zusammen. 
 (2) Die Lehrerbildung ist nach den Grundsätzen, die für die höhere Bildung allgemein gelten, für das 
Reich einheitlich zu regeln. 
 (3) Die Lehrer an öffentlichen Schulen haben die Rechte und Pflichten der Staatsbeamten.  
 

Artikel 144. 
 
Das gesamte Schulwesen steht unter der Aufsicht des Staates; er kann die Gemeinden daran beteiligen. Die 
Schulaufsicht wird durch hauptamtlich tätige, fachmännisch vorgebildete Beamte ausgeübt.  
 

Artikel 145. 
 
Es besteht allgemeine Schulpflicht. Ihrer Erfüllung dient grundsätzlich die Volksschule mit mindestens acht 
Schuljahren und die anschließende Fortbildungsschule bis zum vollendeten achtzehnten Lebensjahre. Der 
Unterricht und die Lernmittel in den Volksschulen und Fortbildungsschulen sind unentgeltlich.  
 

Artikel 146. 
 
 (1) Das öffentliche Schulwesen ist organisch auszugestalten. Auf einer für alle gemeinsamen Grund-
schule baut sich das mittlere und höhere Schulwesen auf. Für diesen Aufbau ist die Mannigfaltigkeit der Le-
bensberufe, für die Aufnahme eines Kindes in eine bestimmte Schule sind seine Anlage und Neigung, nicht die 
wirtschaftliche und gesellschaftliche Stellung oder das Religionsbekenntnis seiner Eltern maßgebend. 
 (2) Innerhalb der Gemeinden sind indes auf Antrag von Erziehungsberechtigten Volksschulen ihres 
Bekenntnisses oder ihrer Weltanschauung einzurichten, soweit hierdurch ein geordneter Schulbetrieb, auch im 
Sinne des Abs. 1, nicht beeinträchtigt wird. Der Wille der Erziehungsberechtigten ist möglichst zu berücksich-
tigen. Das Nähere bestimmt die Landesgesetzgebung nach den Grundsätzen eines Reichsgesetzes. 
 (3) Für den Zugang Minderbemittelter zu den mittleren und höheren Schulen sind durch Reich, Län-
der und Gemeinden öffentliche Mittel bereitzustellen, insbesondere Erziehungsbeihilfen für die Eltern von 
Kindern, die zur Ausbildung auf mittleren und höheren Schulen für geeignet erachtet werden, bis zur Beendi-
gung der Ausbildung. 
 

Artikel 147. 
 
 (1) Private Schulen als Ersatz für öffentliche Schulen bedürfen der Genehmigung des Staates und 
unterstehen den Landesgesetzen. Die Genehmigung ist zu erteilen, wenn die Privatschulen in ihren Lehrzielen 
und Einrichtungen sowie in der wissenschaftlichen Ausbildung ihrer Lehrkräfte nicht hinter den öffentlichen 
Schulen zurückstehen und eine Sonderung der Schüler nach den Besitzverhältnissen der Eltern nicht gefördert 
wird. Die Genehmigung ist zu versagen, wenn die wirtschaftliche und rechtliche Stellung der Lehrkräfte nicht 
genügend gesichert ist. 
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 (2) Private Volksschulen sind nur zuzulassen, wenn für eine Minderheit von Erziehungsberechtigten, 
deren Wille nach Artikel 146 Abs. 2 zu berücksichtigen ist, eine öffentliche Volksschule ihres Bekenntnisses 
oder ihrer Weltanschauung in der Gemeinde nicht besteht oder die Unterrichtsverwaltung ein besonderes pä-
dagogisches Interesse anerkennt. 
 (3) Private Vorschulen sind aufzuheben. 
 (4) Für private Schulen, die nicht als Ersatz für öffentliche Schulen dienen, verbleibt es bei dem gel-
tenden Recht.  
 

Artikel 148. 
 
 (1) In allen Schulen ist sittliche Bildung, staatsbürgerliche Gesinnung, persönliche und berufliche 
Tüchtigkeit im Geiste des deutschen Volkstums und der Völkerversöhnung zu erstreben. 
 (2) Beim Unterricht in öffentlichen Schulen ist Bedacht zu nehmen, daß die Empfindungen Anders-
denkender nicht verletzt werden. 
 (3) Staatsbürgerkunde und Arbeitsunterricht sind Lehrfächer der Schulen. Jeder Schüler erhält bei 
Beendigung der Schulpflicht einen Abdruck der Verfassung. 
 (4) Das Volksbildungswesen, einschließlich der Volkshochschulen, soll von Reich, Ländern und Ge-
meinden gefördert werden.  
 

Artikel 149. 
 
 (1) Der Religionsunterricht ist ordentliches Lehrfach der Schulen mit Ausnahme der bekenntnisfreien 
(weltlichen) Schulen. Seine Erteilung wird im Rahmen der Schulgesetzgebung geregelt. Der Religionsunterricht 
wird in Übereinstimmung mit den Grundsätzen der betreffenden Religionsgesellschaft unbeschadet des Auf-
sichtsrechts des Staates erteilt. 
 (2) Die Erteilung religiösen Unterrichts und die Vornahme kirchlicher Verrichtungen bleibt der Wil-
lenserklärung der Lehrer, die Teilnahme an religiösen Unterrichtsfächern und an kirchlichen Feiern und Hand-
lungen der Willenserklärung desjenigen überlassen, der über die religiöse Erziehung des Kindes zu bestimmen 
hat. 
 (3) Die theologischen Fakultäten an den Hochschulen bleiben erhalten. 
 

Artikel 174. 
 
Bis zum Erlaß des in Artikel 146 Abs. 2 vorgesehenen Reichsgesetzes bleibt es bei der bestehenden Rechtslage. 
Das Gesetz hat Gebiete des Reichs, in denen eine nach Bekenntnissen nicht getrennte Schule gesetzlich be-
steht, besonders zu berücksichtigen.  
 
 
Quelle: Reichsgesetzblatt, 1919, S. 1410-1412 und 1416. 
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Dokument 26 Ausführungsverordnung zum Gesetz über die Gemeinschaftserziehung an höheren 
Schulen (vom 29. Dezember 1919) 

 
§ 1. 

 
Die für die Schüler höherer Lehranstalten geltenden Bestimmungen finden auch auf die in diese Schulen aufge-
nommenen Mädchen Anwendung, soweit nichts anderes bestimmt ist. 
 

§ 2. 
 

 (1) Über die Aufnahme der Mädchen entscheidet die Lehrerschaft. 
 (2) Es dürfen nur solche Mädchen aufgenommen werden, die ein bezirks- oder schulärztliches Zeugnis 
darüber beibringen, daß ihre Gesundheit den Anforderungen einer höheren Knabenschule gewachsen ist. 
 

§ 3. 
 

 (1) Der Turnunterricht ist den Mädchen stets gesondert und, wenn möglich, durch eine Lehrerin zu 
erteilen. 
 (2) Für die getrennte Unterrichtserteilung kommen außerdem besonders gewisse Gebiete der Natur-
kunde (Anthropologie, Zoologie und Biologie) in Frage. 
 (3) Für den Nadelarbeitsunterricht der Mädchen ist zu sorgen. 
 

§ 4. 
 

Karzerstrafe ist über Mädchen nicht zu verhängen. An ihre Stelle tritt nach Befinden der Lehrerschaft die vor-
gesehene nächsthöhere Strafe (vergl. Abschnitt 3 Ziffer 7 und 11 der Verordnung, Änderungen und Nachträge 
zur Verordnung vom 29. Januar 1877 betreffend, vom 8. Juli 1882 – GVBl. S. 151 –). 
 

§ 5. 
 

Werden Mädchen in höhere Knabenschulen aufgenommen, so sind darin die erforderlichen Einrichtungen zu 
treffen, insbesondere getrennte Abortanlagen für beide Geschlechter anzulegen. 
 

§ 6. 
 

§ 7 der Verordnung zur Ausführung des Gesetzes vom 16. Juni 1910 über das höhere Mädchenbildungswesen 
vom 8. Dezember 1910 (GVBl. S. 585) und § 58 Satz 1 der dazugehörigen Anlage „Lehr- und Prüfungsord-
nung für die 6klassige Studienanstalt“ (GVBl. S. 673) werden aufgehoben. 
 

§ 7. 
 

Das Gesetz und diese Verordnung treten am 1. April 1920 in Kraft. 
 
 
Quelle: Gesetz- und Verordnungsblatt, 1919, S. 279-280. 
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Dokument 27 Gesetz zur Abänderung des Kirchenaustrittsgesetzes (vom 26. Januar 1920) 

 
§ 1. 

 
§ 1 Absatz 2 des Kirchenaustrittsgesetzes vom 4 August 1919 (GVBl. S. 205) wird aufgehoben. 
 § 6 Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„§ 20 des Gesetzes, die Einführung der Zivilstandsregister für Personen, welche keiner im Kö-
nigreiche Sachsen anerkannten Religionsgesellschaft angehören, und einige damit zusammen-
hängende Bestimmungen betreffend, vom 20. Juni 1870 (GVBl. S. 215), das Mandat, den Über-
tritt von einer christlichen Konfession zur anderen betreffend, vom 20. Februar 1827 (Gesetz-
sammlung von 1827 S. 30) und § 6 des Gesetzes, die israelitischen Religionsgemeinden betref-
fend, vom 10. Juni 1904 (GVBl. S. 206) werden aufgehoben.“ 

 
§ 2. 

 
Dieses Gesetz tritt mit seiner Verkündung in Kraft. 
 
 
Quelle: Gesetz- und Verordnungsblatt, 1920, S. 20. 
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Dokument 28 Entwurf eines Gesetzes, den Religionsunterricht betreffend (vom 27. Februar 1920) 

 
Artikel 1. 

 
§ 2 Absatz 2 des Übergangsgesetzes für das Volksschulwesen vom 22. Juli 1919 (GVBl. S. 171) wird aufgeho-
ben.  
 

Artikel 2. 
 

An Stelle von § 18 Absatz 2 Satz 1 bis 5 desselben Gesetzes tritt folgende Bestimmung: 
„Das Gesetz tritt mit seiner Verabschiedung in Kraft. Bis zum Inkrafttreten der in Artikel 146 Absatz 
2 der Reichsverfassung vorgesehenen Bestimmung der Landesgesetzgebung wird Religionsunterricht 
nach den im Verordnungswege getroffenen Bestimmungen erteilt. Jeder Lehrer ist berechtigt, die Er-
teilung von Religionsunterricht abzulehnen. Über die Teilnahme der Kinder am Religionsunterricht 
entscheiden die Erziehungsberechtigten. Soweit es die Verhältnisse gestatten, ist für Kinder, die hier-
nach nicht am Religionsunterricht teilnehmen, Unterricht in sittlicher Lebenskunde einzurichten.“ 

 
 
Quelle: Volkskammer-Akten, Vorlagen, Nr. 53. 
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Dokument 29 Gesetz, betreffend die Grundschulen und Aufhebung der Vorschulen (Reichs-
grundschulgesetz) (vom 28. April 1920) 

 
§ 1. 

 
 (1) Die Volksschule ist in den vier untersten Jahrgängen als die für alle gemeinsame Grundschule, auf 
der sich auch das mittlere und höhere Schulwesen aufbaut, einzurichten. Die Vorschriften der Artikel 146 Abs. 
2 und 174 der Verfassung des Deutschen Reichs gelten auch für die Grundschule. 
 (2) Die Grundschulklassen (-stufen) sollen unter voller Wahrung ihrer wesentlichen Aufgabe als Teile 
der Volksschule zugleich die ausreichende Vorbildung für den unmittelbaren Eintritt in eine mittlere oder hö-
here Lehranstalt gewährleisten. Auf Hilfsschulklassen findet diese Bestimmung keine Anwendung. 
 (3) Für besondere Fälle können die Landeszentralbehörden zulassen, daß noch weitere Jahrgänge einer 
Volksschule als Grundschulklassen eingerichtet werden. 
 

§ 2. 
 

 (1) Die bestehenden öffentlichen Vorschulen und Vorschulklassen sind alsbald aufzuheben. Statt der 
sofortigen völligen Aufhebung kann auch ein Abbau in der Weise erfolgen, daß vom Beginne des Schuljahrs 
1920/21 oder, wo dieses nicht angängig ist, spätestens vom Beginn des Schuljahrs 1921/22 an die unterste 
Klasse nicht mehr geführt wird und der gesamte Abbau spätestens zu Beginn des Schuljahrs 1924/25 abge-
schlossen sein muß. 
 (2) Für private Vorschulen und Vorschulklassen gelten die gleichen Vorschriften, doch kann da, wo 
eine baldige Auflösung oder ein baldiger Abbau erhebliche wirtschaftliche Härten für die Lehrkräfte oder die 
Unterhaltungsträger mit sich bringen würde oder aus örtlichen Gründen untunlich ist, die völlige Auflösung bis 
zum Beginne des Schuljahrs 1929/30 aufgeschoben werden. Wird ein Aufschub gewährt, ist dafür zu sorgen, 
daß die Gesamtschülerzahl der Vorschulklassen der Privatschule den bisherigen Umfang nicht übersteigt. Er-
geben sich durch die Auflösung oder den Abbau erhebliche wirtschaftliche Härten für die Lehrkräfte oder die 
Unterhaltungsträger, so ist aus öffentlichen Mitteln eine Entschädigung zu gewähren oder durch sonstige öf-
fentliche Maßnahmen ein Ausgleich zu schaffen. 
 (3) Als Vorschulklassen im Sinne der Bestimmungen der Abs. 1 und 2 gelten stets die für Kinder in 
den ersten drei Schulpflichtsjahrgängen bestimmten Klassen an mittleren und höheren Lehranstalten sowie 
selbständig bestehende, zur Vorbereitung für den Eintritt in eine mittlere oder höhere Lehranstalt dienende 
Schulklassen. Allgemein oder für einzelne Schulgattungen oder einzelne Schulen kann auch die für einen weite-
ren Schulpflichtsjahrgang bestimmte Klasse zum Zwecke der Aufhebung für eine Vorschulklasse im Sinne 
dieser Bestimmung erklärt werden. 
 

§ 3. 
 

Werden infolge der Aufhebung oder des Abbaues öffentlicher Vorschulen oder Vorschulklassen hauptamtlich 
angestellte Lehrer und Lehrerinnen in ihren bisherigen Stellungen entbehrlich, so können diese Lehrer (Lehre-
rinnen) auch gegen ihren Willen ohne Schädigung in ihren Gehaltsansprüchen an öffentliche Volksschulen 
oder an mittlere und höhere Lehranstalten versetzt werden. 

 
§ 4. 

 
Privatunterricht für einzelne Kinder oder gemeinsamer Privatunterricht für Kinder mehrerer Familien, die sich 
zu diesem Zwecke zusammenschließen, darf an Stelle des Besuchs der Grundschule nur ausnahmsweise in 
besonderen Fällen zugelassen werden. 
 

§ 5. 
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Auf den Unterricht und die Erziehung blinder, taubstummer, schwerhöriger, sprachleidender, schwachsinniger, 
krankhaft veranlagter, sittlich gefährdeter oder verkrüppelter Kinder sowie auf die dem Unterricht und der 
Erziehung dieser Kinder bestimmten Anstalten und Schulen finden die Vorschriften dieses Gesetzes keine 
Anwendung. 
 
 
Quelle: Reichsgesetzblatt, 1920, S. 851-852. 
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Dokument 30 Gesetz zur Abänderung des Gesetzes über das höhere Mädchenbildungswesen vom 
16. Juni 1910 (vom 14. Mai 1920) 

 
 (1) Dem § 8 des Gesetzes über das höhere Mädchenbildungswesen vom 16. Juni 1910 (GVBl. S. 140) 
ist als neuer Absatz 5 und dem § 16 desselben Gesetzes ist als neuer Absatz 3 anzufügen: 

 „Das Amt steht auch Lehrerinnen offen.“ 
 (2) Dieses Gesetz tritt mit seiner Verkündung in Kraft. 
 
 
Quelle: Gesetz- und Verordnungsblatt, 1920, S. 101. 
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Dokument 31 Gesetz über die religiöse Erziehung der Kinder (vom 16. Juni 1920) 

 
§ 1. 

 
 (1) Über die religiöse Erziehung der Kinder bestimmen bis zum 14. Lebensjahre die Erziehungsbe-
rechtigten.  
 (2) Zu einer Änderung der religiösen Erziehung bedarf es, solange beiden Eltern die Sorge für die 
Person des Kindes zusteht, ihrer übereinstimmenden Willenserklärung.  
 (3) Will der aus einer staatlich anerkannten Religionsgesellschaft austretende oder ausgetretene Vater 
den Austritt gemäß § 3, Abs. 1, Satz 1 und 3 des Kirchenaustrittsgesetzes vom 4. August 1919 (GVBl. S. 205) 
auf seine Kinder erstrecken, so muß er dem Standesbeamten, solange auch der Mutter die Sorge für die Person 
des Kindes zusteht, deren Zustimmung nachweisen. 
 

§ 2. 
 

 (1) Verlobte und Ehegatten könne die religiöse Erziehung der Kinder bis zum 14. Lebensjahre auch 
durch gerichtlich oder notariell beurkundeten Vertrag regeln. 
 (2) Die Eltern bleiben an einen solchen Vertrag gebunden, solange sie ihn nicht in der gleichen Form 
wieder aufheben. 
 (3) Der Vertrag kann auch die Bestimmung enthalten, daß, wenn ein Elternteil verstorben oder für tot 
erklärt oder sonst an der Ausübung des Erziehungsrechts verhindert ist, der andere Teil nur aus wichtigen 
Gründen mit Genehmigung des Vormundschaftsgerichts von dem Vertrage abweichen kann. Enthält der Ver-
trag diese Bestimmung, so ist er auch für Vormünder und andere Erziehungsberechtigte in gleicher Weise bin-
dend. 
 

§ 3. 
 

 (1) Das Gesetz, die Ehen unter Personen evangelischen und katholischen Glaubensbekenntnisses und 
die religiöse Erziehung der von Eltern solcher verschiedener Konfessionen erzeugten Kinder betreffend, vom 
1. November 1836 (GVBl. S. 299 flg.), § 49 des Gesetzes, die Ausführung des Bürgerlichen Gesetzbuchs vom 
18. August 1896 und des Einführungsgesetzes zum Bürgerlichen Gesetzbuch von demselben Tage betreffend, 
vom 18. Juni 1898 (GVBl. S. 191 flg.) und Buchstabe b von § 11 des Gesetzes über die Rechtsverhältnisse der 
deutschkatholischen Glaubensgenossen vom 2. November 1848 (GVBl. S. 204 flg.) werden aufgehoben. 
 (2) Die auf Grund der bisherigen gesetzlichen Bestimmungen abgeschlossenen Verträge über die reli-
giöse Erziehung gelten den gemäß § 2 abgeschlossenen Verträgen mit dem im dritten Absatze vorgesehenen 
Zusatze gleich. 

 
§ 4. 

 
Dieses Gesetz tritt mit der Verkündung in Kraft. 
 
 
Quelle: Gesetz- und Verordnungsblatt, 1920, S. 253-254. 
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Dokument 32 Entwurf eines Berufsschulgesetzes, beschlossen von der Vertreterversammlung des 
Sächsischen Berufsschulvereins (vom 27. November 1920) 

 
§ 1. 

Reichweite des Gesetzes. 
 
Unter dieses Gesetz fallen 
 a) die Berufspflichtschule für gelernte und ungelernte Berufe in Gewerbe, Handel, Land- und Haus-
wirtschaft und für Haustöchter, 
 b) die Berufsmittelschule mit freiwilligem Besuche und erweitertem Unterrichtsplane, 
 c) die Berufsoberschulen. 
 

A. 
Berufspflichtschule. 

 
§ 2. 

Aufgabe. 
 
Die Berufspflichtschule ist ein selbständiges Glied der Einheitsschule. Sie hat die Aufgabe, durch planmäßige 
Übung der geistigen und körperlichen Kräfte ihrer Schüler die Arbeit der Volksschule fortzusetzen; im beson-
deren will sie die Schüler durch Ergänzung und Vertiefung ihrer beruflichen Ausbildung in der leistungsfähigen 
Teilnahme am Arbeitsleben des Volkes fördern, durch lebenskundliche und staatsbürgerliche Belehrungen und 
Übungen zu sittlicher Lebensgestaltung und hingebender Pflichterfüllung im Dienste der Gemeinschaft befähi-
gen, durch Weckung und Pflege des allgemeinen Bildungsdranges zur Freude an geistiger Beschäftigung jegli-
cher Art erziehen – und an ihrer körperlichen Ertüchtigung mitwirken. Für Mädchen kommt hinzu die innerli-
che Erziehung und praktische Vorbildung zum Hausmutterberuf. 
 

§ 3. 
Bildungsmittel. 

 
Die im Lehrplan einer Berufspflichtschule wesentlichen, gleichwertigen Bildungsmittel gliedern sich in 
 a) berufliche Belehrungen und Übungen, 
 b) allgemeinbildende Belehrungen, staatsbürgerliche Unterweisungen und Gewöhnungen, 
 c) Leibesübungen und Jugendpflege. 
 

§ 4. 
Schulpflicht. 

 
 (1) Zum Besuche der Berufspflichtschule sind alle im Schulbezirk beschäftigten oder wohnhaften 
Jugendlichen verpflichtet, die nicht mehr volksschulpflichtig sind. 
 (2) Die Schulpflicht endet in der Regel mit derjenigen allgemeinen Schulentlassung, die der Vollendung 
des 18. Lebensjahres vorangeht. 
 (3) Vom Besuche der Berufspflichtschule sind nur die Jugendlichen befreit, die eine höhere Lehranstalt 
bis zum Ablauf des 10. Schuljahres mit Erfolg besucht und die ihrem Alter entsprechende Klasse durchlaufen 
haben, sie haben jedoch am Fachunterricht sowie an den etwaigen mit der Berufsschule verbundenen Jugend-
pflege-Veranstaltungen teilzunehmen. 
 (4) Schüler und Schülerinnen, die wegen eines Vergehens oder Verbrechens bestraft sind oder wegen 
ihrer Lebensführung eine Gefährdung ihrer Mitschüler befürchten lassen, können auf Antrag der Lehrerschaft 
durch den Berufsschulrat von der Berufspflichtschule ausgeschlossen werden. Für die erzieherische Beeinflus-
sung ist behördlicherseits Sorge zu tragen. 
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 (5) Für Schulpflichtige, die wegen geistiger oder körperlicher Gebrechen dem Unterrichte in der Be-
rufspflichtschule nicht folgen können, ist ein besonderer Unterricht einzurichten. Ist dies nicht möglich, dann 
können sie vom Besuche der Berufspflichtschule teilweise oder ganz befreit werden. 
 (6) Für Reichsausländer sind die zwischen dem Deutschen Reiche und dem betreffenden ausländi-
schen Staate getroffenen Vereinbarungen maßgebend. Diese Jugendlichen haben ohne weiteres dieselben 
Pflichten wie Inländer zu erfüllen, falls solche Vereinbarungen nicht bestehen. 
 

§ 5. 
Unterrichtszeit und Ferien. 

 
 (1) Der Unterricht an der Berufspflichtschule findet für Pflichtfächer im Sommerhalbjahr zwischen 
früh 7 Uhr und nachmittags 5 Uhr, im Winterhalbjahr zwischen früh 8 Uhr und nachmittags 6 Uhr statt. 
 (2) Die Ferien an der Berufspflichtschule decken sich im allgemeinen mit den sonstigen Schulferien. 
Besondere Verhältnisse regelt die Ortsschulordnung. 
 

§ 6. 
Orts- und Schulordnung. 

 
Jeder Berufsausschuß hat im Einverständnis mit der Lehrerschaft eine Ortsschulordnung aufzustellen und vom 
Berufsschulrat genehmigen zu lassen. 
 

§ 7. 
Schulunterhaltungspflicht. 

 
 (1) Für Berufspflichtschulen übernehmen die Gemeinden die sächlichen Lasten, der Staat die persönli-
chen. 
 (2) Zu dem über das Pflichtmäßige hinausgehenden Ausbau sowie zur Beschaffung des Materials für 
Schulwerkstätten haben die Arbeitgeber- und Arbeitnehmerverbände und die wirtschaftlichen Selbstverwal-
tungskörper (durch Umlage) beizutragen. 
 

§ 8. 
Schulbezirk. 

 
 (1) Jede Gemeinde bildet zur Durchführung der Berufsschulpflicht einen Schulbezirk. In besonderen 
Fällen können Schüler zum Besuche der Schule einer Nachbargemeinde verpflichtet werden. 
 (2) Gemeinden, deren Schülerzahl zu einer hinreichenden beruflichen Gliederung nicht ausreicht, sind 
zu Zweckverbänden zusammenzuschließen. 
 (3) Größere Gemeinden mit reichgegliederten Berufsschulen dürfen sich der Aufnahme kleinerer Ge-
meinden nur dann entziehen oder widersetzen, wenn ihre Gegengründe vom Berufsschulrat als hinreichend 
anerkannt sind. 
 

§ 9. 
Schulkasse. 

 
 (1) Jeder Schulbezirk hat eine Schulkasse zu errichten. In diese fließen 

a) außerordentliche Staatszuwendungen, 
b) Schulgeld, soweit solches erhoben werden darf, 
c) Strafgelder, 
d) Einnahmen aus Stiftungen und gewerblichen Unternehmungen, 
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e)  Beiträge der Arbeitgeber- und Arbeitnehmerverbände und der wirtschaftlichen Selbstverwal-
tungskörper. 

   (2) Aus der Schulkasse sind alle sächlichen Aufwendungen zu decken. 
 

§ 10. 
Schulgebäude. 

 
Für die Berufspflichtschule ist ein lediglich Schulzwecken dienendes Gebäude zu errichten. In kleineren Orten 
können die Berufspflichtschulen in den Gebäuden der Volksschulen untergebracht werden, wenn die Räume 
und deren Einrichtung vom Berufsschulrat für geeignet erachtet werden. 
 

§ 11. 
Einrichtung der Berufspflichtschule. 

 
 (1) Im Mittelpunkte aller Unterweisung steht der Beruf. Daher sind die Schüler nach Berufen oder 
doch Berufsgruppen in Fachklassen zu sondern, die durch Vermehrung der Wochenstunden oder der Schuljah-
re und die dadurch ermöglichte Vertiefung des Unterrichts und Erhöhung der Lehrziele möglichst zu Fach-
schulen auszubauen sind. Ungelernte Jungarbeiter sind entweder den Klassen für Berufe, denen sie unmittelbar 
dienen, einzugliedern oder zu Arbeiterklassen zusammenzufassen. 
 (2) Die Klassenstärke soll in der Regel 25 Schüler nicht überschreiten. Ist sie dauernd größer als 30, so 
ist eine Teilung vorzunehmen. 
 (3) Die Auswahl der Unterrichtsgebiete erfolgt durch Verordnung unter Mitwirkung der Berufsschul-
kammer. Für jede Schule ist unter Berücksichtigung der behördlich aufgestellten Richtlinien ein Lehrplan fest-
zusetzen, der der Genehmigung des Berufsschulrats unterliegt. 
 (4) Die Mindeststundenzahl beträgt jährlich 320 ausschließlich der Stunden für Leibesübungen. Die 
Verteilung richtet sich in landwirtschaftlichen Klassen nach den örtlichen Verhältnissen. Das Legen der gesam-
ten Unterrichtsstunden nur auf das Winterhalbjahr ist zu vermeiden. 
 (5) Leibesübungen sind für alle Schüler verbindlich. 
 (6) Den Berufspflichtschule können angegliedert werden: Förderklassen für Begabte und Hilfsklassen 
für Schwachbefähigte, Klassenzüge mit zwei vollen Jahreskursen zu je 1000 Stunden, Kurse zur Weiterbildung 
für das nicht mehr schulpflichtige Alter, Kurse zur Vorbereitung auf die Meisterprüfung sowie Einrichtungen, 
die der Jugendpflege dienen. 
 (7) Einrichtungen für Arbeitsunterricht (Schulwerkstätten, Haushaltküchen, Nadelarbeitsräume, Mus-
terkontore, Stätten für Obst- und Gemüsebau, Bienen- und Geflügelzucht u. a.) sind der Berufspflichtschule 
einzugliedern. 
 (8) Werkschulen und ähnliche Anstalten sind in das örtliche Berufsschulwesen einzugliedern und müs-
sen den gesetzlichen Anforderungen entsprechen. 
 (9) Der Unterricht in der Berufspflichtschule wird von Lehrern im Hauptamte erteilt. Davon ist nur 
abzusehen, wenn das Pflichtstundenmaß der Lehrer wesentlich überschritten wird und solange eine weitere 
hauptamtliche Lehrkraft nicht voll beschäftigt werden kann, ferner in besonderen Fällen bei Erteilung von 
Fach- und Werkunterricht. 
 (10) Wo die örtlichen und unterrichtlichen Verhältnisse es wünschenswert erscheinen lassen, könne 
Wanderlehrer hauptamtlich angestellt werden. 
 

§ 12. 
Schulbesuch. 

 
 (1) Volksschulen und allgemeinbildende höhere Schulen sind verpflichtet, alle aus der Schule entlasse-
nen Schüler der Schulverwaltung anzuzeigen; ebenso ist das EInwohneramt o. ä. verpflichtet, zu- und wegzie-
hende Schulpflichtige der Schulverwaltung zu melden. 
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 (2) Jeder Erziehungspflichtige ist gehalten 
a)  seine schulpflichtigen Angehörigen bzw. Zöglinge spätestens am vierten Tage der Schullei-

tung anzuzeigen bzw. bei Austritt abzumelden; 
b)  dem Schulpflichtigen die nötige Zeit zu gewähren, ihn zum regelmäßigen Schulbesuche an-

zuhalten und diesen zu überwachen. 
 (3) Die Vorschriften unter 2 b finden auf die Arbeitgeber der Schulpflichtigen ohne Weiteres Anwen-
dung. 
 (4) Als Versäumnisgründe gelten im allgemeinen Krankheit des Schülers und ansteckende Krankheiten 
im Hause. Berufliche Abhaltung ist kein Grund für Schulversäumnis. 
 

§ 13. 
Privatschulen. 

 
Zur Errichtung von Privatschulen soll künftig keine Genehmigung mehr erteilt werden. 
 

§ 14. 
Vorbildung der Lehrer. 

 
 (1) Von den hauptamtlichen Lehrkräften an Berufspflichtschulen ist als Normalbildung Hochschulbil-
dung zu fordern. 
 (2) Alle Lehrer an den Berufspflichtschulen aber müssen 

a)  mindestens eine Allgemeinbildung besitzen, wie sie von Absolventen einer Oberschule ein-
schl. des gegenwärtigen Lehrerseminars verlangt wird, 

b)  in beruflicher Hinsicht jenes Maß von Einsicht und Tüchtigkeit durch Schule und praktische 
Betätigung erworben haben, welches die höchste Fachschule des durch sie vertretenen Lehr-
gebiets vermittelt, 

c)  in pädagogischer Hinsicht natürliche Lehrbefähigung besitzen, die sich durch Studium der 
allgemeinen und besonderen Unterrichtslehre und durch eigene Versuche zu bewußtem 
Lehrgeschick ausreifte. 

(3)   
a)  Die pädagogische Vorbildung kann auf geeigneten Abteilungen einer Hochschule, bei ne-

benamtlicher Betätigung auch durch Selbststudium erfolgen. 
b)  Der Nachweis der Lehrbefähigung ist zu erbringen durch eine Abschlußprüfung oder durch 

Probezeit. 
 (4) Zum Zwecke der Erweiterung seiner beruflichen Bildung kann einem Berufsschullehrer vom Be-
rufsschulrat längerer Urlaub erteilt werden zur Teilnahme an Kursen, Studienreisen, Ausstellungen, Arbeit in 
Betrieben. Ebenso kann der Berufsschulrat die Erlaubnis zu außeramtlicher Berufstätigkeit erteilen, wenn 
durch diese die Schularbeit vorteilhaft beeinflußt wird. 
 (5) Als praktische Betätigung muß auch die jahrelange erfolgreiche Unterrichtserteilung in einer beruf-
lich organisierten Fortbildungs- oder Gewerbeschule angesehen werden. 
 

§ 15. 
Anwartschaft auf Anstellung. 

 
 (1) Ständige Anstellung erfolgt nach einer Probezeit von einem Jahre (Mindestalter das 27. Lebensjahr), 
auf Vorschlag des Berufsschulausschusses und der Lehrerschaft. 
 (2) Mit Erteilung wie technischen Unterrichts könne unter Zustimmung des Berufsschulrats beruflich 
tüchtige Fachleute (Künstler, Handwerker) betraut werden. 
 (3) Mit Genehmigung des Berufsschulrats können auch sogenannte halbe Lehraufträge erteilt und für 
gleiche Berufe an verschiedenen Schulen Wanderlehrer angestellt werden. 
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§ 16. 

Rechte und Pflichten der Lehrkräfte. 
 
 (1) Die dienstrechtlichen Verhältnisse der Lehrkräfte im Hauptamte regeln sich unter sinngemäßer 
Anwendung nach den Bestimmungen des Staatsbeamtengesetzes. 
 (2) Die Pflichtstundenzahl der hauptamtlichen Lehrkräfte beträgt bis zu 24 Wochenstunden, die sich 
mit Beginn des 45., 50. und 55. Lebensjahres um je 2 Stunden ermäßigt auf 22, 20 und 18 Wochenunterrichts-
stunden. 
 (3) Stunden für planmäßige Jugendpflege und Verwaltungsstunden sind in die Pflichtstundenzahl ein-
zurechnen. 
 

§ 17. 
Schulleitung. 

 
 (1) Den Leiter wählt der Berufsschulausschuß aus den Vorschlägen der Lehrerschaft. Die Wahl bedarf 
der Bestätigung durch die Oberbehörde. Doch ist der Lehrerschaft vor der Bestätigung Gelegenheit zu geben, 
etwaige Bedenken mit ausführlicher Begründung zu äußern. Der Leiter wird auf 6 Jahre gewählt, Wiederwahl 
ist zulässig, sie kann auch auf Lebenszeit erfolgen. Die bisherigen Direktoren gelten als auf Lebenszeit gewählt, 
sie sind also nicht zur Wiederwahl zu stellen. 
 (2) In kleineren Schulen bis zu vier hauptamtlichen Lehrkräften beauftragt der Staat in der Regel den 
ältesten Lehrer mit der Leitung. 
 (3) Die Zahl der Unterrichtspflichtstunden des Schulleiters ist nach Umfang und Art der Anstalt zu 
bemessen. Sie bewegt sich zwischen 6 und 18 Stunden. 
 (4) Die dienstlichen Obliegenheiten sind in einer besonderen Dienstanweisung zu regeln, deren Richt-
linien die Oberbehörde im Einvernehmen mit den Vertretern der Lehrerschaft zu erlassen hat. 
 (5) Dem Schulleiter können je nach dem Umfange der Dienstgeschäfte zu seiner Entlastung 1 oder 2 
Stellvertreter beigegeben werden, die hierfür zusammen eine Stundenermäßigung bis zu 12 Wochenunterrichts-
stunden erhalten können. 
 (6) Für jede der nach § 11, 1 einzurichtenden Fachschulen ist aus den an derselben tätigen hauptamtli-
chen Lehrkräften ein besonderer Fachschulleiter zu bestellen und ein Fachschulausschuß zu bilden. Dem Fach-
schulausschuß gehören neben dem Fachschulleiter die in der Fachschule tätigen Lehrer, der Schulleiter als 
Vertreter der Schule, sowie zu gleichen Teilen Vertreter der Arbeitgeber und Arbeitnehmer an. Der Fachschul-
leiter hat im Einvernehmen mit dem Schulleiter und den an der Fachschule tätigen Lehrkräften die Verbindung 
mit den beruflichen Organisationen seines Gewerbes herzustellen und zu pflegen. Er beruft und leitet die 
Fachschulausschußsitzungen. Die Höchstzahl der Wochenunterrichtsstunden eines Fachschulleiters richtet sich 
nach dem Umfange der Fachschule. 

 
§ 18. 

Lehrerversammlung und Lehrerrat. 
 
 (1) Für den inneren Schulbetrieb ist die Lehrerversammlung zuständig. Sie ist verantwortlich für das 
Gesamtansehen der Schule und hat über pflichtgemäße Amtsführung ihrer Mitglieder zu wachen. 
 (2) Die Lehrerversammlung wird von den an der Schule angestellten ständigen und nichtständigen 
Lehrern gebildet. 
 (3) Der Schulleiter beruft und leitet die Lehrerversammlung. Zur Berufung der Lehrerversammlung ist 
der Schulleiter verpflichtet, wenn der Lehrerrat oder mindestens ein Drittel der Lehrerversammlung dies bean-
tragen. 
 (4) Die Lehrerversammlung berät und beschließt über: 

a)  die Hausordnung, 
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b)  den Lehrplan, 
c)  die Grundzüge für die Aufstellung des Stundenplans, für Stellvertretungen, für die Zensur-

verteilung und die Versetzung der Schüler, 
d)  die Durchführung von Verordnungen und Verfügungen der Schulbehörden, 
e)  besondere Veranstaltungen der Schule, 
f)  Vorschläge für Ankauf und Verwaltung von Lehrmitteln und von Büchern für die Lehrer- 

und die Schülerbücherei, 
g)  Wünsche und Anträge, die den inneren Schulbetrieb oder andere allgemeine Angelegenhei-

ten der Schule betreffen, 
h)  schärfere Schulstrafen, Ausschluß und Befreiung einzelner Schüler, 
i)  Vorschläge zur Anstellung von Lehrkräften und zur Schulleiterwahl. 

 (5) Das Ergebnis der Beratungen ist durch Abstimmung festzustellen und in die Niederschrift aufzu-
nehmen. Stellvertreter haben nur beratende Stimme. 
 (6) Der planmäßige Schulunterricht darf durch die Anhaltung von Lehrerversammlungen in der Regel 
nicht gekürzt werden. 
 (7) Kann der Schulleiter einem Beschluß der Lehrerversammlung nicht zustimmen, so ist dieser mit 
der Begründung der Mehrheit und den Gegengründen des Schulleiters dem Berufsschulrat zur Entscheidung 
vorzulegen. 
 (8) An Schulen mit zehn oder mehr ständigen Lehrern, Hilfs- und Fachschullehrern ist ein Lehrerrat 
zu bilden. Sind weniger Lehrer angestellt, so kann die Gesamtheit der Lehrer die Aufgabe des Lehrerrats über-
nehmen. Der Lehrerrat besteht aus mindestens drei Mitgliedern. Er wird von der Lehrerversammlung in ge-
heimer Abstimmung gewählt. Stimmberechtigt und wählbar sind die dauernd angestellten ständigen und nicht-
ständigen Lehrer mit Ausnahme des Schulleiters und seines Stellvertreters. 
 (9) Der Schulleiter hat dringende Angelegenheiten, die an sich der Beratung und Beschlußfassung der 
Lehrerversammlung unterliegen, mit dem Lehrerrat zu erledigen, wenn die sofortige Einberufung der 
Lehrerversammlung nicht möglich ist. Unter der gleichen Voraussetzung hat der Lehrerrat das Recht, in sol-
chen Angelegenheiten Anregungen zu geben und Anträge zu stellen. Anträge, denen der Schulleiter nicht statt-
geben kann oder will, sind auf die Tagesordnung der nächsten Lehrerversammlung zu setzen. 
 

§ 19. 
Berufsschulausschuß. 

 
 (1) Zur Durchführung der Aufgaben, die der Staat den Schulgemeinden in diesem Gesetze überträgt, 
ist in jedem Schulbezirk ein Berufsschulausschuß mit Beschlußrecht zu bilden. 
 (2) Er umfaßt: 

a)  Vertreter der Ortsbehörde, 
b)  Vertreter der Arbeitgeber- und Arbeitnehmerverbände und wirtschaftlichen Selbstverwal-

tungskörper, 
c)  Vertreter der Lehrkräfte einschl. der Schulleiter, 
d)  den Schularzt. 

 (3) Die Zahl der Mitglieder wird durch die Schulordnung bestimmt. Die Gruppen unter 2a bis 2c sol-
len zu je einem Drittel vertreten sein. 
 (4) Den Vorsitz führt ein Vertreter der Ortsbehörde oder der Lehrerschaft. 
 (5) Für Fachklassen an den Berufspflichtschulen können Berufspflegschaften gebildet werden, die sich 
aus Vertretern des Gewerbes und den beteiligten Lehrern zusammensetzen und denen Angelegenheiten des 
Fachunterrichts zur Beratung und zur Begutachtung vorgelegt werden. 
 

§ 20. 
Berufsschulräte und Beiräte. 
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 (1) Für die Berufspflichtschulen jeder Kreishauptmannschaft sind nach Anhörung der Standesorgani-
sationen aus den Reihen erfahrener Berufsschullehrkräfte Berufsschulräte von der obersten Schulbehörde zu 
berufen. 
 (2) Die Berufsschulräte haben sich neben den bereits in diesem Gesetze angeführten Obliegenheiten 
über das gesamte Berufsschulwesen ihres Bezirkes zu unterrichten, Anregungen zur Förderung zu geben und 
die Verbindung mit dem gewerblichen Leben zu vermitteln. 
 (3) Für verwaltungstechnische Angelegenheiten steht dem Berufsschulrat ein Berufsschulamtmann zu 
Seite. 
 (4) Dem Berufsschulrate ist ein Berufsschulbeirat beizugeben, der von den Berufsschullehrern der 
Kreishauptmannschaft und aus deren Reihen zu wählen ist. Seine Einrichtung und seine Befugnisse sind im 
Einvernehmen mit der Berufsschulkammer besonders zu regeln. 
 

§ 21. 
Die oberste Schulbehörde. 

 
 (1) Das gesamte Berufsschulwesen untersteht einer besonderen Abteilung des Unterrichtsministeriums. 
In diese sind Berufsschulleute der verschiedenen Berufsschularten (Pflicht-, Mittel- und Oberschule) als Dezer-
nenten zu berufen. 
 (2) Das Wirtschaftsministerium muß in der Berufsschulabteilung des Unterrichtsministeriums hinrei-
chend vertreten sein. 
 (3) Der obersten Schulbehörde steht eine Berufsschulkammer beratend zur Seite. Sie zerfällt in je eine 
Abteilung für Berufspflicht-, Berufsmittel- und Berufsoberschulen. Die Zahl der Mitglieder ist in jeder Abtei-
lung gleich und setzt sich zur Hälfte aus Vertretern der Lehrerschaft und zur anderen Hälfte aus Vertretern der 
in § 7 genannten Schulunterhaltungspflichtigen (mit Ausnahme des Staates) zusammen. Die Wahl zur Berufs-
schulkammer erfolgt durch die berufsständigen Organe. Fragen, die nur eine der Berufsschularten betreffen, 
sind von der zuständigen Abteilung, allgemeine Fragen von der gesamten Kammer zu beraten.  
 
 
Quelle: SächsHStAD, 10693, Nr. 412, AE 4-7. 
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Dokument 33 Entwurf eines Gesetzes über die Berufspflichtschule, beschlossen von der Haupt-
versammlung des Verbandes Sächsischer Gewerbeschulmänner (vom 5. Januar 1921) 

 
§ 1. 

Reichweite des Gesetzes. 
 
Unter dieses Gesetz fällt die Berufspflichtschule für gelernte, angelernte und ungelernte Berufe in Gewerbe, 
Industrie, Handel, Land- und Hauswirtschaft und für Haustöchter. 
 

§ 2. 
Aufgabe. 

 
 (1) Die Berufsschule hat die Aufgabe, die Schüler durch Beginn, Ergänzung und Vertiefung ihrer be-
ruflichen Ausbildung in der leistungsfähigen Teilnahme am Wirtschaftsleben des Volkes zu fördern, durch 
staatsbürgerliche Belehrung und Pflege des staatsbürgerlichen Bewußtseins für die Erfüllung ihrer späteren 
Aufgaben innerhalb des Gemeinschaftslebens vorzubereiten, durch Weckung und Pflege des allgemeinen Bil-
dungsdranges zur Freude an geistiger Beschäftigung jeglicher Art zu erziehen und durch geeignete Maßnahmen 
an ihrer körperlichen Ertüchtigung mitzuwirken. Für Mädchen kommt hinzu die innerliche Erziehung und 
praktische Ausbildung zum Hausmutterberuf, soweit dies für diese Altersstufe geleistet werden kann. 
 (2) Die Gewerbeförderung des Landes wird, soweit sie unterrichtlicher und belehrender Art ist, der 
Berufsschulbehörde unterstellt und wird Gewebelehrern mit übertragen. Die Gewerbeschulen sind als Aus-
kunft- und Beratungsstellen in gewerblichen Fragen auszugestalten. 
 

§ 3. 
Bildungsmittel. 

 
Die im Lehrplan einer Berufspflichtschule wesentlichen, gleichwertigen Bildungsmittel gliedern sich in 

a) berufliche Belehrungen und Übungen, 
b) allgemeinbildende Belehrungen, staatsbürgerliche Unterweisungen und Gewöhnungen, 
c) Leibesübungen und Jugendpflege. 

 
§ 4. 

Schulpflicht. 
 
 (1) Zum Besuch der Berufspflichtschule sind alle im Schulbezirk wohnhaften Jugendlichen verpflichtet, 
die nicht mehr volksschulpflichtig sind. 
 (2) Die Schulpflicht endet in der Regel mit derjenigen allgemeinen Schulentlassung, die der Vollendung 
des 18. Lebensjahres vorangeht. 
 (3) Die Schulpflicht ruht: 

a)  solange der Schulpflichtige eine von der Verwaltungsbehörde als Ersatz anerkannte Schule 
besucht, 

b)  solange der Schulpflichtige eine andere staatlich anerkannte Schule mit wenigstens 24 Wo-
chenstunden besucht. 

 (4) Vom Besuche der Berufspflichtschule kann befreit werden: 
a)  wer das Abschlußzeugnis einer staatlich anerkannten Berufsmittelschule erworben hat, 
b)  wer eine von der Verwaltungsbehörde als gleichwertig anerkannte Ausbildung nachweist.  
c)  Schüler und Schülerinnen, die wegen eines Vergehens oder Verbrechens bestraft sind oder 

die wegen ihrer Lebensführung eine Gefährdung ihrer Mitschüler befürchten lassen, können 
auf Antrag der Lehrerschaft durch den Berufsschulrat von der Berufspflichtschule ausge-
schlossen werden. Für die erzieherische Beeinflussung ist behördlicherseits Sorge zu tragen. 
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 (5) Für Schulpflichtige, die wegen geistiger und körperlicher Gebrechen dem Unterrichte in der Be-
rufspflichtschule nicht folgen können, ist ein besonderer Unterricht einzurichten. Ist dies nicht möglich, dann 
können sie vom Besuch der Berufspflichtschule teilweise oder ganz befreit werden. 
 

§ 5. 
Unterrichtszeit und Ferien. 

 
 (1) Der Unterricht an der Berufspflichtschule findet für Pflichtfächer werktags zwischen früh 7 Uhr 
und abends 7 Uhr statt. 
 (2) Die Ferien in der Berufspflichtschule decken sich im allgemeinen mit den sonstigen Schulferien. 
Besondere Verhältnisse regelt die Ortsschulordnung. 
 

§ 6. 
Schulordnung. 

 
Jede Schulgemeinde bzw. jeder Schulbezirk hat im Einverständnis mit der Lehrerschaft eine Schulordnung 
aufzustellen und vom Berufsschulrat genehmigen lassen. 
 

§ 7. 
Schulunterhaltungspflicht. 

 
Für Berufspflichtschule übernehmen der Staat die persönlichen, die Gemeinden die sächlichen Lasten. 
 

§ 8. 
Schulbezirk. 

 
 (1) Jede Gemeinde bildet zur Durchführung der Berufsschulpflicht einen Schulbezirk. In besonderen 
Fällen könne Schüler zum Besuche der Schule einer Nachbargemeinde verpflichtet werden. 
 (2) Gemeinden, deren Schülerzahl zu einer beruflichen Gliederung nicht ausreicht, sind von der obers-
ten Schulbehörde zu Zweckverbänden zusammenzuschließen. Bei der Bildung von Zweckverbänden ist die 
Fortentwicklung bereits bestehender Berufspflichtschulen sicherzustellen. 
 

§ 9. 
Schulkasse. 

 
 (1) Jeder Schulbezirk hat eine Schulkasse zu errichten. In diese fließen: 

a) außerordentliche Staatszuwendungen, 
b) Schulgeld für wahlfreien Unterricht, 
c) Strafgelder, 
d) Einnahmen aus Stiftungen und gewerblichen Unternehmungen, 
e) Beiträge der Arbeitgeber- und Arbeitnehmerverbände und der wirtschaftlichen Selbstverwal-

tungskörper. 
 (2) Aus de Schulkasse sind nur sächliche Aufwendungen zu decken. 
 

§ 10. 
Schulgebäude. 

 
Für die Berufspflichtschule ist ein lediglich Schulzwecken dienendes Gebäude zu errichten. In kleineren Orten 
können die Berufspflichtschulen in den Gebäuden der Volksschulen untergebracht werden, wenn die Räume 
und deren Einrichtung vom Berufsschulrat für geeignet erachtet werden. 
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§ 11. 

Einrichtung der Berufspflichtschule. 
 
 (1) Im Mittelpunkte aller Unterweisung steht der Beruf. Daher sind die Schüler nach Berufen oder 
Berufsgruppen in Fachklassen zu sondern. Ungelernte Jungarbeiter sind entweder den Klassen für Berufe, 
denen sie mittelbar dienen, einzugliedern oder zu Arbeiterklassen zusammenzufassen. 
 (2) Die Klassenstärke soll in der Regel 25 Schüler nicht überschreiten. Ist sie dauernd größer als 30, so 
ist eine Teilung vorzunehmen. 
 (3) Die Auswahl der Unterrichtsgebiete erfolgt durch Verordnung unter Mitwirkung der Berufsschul-
kammer. Für jede Schule ist unter Berücksichtigung der behördlich aufgestellten Richtlinien ein verbindlicher 
Lehrplan festzusetzen, der der Genehmigung des Berufsschulrats unterliegt. 
 (4) Die Mindeststundenzahl beträgt jährlich 480. Ihre Verteilung richtet sich in landwirtschaftlichen 
Pflichtschulen und in Klassen für sogenannte Saisonarbeiter nach den örtlichen Verhältnissen. 
 (5) Leibesübungen sind für alle Schüler verbindlich. 
 (6) Den Berufspflichtschulen könne angegliedert werden: Förderklassen für Begabte und Hilfsklassen 
für Schwachbefähigte, Fortbildungslehrgänge sowie Einrichtungen, die der Jugendpflege dienen. 
 (7) Die Einrichtung von Schulwerkstätten ist erforderlich, ebenso Handfertigkeitsunterricht für Unge-
lernte. Ihre wirtschaftliche Führung ist zulässig. 
 (8) Werkschulen und ähnliche Veranstaltungen sind in das örtliche Berufsschulwesen einzugliedern 
und müssen den gesetzlichen Anforderungen entsprechen. 
 (9) Der Unterricht in der Berufspflichtschule wird von Lehrern im Hauptamt erteilt. Davon ist nur 
abzusehen, wenn das Pflichtstundenmaß der Lehrer wesentlich überschritten wird und solange eine hauptamt-
liche Lehrkraft nicht voll beschäftigt werden kann, ferner in besonderen Fällen bei Erteilung von Fach- und 
Werkunterricht. 
 (10) Wo die örtlichen und unterrichtlichen Verhältnisse es wünschenswert erscheinen lassen, können 
Wanderlehrer hauptamtlich angestellt werden. 
 

§ 12.  
Schulbesuch. 

 
 (1) Volksschulen und allgemeinbildende höhere Schulen sind verpflichtet, alle aus der Schule entlasse-
nen und berufsschulpflichtigen Schüler der Schulverwaltung anzuzeigen; ebenso ist das Einwohneramt (o. ä.) 
verpflichtet, zu- und wegziehende Schulpflichtige der Schulverwaltung zu melden. 
 (2) Jeder Erziehungspflichtige ist gehalten: 

a)  seine schulpflichtige Angehörigen bzw. Zöglinge spätestens am vierten Tage der Schullei-
tung anzuzeigen bzw. bei Austritt abzumelden. 

b)  dem Schulpflichtigen die nötige Zeit zu gewähren und ihn zum regelmäßigen Besuch anzu-
halten und zu überwachen. 

 (3) Die Vorschrift unter 2 b findet auf Arbeitgeber der Schulpflichtigen ohne weiteres Anwendung. 
 (4) Als Versäumnisgründe gelten im Allgemeinen nur Krankheit des Schülers und bedenkliche oder 
ansteckende Krankheiten im Haus. Berufliche Abhaltung ist kein Grund für Schulversäumnisse. Versäumnisse 
einwandfrei zu rechtfertigen ist je nach Lage des Falles sowohl der Erziehungspflichtige als auch der Arbeitge-
ber gehalten. 
 

§ 13. 
Privatschulen. 
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 (1) Zur Errichtung von Privatschulen als Ersatz oder zur Erfüllung der Berufsschulpflicht soll künftig 
keine Genehmigung mehr erteilt werden. Die bestehenden werden zwei Jahre nach Inkrafttreten dieses Geset-
zes aufgehoben. 
 (2) Lehrer werden, sofern sie den an Berufsschullehrer zu stellenden Anforderungen nach § 14 genü-
gen, an Pflichtschulen übernommen. Dabei ist das Hauptgewicht auf die bisherige Bewährung im Amt zu legen. 
 

§ 14. 
Vorbildung der Lehrer 

 
 (1) Hauptamtliche Lehrer an Berufspflichtschulen müssen 

a)  mindestens eine Allgemeinbildung besitzen, wie sie von Absolventen einer Oberschule ver-
langt wird, 

b)  in beruflicher Hinsicht jenes Maß von Einsicht und Tüchtigkeit durch Schule und praktische 
Betätigung erworben haben, welches die höchste Fachschule des durch sie vertretenen 
Lehrgebiets vermittelt, 

c)  in pädagogischer Hinsicht natürliche Lehrbefähigung besitzen, die sich durch Studium der 
allgemeinen und besonderen Erziehungs- und Unterrichtslehre und durch eigene Versuche 
zu bewußtem Lehrgeschick ausreifte. 

 (2) Die pädagogische Vorbildung kann auf geeigneten Abteilungen einer Hochschule oder staatlichen 
Fachschule sowie durch Selbststudium bei nebenamtlicher Betätigung unter Anleitung einer vom Staate dazu 
ermächtigten Lehrperson erfolgen. 
 (3) Der Nachweis der Lehrbefähigung ist zu erbringen durch eine Abschlußprüfung oder Probezeit. 
Die Staatsbehörde kann auf diesen Nachweis verzichten, wenn in der Person oder bisherigen Tätigkeit des 
Anzustellenden die Gewähr für gedeihliches Wirken ohne weiteres gegeben ist. 
 (4) Für die einzelnen Lehrergattungen sind besondere Ausführungsbestimmungen im Einvernehmen 
mit der Berufsschulkammer zu erlassen. 
 (5) Zum Zwecke der Erweiterung seiner beruflichen Bildung kann einem Berufsschullehrer vom Be-
rufsschulrat längerer Urlaub erteilt werden zur Teilnahme an Kursen, Studienreisen, Ausstellungen, Arbeit in 
Betrieben. Ebenso kann der Berufsschulrat die Erlaubnis zu außeramtlicher Berufstätigkeit erteilen, wenn 
durch diese die Schularbeit vorteilhaft beeinflußt wird. 
 

§ 15. 
Anwartschaft auf Anstellung. 

 
 (1) Ständige Anstellung (Mindestalter das 27. Lebensjahr) erfolgt nach einer Probezeit von einem Jahre, 
auf Vorschlag des Berufsschulausschusses nach Gehör der Lehrerschaft durch den Berufsschulrat. 
 (2) Mit Erteilung rein technischen Unterrichts können unter Zustimmung des Berufsschulrats beruf-
lich tüchtige Fachleute (Künstler, Handwerker) betraut werden, hauptamtlich jedoch nur dann, wenn sie voll 
beschäftigt werden können. 
 (3) Mit Genehmigung des Berufsschulrats können auch sogenannte halbe Lehraufträge erteilt und für 
gleiche Berufe an verschiedenen Schulen Wanderlehrer angestellt werden. 
 (4) Die Bedingungen von Absatz 1 gelten auch für Absatz 2 (bei hauptamtlicher Anstellung) und Ab-
satz 3. 
 

§ 16. 
Rechte und Pflichten der Lehrkräfte. 

 
 (1) Die dienstrechtlichen Verhältnisse der Lehrkräfte im Hauptamte regeln sich unter sinngemäßer 
Anwendung nach den Bestimmungen des Staatsbeamtengesetzes. 
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 (2) Die Pflichtstundenzahl der hauptamtlichen Lehrkräfte beträgt 24 Stunden, vom 40. Lebensjahre ab 
22, vom 50. ab 20, vom 55. ab 18. 
 (3) Stunden für planmäßige Jugendpflege und Verwaltungsstunden sind in die Pflichtstundenzahl ein-
zurechnen. 
 

§ 17. 
Schulleitung. 

 
 (1) Die Leitung der Berufspflichtschulen liegt in den Händen eines erfahrenen, tüchtigen Berufsschul-
mannes, der sich des Vertrauens seiner Mitarbeiter erfreut. Für die Leitung der Mädchenberufspflichtschule 
sind in erster Linie Frauen zu berücksichtigen. 
 (2) Der Leiter einer Berufspflichtschule wird unter Mitwirkung der Lehrerschaft vom Berufsschulaus-
schuß auf Lebenszeit gewählt und bedarf der Bestätigung durch den Berufsschulrat. Die Lehrerschaft kann 
gegebenenfalls vor der Bestätigung etwaige Bedenken mit ausführlicher Begründung dem Berufsschulrat unter-
breiten. 
 (3) Die Pflichtstundenzahl des Schulleiters bestimmt die Oberbehörde je nach Größe der Schule. 
 (4) Die dienstlichen Obliegenheiten sind in einer besonderen Dienstanweisung zu regeln, deren Richt-
linien die Oberbehörde im Einvernehmen mit der Berufsschulkammer zu erlassen hat. 
 

§ 18. 
Lehrerversammlung und Lehrerrat. 

 
 (1) Für den inneren Schulbetrieb ist die Lehrerversammlung zuständig. Sie ist verantwortlich für das 
Gesamtansehen der Schule und hat über pflichtgemäße Amtsführung ihrer Mitglieder zu raten. 
 (2) Die Lehrerversammlung wird von allen an der Schule angestellten haupt- und nebenamtlichen 
Lehrern gebildet. 
 (3) Der Schulleiter beruft und leitet die Lehrerversammlung. Sie ist einzuberufen, wenn ¼ der Mitglie-
der dies beantragt. 
 (4) Sie berät und beschließt über: 

a)  die Hausordnung, 
b)  den Lehrplan, 
c)  die Grundsätze für die Aufstellung des Stundenplans, für Stellvertretungen, für die Zen-

surerteilung und die Versetzung der Schüler, 
d)  die Durchführung von Verordnungen und Verfügungen der Schulbehörden, 
e)  besondere Veranstaltungen der Schule, 
f)  Ankauf und Verwaltung von Lehrmitteln und von Büchern für die Lehrer- und die Schüler-

bücherei im Rahmen des Haushaltplanes, 
g)  Wünsche und Anträge, die den inneren Schulbetrieb oder andere allgemeine Angelegenhei-

ten der Schule betreffen, 
h)  schärfere Schulstrafen, Ausschluß und Befreiung einzelner Schüler. 

 (5) Das Ergebnis der Beratungen ist durch Abstimmung festzustellen und in die Niederschrift aufzu-
nehmen. Stellvertreter haben nur beratende Stimme. Nebenamtliche Lehrer haben Stimmrecht nach Maßgabe 
ihrer Stundenzahl. 
 (6) Der planmäßige Schulunterricht darf durch die Abhaltung von Lehrerversammlungen in der Regel 
nicht gekürzt werden. 
 (7) Kann der Schulleiter einem Beschluß der Lehrerversammlung nicht zustimmen, so ist dieser mit 
der Begründung der Mehrheit und den Gegengründen des Schulleiters dem Berufsschulrat zur Entscheidung 
vorzulegen. 
 (8) An Schulen mit zehn oder mehr ständigen Lehrern, Hilfs- und Fachlehrern ist ein Lehrerrat zu 
bilden. Sind weniger Lehrer angestellt, so kann die Gesamtheit der Lehrer die Aufgabe des Lehrerrats über-
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nehmen. Der Lehrerrat besteht aus mindestens drei Mitgliedern. Er wird von der Lehrerversammlung zu Be-
ginn jeden Schuljahres in geheimer Abstimmung gewählt. Stimmberechtigt und wählbar sind die dauernd ange-
stellten ständigen und nichtständigen Lehrer mit Ausnahme des Schulleiters und seines Stellvertreters. 
 (9) Der Schulleiter hat dringende Angelegenheiten, die an sich der Beratung und Beschlußfassung der 
Lehrerversammlung unterliegen, mit dem Lehrerrat zu erledigen, wenn die sofortige Einberufung der 
Lehrerversammlung nicht möglich ist. Unter der gleichen Voraussetzung hat der Lehrerrat das Recht, in sol-
chen Angelegenheiten Anregungen  zu geben und Anträge zu stellen. Anträge, denen der Schulleiter nicht 
stattgeben kann oder will, sind auf die Tagesordnung der nächsten Lehrerversammlung zu setzen. 
 

§ 19. 
Berufsschulausschuß. 

 
 (1) Um die Aufgaben, die der Staat den Schulgemeinden in diesem Gesetze überträgt, gerecht zu wer-
den, ist in jedem Schulbezirk ein Berufsschulausschuß mit Beschlußrecht zu bilden. 
 (2) Er umfaßt: 

Vertreter der Ortsbehörde, 
Vertreter der Arbeitgeber- und Arbeitnehmerverbände und wirtschaftlichen Selbstverwaltungs-

körper, 
Vertreter der Eltern, 
den Schularzt, 
Vertreter der Lehrer einschließlich der Schulleiter. 

 (3) Die Zahl der Mitglieder wird durch die Schulordnung bestimmt. 
 (4) Den Vorsitz führt ein Vertreter der Ortsbehörde oder der Lehrerschaft. 
 (5) Für jede Berufspflichtschule ist ein Schularzt zu verpflichten. Er hat den Gesundheitszustand der 
Schüler zu untersuchen und zu begutachten. 
 
 (6) Für Fachschulklassen an den Berufspflichtschulen können Berufsschulpflegschaften gebildet wer-
den, die sich aus den Vertretern und den Lehrern eines Gewerbes zusammensetzen und denen Angelegenhei-
ten des Fachunterrichts zur Beratung und zur Begutachtung vorgelegt werden.   
 

§ 20. 
Berufsschulräte und -beiräte. 

 
 (1) Für die Berufspflichtschulen jeder Kreishauptmannschaft sind nach Anhörung der Standesorgani-
sationen aus den Reihen erfahrener Berufsschulmänner Berufsschulräte von der obersten Schulbehörde zu 
berufen. 
 (2) Die Berufsschulräte haben sich neben den bereits in diesem Gesetz angeführten Obliegenheiten 
über das gesamte Berufsschulwesen ihres Bezirkes zu unterrichten, Anregungen zur Förderung zu geben und 
die Verbindung mit dem gewerblichen Leben zu vermitteln. 
 (3) Den Berufsschulräten ist ein Berufsschulbeirat aus Vertretern der Berufsschullehrer und des in § 19 
genannten Personenkreises beizugeben. Seine Einrichtung und Befugnisse sind im Einvernehmen mit der Be-
rufsschulkammer besonders zu regeln. 
 

§ 21. 
Die oberste Schulbehörde. 

 
 (1) Das gesamte Berufsschulwesen untersteht dem Wirtschaftsministerium. In diesem ist eine beson-
dere Abteilung zu unterhalten, in welche Berufsschulleute als Dezernenten zu berufen sind. 
 (2) Der obersten Schulbehörde steht eine Berufsschulkammer beratend zur Seite. Die Zahl der Mit-
glieder setzt sich zur Hälfte aus Vertretern der Lehrerschaft und zur anderen Hälfte aus Vertretern der in § 7 
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genannten Schulunterhaltungspflichtigen zusammen. Die Wahl der Lehrervertreter zur Berufsschulkammer 
erfolgt durch die berufsständischen Organe. 
 

§ 22. 
 
Dieses Gesetz tritt am 1. April 1921 in Kraft. 
 
 
Quelle: SächsHStAD, 11125, Nr. 16128, Bl. 47-53. 
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Dokument 34 Entwurf eines Handelsschulgesetzes, erarbeitet vom Verein Sächsischer Handels-
schulmänner (vom März 1921) 

 
§ 1. 

Umfang. 
 
Handelsschulen im Sinne des Gesetzes sind: 
 A. Handlungslehrlingsschulen (H. L.), 
 B. Wirtschaftsmittelschulen (W. M.), 
 C. Wirtschaftsoberschulen (W. O.). 
 

A.  
Die Handlungslehrlingsschule. 

 
§ 2. 

Ziel und Aufgabe. 
 
Die H. L. hat die Aufgabe, die Schüler durch Ergänzung und Vertiefung ihrer Berufsbildung in der leistungsfä-
higen Teilnahme am deutschen Handel zu fördern, durch staatsbürgerliche Belehrung für die Erfüllung ihrer 
späteren Aufgaben innerhalb des staatlichen Lebens vorzubereiten, durch Weckung des allgemeinen Bildungs-
dranges zur Freude an geistiger Beschäftigung zu erziehen und an ihrer körperlichen Ertüchtigung mitzuarbei-
ten. 
 

§ 3. 
Lehrplan. 

 
Für die H. L. gilt der vom V. S. H. geschaffene und vom sächsischen Wirtschaftsministerium anerkannte Ein-
heitslehrplan. 

 
§ 4. 

Träger. 
 
Träger der Schulen sind Staat, Gemeinde oder Zweckverbände. 
 

§ 5. 
Schulbezirke. 

 
Die Handelsschulen haben eigene Schulbezirke. Diese sind, falls sie sich nicht mit der Gemeinde decken, durch 
die Oberbehörde unter Berücksichtigung der bestehenden Verhältnisse und der Verkehrsmöglichkeiten nach 
Anhörung der beteiligten Kreise festzusetzen. 
 

§ 6. 
Fachklassen. 

 
 (1) Fachklassen für den kaufmännischen Beruf dürfen an den beruflich gegliederten Fortbildungsschu-
len oder Fachschulen nut in solchen Orten angeschlossen werden, die sich nicht in den Bezirk einer Handels-
schule eingliedern lassen. 
 (2) Steigt in einem solchen Orte die Zahl der handelsschulpflichtigen Schüler dauernd auf 75, so ist 
eine Handelsschule zu errichten. 
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§ 7. 
Schulkassen. 

 
Handelsschulen haben eigene Schulkassen, die von den Trägern der Schulen verwaltet werden. 
 

§ 8. 
Beitragspflicht. 

 
Die Kosten der Handelsschule werden durch Beiträge des Staates, der Gemeinden, der Handelskammern und 
durch Schulgelder aufgebracht. 
 

§ 9. 
Schulpflicht. 

 
 (1) Zum Besuche der H. L. sind alle im Schulbezirke beschäftigten oder wohnenden Handlungslehr-
linge beiderlei Geschlechts verpflichtet. 
 (2) Die Schulpflicht dauert drei Jahre, jedoch nicht länger als bis zum Schlusse des Schuljahres, in dem 
das 17. Lebensjahr vollendet wird. 
 (3) Schüler und Schülerinnen höherer Lehranstalten, die in eine kaufmännische Lehrer treten, sind bis 
zur Vollendung der Fortbildungsschulpflicht bei der H. L. schulpflichtig. 
 (4) Vom Besuche der H. L. ist befreit, wer das Abschlußzeugnis einer staatlich anerkannten Wirt-
schaftsmittelschule oder Wirtschaftsrealschule erworben hat, oder wer eine von der Behörde als gleichwertig 
anerkannte Bildung nachweist. 
 (5) Schüler oder Schülerinnen, die wegen eines Vergehens oder Verbrechens bestraft sind, oder solche, 
die wegen ihrer Lebensführung eine Gefährdung ihrer Mitschüler befürchten lassen, können auf Antrag der 
Lehrerschaft durch den Schulausschuß ausgeschlossen werden. 
 (6) Körperlich und geistig Schwache können, falls nicht besondere Unterrichtsmöglichkeiten für sie 
geschaffen sind, vom Besuch der Handelsschule ganz oder teilweise befreit werden. 
 

§ 10. 
Freiwilliger Schulbesuch. 

 
Nicht mehr volksschulpflichtige Knaben und Mädchen ohne kaufmännische Lehre sind zum Besuche der H. L. 
zuzulassen und unterliegen im berufsschulpflichtigen Alter den Bedingungen für Handlungslehrlinge. Nicht 
berufsschulpflichtige Besucher haben das Recht der freien Unterrichtswahl. 
 

§ 11. 
Einrichtung der Handlungslehrlingsschule. 

 
 (1) Die H. L. hat drei aufsteigende Klassen. 
 (2) Die Mindeststundenzahl beträgt ohne körperliche Übungen wöchentlich 12 oder 1440 für den 
ganzen Lehrgang. 
 (3) Körperliche Übungen sind für die H. L. verbindliches Unterrichtsfach. 
 (4) Schulen mit erweitertem Lehrplan sollen auf diesem Stande erhalten bleiben. 
 (5) Angegliedert werden können: 

 1. Förderklassen für Begabte, 
 2. Hilfsklassen für Schwachbefähigte, 
 3. Fortbildungsklassen für Erwachsene, sowie 
 4. Einrichtungen für die Jugendpflege. 
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 (6) Die Klassenstärke soll 25 Schüler nicht übersteigen. Ist die dauernd größer als 30, so muß eine 
Teilung vorgenommen werden. 
 (7) Wo die Verhältnisse es erfordern, können Schüler beiderlei Geschlechts in einer Klasse vereinigt 
werden. 
 (8) Der Unterrichts findet werktags zwischen früh 7 Uhr (Winter 8 Uhr) und abends 7 Uhr statt. Lei-
besübungen und Spiele können in die Abendstunden gelegt werden. 
 (9) Am Schlusse des Lehrganges haben die Schüler durch eine Reifeprüfung nachzuweisen, daß sie das 
Ziel der Schule erreicht haben. 
 (10) Begabten Schülern ist der Übertritt in die Wirtschaftsoberschule zu ermöglichen. 
 (11) Die Ferien decken sich mit denen der höheren Schulen des Bezirkes. Über Beginn der Weih-
nachtsferien, sowie über schulfreie Meß- und Markttage entscheiden die örtlichen Bedürfnisse. 
 (12) Die vom Schulvorstand im Einverständnis mit der Lehrerschaft geschaffene und von der Ober-
behörde genehmigte Schulordnung gilt für den ganzen Schulbezirk. 
 

§ 12. 
Anmeldepflicht. 

 
 (1) Die im Schulbezirke ansässigen Geschäftsinhaber sind verpflichtet, ihre Lehrlinge rechtzeitig an-
zumelden, zum regelmäßigen Besuche anzuhalten und die nötige Zeit hierzu zu gewähren. 
 (2) Die Vorschriften finden auch auf die gesetzlichen Vertreter der Schüler entsprechende Anwendung. 
 

§ 13. 
Versäumnisgründe. 

 
Als Versäumnisgründe gelten im allgemeinen nur Krankheiten der Schüler oder ansteckende Krankheiten im 
Hause. Berufliche Abhaltung ist kein Grund für Schulversäumnisse. 
 

§ 14. 
Lehrer. 

 
 (1) Der Unterricht an der H. L. wird in der Regel von hauptamtlichen Lehrern erteilt, die Beschäfti-
gung von nebenamtlichen Lehrern ist nur Notbehelf. 
 (2) Als Lehrer kommen in Betracht: 

1. Lehrer mit abgeschlossener Hochschulbildung. 
2. Seminaristisch gebildete Lehrer und 
3. Technische und Fachlehrer, welche ihre Befähigung von einer staatlichen Prüfungskommissi-

on nachgewiesen haben. 
 (3) Für die handelswissenschaftlichen Fächer sind nur Diplomhandelslehrer anzustellen, für hauswirt-
schaftlichen Unterricht nur Frauen. 
 (4) Die Wahl der Lehrer erfolgt durch den Schulvorstand und ist vom Wirtschaftsministerium zu be-
stätigen. 
 (5) Hauptamtliche Lehrer sind nach einer einmaligen, einjährigen Probezeit, jedoch nicht vor dem 26. 
Lebensjahr unkündbar und mit Anspruch auf Ruhegehalt und Hinterbliebenenversorgung auf Grund des für 
die H. L. geltenden Anstellungsvertrages anzustellen. Sie gelten als Lehrer an öffentlichen Schulen im Sinne der 
Reichsverfassung. 
 (6) Lehrer mit abgeschlossener Hochschulbildung sind einander in jeder Hinsicht gleichgestellt. 
 (7) Die Pflichtstundenzahl der hauptamtlichen Lehrkräfte beträgt bis zu 24 Wochenstunden. Planmä-
ßige Jugendpflege ist in die Pflichtstundenzahl einzurechnen. Im übrigen sind die dienstlichen und rechtlichen 
Verhältnisse der Lehrer an Handelsschulen denen der Lehrer an höheren Schulen gleich. 
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§ 15. 
Leitung. 

 
Die Leitung der H. S. liegt in den Händen eines Direktors und ist im übrigen nach den Grundsätzen zu regeln, 
die für höhere Schulen maßgebend sind. Die Pflichtstundenzahl des Leiters bestimmt die Oberbehörde je nach 
der Größe der Schule. 
 

§ 16. 
Lehrerversammlung und Lehrerrat. 

 
 (1) Für den inneren Schulbetrieb ist die Lehrerversammlung zuständig. Sie ist mitverantwortlich für 
das Ansehen der Schule. 
 (2) Die Lehrerversammlung wird von allen an der Schule angestellten haupt- und nebenamtlichen 
Lehrkräften gebildet. 
 (3) Der Schulleiter beruft und leitet die Lehrerversammlung. Sie ist einzuberufen, wenn ein Viertel der 
Mitglieder es beantragt. 
 (4) Sie berät und beschließt über: 

 1. die Hausordnung, 2. den Lehrplan, 3. die Grundsätze für die Aufstellung des Stundenpla-
nes, für Stellvertretungen, für die Zeugniserteilung und die Versetzung der Schüler, 4. die 
Durchführung von Verordnungen und Verfügungen der Schulbehörden, 5. besondere Veran-
staltungen der Schule, 6. Ankauf und Verwaltung von Lehrmitteln und von Büchern für die 
Lehrer- und Schülerbücherei im Rahmen des Haushaltplanes, 7. Wünsche und Anträge, die 
den inneren Schulbetrieb oder andere allgemeine Angelegenheiten der Schule betreffen, 8. 
schärfere Schulstrafen, Ausschluß und Befreiung einzelner Schüler. 

 (5) Das Ergebnis der Beratungen ist durch Abstimmung festzustellen und in die Niederschrift aufzu-
nehmen. 
 (6) Stellvertreter haben nur beratende Stimme. 
 (7) Nebenamtliche Lehrer haben Stimmrecht nach Maßgabe ihrer Stundenzahl, mindestens jedoch 
eine Stimme zusammen. 
 (8) Der planmäßige Unterricht darf durch Abhaltung von Lehrerversammlungen in der Regel nicht 
gekürzt werden. 
 (9) Kann der Schulleiter einem Beschluß der Lehrerversammlung nicht zustimmen, so ist dieser mit 
der Begründung der Mehrheit und den Gegengründen des Schulleiters der Oberbehörde zur Entscheidung 
vorzulegen. 
 (10) An Schulen mit 10 oder mehr ständigen Lehrern, Hilfs- und Fachlehrern ist ein Lehrerausschuß 
zu bilden. Sind weniger Lehrer angestellt, so kann die Gesamtheit der Lehrer die Aufgaben des Lehreraus-
schusses übernehmen. Der Ausschuß besteht aus mindestens 3 Mitgliedern. Er wird von der Lehrerversamm-
lung zu Beginn jedes Schuljahres in geheimer Abstimmung gewählt. Stimmberechtigt und wählbar sind die 
dauernd angestellten ständigen und nichtständigen Lehrer mit Ausnahme des Direktors und seines Stellvertre-
ters. 
 

§ 17. 
Schulvorstand. 

 
 (1) Die äußere Verwaltung der Handelsschule liegt in den Händen eines Schulvorstandes. Er setzt sich 
zusammen aus: Vertretern der Gemeinde des Schulbezirkes, der Handelskammer, der Kaufmannschaft, der 
Handlungsgehilfenverbände, der Lehrerschaft und dem Schulleiter. 
 (2) Die Zahl der Mitglieder bestimmt die Oberbehörde. 
 (3) Der Schulvorstand hat die Geschäfte nach einer von der Oberbehörde zu erlassenden Geschäfts-
ordnung zu führen. 



175 

 
§ 18. 

Handelsschulrat. 
 
 (1) Für die Handelsschulen Sachsens ist nach Anhörung der berufenen Vertreter der V. S. H. ein Han-
delsschulrat zu ernennen. Er muß ein im sächsischen Handelsschuldienste erfahrener Handelsschulmann sein, 
der das Vertrauen der Lehrerschaft genießt. 
 (2) Er verwaltet alle der Vorbildung für den kaufmännischen Beruf dienenden Schulen des Landes 
hauptamtlich, auch die privaten Handelsschulen. 
 

§ 19. 
Handelsschulbeirat. 

 
Dem Handelsschulrat zur Seite steht der Handelsschulbeirat. Er setzt sich zusammen aus dem Schulrat, je ei-
nem Vertreter der verschiedenen Handelsschularten, einem Vertreter der Handelskammern und der Hand-
lungsgehilfenverbände. Die Vertreter der Schule werden vom V. S. H. gewählt.  

 
§ 20. 

Oberbehörde. 
 
Die oberste Schulbehörde für die Handelsschulen ist das Wirtschaftsministerium. 
 

§ 21. 
Privatschulen. 

 
Privatschulen, welche den Vorschriften des Gesetzes voll entsprechen, können bestehen bleiben. 
 

B.  
Wirtschaftsmittelschule. 

 
§ 22. 

Art und Aufgabe der W. M. 
 
Die W. M. bildet die einfache Form der Vorbereitungsschule auf den kaufmännischen oder ihm verwandten 
Beruf. Sie gibt den Schülern eine vertiefte berufliche Bildung. 
 

§ 23. 
Aufbau. 

 
Die W. M. baut sich auf die Volksschule auf. Sie besteht entweder aus einem zweijährigen Lehrgang mit je 30 
Wochenstunden oder aus einem solchen mit dreißig Wochenstunden im ersten und zehn Wochenstunden im 
zweiten Jahr. Es ist anzustreben, daß alle bis jetzt bestehenden W. M. zu einem zweijährigen Lehrgange mit je 
30 Wochenstunden ausgebaut werden. 
 

§ 24. 
Lehrplan. 

 
Der Unterricht wird nach Maßgabe eines für alle Schulen des Landes geltenden Lehrplanes erteilt, der durch 
den V. S. H. aufzustellen und von dem zuständigen Ministerium zu genehmigen ist. 
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§ 25. 
Aufnahme. 

 
Der Eintritt erfolgt nach Ablegung einer Aufnahmeprüfung. Das letzte Schulzeugnis und die Eignung zum 
Beruf sind bei der Aufnahme zu berücksichtigen. 
 

§ 26. 
Abgangszeugnis. 

 
 (1) Am Schlusse des Lehrganges müssen die Schüler durch eine Prüfung nachweisen, daß sie das Ziel 
der Schule erreicht haben. Das Reifezeugnis befreit von der weiteren Berufsschulpflicht. 
 (2) Während des Besuches der W. M. ruht diese Schulpflicht. 
 

§ 27. 
Übergangsmöglichkeiten. 

 
Begabten Schülern ist der Übergang zur Berufsoberschule zu ermöglichen. 

 
§ 28. 

Mädchenschulen. 
 
Unter Berücksichtigung der Eigenart der Mädchen finden die Grundsätze für die W. M. auch für die weibliche 
Jugend Anwendung. 
 

§ 29. 
Verbindung mit Handlungslehrlingsschulen. 

 
Aus sozialen und unterrichtlichen Gründen muß die Verbindung der W. M. mit anderen Formen der Handels-
schulen gewahrt bleiben. 
 

§ 30. 
Sonstige Bestimmungen. 

 
In allen übrigen Punkten finden die Bestimmungen aus Abschnitt A über Handlungslehrlingsschulen sinnge-
mäße Anwendung. 
 

C.  
Wirtschaftsoberschule. 

 
I.  

Die Wirtschaftsrealschule. 
 

§ 31. 
Aufgabe. 

 
Die Wirtschaftsrealschule stellt neben den anderen Realschulen eine besondere Form dar, die als Berufsober-
schule die Aufgabe hat, beiden Geschlechtern neben der Erziehung zu sittlichen Persönlichkeiten im Geiste des 
deutschen Volkstums eine gründliche Ausbildung in den wirtschaftlichen Fächern zu vermitteln. 
 

§ 32. 
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Aufbau. 
 
Die W. R. besteht aus einem drei- bzw. vierjährigen Lehrgang, der an das achte bzw. siebente Schuljahr an-
schließt. Wo örtliche Verhältnisse es erfordern, kann sie sechsklassig ausgebaut werden, um an die vierjährige 
Grundschule anzuschließen. 

 
§ 33. 

Lehrplan. 
 
 (1) Den Bildungsmittelpunkt bilden die Wirtschaftswissenschaften. Um diesen Mittelpunkt gruppieren 
sich die privat- und volkswirtschaftlichen, die deutschkundigen, neusprachlichen, geographisch-geschichtlichen 
und mathematisch-naturwissenschaftlichen Lehrfächer. 
 (2) Die Auswahl des Lehrstoffes erfolgt in allen Fächern in Rücksicht auf die künftige Tätigkeit im 
Wirtschaftsleben. 
 

§ 34. 
Verhältnis zu anderen höheren Schulen. 

 
Die Wirtschaftsrealschulen sind in jeder Beziehung sechsklassigen höheren Schulen gleichwertig. 
 

§ 35. 
Schulgeld. 

 
Das Schulgeld darf nicht höher als an anderen höheren Schulen sein. 
 

§ 36. 
Verbindung mit anderen Handelsschulformen. 

 
Die Verbindung der Wirtschaftsrealschulen mit anderen Handelsschulformen muß aus sozialen und unterricht-
lichen Gründen gewahrt bleiben. 
 

II.  
Der höhere Fachkurs. 

 
§ 37. 

 
 (1) Der höhere Fachkurs mit einjährigem Lehrgang bietet den an den anderen höheren Schulen mit der 
Reife für O II abgehenden Schülern Gelegenheit, sich vor Eintritt in den Beruf eine gründliche Fachbildung 
anzueignen. 
 (2) Der Unterricht erstreckt sich vornehmlich auf Stoffe, welche der Fachbildung dienen. 
 (3) Das Reifezeugnis befreit von der weiteren Schulpflicht. 
 

III. 
Die Wirtschaftsoberrealschule. 

 
§ 38. 

Aufbau. 
 


